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UKRAINE
Wie die deutschen Leitmedien 
beim Wahlkrimi in Kiew ihre 
Neutralität und Distanz 
aufgaben.

KRIMINALITÄT
Warum die Zuschauer von 
Privatsendern am meisten Angst 
haben – und am schlechtesten 
informiert sind.

Im Labyrinth der 
Wissenschaft

Aids, Waldsterben, Brennstoffzelle: 
Bei komplexen Themen bleiben 

 journalistische Standards 
allzu oft auf der Strecke.
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Unverstellt sagen, was man tatsächlich erlebt: Dies gelingt in den USA, wenn es um die 
Verhältnisse im Irak geht, derzeit wohl nur als Samisdat, als Untergrundnachricht, wie 
der Fall der Bagdad-Korrespondentin Farnaz Fassihi deutlich macht. Ihre Mail ist darum 
in doppelter Hinsicht beeindruckend (Seite 20). Beeindruckend ist auch die aufdeckende 
Reportage der Italien-Korrespondentin Christiane Kohl über Massaker der deutschen 
Wehrmacht (Seite 66) und die Recherche des rumänischen Reporters Liviu Avram (Seite 
72): Ihre Rechercheberichte zeigen, was der unvoreingenommene Journalismus zu leis-
ten vermag. Dass sie Ihnen Anregungen geben, dies wünscht sich

Was sagen Sie zur veränderten Titelblattgestaltung? 
Wie finden Sie dieses »brüchige« Editorial? Kommen 
Sie mit dem Inhaltsverzeichnis zurecht – und mit 
den neu gestalteten Rubrikschriften? Überhaupt die 
neue Art der Illustrierung: Spricht Sie diese an? Wir 
haben, mit andern Worten, das Layout von Message 
einem sehr sanften Relaunch unterzogen und es von 
überkommenen Moden befreit. Wir hoffen, dass 
es Ihnen gefällt und freuen uns über ein Feedback. 
Das neue Design gestaltet Andreas Lamm, im 
Hauptberuf Student der Medienwissenschaften an 
der Universität Leipzig. Er gehört neu zur Redaktion 
und wird auch in Zukunft das Layout betreuen. 

Michael Haller

Gegen den Strich denken, Vorurteile hinterfragen, 
von Autoritäten verkündete Ansichten nicht gleich 
für wahr halten: Diese sehr einfache, grundle-
gende Maxime des unabhängigen Journalismus 
gerät in Vergessenheit. Der Begriff »embedded« 
ist nicht zufällig zum geflügelten Wort avanciert. 
Zurück zum unvoreingenommenen Denken: 
Dies ist unser Thema hinter den Themen dieser 
Ausgabe. Es beginnt mit den Texten über die aktu-
elle Ukraine-Berichterstattung, setzt sich fort im 
Schwerpunktthema »Wissenschaftsjournalismus« 
und berührt die Rubrik Forschung, wo der Umgang 
mit Kriminalität kritisch beleuchtet wird. 
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10	 Wahlberichterstattung:
Die deutschen Medien ergriffen Partei für die 
Opposition und ignorierten unpassende Fakten
Von Juliane Schönherr 

13	 Interview mit Prof. Mária Huber: »Das war un-
terschwellig ideologisch begründet«
VON UWE KRÜGER

FRANKREICH

16	 �Q��Branchenfremde Eigentümer:
Waffenhersteller haben die Kontrolle über 
Frankreichs Tagespresse übernommen  
VON MARk HuNTER uND SALIm JAOuANI

IRAK/USA

20	 �Q��Kriegsberichterstattung:
Eine E-Mail aus Bagdad sorgt in den USA für 
heftige Kontroversen über die Rolle des  
Journalismus
VON STEVEN T. JONEs

WISSENSCHAFTSJOURNALISMUS

28	 Einführung:
Wie sich die Aufgaben des Wissenschafts
journalismus verändern
VON MIChAEL HALLER

30	 �Q��Vioxx-Skandal:
Nur wenige Medien fragten genauer nach
VON BARbARA RITZERT

35	 Wie der Deutsche PR-Rat versuchte, einem 
unsittlichen Angebot auf den Grund zu gehen
VON HORsT AVENARIus

36	 Aids-Ursachenforschung:
Die Insider-Debatte über HIV und Aids hat den 
Journalismus überfordert
VON TORsTEN ENGELbREChT
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Was bringt mir mehr »Wissen«: das Heft der  
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VON MARkus BEhmER

50	 Quellen: 
Wer lediglich Meinungen gegenüberstellt, der 
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NPD:  Das Thema 
Rechtsextremismus 
anzugehen, ist gerade 
im Lokalen schwierig. 
Die Redaktion Pirna 
mitten in der braunen 
Hochburg Sächsische 

Schweiz spielte einst eine mutige Vorreiterrolle – heute 
agiert sie nur mehr defensiv. 

Irak-Kriegsberichterstattung:  
Heftige Kontroversen löste eine private E-Mail 

der Wall-Street-Journal-Korrespondentin Farnaz Fassihi 
aus. Im Zuge des Irak-Krieges hat sich der News-
Journalismus in den USA in eine schwierige Lage 
manövriert. 

Medikamente: 
Für hunderte von 

Toten in Deutschland wurde 
das Rheuma-Mittel Vioxx 
verantwortlich gemacht. Der Skandal folgte einem alt-
bekannten Erregungsmuster; wirklich nachrecherchiert 
haben nur wenige. 

Frankreich : 
Waffenhersteller 
kontrollieren 
inzwischen 
zwei Drittel der 
französischen 
Tagespresse. 
Wie der neue 

Medienmogul Serge Dassault die eigenen Zeitungen für 
seine politischen und wirtschaftlichen Interessen nutzt.

Zweiter Weltkrieg:  Über deutsche 
Kriegsverbrechen in Italien ist nur wenig bekannt. Die 
Korrespondentin der Süddeutschen Zeitung spürte 
die letzten überlebenden Opfer und Täter auf. Ein 
Recherchebericht.

66

20

16

30

82



5message �Q��1 / 2005

INHALT

55	 Neue Sachlichkeit:
Wie Wissenschaftsjournalisten gegen 
PR-Fallen und Angst-Mache zu Felde ziehen könnten
VON GÜNTER KEIL

ZEITUNGSMARKT

62	 Schweiz:
Das Gratis-Tabloid 20 Minuten versetzte die Zeitungs-
macher in Aufruhr
VON ROGER BLum

RECHERCHE

66	 �Q��Italien:
Unsere Autorin – Korrespondentin der SZ – spürte 
letzte Zeugen und Täter deutscher Kriegsverbrechen 
auf
VON ChRIsTIANE KOhL

72	 Rumänien:
Wie ein Journalist die Ministerin für Europäische          
Integration wegen Korruptionsverdachts zu Fall brachte. 
Ein Recherchebericht.   
VON LIVIu AVRAm

76	 Leuchtturm-Preis:
Wie epd medien dem ZDF Schleichwerbung nachwies.  
Ein Rechercheprotokoll
VON VOLkER LILIENThAL

79	 Die Netzwerk-Recherche-Agenda 2005 
VON INGmAR CARIO

RECHTSEXTREMISMUS

82	 Die NPD im Lokalteil:
Die Lokalredaktion im sächsischen Pirna ging 
das Thema Rechtsextreme einst offensiv an. 
Nun hat sie der Mut verlassen.
VON UWE KRÜGER

87	 �Q��Die Rechten in den ARD- und ZDF- 
Berichten:
Viele Stereotype, wenig Hintergrund
VON UWE KRÜGER

PRIVATSPHÄRE

88	 Bush-Biografie: 
Wie die Schlüsselloch-Autorin Kitty Kelley zu ihren 
Informationen aus der Privtasphäre von Bush und Co. 
kam
VON ThOmAs SChuLER

FORSCHUNG

94	 Angstthemen:
Über den speziellen Nachrichtenwert von Kriminalität, 
Unfällen und Katastrophen
VON GEORG RuhRmANN

97	 Neue Studie zur Berichterstattung über  
Sexualmorde an Kindern 

98	 Kriminalitätswahrnehmung:  
Warum Zuschauer privater Fernsehsender am schlech
testen informiert sind. Interview mit Christian Pfeiffer
VON MARTIN NIGGEsChmIDT

NORMEN

102	 Aktuelle Rechtsprechung: 
Warum das »Rekord-Schmerzensgeld« für Carolines 
Tochter die Ausnahme bleiben wird 
VON ENDREss WANCkEL

106   Erste Konsequenzen des Caroline-Urteils

108	 Schweizer Presserat:
Kinderfotos in den Medien:
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messa Ge 4/2004
Caroline-Urteil

ANWÄLTE SIMPLIFIZIEREN
Insgesamt wird die Praxis zeigen müssen, wie 
weit das Urteil des Straßburger Menschen
rechtsgerichtshof für Deutschland eine verbindli-
che Wirkung hat: Die nationalen Gerichte können 
das berücksichtigen, aber es besteht keine recht-
liche Bindung. Das haben alle Juristen erkannt. 
Jetzt ist die Frage, wie man damit umgeht. Das 
»Caroline-Urteil« wird sehr stark verallgemeinert. 
Der Fall, an dem das Urteil hochgezogen wurde, 
ist ein Einzelfall. 

Im Moment machen es sich die Anwälte von 
Prominenten etwas einfach, indem sie immer auf 
dieses Urteil verweisen. Dabei ist jeder Einzelfall 
auch einzeln zu bewerten. Wenn belegt werden 
kann, dass eine Berichterstattung einen Beitrag zu 
einer Diskussion von allgemeinem Interesse leistet, 
dann ist diese auch gerechtfertigt. 

Die wirtschaftlichen Auswirkungen auf den 
Verlag durch den Verweis auf das Caroline-Urteil 
sind insofern durchaus abhängig von der Auslegung 
bei der künftigen Rechtsprechung. 

Georg Rateike, Geschäftsführer achat KG, 
Heinrich Bauer-Verlag

PROMI IN SCHIEFLaGE
Das Urteil hat keine direkte Auswirkung auf die 
Bunte-Berichterstattung und damit auch keine 
wirt schaftlichen Konsequenzen. Wir halten uns 

– wie  schon immer – an das deutsche Presserecht. 
Das deutsche Presserecht regelt ausführlich 
und genau, wie nahe man Prominenten in der 
Berichterstattung, also mit Texten und Bildern, 
treten darf. Ich denke, dass Prominente durch 
unser Presserecht ausreichend geschützt sind.

 Das Caroline-Urteil wird möglicherweise  auf 
einige Gerichte Auswirkungen haben. Es könn-
te sein, dass einige clevere Anwälte versuchen, 
die Pressefreiheit einzuschränken, indem sie 
den Medien vorschreiben wollen, wie über ihre 
Klienten berichtet werden darf. Den Versuch 
»Hofberichterstattung« zu erzwingen gibt es 
bereits: Da werden Medien zum Beispiel ermun-
tert, über bestimmte Prominente zu berichten, 
wenn diese ein positives Ereignis für ihr Image 

ausnützen wollen. Da dürfen auch plötzlich die 
Kinder von Prominenten gezeigt werden, wenn 
sie mit ihren Eltern in schönster Harmonie Urlaub 
machen oder Plätzchen backen. 

Aber wehe, der Prominente gerät in eine Schief
lage, weil er etwa beim Seitensprung oder beim 
Steuerbetrug erwischt wird oder seine Platte, sein 
Film floppt. Dann plötzlich berufen sie sich auf 
den Schutz ihrer Privatsphäre, schalten Anwälte 
ein und versuchen, die Berichterstattung zu ver-
hindern.	 Patricia Riekel, 

Chefredakteurin der Bunten 

messa Ge 4/2004
Agenturjournalismus

AP: UNSICHERHEIT WELTWEIT
In Ihrem Beitrag steht AP gut da, worüber ich 
mich freuen kann. Für AP Deutschland bedeutet 
die Offensive des Mutterhauses auch, dass einige 
Entscheidungen, zum Beispiel Personalentschei
dungen wie Entlassungen oder der Ausbau der 
Belegschaft, vor allem in London oder New York 
und nicht mehr hier vor Ort getroffen werden. 

So kann es passieren, dass Stellen, die etwa 
wegen Mutterschaft oder längerer Krankheit 
vakant sind, nicht sofort mit neuen Leuten besetzt 
werden. Und das bedeutet auch, dass wir manch-
mal noch mehr arbeiten müssen, um die Qualität 
zu halten. Insgesamt hat die Umstrukturierung, 
wie das nun einmal in solchen Fällen ist, neben 
dem Motivationsschub auch eine gewisse Portion 
Unsicherheit nach sich gezogen – auch weltweit.

Der Beitrag hat auch in der Redaktion in Frank
furt für Diskussionen gesorgt, denn er ist die 
Übersetzung eines Artikels, und es wurde hier 
nicht nachrecherchiert. In den USA sieht man 
vieles aus der Distanz, und es wäre sicher inter-
essant gewesen, wenn neben dieser Übersetzung 
auch die Lage in den Landesdiensten von AP, zum 
Beispiel in Frankreich, der Schweiz oder auch 
hier in Frankfurt, beleuchtet worden wäre. Die 
Lage auf dem deutschen Medien- und damit auch 
Agenturmarkt insgesamt ist ja so neu nicht.

Denn: Wenn die Mutter schön aussieht, müssen 
die Töchter nicht zwangsläufig auch gut aussehen 

– es ist ihnen aber auch keinesfalls verboten.
Peter Gehrig, AP-Chefredakteur in 

Frankfurt am Main

AUSGABE 4/2004
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An dieser Stelle 
äußern sich 
Publizisten zu den 
Themen des vergan-
genen Heftes. 
Sie erreichen uns ...

... per Post:
Redaktion messaGe
Isestraße 26
D-20144 Hamburg

... per Fax:
040/4221242

... oder per E-Mail:
redaktion@message-
online.com

messa Ge 4/2004
Korrekturen

FEHLERFREIE DEuTSCHE 
BLaTTMaCHER

Skandalaufdecken ist Nestbeschmutzung. Deut
sche Kollegen kümmern sich wenig um die 
Schweiz, noch weniger um die Fehler, die 
Schweizer Journalistenkollegen machen. 

Wenn wir bei Facts Sach-Fehler machen, kor
rigieren wir die in der Regel in der nächsten 
Nummer. Weiter besteht das Recht auf Gegen
darstellung. Im Schnitt haben wir alle vier Wochen 
eine Berichtigung oder eine Präzisierung im 
Heft. Gelegentlich gelangen Betroffene mit ihren 
Beschwerden an unseren Ombudsmann. Ich finde, 
man muss bei Fehlern schnell und offensiv vorge-
hen. Das fördert die Glaubwürdigkeit. Man schaue 
sich die New York Times an: Die haben jeden Tag 
drei bis vier Korrekturen drin – und trotzdem gilt 
die Zeitung als überaus glaubwürdig.

Das Image der Schweizer Journaille in der 
Öffentlichkeit ist zweifelhaft. Wer einen Skandal 
aufdeckt oder kritisch berichtet, wird oft als 
Nestbeschmutzer abqualifiziert. Ein Beispiel: Ich 
hab‘ mal die dubiosen Finanztransaktionen eines 
Oberrichters im Kanton Luzern angeprangert. 
Der musste im Nachgang zwar abtreten, doch 
mein damaliger Arbeitgeber, die Luzerner Neuste 
Nachrichten, wurde von der Lokalpolitikern aufs 
Schärfste kritisiert – weil man sich offenbar in 
innere Angelegenheiten eingemischt hatte. 

Stefan Barmettler, Chefredakteur des 
Schweizer Nachrichtenmagazins Facts 

messa Ge 4/2004
Iswestija

KEINE PuTIN-ZEITuNG
Im Artikel über den Abgang des Chefredakteurs 
der Iswestija entsteht der Eindruck, die Zeitung 
würde nun Putin-freundlicher berichten. Man 
erkenne das an der veränderten Einstellung zu 
Inguschetiens Ex-Präsident Auschew, der bei Putin 
in Ungnade gefallen ist. Die weiteren Monate 
unter der neuen Führung bestätigen eine solche 
Tendenz jedoch nicht. 

Während die Regierung von einer stetigen 
Verbesserung der Lage in Tschetschenien spricht, 
publizierte die Iswestija mehrere kritische Beiträge 
über die dort anhaltenden Menschenrechtsverlet
zungen. Auch an das Geiseldrama von Beslan erin-
nert die Zeitung beständig und konterkariert die 
Version der Regierung, die eine Mit-Urheberschaft 
der Oligarchen Beresowskij und Chodorkowskij an 
der Tragödie zu konstruieren versucht. Was den 
inhaftierten Jukos-Chef Chodorkowskij speziell 
angeht, muss man sagen, dass die Iswestija ein 
sehr menschliches, differenziertes Bild von ihm 
zeichnet, während regierungsfreundliche Medien 
den Ex-Ölmagnaten demontieren und verleumden. 
Weiterhin stößt in der Zeitung Putins Reform über 
die Einsetzung der Gouverneure auf Kritik – der 
Präsident hat also in der Iswestija auf keinen Fall 
einen neuen Freund gefunden.

Dr. Aleksandr Korotschenskij, 
Journalistikdozent an der Staatlichen 
Universität Rostow-am-Don/Russland

messa Ge 4/2004
Chefredakteure

VERGaNGENE ZEITEN
In dem Gespräch, das Message mit mir führte, 

ging es um Zwänge der Medienberichterstattung. 
Ich erklärte, die heutige Situation könne ich nicht 
beurteilen, aber die Behauptungen seien für mich 
nichts Neues. Mit der Bemerkung, »dass oben die 
Verlagschefs und Chefredakteure zusammensitzen 
und Champagner trinken und Kaviar essen und du 
kriegst unten eins auf den Kopf«, habe mich einst 
ein älterer Spiegel-Kollege vor der Übernahme der 
Medienberichterstattung gewarnt, der das gleiche 
Angebot zuvor abgelehnt hatte und den ich nach 
den Gründen für seine Ablehnung befragte. 

Das Zitat schreibt Message aber mir zu. (Vgl. 
4/2004) Dadurch kann sich der Eindruck erge-
ben, als sei mit dieser Sottise der Geschäftsführer 
des Spiegel-Verlags, Karl-Dietrich Seikel, 
gemeint, der lange vor dem Ende meiner 
Medienberichterstattung schon im Amt war. Das 
Zitat von anderer Seite stammt aber aus dem Jahr 
1970, als die Verlags- und Redaktionsleitung noch 
anders besetzt waren. 

Werner Dähnhardt, Hamburg
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AUFTAKT

Information oder Diskriminierung?

Die 
Nennung 

der Nationalität 
des Täters oder einer 

Tätergruppe ist nur dann 
wichtig, wenn sie wirklich 

zum Nachrichtenwert beiträgt. Bei 
Racheakten ist das beispielsweise der 

Fall, wenn ein Vater die Ehre der Familie 
wiederherstellen will. 

Bis vor einigen Monaten war dies die Regel 
bei De Telegraaf. Nach dem Mord an Pim 

Fortuyn veränderte sich die Situation in Holland 
aber und vier Wochen vor dem Mord an Theo 

van Gogh verschärfte sie sich noch einmal. In die-
ser Zeit gab es viele Probleme mit Gruppen junger 

Marokkaner. Um auf diesen Missstand aufmerksam 
zu machen, begannen wir, die Nationalität der Täter 
zu nennen. Wir vertreten den Standpunkt: Erst 
ein erkanntes und 
genanntes Problem 
ist lösbar. Wenn ich 
etwas unter den 
Teppich kehre, 
wird es nur schlimmer und nicht besser.
Vor dem Mord an Theo van Gogh wurde der 
Telegraaf von allen anderen Zeitungen und 

Zeitschriften dafür kritisiert, dass er ab und zu 
die Nationalität von Tätern nannte. Heute 

gehen einige Zeitungen, wie der rechts-
liberale Elsevier, sogar weiter als wir: Sie 

schreiben den Namen des van Gogh-
Mörders voll aus, das haben wir bis 

heute nicht getan.
Saskia Bellemann

 ist CvD bei De Telegraaf 
in Amsterdam.

Bis Mitte 
der 90er 

Jahre haben wir 
die Nationalität der 
oder des Täters in der 

Kriminalitätsberichterstattung 
grundsätzlich nicht erwähnt. Das 

war nicht klug: Man kann auch 
politisch zu korrekt sein. Das Publikum 

muss die Informationen 
bekommen, die es braucht.

Heute ist das anders. Wenn 
die Nationaliät eine Rolle 

für die Geschichte spielt, erwähnen wir sie. Egal, 
um welches Verbrechen es sich handelt. Wenn 
sie aber keine Rolle spielt, nennen wir sie nicht.

Wir berichteten beispielsweise im Radio und 
im Fernsehen über ein Verbrechen in einem 

Asylantenheim. Ein Flüchtling hatte eine Angestellte 
mit Benzin übergossen und angezündet. Wir ent-

schieden damals, den Täter als Flüchtling zu bezeich-
nen, ohne sein Herkunftsland zu nennen. Das war für 

die Geschichte unerheblich.
Ich meine, dass Journalisten sehr sensibel mit diesem 
Thema umgehen müssen. Wir müssen aber an unser 

Publikum denken. Es ist nicht unsere wichtigste 
Aufgabe, Leute aus Afrika oder Kurdistan  

zu schützen.  

Tharben Hansen 
ist Chefredakteur von Danmarks Radio Syd in 

Apenrade.

Mehr zum Thema »Ausländer 
und Kriminalität« im Inter-

view mit Christian Pfeiffer 
ab Seite 98.

    Religion - Nationalität - Herkunft: Sollen solche Details                
über Tatverdächtige berichtet wird? Wir haben        
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Information oder Diskriminierung?

Im 
Guardian 

wird die Nationalität 
eines Täters oder einer 

Tätergruppe erwähnt. Ja, 
natürlich: Ob Brite, Franzose, 
Amerikaner – wir schreiben das. 

Und wir schreiben den vollen Namen. 
Bei der Religion ist das anders. Die würde 

ich in einer Geschichte nur nennen, wenn 
sie wirklich wichtig ist. Wenn es sich um 

religiöse Gruppen handelt, die kriminell gewor-
den sind, dann muss ich das in der Geschichte 

erwähnen.
Wenn die Polizei eine Täterbeschreibung schickt 

und dabei auch die Hautfarbe erwähnt, dann schrei-
be ich das. Bei rassistisch motivierten Verbrechen 

gehört zum Beispiel die Erwähnung der Hautfarbe 
selbstverständlich dazu. Für diese Entscheidungen 

ist es nicht wichtig, welches Verbrechen die Person 
begangen hat. Ob Autodiebstahl oder Mord: Mit 

einer so detaillierten Beschreibung unterstütze ich 
die Fahndung nach dem vermutlichen Kriminellen.

Um ehrlich zu sein: Ich weiß gar nicht, ob es beim 
Guardian für die Nennung 

dieser Details eine Richtlinie 
gibt. Ich entscheide in 

jedem Fall einzeln und ver-
sichere mich immer, ob eine Erwähnung der 

Hautfarbe wichtig für die Geschichte ist 
oder nicht.

Sandra Leville
ist Reporterin beim Guardian, 

London.

In den 
fanzösischen 

Medien ist die Nennung 
der Nationalität kein Problem. 

Wenn ein Krimineller aus Bayern 
oder Sri Lanka kommt, schreiben wir 

das, soweit es der Sache dient. Ich habe 
dabei noch nie gezögert. Auch der Name 

eines Täters wird in den französischen Print-
Medien generell ausgeschrieben und nicht, wie in 

Deutschland, abgekürzt. Ich hatte als Berichterstatter 
über deutsche Ereignisse immer wieder Probleme 

Namen zu bekommen, weil der Angeklagte in 
Deutschland eine Unschuldsvermutung genießt 
und anonymisiert wird, solange er nicht verur-
teilt ist.
Unter den zugewanderten Arabern in Frankreich 

gibt es eine hohe Jugendkriminalität. Sagen wir mal, der Täter 
ist ein Franzose algerischer Abstammung. Wenn darüber berich-

tet wird, schreiben wir nie, ob die Person Immigrant oder Sohn 
von Immigranten ist. Das wird bewusst vermieden, um keine 
Aggressionen oder Animositäten zu wecken. Es ist die Rede von 
Jugendlichen, nicht aber von jugendlichen Arabern oder jugend-
lichen Moslems, was dem Wahrheitsgehalt der Nachricht mehr 
entspräche.
Als es neulich um Aggressionen von Arabern gegen jüdische 
Schulen und Synagogen ging, erwähnte die französische Presse 
die nationale, kulturelle oder ethnische Herkunft der Täter oder 
der Tätergruppen nicht. Weil wir das einheitlich so handhabten, 
entstand der Eindruck, dass die Franzosen im Allgemeinen 
Antisemiten sind. Die Franzosen fühlten sich zu Unrecht ver-
dächtigt. Nicht nur deswegen bedauern es viele Leute, dass die 
kulturelle Identität der Täter nicht erwähnt wurde.

Eine gesetzliche Regelung für die Nennung oder 
Nichtnennung der Nationalität gibt es in Frankreich nicht 
– soweit ich es weiß. Ich betone, dass ich kein Jurist bin. 

In unserer Presselandschaft gibt es ungeschriebene 
Gepflogenheiten und einen Kodex, der allen bekannt 

ist. Es wird vermutet, dass die Journalisten klug 
genug sind, diesen verinnerlicht zu haben.

Ja, la Grande Nation tickt anders. 
Jean-Paul Picaper

ist Berlin-Korrespondent von 
Valeur Actuelles und Politique 

Internationale. 

zum sozialen Background erwähnt werden, wenn 
bei europäischen Kollegen nachgefragt.        
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UKRAINE |  WAHLBERICHTERSTATTUNG

W
er sich auf der Krim aufhält und 
die Möglichkeit hat, deutsche Medien 
(per Internet) zu konsumieren, der ist 
doch sehr verwundert, was diese so 

genannten Osteuropa-Experten über die Lage in der 
Ukraine berichten, analysieren und kommentieren. 

Vor allem im letzten Quartal des vorigen Jahres, 
während des Wahlkampfs um die Präsidentschaft 
der Ukraine, dozierten die Korrespondenten vor 
einem Millionenpublikum in der Überzeugung, 
im »Kampf zwischen Staat und Volk« (Deutsche 
Welle, 22.11.04) auf der (moralisch) richtigen Seite 
zu stehen. Demonstrierte das Volk? Es waren 
gewiss beeindruckende, gleichwohl straff durch-
organisierte Massenproteste der Opposition, die 
beileibe nicht die Bevölkerung repräsentierten. 

Keine Frage: In der rein nachrichtlichen 
Berichterstattung bemühten sich die hier zitierten 
Medien um Neutralität. Doch in den Analysen 
und Hintergrundberichten, Interviews und 
Kommentaren gab es nur eine Sicht: die der ukra-
inischen Opposition unter Wiktor Juschtschenko. 
Dass weite Teile des ukrainischen Ostens und 
Südens nach wie vor hinter dem Politiker Wiktor 
Janukowitsch stehen, erfuhren die Leser, Hörer 
und Zuschauer nur am Rande. Zu den einsei-
tig tauben Medien gehörte unter anderem die 
Wochenzeitung Die Zeit. Fünf Artikel zum 
Thema in den Ausgaben vom 25.11. und 2.12.04 
folgten ganz der Sicht der Opposition, wie die fol-
gende Passage vom 2.12. beispielhaft zeigt: 

»Sein [Juschtschenkos] Gegenkandidat 
Janukowitsch wiegelt dagegen die östli-

chen Regionen von Donezk und Lugansk 
auf. Der Halbwaise merkt, dass er auch 
politisch vaterlos werden könnte, zumal 
sich Russlands Präsident Putin von seinem 
einstigen Hätschelkandidaten lossagt und 
Neuwahlen akzeptiert.«
Die Leser der Zeit erfahren nicht, dass viele 

Menschen im Osten der Ukraine der Ansicht waren, 
Janukowitsch reagiere lediglich auf die Ankündigung 
westukrainischer Regionalverwaltungen, zukünftig 
nur noch den Weisungen Juschtschenkos Folge zu 
leisten. Aus Sicht der östlichen Regionen war die 
Entscheidung der westlichen Verwaltungen klar 
verfassungswidrig; sie wurde von den Menschen 
dort dann auch als erster Schritt in Richtung einer 
Spaltung des Landes gedeutet.

Der Osten – ein düsterer Sumpf
Die Frankfurter Allgemeine Zeitung schrieb in 
einem Hintergrundbericht am 26.11. selbstbe-
wusst: »Mit Sicherheit kommt mehr Demokratie 
zustande, wenn Juschtschenko sich durchsetzt.« 
Selbst in den Artikeln, die scheinbar die politi-
sche Gegenseite beleuchteten, argumentierte ein 
kurzfristig nach Donezk und Sewastopol ent-
sandter Korrespondent im Geiste der Opposition, 
indem er negative Stereotypen bemühte, inhalt-
lich übertrieb und verallgemeinerte. So wurde 
den deutschen Lesern der Eindruck vermittelt, 
der ukrainische Osten sei ein düsterer Sumpf, 
mit dem man politisch nicht auf Augenhöhe 
verhandeln könne. Zur Illustration hier Auszüge 

Was erzählen unsere Berichterstatter über die Vorgänge in der 
Ukraine? Wer in Sewastopol lebt und deutsche Medien liest, 
kommt aus dem Staunen nicht heraus.

VON JULIANE SCHÖNHERR

Jeanne d‘Arc in
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Orange
aus der Reportage »Düsterer Trotz im Reich des 
Gubernators« vom 2.12.:

»In dieser Stadt [Donezk] tragen die 
Taxifahrer unter der Achsel Revolver im 
Schulterhalfter. (...) In jährlichen Statistiken 
werden hier die verbrannten, erstickten 
und zerquetschten Bergleute der heil-
los veralteten Minen mit den geförder-
ten Tonnenmillionen verrechnet (...) und 
Männer in schwarzen Lederjacken treiben 
an wilden Kohleminen Schutzgelder ein, 
um die Miliz zu besolden.«
Der Kiewer Korrespondent von Spiegel Online 

stand seinem Kollegen von der FAZ an Polemik in 
nichts nach. Unter dem Titel: »Die Ahnungslosen 
aus dem Osten« beschrieb er die Anhänger 
Janukowitschs am 29.11. so:

»Für Bergarbeiter Anatolij K. war es eine 

willkommene Abwechslung, als es plötz-
lich hieß, die Kumpel sollten mit dem Zug 
ins ferne Kiew reisen. Warum sie nach 
Kiew gebracht wurden, wussten sie nicht. 
Es war ihnen auch egal. Dass es in Kiew 
zu einem Volksaufstand wegen der mani-
pulierten Präsidentschaftswahl gekom-
men war, davon wusste Anatolij aus dem 
Osten nichts. (...) Sie [die Janukowitsch-
Anhänger] kommen aus einem trostlosen 
Gebiet, in dem die zum Trocknen aufge-
hängte weiße Wäsche binnen Minuten grau 
wird. (...) Gestern Abend war die Schar 
der sichtbaren Janukowitsch-Unterstützer 
auf ein Häufchen von Mütterchen zusam-
mengeschrumpft. Die Babuschkas waren 
so schwach auf den Beinen, dass Orange 
tragende Juschtschenko-Demonstranten 

Parteinahme für die Opposition  
in der Ukraine:
taz vom 24. November 2004, 
Zeit vom 25. November 2004, 
FAZ vom 30. November 2004. 
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sie auf dem eisglatten Grund stützten. (...) 
Die alten Frauen zogen für Janukowitsch 
ins Feld, weil ihnen mit ein paar Griwnas 
die magere Rente ein bisschen aufgebessert 
worden war.« 
Seine Leser konnten nicht erfahren, dass 

sich während des Wahlkampfes viele Juristen, 
Ingenieure, Architekten, Lehrer und Studenten 
öffentlich hinter den Kandidaten Janukowitsch 

gestellt haben. Ob sie daran gut getan haben, das 
sei dahingestellt. Tatsache ist jedoch, dass im Osten 
des Landes die Anhänger Janukowitschs ebenso 
verschiedenen Gesellschaftsschichten angehören 
wie diejenigen Juschtschenkos. 

So mancher Tatsachenbericht löste bei uns auf 
der Krim Verwunderung aus. Zum Beispiel die in 
der Süddeutschen Zeitung, von der Tagesschau.
de, der Zeit und von Spiegel Online verbreitete 

message: Frau Professor Huber, über den Wahlkampf in 
der Ukraine gab es in letzter Zeit viel zu lesen. War die 
Berichterstattung denn auch ausgewogen?

Huber: Diesen Eindruck habe ich nicht. Es ging im Großen und 
Ganzen nur um den Wahlbetrug der Regierung, der den Sieg 
des Oppositionskandidaten Juschtschenko verhindern sollte. Das 
Sündenregister der Regierung ist tatsächlich lang. Aber Fragen, 
die nicht in dieses Schema passten, wurden 
nicht gestellt, geschweige denn recherchiert.

message: Was sind das für Fragen?

Huber: Zum Beispiel die nach der Finanzierung 
von Juschtschenkos Wahlkampf. Dass hinter 
Ministerpräsident Janukowitsch Oligarchen ste-
hen, gehörte zum Kanon der Berichte. Aber 
wer sind Juschtschenkos mächtige Freunde? 
Dann: Die Einmischung Putins wurde weid-
lich ausgeschlachtet, aber die Rolle der USA 
interessierte die Korrespondenten nicht. Dabei 
konnte man den Internetseiten des State 
Department und dessen Auslandshilfe-Agentur 
USAid schon lange entnehmen, dass von hier 
aus die Opposition mit beträchtlichen finan-
ziellen Mitteln, Ausrüstung und Schulungen 
unterstützt wird. Dahinter stehen wirtschaftli-
che Interessen: Amerikanische Firmen wollen von der weiteren 
Privatisierung und Liberalisierung in der Ukraine profitieren. 
Über diese Hintergründe möchte man doch auch gern etwas 
erfahren. Und schließlich habe ich die Erörterung der Frage ver-
misst, ob eine wirtschaftliche Loslösung von Russland überhaupt 
vorteilhaft für die Ukraine wäre – eine engere Anbindung an den 
Westen wird von vornherein für gut befunden.

message: Warum werden diese Fragen nicht gestellt?

Huber: Es gab von vornherein ein Schwarz-Weiß-Bild, das in 
den Denkstrukturen des Kalten Krieges wurzelt: Ein pro-russi-
scher Kandidat gegen einen pro-westlichen. Da entsteht eine 
Mainstream-Berichterstattung, die unterschwellig ideologisch 
begründet ist. Es gab übrigens in den Medien, die ich verfolge 

– FAZ, Süddeutsche, Neue Zürcher Zeitung, Spiegel und Zeit 
– jeweils mindestens eine Ausnahme. Doch die 
kamen relativ spät und hatten zudem keine 
Wirkung auf die Folgeberichterstattung.

message: Sie waren zwischen 1987 und 
1994 selbst Moskau-Korrespondentin für die 
Weltwoche und die Zeit. Haben Sie dort 
ähnliche Erfahrungen mit dem Mainstream 
gemacht?

Huber: Hin und wieder ja. Zum Beispiel 
war es in den Redaktionen nicht immer 
gern gesehen, wenn man die neoliberalen 
Wirtschaftsreformen unter Jelzin in Russland 
kritisierte. Wenn der Platz nicht reichte, flog 
solch ein Absatz als Erster raus.

message: Ist die Ukraine ein Einzelfall, oder 
sehen Sie dahinter eine Strategie?

Huber: Der Aufstand in der Ukraine war nicht der Erste mit 
massiver Hilfe aus den USA. Ich denke an Serbien 2000 und 
Georgien 2003. Und er wird nicht der Letzte sein. Die USA 
arbeiten auf ein ähnliches Ereignis in Moldawien hin, und lang-
fristig auch in Weißrussland. Da sollten gerade die deutschen 
Journalisten wachsamer sein.	     Die Fragen stellte Uwe Krüger 

»ES WAR UNTeRSCHWeLLIG IDeOLOGISCH BeGRÜNDeT«

Dr. Mária Huber, früher Moskau-
Korrespondentin, ist heute 

Professorin für Politikwissenschaft 
an der Universität Leipzig mit dem 

Schwerpunkt Osteuropa
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Oppositionspolitikerin Timoschenko 
wurde zur »Ikone der Revolution«. 
Was sie zur reichsten Frau der 
Ukraine machte, blieb unerwähnt.

Behauptung, die Menschen im Osten und Süden 
der Ukraine seien systematisch von Medieninfor
mationen der Opposition abgeschottet und desin-
formiert worden. Tatsächlich aber konnten auf der 
Krim alle Fernsehsender problemlos empfangen 
werden. In vielen anderen östlichen Regionen des 
Landes, so ergaben unsere Nachfragen bei Freunden 
und Kollegen, war und ist es nicht anders.

Zwar wurde der Fünfte Kanal der Opposition 
in den Städten Donezk und Lugansk aus dem 
Kabelnetz genommen. Doch das Kabelfernsehen 
hat wegen seiner hohen Gebühren nur eine geringe 
Reichweite. Vor allem die viel bemühten Arbeiter 
aus den Kohlegruben können sich Kabelfernsehen 
nicht leisten. Für uninformierte Korrespondenten 
handelt es sich indessen um Nachrichtenun
terdrückung. Der zweite Oppositionskanal ERA 
soll nach Auskunft von Donezker Kollegen ohne 
Unterbrechung zu sehen gewesen sein. Im Übrigen 
berichteten die anderen Sender, wie Inter und 1+1, 
kontinuierlich über die Massenproteste in Kiew.

Fast schon komisch wirkte ein taz-Bericht weni-
ge Wochen nach dem zweiten Wahlgang (03.12.). 
Da wurde schwadroniert, der Oppositionskanal 
habe relativ ausgewogen berichtet. Tatsächlich 
handelt es sich um einen Propagandasender 
der Opposition, der naturgemäß die Sache der 
Opposition vertritt, und zwar ähnlich kompro-
misslos wie die Medien der Gegenseite. 

Timoschenko hochgejubelt
Für uns in Sewastopol immer wieder erstaunlich 
ist das Geheimwissen westlicher Korrespondenten 
über die Großtaten der Mitglieder der Opposition. 
Wir fragen uns, woher wohl die Information stammt, 
Oppositionspolitikerin Julia Timoschenko  – von 
dpa am 26.11. zur »Ikone der Revolution« gekürt 
– habe »im Energiesektor der Ukraine mit eiser-
nem Besen gekehrt« und so das Oligarchenkartell 
teilweise zertrümmert (FAZ, 30.11.: »Kämpferin 
mit Löwenherz«). Die taz machte die Frau zur 
»Jeanne d’Arc der orangenen Revolution« (03.12.), 
und die Welt jubilierte am 25.11.: »Julia, die Seele 
der Revolution, die Chancen hätte, eine Miss-Wahl 
zu gewinnen... Die Menschen fürchten sich nicht, 
erst recht nicht, wenn ein solcher Engel sie an die 
Hand nimmt wie Julia Timoschenko.«

Die Menschen auf der Krim stellen andere Fragen. 
Zum Beispiel die: Wie hat es Frau Timoschenko in 

den 90er Jahren geschafft, zur reichsten Person 
der Ukraine aufzusteigen? Niemand glaubt hier 
an legale Geschäfte. Seit einigen Jahren ist die Ex-
Chefin des Konzerns »Vereinigte Energiesysteme 
der  Uk ra i ne« 
wegen i l legalen 
Verkaufs russi-
schen und ukrai-
nischen Erdgases 
zur Fahndung aus-
geschrieben. Frau 
T i m o s c h e n k o s 
Angst vor straf-
rechtlicher Verfolgung, so hieß es hier in verschie-
denen Kommentaren, habe deren Sympathien für 
die Opposition beflügelt. Auch dies sind Gerüchte, 
aber sie lassen sich plausibler begründen als die 
Mär von der »Jeanne d’Arc«. 

Allerweltszeugen liefern passende Zitate
Wer aus der Ukraine kompetent berichten will, 
muss wissen, dass es stets zwei gleich gut belegte 
Wahrheiten gibt, und manchmal noch eine dritte. 
Weil das wahrhafte Berichten so schwierig ist, soll-
ten die Korrespondenten selbstkritisch bleiben und 
schreiben, was sie beobachten – und nicht, was 
dem politischen Vorurteil ihrer Heimatredaktion 
gefällt. Besonders auffällig war hier immer wie-
der die als linksalternativ geltende taz. In ihren 
Berichten: »Ein Land sieht orange« (24.11.) und 
»Jaa-nu-tschen-ko« (01.12.) häuften sich anonyme 
Allerweltszeugen, die dem Autor die passenden 
Zitate lieferten: 

»‘Juschtschenko ist ja vielleicht auch nicht 
der ideale Kandidat, aber ich vertraue ihm 

– und immerhin ist er kein Verbrecher, wie 
Janukowitsch’, sagte Diana«.  Und: »‚Die 
Juschtschenko- Leute, die wollen Blut sehen. 
In Wahrheit sind die total aggressiv’, ent-
fährt es Anna. Nein, sie selbst hätte noch 
keinen Ärger gehabt, sie habe nur mit den 
Orangenen diskutiert. ‚Aber es sind ja nicht 
alle so vernünftig wie ich’, sagte sie.«
Abschließend bleibt festzuhalten, dass aus ost

ukrainischer Sicht immerhin dpa, die Deutsche 
Welle und Tagesschau.de noch vergleichsweise 
sachlich-neutral berichteten – im Unterschied zu 
so angesehenen Medien wie Spiegel Online, die 
FAZ, die Süddeutsche und die Zeit.	 n

Die Journalistik-
Studentin Juliane 
Schönherr befand 
sich im zweiten 
Halbjahr 2004 in 
Sewastopol auf 
der ukrainischen 
Halbinsel Krim.
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Das Fernsehen, je 

länger, umso 

häufiger, scheint es 

darauf anzulegen, mit 

seinen Bildern die 

Welt immer mehr 

zuzustellen, statt 

Einblicke zu eröffnen, 

die zu Kenntnissen 

und eigenen 

Gedanken führen.

Arafats  
E

ine Sternstunde des Fernsehens war leider für 
die meisten hier nicht zu sehen, weil der ukra-
inische Staatssender UT-1 nicht empfangen wird 
und die Botschaft in Ukrainisch für Gehörlose 

abgefasst war. So konnten nur die Gehörlosen Natalja 
Dimitruks Meinung sehen. Die Gebärdendolmetscherin 
übersetzte den Text des Nachrichtensprechers, wonach 
Putins Kandidat Viktor Janukowitsch die Stichwahl 
gewonnen habe, in die konträre Auskunft: »Glaubt der 
Wahlkommission kein Wort. Sie lügt«. 

Das Fernsehen, je länger, umso häufiger, scheint es 
darauf anzulegen, mit seinen Bildern die Welt immer 
mehr zuzustellen, statt Einblicke zu eröffnen, die zu 
Kenntnissen und eigenen Gedanken führen. Die Bilder 
von den Demonstrationen in Kiew dominierten tage-
lang die Fernseh-Nachrichten – aber meist war aus den 
Berichten nur zu entnehmen, dass die Berichterstatter 
auch keine Ahnung hatten, was sie da vor Augen hat-
ten. So spielte das Fernsehen nach, was die Politik vorge-
macht hatte: dass sie sich bisher für die Ukraine wenigs-
tens offiziell nicht interessiert hat. Zwar brauchten auch 
die Printjournalisten einige Tage, bis ihre Analysen etwas 
fundierter wurden. Aber die Fernsehnachrichten kleb-
ten beharrlich am telegenen Gegensatz von Orange und 
Blau und kramten in ihren immergleichen schematischen 
Interpretationen. Der eine Kandidat mehr für den Westen, 
der andere für den Osten. Der eine neu, der andere alt. 
Der eine russisch-putinisch, der andere nationalistisch-
ukrainisch. Der eine gut, der andere böse. Fast könnte 
man meinen, die ukrainische Farbsymbolik hätte die Spur 
für dieses manichäische Weltbild ausgelegt. Man wartete 
vor dem Bildschirm auf etwas mehr analytische Tiefe, auf 
Zahlen, Wirtschaftsinteressen, Geschichte, innergesell-
schaftliche Bruchstellen und was man dergleichen fürs 
Verständnis braucht. Vergeblich. 

Bleiben die ungeprüften unterlaufenen Bilder und die 
Kleinigkeiten. Manchmal muss man Glück haben, 
ein Detail sehen und lesen können. Von Arafats 

Krankheit blieben nicht die ärztlichen Bulletins und 
die politischen Statements im Gedächtnis, sondern die 
Kopfbedeckung, die er beim Abflug nach Paris trug. Eine 

FRITZ WOLF IST FREIER 

JOURNALIST IN DÜSSELDORF.
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letzte Mütze
Pudelmütze anstelle des Palästinensertuchs 

– und aus dem Kämpfer war ein Greis gewor-
den. Politischer Paradigmenwechsel, im Bild 
erfasst. Wo waren Arafats PR-Berater, dass sie 
ein solches Bild zuließen? 

Wenig später. Powell, eben von Bush 
entlassen, tourt durch den Nahen 
Osten. Die bekannten Wort- und 

Begriffspartikel schwirren durch den medialen 
Raum: Road map, Neuanfang, Räumung des 
Gaza-Streifens. Man sieht Powell, wie er auf 
Abbas, einen möglichen Nachfolger Arafats, 
trifft. Das übliche Gesprächsarrangement 
mit Theatergemurmel. Dann stehen die bei-
den Männer gleichzeitig auf und knöpfen 
sich nahezu perfekt synchron das Jackett 
zu. Demonstrierte Übereinstimmung. Schnitt. 
Gleich darauf steht der US-Außenminister 
bei Scharon und möchte vor der Kamera 
wie üblich Hände schütteln. Doch anders 
als Abbas ergreift der israelische Premier 
Powells ausgestreckte Hand nicht sofort. Er 
will Ort und Zeitpunkt der demonstrierten 
Übereinstimmung selbst bestimmen. So sieht 
die Lage im Nahen Osten aus, wenn sie unter 
die Fernsehlupe gerät. 

Details werden wichtig, wenn es den 
Vorgängen, Ereignissen und Events 
an Bildern und an Übersicht man-

gelt. Beispiel: die Rekrutenschleiferei in der 
Bundeswehr auf dem Niveau einer Politik, 
die die Freiheit am Hindukusch verteidigt. 
Gefilmt hat das natürlich niemand. Die 
Bilderschleifen des Fernsehens zeigen nur 
friedlichstes Kasernenleben und erstaunte 
Führungsoffiziere, die von nichts etwas ge
wusst haben. Und weil das Militär für die 
Medien offenbar in den letzten Jahren ein blin-
der Fleck war, präsentiert es jetzt jeden Tag so 
viele neue Einzelfälle zwischen Coesfeld und 

Kempten, dass man sie schon bald nicht mehr 
zählen kann. 

Dazwischen als Ruhepol: der Kanzler in 
der Talkshow. Diesmal nicht bei Kerner, ZDF. 
Der ist inzwischen, wie die Bild treffend fest-
stellte, so oft auf dem Bildschirm, dass er sich 
bald selbst interviewen wird. Schröder, dies-
mal bei Beckmann, ARD, legte wieder Rilke 
auf. Ein erfolgreiches Remake. Unvergesslich 
präsentiert etwa im letzten Wahlkampf von 
Werner Sonne, der in seinem Kanzlerporträt 
die Einsamkeit der Macht unterfütterte mit 
den Zeilen vom Panther, der ruhelos zwi-
schen den Stäben hin- und herläuft. Schröder 
läuft derzeit nicht mehr hin und her. Seine 
Körpersprache demonstriert, seit die Union 
sich selbst demontiert, geradezu überzeitliche 
Gelassenheit. Diesmal also jahreszeitlich pas-
send Rilkes »Herbsttag« mit den Zeilen »Wer 
jetzt kein Haus baut, baut sich keines mehr«. 
Das hatte er allerdings auch schon 1994 beim 
Focus vorgetragen. 

Aktuelles war auch. Wie er die Frage nach 
dem Adventskalender mit Hundekuchen an 
sich abtropfen ließ – Respekt. Nicht leicht zu 
beirren.  Wie dagegen sieht Angela Merkel 
aus, wenn sie verstrubbelt und mit quietschi-
ger Stimme aus Grimms Märchen vorliest. 
Nimmt man die Bilder, dann ist die Wahl in 
zwei Jahren schon entschieden. 

War noch etwas? Anke Engelke hat als 
Late-Night-Talkerin aufgehört und 
Harald Schmidt kommt wieder. ARD- 

Programmdirektor Günther Struve freut sich 
schon darüber, spät abends von Schmidt nicht 
nur die Welt erklärt zu bekommen, sondern 
erteilte ihm gleich auch die Erlaubnis, den 
Programmdirektor einen Deppen nennen zu 
dürfen. Das nennt man Liberalismus auf 
dem Niveau einer öffentlich-masochistischen 
Anstalt.	 n
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D
ie Übernahme von Socpresse durch 
Serge Dassault im vergangenen Sommer 
markiert den vorläufigen Höhepunkt 
einer beschleunigten Konzentration auf 

dem französischen Medienmarkt. Mit dem Ver
tragsabschluss übernahm Dassault, der 79-jährige 
Senator und Erbe der Groupe Industriel Marcel 
Dassault, einem französischen Imperium der zivi-
len und militärischen Luftfahrt, die Kontrolle über 
den zweitgrößten Pressekonzern Frankreichs. Der 
größte ist Hachette Filipacchi Medias, er wird von 
der Lagardère-Gruppe und -Familie kontrolliert. 
Zwei Drittel der französischen Tagespresse sind 
damit im Besitz dieser beiden Unternehmen. Auch 
die wichtigsten französischen Zeitschriften haben 
sie untereinander aufgeteilt.

Furcht vor der Macht des Konzerns 
Der Jahresumsatz von Socpresse wird auf 1,5 
Milliarden Euro geschätzt und sein gesamter 
Output auf sechs Millionen Exemplare pro Tag. 
Nationale Regierungen, besonders die der Linken, 
fürchteten stets die Macht des Konzerns. Vom 
verstorbenen, stark rechts orientierten Verleger 
Robert Hersant gegründet, begann Socpresse seine 
aggressive Übernahme von Provinzzeitungen 
in den 1970er Jahren. In den frühen 1980ern 
wurde daraufhin ein Gesetz eingeführt, das den 
Besitz von Zeitungen, die mehr als 15 Prozent der 
gesamten täglichen Auflage Frankreichs ausmach-
ten, verbot. Die Grenze wurde später von einer 
rechten Regierung auf 30 Prozent angehoben. 

Zu den Kronjuwelen von Socpresse gehören die 
führenden Regionalzeitungen Le Progrès (Lyon) 
und La Voix du Nord (Lille), jede mit einer tägli-

chen verkauften Auflage, die ungefähr der ebenfalls 
zum Konzern gehörenden Pariser Tageszeitung Le 
Figaro (340.464 Exemplare) entspricht. Daneben 
bringt Socpresse das Wochenmagazin L‘Express 
(432.233) und den bedeutenden Wirtschaftstitel 
L‘Expansion (154.688) heraus (siehe www.ojd.
fr). Das Wirtschaftsmagain La Vie financière mus
ste  auf Anordnung der Europäischen Kommission 
verkauft werden.

Frankreichs Presse in der Krise
Der Preis, den Dassault zahlte, um seine vorhande
nen Minderheitenanteile an Socpresse auf die derzei
tigen 87 Prozent auszubauen, ist nicht bekannt. Er 
wird aber auf mehr als eine Milliarde Euro geschätzt. 
Vom wirtschaftlichen Standpunkt her könnte man 
das für riskant halten. Die französische Presse befin-
det sich in einer tiefen Krise. 

Die Einnahmen sind seit 2000 um neun Prozent 
gesunken. Die Anzeigeneinnahmen – schon immer 
die Schwachstelle der französischen Medien im 
Vergleich zu den britischen oder deutschen – fie-
len im letzten Jahr um 10 Prozent bei den nationa-
len Nachrichtenmedien. Sie sind bei erschrecken-
den 40 Prozent ihres historischen Höchststands 
von 2000 angelangt. Die verkaufte Auflage der 
nationalen Zeitungen sank nach Angaben des nati-
onalen Auflagenmonitors Diffusion Contrôle von 
2000 bis 2003 um acht Prozent. (www.diffusion-
controle.com) 

Diese Trends sind an Socpresse nicht spurlos 
vorrübergegangen, bemerkt Jean-Marie Charon, 
Forscher und Medienanalyst am Nationalen Zen
trum für wissenschaftliche Untersuchungen 
(CNRS): »Hersant hat seinen Konzern durch Kon

Waffenhersteller kontrollieren zwei Drittel der französischen 
Tagespresse. Das jüngste Beispiel Serge Dassault und Le Figaro 
zeigt: Ihr Einfluss auf die Redaktionen ist bereits spürbar.

VON MARK HUNTER UND SALIM JAOUANI

Von Federn und    Schwertern 
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zentration aufgebaut, die Leserschaft hat er nicht 
vergrößert. Socpresse hat an Auflage verloren und 
die meisten seiner Titel sind in den roten Zahlen.«

Eine risikobereite Familie 
Die Dassault-Dynasty, deren Gründer – Serges Vater 
Marcel – das Konzentrationslager Buchenwald über
lebte, war in ihrer Geschichte immer bereit, hohe 
Risiken einzugehen. In den frühen 1950ern Jahren 
brachte Marcel Dassault das Wochenblatt La Semaine 
de France heraus, es scheiterte schnell. Er versuchte 
es 1966 erneut mit der Tageszeitung 24 heures, die 
ein ähnliches Schicksal erlitt. Mehr Glück hatte er 
dann mit der so genannten »Zeitung der guten Nach
richten«, der Jours de France, die er jahrzehntelang 
herausbrachte. Marcel Dassault starb1986. Im sel-
ben Jahr wurde auch Jours de France eingestellt. 

1998 gehörten zu den Presseunternehmen der 
Familie, die zur Zeit von Serge Dassaults Sohn Olivier 
(Abgeordneter der Nationalversammlung) geleitet 
werden, bereits die Magazine Valeurs Actuelles und 
Le Spectacle du Monde – beide erkennbar rechtsori-
entiert. Im vergangenen Jahr brachten sie Einnahmen 
von 44 Millionen Euro.   

Das ist lächerlich wenig im Vergleich zu Soc
presse. Doch es war ein erster Indikator für 
Serge Dassaults wachsendes Interesse, seine 
Macht auf dem Medienmarkt auszubauen. 
Seine nächsten Schritte zeigten klaren strate
gischen Willen und Talent. Während er 2001 
für die Nationalversammlung kandidierte, kauf-
te sein Unternehmen drei Lokalzeitungen (mit 
einer gemeinsamen Auflage von etwa 48.000 
Exemplaren) von der Groupe France Antilles aus 
dem Besitz von Hersant. Unter den Lokalzeitungen 
war auch ein Blatt aus Dassaults Wahlkreis. Er ver-
lor trotzdem die Wahl. (Er hat mehr Glück, seit 
er Socpresse besitzt. Diesen Herbst wurde er in 
den Senat gewählt, nicht in allgemeinen Wahlen, 
sondern von seinen Kollegen in den öffentlichen 
Ämtern, sie werden im französischen System 
»große Wähler« genannt.)

Im darauf folgenden Jahr kaufte er 30 Prozent 
von Socpresse, die Anteile waren durch den 
Tod von Hersants Witwe frei geworden. Dieser 
Teil des angeschlagenen Unternehmens kostete 
laut Presseberichten über 300 Millionen Euro. 
Er  lieh Socpresse weitere 230 Millionen, damit 
es L’Express, L’Expansion und andere Magazine 
des in noch größeren Schwierigkeiten steckenden 
Vivendi-Konzerns kaufen konnte. Das Darlehen 
sollte bis März 2004 zurückgezahlt werden. Als 
es fällig wurde, stieg Dassaults Anteil auf fast 50 
Prozent. Er kletterte weiter auf 82 Prozent durch 
Verhandlungen mit Hersants Erben und erreich-
te 87 Prozent, als Dassault eine Gruppe von Soc
presse-Managern auszahlte. Er benötigte nur 26 
Monate, um die unangefochtene Kontrolle zu 
übernehmen.

»Gesunde Ideen fördern«
Dassault hat im Laufe der Jahre einige Gründe für 
seine Medienambitionen genannt. 1997 sagte er in 
einem Interview mit dem Fernsehsender LCI: Er 
wolle gerne »eine Zeitung oder ein Wochenmagazin 
besitzen, nicht nur, um meine Meinung auszu-
drücken, sondern auch als Antwort auf einige 
Journalisten, die alles schreiben, was sie wollen.« 
Später sagte er einmal, er würde gerne Le Figaro 
kaufen, um »gesunde Ideen zu fördern.« Auf diese 
Bemerkung ging er in einem Gespräch am 30. 
August des vergangenen Jahres mit Armelle Héliot, 
der Vorsitzenden der Journalistenvereinigung des 
Figaro, näher ein. Sie zitierte Dassault in einem 
Artikel über das Gespräch: »Ich denke, manchmal 
gibt es Informationen, die mit sehr viel Vorsicht 
behandelt werden müssen. Einige Nachrichten 
richten mehr Schaden an, als dass sie Gutes tun. 
Es gibt Bereiche, in denen wir kompromisslos sein 
müssen. Aber wir müssen auch sehr vorsichtig 
sein, um nicht das Privatleben von Menschen oder 
die Zukunft von Firmen zu gefährden.« (www.
nouvelobs.com)

Im Prinzip ist an diesen Ideen nichts beson-
ders neu oder radikal. Es ist in Frankreich ver-

Von Federn und    Schwertern 
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Serge Dassault zeigte strategischen 
Willen und Talent: Er brauchte nur 
26 Monate, um die Kontrolle über 

Socpresse zu übernehmen. 

boten, über das Privatleben von Personen, auch  
öffentlicher Personen wie Dassault, zu berich-
ten. Dieses Schutzprinzip auf die Zukunft priva-
ter Unternehmen auszudehnen, so könnte man 
argumentieren, mag keine schlechte Idee sein,  in 
einem Land mit 10 Prozent Arbeitslosigkeit. Nach 
der Watergate-Affäre in den USA warnten sowohl 
Verantwortliche der Nachrichtenindustrie als auch 
Medienwissenschaftler vor den Gefahren einer 
übermäßig aggressiven Presse und dem so genann-
ten »bad news syndrome«, wenn Leser durch  
investigative Enthüllungen eher abgeschreckt 
werden (Hunter). Auch Frankreich hat eine lang 
anhaltende Serie politischer Skandale erlebt, die 
von investigativen Reportern aufgedeckt wurde. 
Journalisten, Politiker und die Gerichte kämpfen 
mit deren Erbe. 

Zeitungen im Wahlkampf benutzt
Serge Dassaults Rolle in dieser Debatte geht über 
das Äußern von Prinzipien hinaus. Obwohl er sich 

die Mühe machte, 
die Reporter des 
Figaro zu informier
en, er zähle darauf, 
dass sie ihn über 
ihren Beruf aufklär
ten, sprechen ein
deutige Beweise 
für ein aktives und 

wirksames Eingreifen in die Berichterstattung, der 
von ihm kontrollierten Medien. 

Seine Lokalzeitungen, Républicain de l’Essonne, 
Toutes les nouvelles de Versailles und die Gazette 
du Val d’Oise – nahmen seine politische Haltung 
und die seiner Verbündeten an. Dies ist für die 
französische Provinzpresse höchst ungewöhnlich. 
Nadine Toussant-Desmoulins, Professorin und 
Spezialistin für Medienökonomie an der Université 
de Paris 2, merkt an, dass diese Zeitungen, obwohl 
sie in ihren Heimatgebieten typischerweise eine 
Monopolstellung haben, nach Ausgewogenheit 
streben, um ihre Leserschaft zu maximieren. 

Doch Dassault ist beschuldigt worden, die Zei
tungen für seinen Wahlkampf und seine Partei zu 
benutzen, seine Gegner zu ignorieren oder ihnen 
eine Abfuhr zu erteilen (Nouvel Observateur, 23. 
September 2004). Dassaults Verbündete, wie ein 
hochrangiger Mitarbeiter der ultra-konservativen Poli

tikerin Christine Boutin, dankten ihm für die »sehr 
hilfreiche, erstklassige« und »effiziente« Leistung sei-
ner Journalisten. (Libération, 18. Juni 2004). 

Die Zeitung in die Hand nehmen
Dassault hat bereits spürbaren Einfluss beim Figaro 
genommen. Laut François Boissarie, Generalsekretär 
der großen Journalistengewerkschaft Syndicat nati-
onal des journalistes, war er »überwältigend präsent 
im Management der Zeitung.« Der Weggang des Le 
Figaro-Chefredakteurs, kurz nachdem Dassault das 
Blatt gekauft hatte, ist weithin als Bestätigung für 
seinen Willen, die Geschicke der Zeitung persön-
lich in die Hand zu nehmen, interpretiert worden. 

Es zeigen sich auch Spuren seines persönlichen 
Interesses auf den Zeitungsseiten. Zum Beispiel das 
Foto eines Chors aus der Stadt Corbeil-Essones, in 
der Dassault Bürgermeister ist (seine lange politi
sche Karriere schließt die Gründung einer eige-
nen Partei im Jahr 1981 ein). Daraufhin drückten 
die Reporter des Figaro ihr »Erstaunen darüber« 
aus, »dass man einem Ereignis so viel Platz ein-
räumt, das ja sehr nett sein mag, aber in keiner 
Weise solcher Aufmerksamkeit in einer nationalen 
Tageszeitung würdig zu sein scheint« (Libération, 
18. Juni 2004). 

Auch die Berichterstattung über den französi-
schen Reifenhersteller Michelin ist ungewöhnlich. 
Nach einem Artikel mit dem für die Firma uner-
freulichen Titel: »Das Wachstum von Michelin 
in China verlangsamt sich« (Figaro vom 14. 
Oktober), konnte sich das Unternehmen über 
nicht weniger als drei Artikel in der Ausgabe vom 
18. Oktober freuen. Ein schmeichelhafter Titel 
lautete »Michelin setzt sich auf dem chinesischen 
Markt durch.« Die satirische Wochenzeitschrift Le 
Canard enchaîné bemerkte dazu: »Die Tatsache, 
dass Dassault und Michelin beide ein Elektroauto 
auf den chinesischen Markt bringen wollen, 
ist einfach purer Zufall.« Wenn das so ist, dann 
muss es wohl auch die lange und enge persönli-
che Verbindung zwischen Serge Dassault und der 
Familie Michelin sein, die zumindest seit 1996 
dokumentiert werden kann. (vgl. www.industrie-
nationale.fr/Dassault.htm)  

Mächtige Waffenhersteller
Die größten Bedenken gelten dem Umgang von 
Socpresse mit militärischen Themen. Libération 
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Der Waffenhersteller hat bereits 
spürbar Einfluss genommen.  Er 
war »überwältigend präsent im 
Management« des Figaro.

berichtete am 27. August, das im vergangenen 
Sommer aus einem Artikel im Figaro ein Hinweis 
auf die heikle Angelegenheit eines bevorstehen-
den Verkaufs von Kampfflugzeugen des Dassault-
Konzerns (Dassault Aviation) an Algerien genommen 
wurde. Dies bestätigte uns auch eine Quelle aus der 
Redaktion des Figaro, die anonym bleiben will.  

Die Nichtregierungsorganisation Association 
Survie France kommentierte diesen Vorgang 
auf ihrer Homepage. Sie merkte an, dass die 
herausgenommene Information keine aktuelle 
Nachricht war. »Le Monde hatte berichtet, dass 
Algerien hoffte, französische Kampfflugzeuge vom 
Typ Rafale kaufen zu können.« Sie schreibt wei-
ter: Wenn Dassaults Pariser Tageszeitungen dies 
nicht für berichtenswert hielten, lege es daran, 
dass seine und andere multinationale Firmen 
Frankreichs keine Aufmerksamkeit auf potenzielle 
Geschäftskontakte lenken möchten, in denen die 
französischen Steuerzahler das Risiko tragen, wäh-
rend die Industriellen den Profit einstecken, wenn 
es einen gibt. 

Dies ist natürlich vor allem der Diskurs von 
Globalisierungsgegnern und mag in der Interpreta
tion der Fakten zu weit gehen. Aber es zeigt, dass 
Dassault nicht nur von der Nachrichtenindustrie 
beobachtet wird. Und es weist auf das hin, was 
man hier in ironischer Anspielung auf Frankreichs 
gefeierte »kulturelle Ausnahme« als die »franzö-
sische Medienausnahme« bezeichnet: Nicht nur 
gehören zwei Drittel von Frankreichs wichtigsten 
Printmedien zu zwei Familienkonzernen. Beide 
Familien sind auch noch Waffenhersteller von 
Weltrang. 

Mächtiger als Dassault 
Die Lagardère-Gruppe ist in dieser Hinsicht 
sogar noch mächtiger als Dassault. Lagadères 
Presseunternehmen sind tatsächlich profitabel 
und sichern der Gruppe ständiges Wachstum. 
Währenddessen expandieren seine Luftfahrt- und 
Militärgeschäfte rapide. Die Anfang Dezember 
veröffentlichten Finanzergebnisse der vergange-
nen neun Monate für die Unternehmensgruppe 
weisen fast 10 Millionen Euro an Einnahmen 
aus, mit einem jährlichen Wachstum von 10,1 
Prozent. Die Medien erwirtschafteten fast zwei 
Drittel der Einnahmen aus drei Quartalen. Sie 
hatten allerdings nur eine Wachstumsrate von 3,3 

Prozent, die Einnahmen aus den Luftfahrt- und 
Verteidigungsgeschäften im EADS-Konsortium 
(kontrolliert unter anderem Airbus) dagegen eine 
von 16,6 Prozent. Lagardère besitzt 15,4 Prozent 
von EADS. (www.lagardere.com/groups/EADS_
defense.shtml) 

Einfluss noch nicht abschätzbar   
Hier lauert eine bekannte Gefahr, und zwar nicht 
nur in Frankreich. Es geht um den potenziellen 
Einfluss von Waffenherstellern auf die öffentliche 
Meinung und die Politik. Dieser kann Rüstungs
w e t t r e n n e n 
und Kriege för-
dern. Eine sol-
che Geschichte 
ist in William 
M a n c h e s t e r s 
e x z e l l e n t e m 
Bu c h  »T h e 
Arms of Krupp« 
dokumentiert. Der Autor beschreibt, wie die 
Familie Krupp zwei Generationen von deutschen 
Machthabern davon überzeugte, sie könnten eine 
unbesiegbare Militärmaschinerie aufbauen, und 
damit zweimal dazu beitrug, Deutschland in den 
Ruin zu treiben.

Solche Lektionen haben ihre Grenzen. Frank
reichs Haltung ist weniger aggressiv als die des 
deutschen Kaiserreiches oder der Nazis. 

Man kann heute noch nicht abschätzen, ob die 
Familien Lagadère oder Dassault Kampagnen zur 
Förderung ihrer industriellen Aktivitäten führen 
werden. Ob sie also weiter gehen, als Reporter 
oder Herausgeber anzuweisen, gewisse Fakten 
oder Geschichten nicht zu schreiben oder nicht 
zu drucken. Es bleibt auch die Frage, wie kritisch 
in den französischen Medien in Zukunft über poli-
tische Angelegenheiten, die direkt die Interessen 
einiger mächtiger Familien und ihrer Verbündeten 
betreffen, berichtet werden wird.	  �Q
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Die Unabhängigkeit der Presse ist in 
den USA immer ein Fundament der 
Demokratie gewesen. Und lange sah es so 

aus, als würde der Journalismus amerikanischen 
Stils – mit seiner in der Verfassung verankerten 
Pressefreiheit und seinen scheinbar unbegrenzten 
Möglichkeiten – weltweit Maßstäbe setzen: für 
Aufgeschlossenheit, Verantwortungsbewusstsein 
und Zugang zu Informationen. 

Kühle Atmosphäre und Selbstzensur
Aber nach dem 9. September 2001 sieht die Welt 
anders aus. Unabhängigkeit und Skepsis, die einst 
viel gepriesenen Tugenden des amerikanischen 
Journalismus, haben einen kräftigen Dämpfer 
bekommen. Schuld daran sind zwei Machtzentren 
mit gemeinsamen Interessen: die Vorstandsetagen 
der großen Medienunternehmen und die Büros, 
in denen die Kriegsstrategen der Regierung tagen. 
Dort schmieden die Schöpfer des amerikanischen 
Imperiums ihre Pläne, und ihre Entscheidungen 
und ihr Gebaren haben die Atmosphäre in den 
Redaktionen abkühlen lassen. Jetzt üben amerika-
nische Journalisten Selbstzensur.

Nirgends wird das so deutlich wie bei der 
Invasion und Besetzung des Irak durch die USA. 
Es ist inzwischen unbestritten, dass die amerikani-
schen Mainstream-Medien im Vorfeld des Krieges 
der Öffentlichkeit einen schlechten Dienst erwie-
sen: Sie haben die Lügenpropaganda der Regierung 
Bush nicht hinterfragt, dass Saddam Hussein eine 
unmittelbare Gefahr für Amerika darstelle. Später 
geißelte sich die New York Times an exponierter 
Stelle wegen ihrer Versäumnisse – dabei hatte sie 
keineswegs so versagt wie viele andere.

Wir alle wissen inzwischen, dass Bush und 
Konsorten gelogen haben: über das Arsenal an 
Massenvernichtungswaffen, das angeblich im Irak 
lagerte, über das »Yellowcake«-Urankonzentrat 
aus Niger, über Saddam Husseins Verbindungen 
zu al Quaida und über alle anderen Gründe für 
den Einmarsch. Warum ziehen amerikanische 
Journalisten also immer noch Samthandschuhe an, 
wenn sie vor Ort über die Lage im Irak berich-
ten? Warum werden Bushs rosige Schilderungen 
der Situation im Irak nicht mit Nachdruck von 
Journalisten widerlegt, die wissen, wie es dort 
wirklich aussieht?

Patriotismus + regierungsnahe Medien
Die Antwort hierauf ist vielschichtig: Zum einen 
möchten expansionsorientierte amerikanische 
Medienunternehmen (besonders Betreiber von 
Fernseh-Sendernetzen) wegen der Lizenzfrage 
bei der Bush-Regierung lieb Kind sein. Zum 
anderen lassen sich immer mehr Amerikaner vom 
grellen Schein des Patriotismus blenden. Und 
nicht zuletzt ist es zunehmend schwierig, über 
den Guerillakrieg im Irak zu berichten. Letzteres 
hat auch damit zu tun, weil ein beengender 
Objektivitätsbegriff zum zentralen Credo des ame-
rikanischen Journalismus geworden ist. 

Was in den USA vor sich geht, lässt sich der-
zeit am besten zeigen am Fall von Farnaz Fassihi, 
Reporterin des Wall Street Journal. Ihre freimütigen 
Zeilen zur Lage im Irak haben heftige Reaktionen 
ausgelöst, die Bände darüber sprechen, warum der 
amerikanische Journalismus den Menschen in den 
USA und weltweit derzeit möglicherweise eher 
schadet als nützt.

Eine E-Mail der Reporterin Farnaz Fassihi vom Wall Street Journal 
sorgte für heftige Kontroversen. Sie erhellt, in welch schwierige 
Lage sich der News-Journalismus in den USA manövriert hat.

VON STEVEN T. JONES

Wahrheiten
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Ein paar Worte über ihren Background: Fassihi 
ist eine 33 Jahre alte Amerikanerin iranischer 
Abstammung, die ihr Leben teils in den USA 
und teils im Mittleren Osten verbracht hat. Sie 
wuchs in Oregon auf, studierte jedoch an der 
Universität Teheran. Dort soll auch ihr Interesse 
am Journalismus erwacht sein, denn sie arbeitete 
als Assistentin und Dolmetscherin für westliche 
Reporter, die den Iran bereisten. Danach besuchte 
sie die renommierte Columbia School of Journalism 
in New York und arbeitete erst für das Providence 
Journal, dann für den Newark Star-Ledger. Dort 
gehörte sie zu einem Journalistenteam, das für 
seine Berichterstattung über die Anschläge des 

11. September mit 
einem Preis aus-
gezeichnet wurde. 
Im Anschluss 
berichtete sie über 
Bushs Krieg gegen 
den Terrorismus 
aus Afghanistan 
und dem Mittleren 

Osten. Heute ist sie leitende Korrespondentin des 
Wall Street Journal für den Mittleren Osten im 
Bagdader Büro.

Bagdad-Mail schießt durchs Internet
Fassihi hat über den Krieg einige gute hinter-
gründige Artikel geschrieben, aber keiner ihrer 
Zeitungsbeiträge hat so viele Leute aufhorchen 
lassen wie eine E-Mail (siehe Seite 24), die sie im 
September an Freunde schickte. Einer von ihnen 
spielte die Mail der linksgerichteten Website 
Common Dreams zu. Die Mitarbeiter dort ver-
schickten sie  am 30. September 2004 wiederum 
weiter. Von da an schoss die Mail kreuz und quer 
durch den Cyberspace und sorgte in Politik und 
Journalismus für einigen Aufruhr.

»Auslandskorrespondent in Bagdad zu sein 
bedeutet heutzutage, dass man praktisch unter 
Hausarrest steht«, schrieb Fassihi am Anfang ihrer 
Mail. »Es ist hier völlig egal, warum diese Arbeit 
für mich einmal so verlockend gewesen ist: Ich 
wollte etwas von der Welt sehen, Exotisches erfor-
schen, in fernen Ländern neue Leute und deren 
Lebensweise kennen lernen und Geschichten 
erzählen, die vielleicht etwas bewegen können. 
Seit ich im Irak arbeite, wird das alles Stück für 

Stück und von Tag zu Tag immer unwichtiger. 
Ich kann das Haus nicht verlassen. Meine größte 
Sorge jeden Tag ist nicht, wie ich eine tolle, aufrüt-
telnde Geschichte schreiben soll, sondern wie ich 
am Leben bleibe und zugleich auch dafür sorge, 
dass unsere irakischen Mitarbeiter am Leben blei-
ben. Hier in Bagdad bin ich zuallererst eine Art 
Sicherheitsdienst, dann erst Reporterin.«

Katastrophale Zustände im Irak
Sie sinnt darüber nach, wann die Sicherheits
probleme wichtiger wurden als ihr journalisti-
scher Einsatz, geht kurz auf die Höhepunkte 
des Aufstandes ein und fängt dann an, mit einer 
Freimütigkeit zu schreiben, die in den meis-
ten Berichten der US-Medien nie zu finden ist: 
»Präsident Bushs rosigen Schilderungen zum 
Trotz herrschen im Irak nach wie vor katastro-
phale Zustände. War der Irak unter Saddam 
Hussein noch eine ‚mögliche Gefahr’, so hat er 
sich unter den Amerikanern in eine ‚unmittel-
bare, aktive Bedrohung’ verwandelt, in einen 
außenpolitischen Fehlschlag, der die Vereinigten 
Staaten über Jahrzehnte wie ein Alptraum ver-
folgen wird«, schreibt sie. »Die Iraker nennen 
diesen Schlamassel gerne ‚die Lage’. Wenn man 
sie fragt: ‚Wie läuft es so?’, dann antworten sie: 
‚Die Lage ist sehr schlecht’. Mit ‚Lage’ meinen sie 
Folgendes: Die irakische Regierung hat keiner-
lei Kontrolle über die meisten irakischen Städte. 
Überall im Land gehen jeden Tag Autobomben 
hoch und kosten dutzende unschuldige Menschen 
das Leben. Die Straßen des Landes werden allmäh-
lich unpassierbar und sie sind mit hunderten von 
Landminen und Sprengsätzen übersät, die ame-
rikanische Soldaten töten sollen. Es gibt Morde, 
Entführungen, und Leute werden geköpft. ‚Die 
Lage’, das heißt im Wesentlichen: Es tobt ein bar-
barischer Guerillakrieg.«

Fassihi bleibt sich auch in ihrer Mail als 
Journalistin treu und zitiert etliche irakische 
Quellen: düstere Einschätzungen, wie es um 
die Bemühungen zum Wiederaufbau des Landes 
bestellt ist, wie stark jeweils die Kräfte der 
Aufständischen und der irakischen Polizeikräfte 
sind und wie die Chancen stehen, dass im Januar 
erfolgreiche Wahlen abgehalten werden können, 
die von allen Seiten als rechtmäßig anerkannt wer-
den. Ganz zu schweigen von Bushs Absicht, im 

»War der Irak unter Saddam eine 
‚mögliche Gefahr’, so hat er sich 
unter den Amerikanern in eine 

‚aktive Bedrohung’ verwandelt.«
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»Wir befinden uns in den USA 
und Fassihi arbeitete für das Wall 
Street Journal. Die Verdammung 
brach unerbittlich über sie herein.«

Mittleren Osten ein Leuchtfeuer der Demokratie 
zu entzünden. Fassihi berichtet in ihrer Mail: »Für 
uns vor Ort ist es kaum vorstellbar, dass das Land 
aus dieser Abwärtsspirale der Gewalt gerettet 
werden kann. Terrorismus, Chaos und Anarchie 
sind wie Flaschengeister, die durch Fehler der 
Amerikaner über dieses Land gekommen sind und 
die man jetzt nicht wieder in die Flasche zurück-
sperren kann.«

Alles in allem ist Fassihis Mail zwar gut und ein-
sichtsvoll geschrieben. Umwerfend neue Fakten 
enthält sie jedoch nicht. Auch ihre Behauptung, 
die gegenwärtige Lage im Irak sei eine Katastrophe, 
von der sich die USA möglicherweise nicht mehr 
erholen werden, ist nicht bissiger oder rechthabe-
rischer als Formulierungen, mit denen angesehe-
ne Journalisten wie Robert Fiske vom Londoner 
Guardian ihre Geschichten würzen. 

Hitzige Kontroverse über Fassihi
Aber wir befinden uns in den Vereinigten Staaten, 
und Fassihi arbeitet für das konservative Wall 
Street Journal. Die Verdammung brach also laut 
und unerbittlich über sie herein. Wie zu erwarten, 
forderten konservative Sender und Zeitungen wie 
Fox News und die New York Post, dass man sie 
aus Bagdad abberufen sollte, und konservative 
Internet-Blogger und Schlaumeier entfachten im 
Cyberspace ein Feuerwerk der Gehässigkeiten.

Typisch ist diese Mail vom 25. Oktober, unter-
schrieben von einem Ed Giannantonio: »Dieser 
Brief ist ein weiterer Volltreffer für die Terroristen. 
Sie versuchen, den Amerikanern Angst zu machen, 
damit sie den Irak verlassen. Sie wissen, dass ihnen 
das am besten hier zu Hause in unserem eigenen 
Land gelingt. Sie haben auch genau gewusst, dass 
sie dabei auf unsere Medien und all die Sozialisten 
an den Küsten der USA zählen konnten.«

Paul Steiger, der Herausgeber des Wall Street 
Journal, stellte sich jedoch auf die Seite seiner 
Reporterin. Er sagte, Fassihi würde Bagdad ver-
lassen, um einen Monat lang Urlaub zu machen. 
Das hätte mit dem Mail-Vorfall aber nichts zu 
tun. Am 30. September erklärte er gegenüber der 
Washington Post: »Ms. Farnaz Fassihis private 
Meinung hat sich in keiner Weise verzerrend auf 
ihre  Berichterstattung ausgewirkt.«

Tim Rutten, Medienkolumnist bei der Los 
Angeles Times, zitierte aber zwei Tage später 

– am Mittwoch – zwei Mitarbeiter des Wall Street 
Journal. Beide wollten nicht namentlich genannt 
werden. Sie erzählten, man habe ihnen gesagt, dass 
Fassihi nicht mehr über den Irak schreiben dürfe, 
bis die amerikanischen Präsidentschaftswahlen 
vorbei seien. Das müsse wohl damit zu tun haben, 
dass die unautorisierte Veröffentlichung ihrer pri-
vaten Korrespondenz Zweifel aufwerfe, wie fair 
ihre journalistische Arbeit sei.

Die politische Mitte distanziert sich
Noch aufschlussreicher und beunruhigender 
waren allerdings die Reaktionen bei Zeitungen, 
die eigentlich der politischen Mitte nahe stehen 
(etwa der Houston Chronicle) oder bei angese-
henen Journalismus-Akademien wie dem Poynter 
Institute in Florida. Sie kamen recht einhellig 
zu dem Schluss, dass Fassihi nicht mehr ganz 
salonfähig sei, auch 
wenn sie ihr – mit 
Einschränkungen 

– durchaus Rückhalt 
gaben. 

»Werden die Leser 
jetzt, wo um Fassihis 
Ansichten so viel 
Rummel gemacht 
worden ist, nicht daran zweifeln, dass sie wirk-
lich unvoreingenommen ist?«, fragt Aly Colon, der 
beim Poynter Institute Ethik lehrt, Anfang Oktober 
in einer Kolumne. »Es gäbe einen einfachen Weg, 
mit diesem Problem umzugehen: Man könnte ihr 
den Posten als Erstberichterstatterin im Irak weg-
nehmen und ihr einen anderen Aufgabenbereich 
geben. So würde das Journal dafür sorgen, dass die 
Aufmerksamkeit des Lesers sich weiterhin auf die 
Reportagen in der Zeitung konzentriert, nicht auf 
die Reporterin und deren Ansichten.«

Zwei Wochen später rückte Daniel Okrent, 
der Public Editor der New York Times, die 
Angelegenheit endlich in die richtige Perspektive. 
In einer Kolumne mit dem Titel »Es ist gut, objek-
tiv zu sein, aber Recht zu haben ist noch besser«,  
schrieb er: »Ich war bestürzt, als eine Reporterin 
des Wall Street Journal in einem Brief an Freunde 
(der später im Internet die Runde machte) schilder-
te, wie schrecklich ihr Leben in Bagdad ist. Dafür 

Fortsetzung auf Seite 26



24

29/09/2004 2:58:10 Uhr
Von: Farnaz Fassihi 
Betreff: Aus Bagdad

Auslandskorrespondent in Bagdad zu sein bedeutet heutzutage, dass man praktisch unter Hausarrest steht. Es ist hier völlig egal, warum diese 
Arbeit für mich einmal so verlockend gewesen ist: Ich wollte etwas von der Welt sehen, Exotisches erforschen, in fernen Ländern neue Leute 
und deren Lebensweise kennen lernen und Geschichten erzählen, die vielleicht etwas bewegen können. Seit ich im Irak arbeite, wird das alles 

Stück für Stück und von Tag zu Tag immer unwichtiger. Ich kann das Haus nicht verlassen. Tue ich es dennoch, dann nur aus sehr triftigen Gründen, 
zum Beispiel, wenn ich mich mit jemandem zu einem Interview verabredet habe. Ich besuche Leute nach Möglichkeit nicht zu Hause und gehe niemals 
zu Fuß auf der Straße. Ich kann keine Lebensmittel mehr einkaufen, ich kann nicht in Restaurants essen gehen, ich kann kein spontanes Gespräch mit 
Fremden anfangen, ich kann mich nicht mehr auf die Suche nach Geschichten für Reportagen machen. Ich kann nur noch in voll gepanzerten Autos 
durch die Gegend fahren. Ich kann nicht mehr an Nachrichtenschauplätze gehen und von dort Bericht erstatten. Es ist gefährlich für mich, in einen 
Verkehrsstau zu geraten. Ich kann außerhalb meines Hauses kein Englisch mehr sprechen, ich kann nicht im Land reisen. Ich kann mich nicht mehr als 
Amerikanerin zu erkennen geben, kann mich nicht mehr an Grenz-Kontrollstellen aufhalten und kann nicht mehr neugierig fragen, was die Menschen 
sagen, tun oder fühlen. Und so weiter und so fort. Ich bin zu oft gerade noch mit dem Leben davongekommen – zum Beispiel, als eine Autobombe so 
nahe bei unserem Haus explodiert ist, dass durch die Druckwelle sämtliche Fenster kaputtgegangen sind. Meine größte Sorge jeden Tag ist nicht, wie ich 
eine tolle, aufrüttelnde Geschichte schreiben soll, sondern wie ich am Leben bleibe und zugleich auch dafür sorge, dass unsere irakischen Mitarbeiter 
am Leben bleiben. Hier in Bagdad bin ich zuallererst eine Art Sicherheitsdienst, dann erst Reporterin.

Wann genau der »Wendepunkt« kam und die Lage so wurde, wie sie jetzt ist, lässt sich schwer sagen. War es im April, als die Amerikaner die 
Kontrolle über die Stadt Falludscha verloren? War es, als der Schiitenführer Muktada el Sadr und seine Mahdi-Armee dem amerikanischen Militär den 
Krieg erklärten? War es, als sich die Amerikaner Sadr City, wo zehn Prozent der irakischen Bevölkerung leben, zum allnächtlichen Schlachtfeld erkoren? 
Oder war es, als der Aufstand sich von isolierten Widerstandsnestern im sunnitischen Dreieck aus immer mehr auf den größten Teil des Irak ausbreitete? 
Präsident Bushs rosigen Schilderungen zum Trotz herrschen im Irak nach wie vor katastrophale Zustände. War der Irak unter Saddam Hussein noch 
eine ‚mögliche Bedrohung’, so hat er sich unter den Amerikanern in eine ‚unmittelbare, aktive Bedrohung’ verwandelt, in einen außenpolitischen 
Fehlschlag, der die Vereinigten Staten über Jahrzehnte wie ein Alptraum verfolgen wird. Die Iraker nennen diesen Schlamassel gerne »die Lage«. Wenn 
man sie fragt: »Wie läuft denn alles so?«, dann antworten sie: »Die Lage ist sehr schlecht«. Mit »Lage« meinen sie Folgendes: Die irakische Regierung 
hat keinerlei Kontrolle über die meisten irakischen Städte. Überall im Land gehen jeden Tag Autobomben hoch und kosten dutzende unschuldige 
Menschen das Leben. Die Straßen des Landes werden allmählich unpassierbar und sind mit hunderten von Landminen und Sprengsätzen übersät, die 
amerikanische Soldaten töten sollen. Es gibt Morde, Entführungen, und Leute werden geköpft. »Die Lage«, das heißt im Wesentlichen: Es tobt ein 
barbarischer Guerillakrieg. Allein in Bagdad kamen innerhalb von nur vier Tagen 110 Menschen um, und mehr als 300 wurden verletzt. Die Zahl der 
Toten und Verletzten ist so erschreckend hoch, dass das Gesundheitsministerium – das sich zunächst in öffentlicher Transparenz üben wollte und die 
entsprechenden Zahlen veröffentlichte – sie inzwischen nicht mehr bekannt gibt.

Inzwischen gibt es täglich 87 Angriffe von Aufständischen gegen Amerikaner. Gestern fuhr ein Freund von mir durch den schiitischen Slum von Sadr 
City. Er erzählte mir, dass junge Männer dort völlig unverhohlen Sprengsätze auf den Straßen anbringen. Dazu schmelzen sie ein nicht sehr tiefes Loch 
in den Asphalt, legen den Sprengstoff hinein, bedecken die Stelle mit Geröll und legen dann einen alten Reifen oder eine Plastikdose darauf. So signali-
sieren sie der örtlichen Bevölkerung, dass dort eine Bombe versteckt ist. Mein Freund sagte, dass diese Landminen zu dutzenden dicht an dicht auf den 
Hauptstraßen von Sadr City liegen. Er fuhr in Schlangenlinien und Schlenkern, um diesen Sprengsätzen auszuweichen. Hinter der nächsten Mauer sitzt 
ein wütender Iraker und wartet nur auf einen amerikanischen Konvoi, damit er die Bomben hochgehen lassen kann. Und das auf schiitischem Gebiet 

– die Amerikaner hatten eigentlich erwartet, dass die Bevölkerung dort sie lieben und ihnen die Befreiung des Irak nie vergessen würde.

DIe E-MAIL DeR WALL-STReeT-JOURNAL-
KORReSPONDeNTIN FARNAZ FASSIHI AN IHRe FReUNDe
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Für Journalisten kam der Wendepunkt, als die Welle von Entführungen und Verschleppungen einsetzte. Es ist gerade einmal zwei Wochen her, da 
fühlten wir uns in  Bagdad noch sicher, denn Ausländer wurden nur auf den Landstraßen und Autobahnen außerhalb der Städte verschleppt. Dann rief 
mich eines Nachts um elf Uhr eine befreundete Journalistin völlig aufgeregt an und erzählte mir, dass zwei Italienerinnen am hellichten Tag aus ihrem 
Büro entführt worden seien. Dann wurden die beiden Amerikaner, die diese Woche geköpft wurden, und der Brite aus ihrem Haus in einer Wohngegend 
verschleppt. Um sich Freunde zu machen, hatten sie den ganzen Wohnblock rund um die Uhr mit Elektrizität aus ihrem Stromgenerator versorgt. Die 
Entführer schnappten sich einen von ihnen um sechs Uhr früh, als er gerade aus dem Haus kam, um den Generator anzuwerfen. Seine kopflose Leiche 
warfen sie später dann wieder in die Nähe dieser Wohngegend.

Uns wird gesagt, dass der Aufstand sich immer weiter ausbreitet und es keine Anzeichen dafür gibt, dass er abflauen wird. Vielmehr wird er mit 
jedem Tag stärker, besser organisiert und ausgeklügelter. Diejenigen, die dahinter stehen – Anhänger der Baath-Partei, Kriminelle, Nationalisten und al 
Quaida – arbeiten zusammen und koordinieren ihre Aktionen. 

Ich war bei einem Krisentreffen für Auslandskorrespondenten, bei dem wir mit Militär- und Botschaftsvertretern über die Entführungen sprachen. 
Man sagte uns mit umwölkter Miene, dass unser Schicksal im Fall einer Entführung weitgehend davon abhängt, wo innerhalb der „Entführungskette“ 
wir uns gerade befinden, wenn unser Verschwinden bemerkt wird. Das Ganze funktioniert nämlich so: Kriminelle Banden schnappen sich jemanden 
und verkaufen ihn oder sie an Anhänger der Baath-Partei in Falludscha; die wiederum verkaufen den Entführten (oder die Entführte) dann an al Qaida 
weiter. Im Gegenzug fließen Geld- und Waffenlieferungen von al Quaida zurück zu den Baath-Anhängern und den Kriminellen. Mein Freund Georges, 
der französische Journalist, der auf der Straße nach Nadschaf entführt worden ist, wird nun schon seit einem Monat vermisst. Es gibt keinerlei Nachricht 
von ihm, keiner weiß, ob er irgendwann freigelassen wird und ob er überhaupt noch lebt.

Amerikas letzte Hoffnung für einen schnellen Abgang von der Bühne? Die irakische Polizei und Nationalgarde, in deren Ausbildung wir Milliarden 
von Dollars stecken. Aber die Polizisten werden jeden Tag zu dutzenden ermordet – bis heute sind 700 getötet worden –, und die Aufständischen 
infiltrieren die Reihen der Polizei. Das Problem ist so gravierend, dass das US-Militär sechs Millionen Dollar bereitgestellt hat, um 30.000 frisch aus-
gebildete Polizisten auszuzahlen und sie dadurch ganz still und heimlich wieder loszuwerden. Und was den Wiederaufbau angeht: Zum einen sind 
die Arbeitsbedingungen für Ausländer so gefährlich geworden, dass fast alle Projekte zum Stillstand gekommen sind. Nach zwei Jahren ist von den 18 
Milliarden Dollar, die der Kongress für den Wiederaufbau des Irak bewilligt hat, gerade einmal ungefähr eine Milliarde ausgegeben worden. Inzwischen 
wurde dieses Geld mit vollen Händen umverteilt: Nun soll es in eine Verbesserung der Sicherheitslage gesteckt werden – ein Zeichen dafür, wie furchtbar 
schlecht es um den Irak bestellt ist. Der Traum vom Öl? Aufständische sabotieren regelmäßig die Pipelines, und der Ölpreis hat eine Rekordhöhe von 49 
Dollar pro Barrel erreicht. Wer genau hat denn nun eigentlich von diesem Krieg profitiert? War es das alles wert? Sind wir jetzt sicherer, weil Saddam 
im Knast sitzt und stattdessen al Qaida im Irak herumläuft?

Iraker sagen, dass sie dank Amerika in Freiheit leben und dass Unsicherheit der Preis dafür ist. Aber stellt euch nur vor: Sie sagen auch, dass sie 
diese Freiheit jederzeit gegen Sicherheit eintauschen würden, selbst wenn das bedeutete, dass sie unter einem Diktator leben müssten. Ich habe heute 
einen gebildeten Iraker sagen hören, dass Saddam Hussein die Mehrheit der Stimmen bekommen würde, wenn er bei Wahlen antreten dürfte. Das ist 
wirklich traurig. Dann traf ich mich diese Woche mit einem irakischen Wissenschaftler, um mich mit ihm über die geplanten Wahlen zu unterhalten. 
Er hat versucht, in der Öffentlichkeit ein Bewusstsein dafür herzustellen, wie wichtig diese Wahlen sind. Er sagte mir: »Präsident Bush wollte den Irak 
in eine Demokratie verwandeln, die Vorbildfunktion für den Nahen Osten hat. Vergessen Sie die Demokratie. Vergessen Sie die Vorbildfunktion für die 
Region. Wir müssen den Irak retten, bevor alles verloren ist.«

Man kann sich darüber streiten, ob der Irak überhaupt noch zu retten ist. Für uns vor Ort ist es kaum vorstellbar, dass das Land aus dieser 
Abwärtsspirale der Gewalt gerettet werden kann. Terrorismus, Chaos und Anarchie sind wie Flaschengeister, die durch Fehler der Amerikaner über dieses 
Land gekommen sind und die man jetzt nicht wieder in die Flasche zurücksperren kann. Die irakische Regierung spricht davon, dass in einem Vierteljahr 
Wahlen abgehalten werden sollen. Derweil ist die Hälfte des Landes nach wie vor eine »Tabuzone« – sie ist Regierung und Amerikanern außer Kontrolle 
geraten und für Journalisten unzugänglich. In der anderen Hälfte des Landes ist die Bevölkerung desillusioniert und hat viel zu viel Angst, als dass sie sich 
in die Wahllokale trauen würde. Die Sunniten haben bereits gesagt, dass sie Wahlen boykottieren werden. Dadurch wird die politische Bühne frei für eine 
polarisierte Regierung aus Kurden und Schiiten. Diese Regierung wird nicht als rechtmäßig anerkannt werden, was das Land so gut wie sicher in einen 
Bürgerkrieg stürzen wird. Ich fragte einen 28-jährigen Ingenieur, ob er und seine Familie wählen gehen würden. Schließlich sei es das erste Mal, dass 
die Iraker ihre Führung selbst wählen könnten, zumindest in gewissem Maße. Seine Antwort bringt die allgemeine Stimmung auf den Punkt: »Zur Wahl 
gehen und riskieren, dass wir in die Luft gesprengt werden oder dass uns die Aufständischen verfolgen und umbringen, weil wir mit den Amerikanern 
kooperieren? Wozu? Um Demokratie zu üben? Machen Sie Witze?« –Farnaz				                   	 Quelle: Poynteronline
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wurde sie von etlichen Seiten kritisiert, angeblich 
weil sie ihre Unvoreingenommenheit aufs Spiel 
setzt. Aber was sie beschrieben hat, basiert auf 
unanfechtbaren eigenen Erfahrungen. Die einzige 
journalistische Pflichtverletzung besteht in diesem 
Fall darin, dass man den Lesern des Wall Street 
Journal zuvor Wahrheiten vorenthalten hatte, die 
diese Reporterin kannte.«

Unmittelbar nach der Kontroverse um Fassihis 
Mail stimmten die amerikanischen Wähler wie-
der für Bush und erklärten dadurch auch seinen 
Krieg für rechtens. Und nach diesen Wahlen 

nahm Fassihi ganz 
still und unauf-
fällig ihre Arbeit 
wieder auf. Meine 
Versuche, sie zu 
erreichen, blieben 
dennoch erfolglos. 
Nicole Pyhel, eine 
Sprecherin des 

Wall Street Journal, gab Auskunft: »Farnaz ist aus 
ihrem Urlaub zurück und berichtet wieder als lei-
tende Korrespondentin aus dem Nahen Osten.«

Erklärungsansätze dreier Profis
Ich wollte über diesen Vorfall einmal nüchtern 
diskutieren, um einordnen zu können, welche 
Bedeutung er für den gegenwärtigen ameri-
kanischen Journalismus hat. Deshalb rief ich 
drei Kollegen an, die aufgrund ihrer journalis-
tischen Kompetenz  meinen Respekt genießen: 
Ted Glasser, Leiter des Graduiertenprogramms 
für Journalismus an der Stanford University; 
den Medienkritiker John McManus, Gründer 
der Medienkritikplattform Grade the News; und 
Christopher Hedges, der seit über 20 Jahren 
über Kriege auf der ganzen Welt berichtet und 
seine Erfahrungen in das von der Kritik hoch 
gelobte Buch »War Is A Force That Gives Us 
Meaning« gepackt hat. Alle drei waren von den 
Auswirkungen der Mail wesentlich überraschter 
als von ihrem Inhalt. 

»Ich war völlig erstaunt, dass es darauf über-
haupt eine Reaktion gab«, sagte mir Glasser. Er 
ist der Ansicht, dass über die Erlebnisse von 
Reportern auf Kriegsschauplätzen eigentlich 
immer so offen und ehrlich gesprochen werden 
sollte – im Rahmen eines fortdauernden Dialogs 

zwischen Journalisten und Lesern. Für Glasser gab 
es nur ein Problem mit der Mail: Die darin ver-
mittelten Botschaften tauchen in Fassihis Artikeln 
nicht auf. »Es ist schade, dass Journalisten in der 
Öffentlichkeit völlig andere Sachen erzählen als 
in einer privaten E-Mail«, sagt er. »Diese Art der 
Reflektion hat eigentlich keine Tradition im ameri-
kanischen Journalismus.«

Hedges kommentierte: »Die Mail hat mich 
nicht überrascht. Genau das Gleiche habe ich 
die ganze Zeit schon von allen Leuten in Bagdad 
gehört.« Seiner Meinung nach hat die Mail deshalb 
so einen Aufruhr verursacht, weil sie in krassem 
Gegensatz dazu steht, wie die Regierung Bush den 
Krieg darstellt. Diese Version wiederum werde von 
amerikanischen Fernseh- wie Zeitungsjournalisten 
nachgeplappert, die in Bagdad festsitzen oder in 
amerikanische Truppen »eingebettet« sind.

Schock für Fox-News-Konsumenten
»Für jemanden, der normalerweise die Nachrichten 
auf Fox News anschaut, war diese Mail ein 
echter Schock«, erklärte Hedges. »Ich glaube, es 
ist zur Kontroverse gekommen, weil (Fassihis) 
Bericht überhaupt nicht mit dem Bild überein-
stimmte, das die US-Regierung und die irakische 
Übergangsregierung vermitteln. Und es gibt hier-
zulande riesige Mediensegmente, die nicht darü-
ber berichten, was dort wirklich los ist.«

Nach jahrzehntelanger Arbeit als Kriegs
korrespondent hinterfragt Hedges heute die 
Vorstellung, dass Kriegskorrespondenten unvor-
eingenommen und distanziert die schrecklichen 
Ereignisse beobachten müssten, die sich um sie 
herum abspielen. »Reporter sind oft wirklich wütend 
über Dinge, die um sie herum passieren. Ich habe 
mich in Sarajewo (während der langen Belagerung 
der Stadt durch die Serben) auch so gefühlt«, 
sagt Hedges. »Diese Sache mit der Neutralität ist 
meiner Meinung nach ziemlich eigenartig. Diese 
Einstellung ist beinahe arrogant.«

Journalisten müssten die Emotionen spüren, 
die in einem Konflikt frei werden, damit sie diesen 
Konflikt verstehen und sachlich richtig darüber 
berichten könnten. Reporter seien zwar auch nur 
Menschen – das bedeute aber nicht, dass sie nicht 
trotzdem fair bleiben. Ganz im Gegenteil, meint 
Hedges: Der Versuch, bei der Berichterstattung 
über Gräueltaten neutral zu bleiben, zeuge selbst 

»Jemand, der distanziert und lei-
denschaftslos ist, kann durch seine 

Berichterstattung auch Propaganda 
für den Status Quo machen«.
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von einer Voreingenommenheit, die zu einem ver-
zerrten Bild der Wirklichkeit führe. »Jemand, der 
distanziert und leidenschaftslos ist, kann durch 
seine Berichterstattung auch Propaganda für den 
Status Quo machen«, so Hedges. »Ich glaube nicht, 
dass moralische Entrüstung etwas Schlechtes ist.«

Fakten versus Wahrheit?
Auch McManus ist der Ansicht, dass Journalisten 
der Wahrheitsfindung einen schlechten Dienst 
erweisen, wenn sie sich nur auf sichere Fakten ver-
lassen. Die Unterscheidung zwischen »Wahrheit« 
und »Fakten« wurde vor Jahrzehnten von der 
Hutchins-Kommission getroffen. Henry Luce, 
Herausgeber des Time Magazine, bildete diese 
Kommission 1947, um die Situation der Medien 
zu untersuchen. Interessanterweise erkannte 
Luce, ein konservativer Medienzar, später die 
Ergebnisse seiner eigenen Kommission nicht an. 
Für Analytiker wie McManus steckt in diesen 
Ergebnissen deshalb umso mehr Wahrheit.

»Die Kommission machte einen Unterschied 
zwischen ‚die Wahrheit sagen’ und ‚die Wahrheit 
über die Fakten sagen’«, erklärt McManus. Die 
Kluft zwischen beiden Ansätzen habe sich seither 
vertieft. »Und genau das hat dem amerikanischen 
Journalismus so zu schaffen gemacht. Was Farnaz 
schrieb, war die Wahrheit über die Fakten.«

McManus konstatiert, amerikanische Jour
nalisten stünden seit Jahrzehnten bei der Rechten 
im Lande wegen ihrer angeblichen liberalen 
Voreingenommenheit und mangelnder Objektivität 
in der Kritik. Heute fühlten sie sich oft durch die 
Äußerungen von Regierungsvertretern eingeengt 
und trauten sich nicht, allzuweit von der offizi-
ellen Regierungslinie abzuweichen. Was den 
Irak-Krieg angehe, so hätten die Demokraten der 
Invasion auch keinen massiven Widerstand entge-
gengesetzt. Dadurch haben sie den unzutreffen-
den Eindruck bestärkt, dass die US-Bürger dem 
Krieg nahezu einhellig zustimmen.  

Schockierende Selbstzensur
Aber selbst seitdem klar ist, dass die Regierung 
Bush über die Kriegsgründe gelogen hat, richten 
sich die meisten Journalisten immer noch nach der 
offiziellen Linie. Das stellt McManus vor ein Rätsel. 
Er weiß wohl, dass Journalisten nach wie vor 
Zugang zu offiziellen Quellen brauchen und dass 
die Berichterstattung im Irak extrem schwierig ist. 
Er kann auch alle anderen Gründe dafür nachvoll-
ziehen, warum es um Fassihis E-Mail Aufregung 
gegeben hat. »Aber trotzdem« sagt er, »ist es scho-
ckierend, dass die Selbstzensur anhält, obwohl die 
offizielle Begründung für den Krieg so durch und 
durch unglaubwürdig geworden ist.«	 n

Steven T. Jones 
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S
eitdem nun die Deutschen erkannt haben, 
dass sie mit präzisem Sachwissen bei 
Günter Jauch Millionär werden können  

– und seitdem sie andererseits dank Pisa 
erkennen mussten, dass sie noch kräftig nachsit-
zen und pauken müssen, ehe sie auf internationa-
lem Wissensniveau mithalten können, boomt auch 
im Journalismus der Sektor »Wissen«.  

So genannte »Wissenschaftssendungen« haben 
plötzlich steigende Einschaltquoten. Zeitungs
verlage werfen bunt gemachte »Wissen«-Magazine 
auf den Markt; viele Regionalzeitungen schieben 
flugs eine neue Seite »Wissen« oder »Wissenschaft« 
zwischen Lokales und Sportteil. Lexikon-Verlage 
entwickeln neue Websites mit tagesaktuell aufbe-
reitetem Wissensstoff.  

Vor 15 Jahren stellte der Medienwissenschaftler 
Walter Hömberg seine Untersuchung über den 
Zustand des Wissenschaftsjournalismus unter 
den Titel »Das verspätete Ressort«. Erst heute, so 
scheint es, holt es seine Verspätung ein und agiert 
wie Wirtschaft, Kultur und Sport als vollwertiges 
Ressort. 

Doch der Schein trügt. Noch immer ist die Wis-
senschaftsberichterstattung weit von dem entfernt, 
was dem Journalismus insgesamt als Funktion 
zugewiesen wird: Orientierungssystem der Gesell
schaft zu sein und über aktuelle Vorgänge informa-
tionskritisch aufzuklären.

In der Zeit, als Walter Hömberg seine Unter
suchungen machte, verstand sich Wissenschafts
journalismus noch als eine Popularisierungsma
schine: den Menschen erklären, welch aufregende 
Entdeckungen aus den Naturwissenschaften auf sie 
zukommen (werden). Man könnte es die Ära des 
naiven Transformationsjournalismus nennen. Ein 
Blick in die Hochglanzmagazine etwa von Hoechst 
und Bayer oder in die Publikationen der DFG und 
Max-Planck-Gesellschaft macht deutlich, dass 
inzwischen die PR-Stellen diese Arbeit mindestens 
ebenso gut beherrschen wie die Journalisten.

Damit ist der Journalismus vom Job des Popu
larisierens weitgehend entbunden. Eine neue, 

viel »journalistischere« Ära könnte beginnen: 
Das Ressort »Wissen« als der Ort, wo Forschung, 
zumal die kommerzielle, kritisch beobachtet 
wird und über Recherche deren Ungereimtheiten 
aufgedeckt werden. Dies ist ein zweifellos 
anspruchsvolles Programm. Journalisten, die 
hier mithalten wollen, brauchen eine hohe 
Kompetenz in doppelter Hinsicht: Sicherheit in 
den Wissenschaftsmethoden wie auch im journa-
listischen Recherchierhandwerk.

Dass es dem Wissenschaftsjournalismus tatsäch-
lich sehr schwer fällt, sich aus der naiven Liebes- 
und Götzendienerei zu befreien, zeigt sich immer 
aufs Neue, wenn vor allem die großen, auch in 
der Wissenschaft kontroversen Forschungen aus 
der Welt der Biomedizin unter die Lupe genom-
men werden. Es ist erstaunlich, wie hartnäckig 
hier die selbstverschuldete Unmündigkeit fort-
lebt – mit manchmal verheerenden Folgen für die 
Alltagswelt.

Die Autoren der folgenden zwei Beiträge sind 
wissenschaftskritische Wissenschaftsjournalisten. 
Ihre rekonstruierenden Recherchen sollen auf 
diese Unmündigkeit  hinweisen – nicht, um in der 
Sache besserwisserisch zu sein, sondern um die 
erwähnte doppelte Kompetenz einzufordern, die 
sich auf die journalistische Grundhaltung stützt: 
Ich glaube nichts – aber halte alles für möglich!

Wie leicht sich vor allem die Mainstreammedien 
auf einfache Erklärmuster kommerziell tätiger 
Wissenschaftler einstimmen und vom kritischen 
Nachfragen abbringen lassen:  Dies soll  die von Torsten 
Engelbrecht  recherchierte – selbst für Message 
ungewöhnlich umfangreiche – Rekonstruktion 
aufzeigen. Sie wird manchen Leser irritieren, weil 
sie die seit 20 Jahren als Therapieansatz genutzte 
Formel »HIV ist die Ursache von Aids« kritisch hin-
terfragt. Engelbrecht referiert die Gegenthese, dass 
just diese Formel  – von den Medien popularisiert 

– das Gegenteil erreicht und viele Menschen infolge 
falscher Medikamentierung in den Tod geschickt 
habe. Wie gesagt: Glaube nichts – aber halte alles 
für möglich!	 Michael Haller

Unmündigkeit
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T
atsache ist, dass die Medien für die 
Öffentlichkeit zur wichtigsten Quelle für 
medizinische Informationen geworden sind« 
schreibt Edward W. Campion, Redakteur des 

international renommierten Ärztezeitschrift New 
England Journal of Medicine in der Ausgabe vom 2. 
Dezember 2004. »Eine andere Tatsache ist«, so der 
Mediziner weiter, »dass auch die Ärzte sich zumin-
dest in Teilen auf Berichte in den Medien über neue 
Untersuchungen verlassen, vor allem, wenn es um 
solche außerhalb ihres engen Fachgebietes geht.«

Die Berichterstattung über medizinische Themen 
gehört tatsächlich inzwischen in den meisten 
Medien zur »Grundversorgung«. Doch wie gut 
funktionieren die Medien hierzulande in einer 
Situation, in der Leser, Hörer und Zuschauer beson-
deren Informationsbedarf haben, beispielsweise 
dann, wenn ein häufig eingesetztes Arzneimittel, 
das von mehreren hunderttausend Menschen ein-
genommen wurde, plötzlich vom Markt genom-
men wird?

Wichtige Nachricht
Als am 30. September der US-Konzern Merck 
Sharp & Dohme, kurz MSD genannt, das 
Schmerz- und Rheumamittel Vioxx in der wohl 
größten Rückrufaktion der Pharmageschichte 
vom Markt nimmt, erfahren die Börsianer 
und Wirtschaftsjournalisten davon als Erste. 
Die Rücknahme eines »Blockbusters«, eines 
Medikamentes, das mehr als eine Milliarde US-
Dollar Umsatz pro Jahr bringt, ist für die Finanzwelt 
eine wichtige Nachricht. Der Kurs der MSD-Aktie 
sackt binnen kürzester Zeit um 27 Prozent. Doch 
wichtig ist diese Nachricht auch für jene Menschen, 

die das Mittel mit dem Wirkstoff Rofecoxib zur 
Behandlung ihrer schmerzhaften Gelenkleiden 
geschluckt haben, ebenso für Ärzte, die ihren 
Patienten das Medikament verordnet haben. 
Welche Schäden kann dieses Medikament anrich-
ten? Waren die Risiken schon früher bekannt? 
Wurden sie verschwiegen?

Mehr Herzattacken
Am 7. Oktober veröffentlicht das New England 
Journal of Medicine (NEJM) vorab online zwei 
Artikel, in denen Wissenschaftler die Firma MSD 
und die US-nationale Arzneimittelbehörde Food 
and Drug Administration (FDA) massiv kritisie-
ren. Bereits eine Studie aus dem Jahr 2000, in 
der die Wirkung von Vioxx mit der konventio-
neller Rheumamittel verglichen wurde, habe eine 
höhere Zahl von Herzattacken in der mit Vioxx 
behandelten Patientengruppe festgestellt. Da der 
Unterschied allerdings nicht signifikant gewesen sei, 
hätten Mediziner damals weitere Studien gefordert. 
Diese seien jedoch ausgeblieben. Der FDA werfen 
die Autoren vor, auf offene Fragen zu spät reagiert 
zu haben.

Gleichzeitig berichtete das Wall Street Journal 
über eine noch unveröffentlichte Fallkontrollstudie 
eines Berichterstatters der Abteilung für 
Arzneimittelsicherheit der FDA. Dieser Studie 
zufolge könnte Vioxx in den USA über 27.000 
Herzinfarkte und plötzliche Herztodesfälle verur-
sacht haben. Natürlich wird dieser alarmierende 
Bericht von den Nachrichtenagenturen aufgegriffen 
und auch über den Atlantik transportiert. 

Das Schicksal dieser Meldung in den deutschen 
Medien ist indes bemerkenswert. Die Süddeutsche 

Bekannte Risiken?
Es waren beunruhigende Meldungen: Das Schmerzmittel Vioxx 
könnte für hunderte Herztote in Deutschland verantwortlich sein. 
Nur wenige Medien fragten genauer nach.

VON BARBARA RITZERT
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Zeitung greift am nächsten Tag in einem kurzen 
Artikel auf der Wissenschaftsseite sowohl die 
Kritik der Forscher im NEJM als auch die FDA-
Untersuchung auf. Zwar erfährt der Leser, dass die 
Studie noch nicht veröffentlicht ist. Dass dies aber 
bedeutet, dass sie sich noch im Peer-Review-Prozess 
befindet und somit von anderen Wissenschaftlern 
noch gar nicht auf ihre Qualität hin überprüft 
wurde, erfahren die Leser nicht. Dass es sich um 
eine Fallkontrollstudie handelt, deren wissenschaft-
liche Beweiskraft vergleichsweise niedrig ist, bleibt 
ebenfalls unerwähnt.

Auch der Spiegel berichtet am 11.10. über die 
FDA-Untersuchung, die hier sogar das Adjektiv 
»unveröffentlicht« verliert. Auch die Spiegel-Leser 
erfahren nicht, um welche Art von Studie es sich 
handelt und welche Aussagekraft eine solche 
Untersuchung hat.

Mittlerweile ist auch in Deutschand ein 
Wissenschaftler an die Öffentlichkeit gegangen, der 
Zahlen nennt: Der Leiter des Instituts für Qualität 
und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen in 
Köln, Professor Peter Sawicki, schätzt, dass Vioxx 
bei mindestens 2.500 Patienten in Deutschland 
Schlaganfälle, Thrombosen oder Herzinfarkte ver-
ursacht habe. Ein Teil dieser Patienen sei sicherlich 
gestorben, so Sawicki. 

Mit dieser schlagzeilenträchtigen Aussage avan-
ciert Sawicki zum Anti-Vioxx-Kronzeugen schlecht-
hin. Bild am Sonntag (10.10.04) und Spiegel 
(11.10.04) verbreiten sein Zahlenszenario unter 
den Titelzeilen »Hunderte Tote in Deutschland?« 
beziehungsweise »Versagen der Kontrolle«.

Nicht zu beantworten
Doch Sawickis Schätzung ist nur schwer zu 
belegen. Der Kölner Experte rechnet die puren 
Verordnungszahlen hoch, über die Dosierung oder 
Dauer der Verordnungen existieren überhaupt 
keine Daten. In einem Leserbrief, veröffentlicht im 
Deutschen Ärzteblatt am 26. November, stellt der 
Bremer Klinische Pharmakologe Professor Bernd 
Mühlbauer dazu fest: »Die Rechnung erscheint so 
einfach, wie sie falsch ist.« Schon von 125 Millionen 
jährlichen Rofecoxib-Tagesdosen auf 340.000 
Anwender zu schließen, sei nicht korrekt. Denn 
es sei unwahrscheinlich, dass alle Patienten, denen 
Rofecoxib verschrieben wurde, es gleich ein gan-
zes Jahr eingenommen hätten. Und weiter schreibt 

Mühlbauer: »Kein Zweifel: Rofecoxib besitzt ein 
kardiovaskuläres Risiko, und sicher sind dadurch 
auch Patienten zu Schaden gekommen. Wie viele 
dies tatsächlich sind, ist mit den verfügbaren Daten 
nicht zu beantworten.«

Immerhin, der Wissenschaftsreporter der 
Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung fragt 
Sawicki nach den 
Belegen für seine 
Schätzung und 
verzichtet ange-
sichts der dürftigen 
Grundlagen auf 
deren Verbreitung 
ebenso wie auf die 
der US-Daten.

Das Wissenschaftsressort des Mutterblattes 
Frankfurter Allgemeine Zeitung nimmt es indes-
sen weniger genau: Am 13. Oktober erscheint 
ein Artikel, in dem ebenfalls über die Kritik der 
US-Experten im NEJM berichtet wird. Gleichzeitig 
mutieren aber die hochgerechneten 27.000 
Herzanfälle zu 27.000 Todesfällen. Eine Korrektur 
dieser doch recht gravierenden Falschmeldung fin-
det nicht statt. 

Im Wirtschaftsteil der FAZ erscheint unter-
dessen ein längerer Beitrag über die Kritik an 

In der FAZ mutieren die hochge-
rechneten 27.000 Herzanfälle zu 
27.000 Todesfällen. Eine Korrektur 
der Falschmeldung fand nicht statt.

Skandal um Vioxx: Spiegel-Meldung vom 11.10.04 
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Marketing und Werbung für das zurückgezogene 
Produkt in den USA. Dort dürfen die Hersteller 
auch in Publikumsmedien für verschreibungspflich-
tige Präparate werben. Allerdings fokussiert dieser 
Beitrag ausschließlich auf die US-Situation. Mit 
welchen auch fragwürdigen Strategien der Konzern 
hierzulande das Produkt in den Markt gedrückt hat, 
wird nicht thematisiert – so als sei dies ausschließ-
lich ein amerikanisches Problem gewesen. 

Die Marketingstrategie von MSD greift 
dann allerdings der Spiegel auf (18.10.04) und 
beschreibt, wie der Sportler Georg Hackl sich für das 
Medikament eingesetzt hat (vgl. Kastentext unten). 
Am nächsten Tag thematisiert die Süddeutsche  
Zeitung in einem großen Interview mit dem 
Geschäftsführer der Arzneimittelkommission der 
Deutschen Ärzteschaft mehrere entscheidende 
Fragen im ganzen Geschehen: Das Thema des 
generell eingeschränkten Wissens bei innovativen 
Medikamenten wird ebenso angesprochen wie 
die Rolle des Verordnungsverhaltens der Ärzte, 
die offenkundig das Medikament – trotz entspre-

chender Warnhinweise im Beipackzettel – auch 
Risikopatienten verordnet hatten. Die Probleme 
der Meldung von Nebenwirkungen und die 
Marketingstrategien der Pharmaindustrie kommen 
ebenfalls zur Sprache. 

Danach erlahmt das Interesse der großen Medien 
in Deutschland. Von wenigen Ausnahmen abgese-
hen hält sich der Rechercheaufwand der deutschen 
(Medizin-)Journalisten in überschaubaren Grenzen. 

Die britische Fachzeitschrift Lancet veröffentlicht 
am 5. November die Studie einer Forschergruppe, 
die zu dem Schluss kommt, dass Vioxx schon 
Jahre zuvor aufgrund der Datenlage hätte vom 
Markt genommen werden können. Hinzu kommt 
ein Kommentar des Chefredakteurs, der das 
Pharmaunternehmen und die Kontrollbehörden in 
ungewöhnlicher Schärfe angreift. Dies wäre eine 
Diskussionsgrundlage, doch zu diesem Zeitpunkt 
scheinen die Wissenschaftsredaktionen der über-
regionalen Tageszeitungen in Deutschland bereits 
ermattet oder mit anderen Themen beschäftigt. 

Franz Beckenbauer wirbt für einen 
Mobilfunkanbieter, Günter Jauch für die Telekom. 
Auch die pharmazeutische Industrie vertraut auf 

die Glaubwürdigkeit von Prominenz, um ihre Produkte 
zu verkaufen. Werben bei Konsumenten dürfen die 
Arzneimittelhersteller allerdings nur für freiverkäufliche 
Medikamente, die nicht der Rezeptpflicht unterliegen. 

Doch findige Marketing- und Werbestrategen haben 
inzwischen Möglichkeiten gefunden, dieses Verbot aus-
zuhebeln. So machte beispielsweise die Fußball-Ikone 
Pelé in Anzeigen auf das Männer-Problem der erektilen 
Dysfunktion aufmerksam, bezahlt vom Viagra-Hersteller 
Pfizer. Der Produktname taucht dabei nicht auf. Als 
»Disease-Mongering«, das Verkaufen von Krankheiten 
an Stelle von Produkten, kritisierten Fachleute diese 
Strategie, bei der mittlerweile etliche Prominente 
mitspielen: Eingeladen in Talkshows und Boulevard-
Sendungen von Hörfunk und Fernsehen und auf 
den einschlägigen Seiten der bunten Blätter fungieren 
sie als Boten der Pharmabotschaften. Spezialisierte 
Agenturen stellen die Kontakte her. So diskutierte 

die Hollywood-Schauspielerin Kathleen Turner ihre 
Arthritis mit einem Moderator von CNN, um sich 
für ein Produkt gegen Gelenkschmerzen stark zu 
machen. US-Rock-, Film- und Sportstars tragen so ihre 
Krankengeschichte zu Markte. Zu welchem Preis ist 
allerdings nicht in Erfahrung zu bringen. »Promis, die 
bei solchen Kampagnen mitmachen, können pro Tag im 
fünf bis sechsstelligen Dollarbereich verdienen«, zitiert 
der US-amerikanische Nachrichtendienst CBSNews 
einen Hollywoodagenten.

Auch in Deutschland setzen sich Prominente für sol-
che Kampagnen ein. Denn anders als den Herstellern ist 
ihnen nicht verboten, in redaktionellen Beiträgen oder 
Talkshows für Produkte zu werben.

Zum Beispiel die unter Kopfweh leidende 
Schauspielerin Katja Flint: Sie engagiert sich für das 
Migränemittel Eletriptan (Handelsname Relpax) von 
Pfizer. Zwar nennt sie das Medikament beispielsweise 
in einem Beitrag für das ARD-Magazin Brisant am 5. 
Januar 2004 nicht beim Namen, aber die Packung des 
Mittels wird zwei Mal werbewirksam in Großaufnahme 

WIe PROMINeNTe fÜR VeRSCHReIBUNGSPfLICHTIGe         ARZNeIMITTeL WeRBeN

Fortsetzung auf Seite 34 
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Oben: Angebot eines Pro-Vioxx-Artikels mit 
Georg Hackl (www.m-pressrmc.de).
Oben rechts: Vioxx-Empfehlung durch Senta 
Berger im 7 Tage-Interview (20.9.04)

Links: Relpax-Empfehlung im 
Dortmunder Wochenkurier 
(16.10.04).
Unten: Vorstellung der 
PR-Strategie mit »Pfizer-
Botschafterin« Flint auf 
www.theperformers.de

gezeigt. Doch in Talkshows und Nachrichtensendungen 
– nicht nur in Privatsendern – fällt durchaus hin und 
wieder der Wirkstoffname, wenn Moderatoren fragen, 
welches Mittel denn geholfen habe. 

Auch das jetzt vom Markt genommene Medikament 
Vioxx hatte zwei prominente Fürsprecher: Die 
Schauspielerin Senta Berger und den Rennrodler Georg 
Hackl.

Die Sucht bestimmter Medien nach Prominenz 
und Persönlichkeiten ermöglicht es den Firmen, ihre 
Botschaften mit Hilfe der prominenten Werbeträger 
ans Publikum zu bringen. In den USA haben die 
großen Fernsehstationen darauf inzwischen reagiert: 
Schon vor zwei Jahren mussten sich Prominente, die 
bei CNN in Talkshows auftreten wollen, fragen las-
sen, ob sie von einer Pharmafirma bezahlt werden. 
Auch andere Sender wie NBC und ABC gehen mit 
den prominenten Schleichwerbern inzwischen vor-
sichtiger um. Entsprechendes hat man von Deutschen 
Fernsehsendern noch nicht gehört. 

Barbara Ritzert

WIe PROMINeNTe fÜR VeRSCHReIBUNGSPfLICHTIGe         ARZNeIMITTeL WeRBeN
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In Deutschland ist das Thema 
fast wieder erledigt, als die New 
York Times Reporter abstellt und       
ressortübergreifend recherchiert. 

Barbara Ritzert ist 
Medizinjournalistin 

und arbeitet als 
Pressereferentin für 
verschiedene medi-
zin-wissenschaftli-

che Gesellschaften.

In den USA berichtet die New York Times 
hingegen täglich und ausführlich. Die Zeitung 
stellt  Reporter ab, die das Geschehen von allen 
Seiten ressortübergreifend beleuchten. Schon am 
8. Oktober hat sie das Thema »Registrierung kli-
nischer Studien in öffentlichen Datenbanken« 
aufgegriffen, nachdem ein entsprechendes Gesetz 
von den Demokraten eingebracht wird. Dieses 
Thema wird in Fachkreisen schon seit einiger Zeit 
diskutiert, da es bislang im Belieben der Industrie 
steht, ob Studienergebnisse publiziert werden oder 

nicht. Das hat für 
die Beurteilung 
einer Behandlungs
methode enorme 
Konsequenzen: Da 
zumeist nur positi-
ve Ergebnisse ver-
öffentlicht werden, 
kann es geschehen, 

dass Behandlungsmethoden besser bewertet wer-
den, als sie eigentlich sind.

Klar wie Schlamm
Eine der großen medizinischen Fragen nach der 
Rücknahme von Vioxx ist, ob die Nebenwirkungen 
des Mittels auch bei den anderen Vertretern die-
ser Medikamentenklasse der Coxibe zu erwar-
ten sind; von diesen gibt es zu diesem Zeitpunkt 
noch vier weitere. Dies ist ein wichtiger Punkt 
vor allem für Ärzte und Patienten. Auch über 
diese Debatte hält die New York Times ihre 
Leser auf dem Laufenden, wenn die Redaktion 
auch einräumt, dass »die Antwort so klar ist wie 
Schlamm«. Immerhin verstehen die Leser, warum 
die Antwort nicht einfach ist.  

Immer wieder ist auch die Funktion und 
Aufgabenstellung der Arzneimittelbehörde ein 
Thema der Berichterstattung. In Deutschland 
stellt kein Medium die Frage, ob die europäischen 
und deutschen Behörden gut genug gerüstet sind 
für ihre Aufgabe. Am 29. November bringt die 
New York Times ein anderes wichtiges Problem 
zur Sprache: das Procedere bei klinischen Studien 
zur Prüfung von Arzneimitteln vor der Zulassung. 
Das ausführliche Hintergrundstück beschreibt, 
zu welchen Bedingungen Firmen mit Kliniken 
Verträge zur Arzneimittelprüfung schließen. In 
diesem Artikel wird nicht nur das Verhalten von 

Firmen kritisiert, die versuchen, die Publikation 
nicht genehmer Forschungsergebnisse zu verhin-
dern. Auch die Forscher und ihre Institutionen 
müssen Kritik einstecken. Obwohl die Situation 
in Deutschland nicht anders ist, findet dieses 
Thema in den Medien keinen Niederschlag. Dabei 
wäre der Fall Vioxx geeignet, dieses Problem zu 
beleuchten.

Auffallende Themenabstinenz
Wenn sich deutsche Ärzte nach dem Rückruf 
von Vioxx in ihren Fachmedien informieren wol-
len, gibt es für sie nur einen einzigen Lichtblick: 
Die Online-Version des Deutschen Ärzteblattes. 
Von Beginn an hält die Redaktion ihre Leser in 
knappen Meldungen täglich auf dem Laufenden. 
Auch in der gedruckten Ausgabe bleibt die 
Redaktion – so gut es für einen Wochentitel 
eben geht – am Ball. 

Auffallend ist hingegen das Verhalten in einem 
anderen Segment der medizinischen Fachpresse. 
Die Ärzte-Zeitung, die als Tageszeitung eigentlich 
alle Optionen der aktuellen Berichterstattung 
hätte, vermeldet kurz die Rücknahme des 
Präparates. Danach berichtet sie fast ausschließ-
lich von firmengesponserten Veranstaltungen, 
in denen beispielsweise die Botschaften des 
anderen Coxib-Herstellers Pfizer verbreitet wer-
den, der die Lücke schnellstmöglich mit seinen 
Produkten besetzen will. Auch dass MSD sich 
gegen Vorwürfe wehrt, wird berichtet. Ansonsten 
herrscht auffallende Themenabstinenz. 

Ähnlich verhalten sich auch andere Fachblätter, 
die nahezu völlig anzeigenfinanziert sind und 
daher kostenlos an die Mediziner verteilt wer-
den. Während diese Titel normalerweise nicht 
müde werden, die Botschaften der Hersteller zu 
verbreiten, herrscht angesichts der Rücknahme 
angestrengtes Schweigen, allenfalls erklingt der 
Ruf nach einem »rationalen Umgang« mit den 
Coxiben. 

Und während die internationalen englisch-
sprachigen Medizinfachblätter durch ihre 
Publikationen und Kommentare den Diskurs 
vorantreiben und die Kritik an der Industrie und 
den Behörden nicht scheuen, erfahren deutsche 
Mediziner davon nur in kurzen Berichten der 
Publikumsmedien und im Online-Dienst des 
Ärzteblattes. 	 n
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»DUNkLe DeALS«
Wie der Deutsche PR-Rat versuchte, den Urheber eines unmoralischen 
Angebots im Namen des Pharmariesen Novartis zu finden. 

Der Deutsche Public-Relations-Rat hatte 2004 etliche Fälle von Schleichwerbung zu beurteilen. Einer der Vorfälle 
war vom Manager Magazin aufgedekct worden. Das Magazin hatte in seiner Ausgabe 11/03 berichtet, dass 
dem Axel Springer-Verlag im Auftrag der Novartis Pharma GmbH »bis zu 300.000 EURO« für Novartis-freund-

liche redaktionelle Berichte und Abbildungen angeboten worden seien. Dieses Angebot sei empört zurückgewiesen 
worden. Mehrere PR-Leute hatten den Rat daraufhin aufgefordert, diesen Vorfall durch ein Ratsverfahren zu klären. 
Grundlage hatte dabei die neue Ratsrichtlinie über Produktplacement und Schleichwerbung zu sein, darin es heißt: 
»Öffentlichkeitsarbeiter bekennen sich zum Prinzip der klaren Trennung von Werbung und Redaktion...in den Medien. 
Der Deutsche Rat für Public Relations bekräftigt daher in Übereinstimmung mit dem Deutschen Presserat das Verbot 
der Schleichwerbung. Diese ist gegeben, wenn für Medienkonsumenten nicht ersichtlich ist, dass sie mit einer bezahl-
ten Werbebotschaft konfrontiert sind.« 

Genau diese Verschleierung war die Absicht des dem Springer-Verlag angetragenen Geschäfts. Wer war der Täter? 
Als Vermittler benannte das Manager Magazin die Werbeagentur Pro Planum, die nach Auskunft des Springer-Verlag-
Geschäftsführers Josef Propst seit vielen Jahren mit Springer in Geschäftsverbindung steht. Diese Agentur ist jedoch 
nach eigener Auskunft gegenüber dem Rat nicht für Novartis Pharma tätig, was Frau Dr. Michaela Paudler-Debus, die 
Leiterin Kommunikation der Novartis Pharma GmbH, dem Rat bestätigte. Novartis habe niemandem einen Auftrag 
erteilt, mit dem Springer-Verlag über Produkt-PR zu verhandeln.

Auf wessen Initiative geschah dann das Angebot? Der Werbeagentur-Inhaber Ulrich Weiland hatte sich nach 
eigener Auskunft beim Springer-Verlag um eine Kontaktvermittlung »für eine Novartis-PR-Agentur« bemüht. Nach 
Auskunft des Springer-Geschäftsführers Propst übergab er dazu einem Mitarbeiter des Hauses Springer das Konzept 
einer PR-Strategie für Novartis. Springer habe es der Werbeagentur wieder zurückgegeben, erklärte Propst. An den 
Verfasser konnte er sich nicht mehr erinnern, Weiland verschwieg ihn. 

Novartis-Sprecherin Paudler-Debus bezeugt, dass die fragliche PR-Agentur ohne Kenntnis von Novartis-Mitarbeitern 
gehandelt habe. Novartis beschäftigt 16 PR- und Werbeagenturen. »Welche davon an den Springer-Verlag herange-
treten sein könnte, wäre Spekulation.« Der Hinweis des Manager Magazins, dass »die dunklen Deals selten von 
den Unternehmen selbst, sondern von PR-Agenturen, oft auf deren eigene Initiative eingefädelt werden«, trifft daher 
vermutlich auch in diesem Fall zu. Der Firma Novartis kann der Rat daher kein Fehlverhalten unterstellen.

Ist es für PR-Agenturen aber nicht nahe liegend, sich für eine Präsentation die Placement-Zusagen von Verlagen 
zu sichern? Nach Auskunft von Paudler-Debus erwarte man von den Agenturen Projekt- und Kostenvoranschläge. 
Das kann so verstanden werden, dass die oben erwähnte Summe nicht als Angebot von Novartis, wohl aber als 
Eventualität vorgetragen wurde. Ob es PR-Agenturen von Novartis grundsätzlich freigestellt ist, gegenüber Verlagen 
»mit bestimmten Summen zu operieren«, blieb offen. Die Auskunft von Paudler-Debus legt nahe, dass Novartis ein 
solches Vorgehen der Agenturen hinnimmt. 

Der Rat nahm daher den Fall zum Anlass für eine öffentliche Ermahnung an alle Unternehmen und PR-
Agenturen: 
n Unternehmen sollten niemals eine PR-Agentur ohne klar umrissenen Auftrag für sich arbeiten lassen;
n Unternehmen sollten von den von ihnen beauftragten Agenturen die Einhaltung der PR-Kodizes und Verhaltens

richtlinien einfordern;
n PR-Agenturen sollten von sich aus Arbeiten ohne Auftrag ablehnen.

Horst Avenarius ist Vorsitzender des Deutschen Rates für Public Relations
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F
reitag, 16. Juli 2004, kurz nach 20 Uhr. 
»Die Welt-Aids-Konferenz in Bangkok ist 
zu Ende – und die Bilanz ernüchternd«, 
sagt Tagesschau-Sprecher Jo Brauner zu 

seinem 4,2-Millionen-Publikum. »Alle bisherigen 
Maßnahmen zur Aids-Bekämpfung sind geschei-
tert. Mehr als zwanzig Millionen Menschen sind 
bereits an Aids gestorben.« 

Dann Bilder von Demonstranten in schwar-
zen T-Shirts mit großen Aufdrucken: »Stoppt 

die Medizin-Apartheid – AIDS-Medikamente 
jetzt.« Ein Plakat zeigt US-Präsident Bush – rot 
beschmiert. 

»Viele hier sind wütend auf die Amerikaner«, 
erklärt ein Mitarbeiter der Hilfsorganisation 
Actionaid zur Kamera des Tagesschau-Reporters, 
die USA würden verhindern, »dass auch die 
Ärmsten Zugang haben zu preiswerten Aids-
Medikamenten«. Die Kamera zoomt einen 
Thailänder auf einem Krankenbett heran, dessen 

Sex, Blut und Tod
»Der HI-Virus verursacht Aids.« An der Verfestigung dieses 
Theorems lässt sich zeigen, wie der Wissenschaftsjournalismus  
folgenreiche Widersprüche ausblendet und Zweifel wegdrückt.

VON TORSTEN ENGELBRECHT
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»Alle hatten die Antwort zu Hause, 
im Büro, in einer Schublade. Man 
würde mir die Studie zuschicken, 
versprach man mir.«

Arme und Beine denen einer Moorleiche ähneln: 
nichts als Haut, Sehnen und Knochen.

In allen Medien kommt die Empörung über 
»die tödliche Ignoranz«, wie Die Zeit titelt, grell 
zum Ausdruck. »Die Mächtigen der Welt« schrieb 
der Zeit-Korrespondent Bartholomäus Grill, mach-
ten sich des »Massenmords« schuldig, denn »die 
furchtbarste Massenvernichtungswaffe heißt 
Human Immunodeficiency Virus (HIV)«. Sie ent-
falte ihre verheerende Wirkung »schnell, entgrenzt 
und unwägbar«, in China, Indien und Afrika genau 
wie in Russland, Lettland und der Ukraine – und 
von dort zu uns nach Mitteleuropa« [in: Die Zeit, 
15. Juli 2004]. 

Kein Lebensretter
Was genau breitet sich aus? Nicht einmal die 
virologisch gebildeten Medizinexperten unter den 
Wissenschaftsjournalisten vermochten bislang auf-
zuzeigen, wo das HIV von wem und wie entdeckt 
und als Aids-Ursache identifiziert wurde. 

Um mit dem Nobelpreisträger für Chemie Kary 
Mullis zu reden: »Ich bin kein Lebensretter, ich bin 

Wissenschaftler. Und im 17. Jahrhundert wurde 
mit der Gründung der britischen Royal Society 
entschieden, wie Wissenschaft funktioniert: Der 
experimentelle Beweis ist, was zählt.« Und, leider, 
habe niemand je eine Arbeit publiziert, die belege, 
dass HIV die wahrscheinliche Ursache von Aids sei. 
In seiner Schrift 
»The Medical 
E s t a b l i s h m e n t 
Versus The Truth« 
konstatiert Mullis: 
»Alle hatten die 
Antwort zu Hause, 
im Büro, in einer 
Schublade. Man 
würde mir die Studie mit dem Beweis zuschicken, 
versprach man mir. Doch ich bekam nie etwas.« 
[Mullis, 1998, S. 174].

Zahlreiche renommierte Wissenschaftler 
gehen mit Mullis konform, darunter Harvey Bialy, 
Gründer von »nature biotechnology«, oder Harry 
Rubin und Peter Duesberg, führende Experten der 
Retrovirologie; während Forscher wie Etienne de 
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Die Seuchenbehörde hatte sich auf 
der Suche nach einem tödlichen 

Virus festgelegt – ein Weg, den sie 
immer wieder genommen hatte. 

Harven, Pionier der Elektronenmikroskopie, Heinz 
Ludwig Sänger, emeritierter Max-Planck-Professor 
für Molekularbiologie und Virologie, oder die aus-
tralische Perth-Group gar konstatieren: HIV wurde 
nie nachgewiesen [Papadopulos-Eleopulos et al., 
2004, S. 597-601].

Was Mullis anspricht, sollte auch für die 
Medien oberster Grundsatz sein: Zuerst zählen 
die Fakten. Und mit den Tatsachen haben die 
Medien seit Beginn der Aids-Thematik, als die 
New York Times 1983 vom »Worldwide Health 
Problem« schrieb, erhebliche Probleme. Jenseits 
aller Fakten waren sich der Spiegel ebenso 
wie Bild der Wissenschaft schon damals ganz 
sicher, dass es mit der Zivilisation bergab gehen 
und voraussichtlich 1996 der letzte Deutsche 
an Aids sterben werde (»Aids: Die Bombe ist 
gelegt«, in: Spiegel 45/1984; »Aids – eine neue 
Krankheit erschüttert Deutschland«, in Bild der 
Wissenschaft 12/1985). 

Auf wen oder was haben die Medien ihr 
Katastrophen-Szenario gestützt? Vor allem auf 

profilierungssüch-
tige Mediziner, die 
dem Thema schon 
gleich zu Beginn 
den schlagzeilen-
trächtigen Fokus 
verpassten: Es 
muss eine anste-
ckende Krankheit 

sein, die nach dem seit Louis Pasteur verbreite-
ten Denkmuster »Eine Krankheit, eine Ursache, 
ein Heilmittel« (so der Soziologe Steven Epstein) 
ablaufen müsse.

Die Einsicht, »dass die Suche nach der Ursache 
ein hoffnungsloses Unterfangen bleiben dürfte, 
da die meisten Krankheitszustände das indirekte 
Ergebnis einer Konstellation von Lebensumständen 
sind« – wie es der Mikrobiologe und Pulitzer-
Preisträger René Jules Dubos schon 1959 für 
moderne Zivilisationskrankheiten umschrieb, ist 
vielleicht zu kompliziert und zu wenig spektaku-
lär, um in aufregende Storys umgesetzt werden 
zu können. 

Die Meinungen waren gemacht
Die Geschichte der Aids-Berichterstattung 
nahm 1981 bei fünf jungen Schwulen ihren 

Ausgangspunkt. Sie erkrankten an der 
Lungenkrankheit PCP (Pneumozystis Carinii 
Pneunomie), die eigentlich nur gravierend wird, 
wenn ein Defekt im Immunsystem vorliegt oder 
immunsuppressive Medikamente im Spiel sind. 
Über den Morbidity and Mortality Weekly Report 
(MMWR), ein Newsletter der US-Seuchenbehörde 
CDC, gelangte dieser »Hot Stuff«, wie es ein 
CDC-Beamter ausdrückte, am 5. Juni 1981 in die 
Medien. 

Vordenker und Nachdenker
»Doch wieso ist Aids etwas Neues?«, fragte 
David Durack in einem Leitartikel im New 
England Journal of Medicine (NEJM) Ende 1981. 
Sowohl Viren wie auch Homosexualität seien 
so alt wie die Geschichte der Menschheit. Neu 
hingegen seien Lifestyle-Drogen wie »Nitrite 
Inhalants«, auch »Poppers« genannt (weil beim 
Aufbrechen der Ampulle ein Popp-Geräusch ent-
steht). Sie seien dort weit verbreitet, wo die meis-
ten Krankheitsfälle auftraten, nämlich in New 
York, Los Angeles und San Francisco. »Und die 
Aids-Opfer, die nicht homosexuell waren, erwie-
sen sich als Drogenkonsumenten« [Durack, 1981, 
S. 1465-1467]. Der MMWR hingegen nannte vor 
allem sexuelle Kontakte als mögliche Ursache, 
obwohl der kausale Nachweis fehlte. 

Kurz darauf ermittelte CDC in vier großen 
Erhebungen, dass von den HIV-Infizierten zwi-
schen 80 und 96 Prozent Poppers regelmäßig zu 
sich nahmen. Harry Haverkos analysierte 1982 die 
Daten von drei CDC-Befragungen von Patienten, 
die PCP, Kaposi Sarkom (= Gefäßtumor) oder 
beides hatten. Er kam zu dem Fazit: Drogen 
spielen eine gewichtige Rolle. Nun kommt das 
Erstaunliche: Die CDC lehnte es ab, die Studie 
ihres Aids-Experten Haverkos, der 1984 zur US-
Drogenbehörde wechselte und dort zum Aids-
Koordinator aufstieg, zu publizieren (die Arbeit 
erschien erst 1985 in Sexually Transmitted 
Diseases). 

Ende 1985 griff das Wall Street Journal die 
Haverkos-Analyse auf und verwertete ebenfalls 
offizielle CDC-Statistiken. Ergebnis: Drogenmiss-
brauch war unter den Aids-Patienten so universell 
anzutreffen, dass dieser und nicht das Virus als 
die primäre Ursache für das Syndrom betrachtet 
werden müsse [Krieger/Caceres, 1985].
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Doch die CDC hatte sich auf die Suche nach 
einem tödlichen Virus festgelegt – ein Weg, den 
die Seuchenbehörde bereits in den Jahrzehnten 
zuvor genommen hatte, wenn auch oft erfolglos.

Und so war bereits im zweiten MMW-Report 
(3. Juli 1981) zum Thema, in dem über weitere 
»ungewöhnliche« PCP- und auch Kaposi-Sarkom-
Fälle berichtet wurde, von Drogen keine Rede 
mehr – genau wie im dritten MMWR (28. August), 
obwohl zu jenem Zeitpunkt die New York Times 
noch ausführlich über den immununterdrücken-
den Drogenkonsum der Erkrankten berichtete, 
obwohl drei Monate später das NEJM neben 
Duracks Leitartikel gleich drei Studien über die 
verheerenden Auswirkungen des Poppers-Lifestyle 
auf das Immunsystem publizierte. Und obwohl 
The Lancet im Mai 1982 eine Arbeit abdruckte, 
die »einen signifikanten Zusammenhang« feststell-

te zwischen Schwulen, die unter Kaposi Sarkom 
litten und »der Einnahme zahlreicher Drogen wie 
Poppers, Kokain oder Amphetaminen«. [Michael 
Marmor et al.,1982,S. 1083-1087].

Einzige Informationsquelle
Für die deutschen Wissenschaftsjournalisten war 
die Quellenfrage hingegen simpel: »Als die ersten 
Berichte über die sonderbare, tödliche Krankheit 
aus Kalifornien herüberschwappten, waren 
die CDC-Mitteilungen unsere einzige richtige 
Informationsquelle«, erinnert sich Hans Halter, 
der 1983 die erste Spiegel-Titel-Story über Aids 
verfasste. Ihre Schlagzeile hieß: »Eine Epidemie, 
die erst beginnt« (Spiegel Nr. 23/1983).

Halter, selber Facharzt für Geschlechts
krankheiten, hat damals mit einer befreundeten 
Virologin die CDC-Daten durchgesehen. »Uns 

Faszination eines Katastrophenszenarios: Berichterstattung in der westlichen Presse 1984-85.

Aus: Der Spiegel Nr. 33/1985
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war klar: Ein Retrovirus, das durch Sperma und 
Blut übertragen wird, ist schuld.« Zwar konze-
dierte Halter in jener Aids-Auftakt-Geschichte, 
dass die »Abwehrkraft [von Schwulen] leidet, wie 
wissenschaftliche Untersuchungen zeigen, auch 
durch deren antibiotische Behandlung, durch 
Drogenkonsum, durch intensiven Gebrauch von 
Poppers.« Doch »als erstes brach die ‚Poppers-
Hypothese’ zusammen: Auch eine Kontrollgruppe 
von nicht an Aids erkrankten Homosexuellen 
nahm das gefäßerweiternde Stimulans, das den 

Orgasmus verschönen soll«, hieß es knapp. Kritiker 
der Virus-Hypothese, darunter Experten wie Peter 
Duesberg, hingegen bezweifeln, dass es eine sol-
che Studie überhaupt gab.

Halter kann sich aus verständlichen Gründen 
an einen so weit zurückliegenden Vorgang nicht 
mehr erinnern. Er empfahl uns, bei Randy Shilts 
Buch ‚And the Band Played On’ nachzusehen, 
»vielleicht stehen dort Antworten drin«. Doch 
in dem auch von der New York Times hochge-
lobten Buch aus dem Jahr 1987 steht genau das 
Gegenteil, nämlich, dass der Poppers-Ansatz erklä-
ren könne, warum sich die Krankheit auf New 
York, Los Angeles und San Francisco – den drei 
Zentren der Gay-Community – konzentriert habe. 
»Und jeder«, so Shilts, »der die Krankheit bekam, 
schien sich dort Poppers, von denen in Amerika 
allein 1980 fünf Millionen Dosen verkauft worden 
waren, reinzuziehen.« Eine Inhalations-Droge, auf 
deren Etikett die Warnung prangt: »entflammbar; 
eventuell tödlich, wenn eingeatmet«, und die 
laut US-Drogenbehörde Herzschäden und den 
»plötzlichen Schnüffeltod« zur Folge haben kann. 
Haverkos: »Man braucht kein Top-Wissenschaftler 
sein, um zu erkennen, dass die Poppers-Aids-
Hypothese Sinn macht.«

Die Gay-Szene wehrte sich vehement gegen 
die Idee, Poppers die Schuld zuzuschieben. Das 
führende Gay-Magazin The Advocate etwa druck-
te 1983 eine Reihe von Anzeigen (»eine Blaupause 
für Gesundheit«) des weltweit größten Poppers-
Produzenten Great Lakes Products. Darin wurde 
fälschlicherweise verkündet, staatliche Studien 
hätten nachgewiesen, dass Poppers harmlos sei 
und selbstverständlich zum »Zauberland der 
Drogen und Parties« gehöre. Damals kauften sich 
die  Pharmafirmen mit unzähligen Anzeigen für 
Poppers (Welcome: »the real thing ... amylnitrite«) 
oder für antiretrovirale Medikamente (Hoffmann-
La Roche: »Erfolge machen Mut«) in die Gay-
Gemeinde ein.  

Tolle Geschichte
Am 23. April 1984 trat der US-Virologe Robert 
Gallo mit der US-Gesundheitsministerin Margaret 
Heckler vor die Kameras, denn sie hatten eine 
Botschaft: »Heute fügen wir der langen ehren-
haften Rolle der amerikanischen Medizin und 
Wissenschaft ein weiteres Wunder hinzu. Die 

WAS IST UND WAS MACHT AIDS? 
Um die hier erwähnten Kontroversen um die Ursachenforschung von  Aids 

nachvollziehbar zu machen, haben wir ein kleines Glossar zusammengestellt, das 
einige der wissenschaftlich gestützten Einwände gegen die offizielle HIV-These 
nennt. 

Was ist Aids? Offiziell gilt: Der HI-Virus verursacht die Immunschwächekrankheit 
Aids. Doch im Gegensatz zu anderen Krankheiten existiert für AIDS keine 
einheitliche Definition, die als Basis für Statistiken brauchbar wäre. So führte 
die WHO 1986 für Drittweltländer die »Bangui-Definition« ein, nach der ohne 
Blut-Tests zum Aids-Patient deklariert wird, wer unspezifische Erkrankungen 
wie Durchfall, Entzündlichkeiten und Fieber zeigt – in armen Ländern sind dies 
Massenphänomene. In reichen Ländern wie den USA ist AIDS-Patient, wer per 
HIV-Antikörper-Test positiv getestet wurde. Doch diese Definition ist zirkulär 
(siehe unten). 
Wurde HIV nachgewiesen?  Um den Virus nachzuweisen, wäre es notwendig, 
HIV zu isolieren und in gereinigter Form per Elektronenmikroskop (EM) aufzuneh-
men. Doch auch der »HIV-Entdecker« Luc Montagnier räumte in einem Interview 
mit dem Continuum-Magazin 1997 ein, dass auf den EM-Shots keine Partikel 
(Proteine, RNA’s) »mit einer für Retroviren typischen Morphologie« entdeckt 
wurden. Wenn aber nicht einmal Retrovirus-ähnliche Partikel zu sehen sind, fehlt 
der Beweis für die retrovirale Reinigung und somit für HIV. EM-Pionier Etienne 
de Harven: »Niemand hat per Elektronenmikroskop je einen einzigen retroviralen 
Partikel im Blut eines Patienten nachgewiesen, dem eine mittels PCR-Viruslast-Tests 
ermittelte hohe Viruslast nachgesagt wird.«
HIV = AIDS? Montagnier konstatierte 1996 in der ARTE-Dokumentation »AIDS 

– die großen Zweifel«: »Es gibt keinen wissenschaftlichen Beweis dafür, dass HIV 
AIDS verursacht.« Selbst das Robert-Koch-Institut, einer der Stützpfeiler der etab-
lierten AIDS-Forschung, bestätigt auf seiner Website, dass es keine Studie gibt, die 
belegt, dass HIV AIDS verursacht. Reinhard Kurth, Leiter des Robert-Koch-Instituts, 
kürzlich im Spiegel: »Wir wissen nicht einmal genau, wie HIV krank macht.« 
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Der Anteil der Beiträge, die den 
Beweis für die Virus-Hypothese als 
erbracht darstellten, stieg von drei 
auf 62 Prozent. 

heutige Entdeckung repräsentiert den Triumph 
der Wissenschaft über eine gefürchtete Krankheit« 
[Tracey, 2001]. Dabei wurde nur gesagt, man habe 
mit dem Virus HTLV (ab 1986 offiziell »HIV«) »die 
wahrscheinliche Ursache von Aids« gefunden. 

Seither sind die Worte »Virus«, »Ursache« 
und »Aids« in den Köpfen der Mediziner und 
Journalisten untrennbar verlinkt – und die Welt 
meint seither zu wissen: Aids ist nichts weiter als 
eine ansteckende, über Geschlechtsverkehr oder 
Bluttransfusionen übertragbare Seuche (siehe 
Kastentext Seite 43).

Die Wissenschaftsjournalisten rund um den 
Globus waren begeistert: eine tolle Geschichte, 
die Sache mit dem HIV, und ein toller Mann, 
dieser Gallo. Nur ein Tag nach der Heckler-Gallo-
Konferenz hielt der Chef-Medizinreporter der 
New York Times Lawrence Altman die Gallo-
Thesen für so sicher, dass er die Wortschöpfung 
»Aids-Virus« in seine Schlagzeile packte [Altman, 
1984, C1]. Seither ist sie ein fester Begriff, der als 
selbstverständlich erscheinen lässt, was er doch 
erst nachweisen soll.

Übrigens erschien Gallos Untersuchung erst 
Wochen später in Science. Niemand konnte also 
seine Arbeit in den Tagen nach dem TV-Auftritt 
überprüfen. Gallo inszenierte sich als unfehlbarer 
Forscher, und die Journalisten glaubten ihm. Rasch 
hatte sich das griffige HIV-Aids-Schema in den 
Medien festgesetzt. 

... und alle Fragen offen
Doch keiner, auch nicht Montagnier oder Gallo, 
konnte plausibel machen, warum selbst bei Aids-
Kranken im Endstadium nur verschwindend 
wenige (für die Abwehr so wichtige) Helferzellen 
»befallen« sind, also der Zusammenbruch des 
Immunsystems mit der HIV-Theorie nicht erklärt 
werden kann. Proceedings of the National 
Academy of Sciences etwa machte bereits 1985 
auf dieses »Paradoxon« aufmerksam [Pahwa et 
al., 1985, S. 8198-8202]. Im selben Jahr legte 
Montagnier in Annals of Internal Medicine offen, 
dass der Virus für sich allein Aids nicht erklären 
könne, es seien noch Co-Faktoren notwendig 

– und dabei ist es bis heute geblieben. Doch für den 
Wissenschaftsjournalismus war dies kein Thema 
mehr, er hatte sich auf das leicht fassliche HI-Virus-
Aids-Kausalschema festgelegt. 

Der erwähnte Soziologe Epstein analysierte die 
Aids-Berichterstattung führender Fachmagazine 
während jener meinungsprägenden Phase. Er 
stellte fest, dass unter den Texten, die auf Gallos 
Science-Veröffentlichung Bezug nahmen, der 
Anteil an Beiträgen, die den Beweis für die Virus-
Hypothese als erbracht darstellen, zwischen 1984 
und 1986 von drei 
auf 62 Prozent 
stieg. »Äußerungen 
der Kritik – ganz zu 
schweigen von der 
Unterstützung für 
alternative Hypo
thesen – waren 
dagegen äußerst 
selten« [Epstein, 1996, S. 81-88]. 

Um zu erklären, was Aids verursache, vertrau-
te auch Lawrence Altman nur einer Sicht: jener 
der US-Seuchenbehörde. Altman war Schüler 
der ersten Stunde der Epidemic Intelligence 
Service (EIS), gegründet 1951 von der CDC, die 
sich ständig mit dem Vorwurf konfrontiert sah, 
»Ansteckungsgefahren so sehr zu fixieren, dass 
man chemische Stoffe oder Toxine als mögliche 
Ursachen praktisch ausblendete« [Culliton, 1976, 
S. S. 1025; House Subcommittee on Consumer 
Pretection and Finance, 1976]. Im Grunde war die 
CDC als »objektiver« Informationsgeber vollkom-
men ungeeignet; dennoch taten alle Journalisten 
so, als könne man sich auf das, was die CDC 
publik macht, ungeprüft verlassen.

Die CDC unternahm vieles, um einen »Spirit 
of Loyality« zum EIS-Programm zu fördern. Die 
führenden Wissenschaftsjournalisten wurden gele-
gentlich von CDC-Verantwortlichen persönlich 
angerufen, um Daten einer neuen Medikamenten-
Studie  durchzugeben – stets als Erfolgsmeldungen 
im Kampf gegen Aids. Vor allem Altman erhielt 
verschiedene Scoops von den Seuchen-Beamten 
zugesteckt. Viele Jahre später gestand er offen ein, 
er habe sich ganz auf die CDC verlassen; wenn 
sie »nicht glaubte, dass es gesichert genug sei, um 
publiziert zu werden«, verzichtete er auf die Story 
(Science Nr. 257, 1992, S. 1033). 

Götter, Gräber und Gelehrte
Um Formeln und Muster in publikumswirksa-
me Geschichten zu gießen, braucht man Helden 
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Der Chemie-Nobelpreisträger Kary 
Mullis ging davon aus, dass Aids ein 
Konglomerat aus dutzenden altbe-

kannten Krankheiten darstellt. 

und Könige, Verräter und 
Schurken. Auch Wissen
schaftsjournalisten nutzen sol-
che Inszenierungen. »Zuerst 
kam Gott, dann kam Gallo«, 
durfte Flossie Wong-Staal, 
Gallos engste Mitarbeiterin 
und Geliebte, 1986 in der 
Los Angeles Times verkün-
den [Cimons, 1986, S. 16]. 
Ein Jahr später zitierte die 
Washington Post Sam Broder, 
Chef des National Cancer 
Institute, mit den Worten: 
»Einstein, Freud – ich würde 
ihn [Gallo] auf eine solche 
Liste setzen, ich würde es 
wirklich« [Remnick, 1987, 
W 10]. 

Auch bei anderen wurde 
mit Überhöhungen nicht gegeizt. Etwa bei David 
Ho, Urheber des Slogans »hit HIV hard and early!« 
(also auch bei gesunden positiv Getesteten soll 
man antiretrovirale Medikamente so früh und 
stark wie möglich einsetzen), der weltweit wirk-
samen Doktrin der Aids-Therapie. Dafür wurde er 
von der taz am Weihnachtstag 1996 ganz ohne 
ironische Hintergedanken zum »lang erwarte-

ten Messias der 
Aids-Szene« und 
»Heiland« erkoren. 
Das Time-Magazin 
feierte Ho einen 
Tag vor Sylvester 
auf seinem Cover 
als »Man of the 
Year«. Begründung: 
Hos »Genie« habe 

»die stichhaltigsten Hypothesen im Kampf gegen 
die HIV-Epidemie aufgestellt«. Dem mochte der 
Spiegel nicht nachstehen und erklärte Ho wegen 
seines »entschiedenen Optimismus zur neuen 
Lichtgestalt der Forscherwelt« (Johann Grolle: 
»Sieg über die Seuche?«, Spiegel, Nr. 2/1997).

Dumm nur, dass Altman drei Jahre später in 
der New York Times berichten musste, man habe 
in der Aids-Therapie eine »Wende« vollziehen und 
Hos Konzept aufgeben müssen. Es hatte sich her-
ausgestellt, dass die Medikamentierung (vor allem 

AZT) viel zu toxisch, nämlich leber- und nieren-
schädigend, auch immunsuppressiv, kurz: lebens-
gefährlich wirkte (siehe Kasten Seite 43).

Jene Kontroverse unter den Wissenschaftlern 
wurde auch von den beiden renommierten 
Fachblättern nature und science ausgetragen. Für 
den Mainstream-Journalismus besitzt nature etwa 
dieselbe Bedeutung wie das Orakel von Delphi 
für die altgriechischen Königskinder. Doch wie 
schon die Priester von Delphi, so benutzen auch 
die nature-Verantwortlichen das Unwissen ihres 
Publikums gelegentlich für sachfremde Zwecke. 
Anfang 1996 platzierte nature-Herausgeber John 
Maddox eine Arbeit von Ho, mit der er endgül-
tig beweisen wollte, dass HIV monokausal Aids 
verursache. 

Aufreibende Schlacht?
Der Gegenschlag kam im November 1996, rund 
sieben Wochen vor jenen Lobgesängen von taz, 
Time, Spiegel und Co.: Nun publizierte das Kon
kurrenzblatt Science eine Studie, die Hos Beweisen 
»den Boden unter den Füßen wegzog«, wie es die 
Fachautoren Kurt Langbein und Bert Ehgartner 
in ihrem Buch »Das Medizinkartell« formulieren 
[Langbein/Ehgartner, 2002, S. 347]. Denn von 
der aufreibenden Schlacht im Körper zwischen 

»Die wahrscheinliche Ursache von Aids ist gefunden.« 
Pressekonferenz mit Robert Gallo am 23. April 1984



43

HI-Virus und Immunsystem, die Ho in nature auf-
gedeckt haben wollte, fand sich keine Spur. 

Jene Umkehr unter vielen Aids-Forschern ließ 
die Wissenschaftsjournalisten unberührt. Einzig 
der französische Journalist Djamel Tahi informier-
te darüber in seiner TV-Dokumentation »Aids, 
die großen Zweifel«, die arte 1996 ausstrahlte 

– und die im Meer der hiesigen Fernsehbeiträge 
über Aids die Einzige blieb, die das herrschende 
HIV=Aids-Dogma kritisch hinterfragte. 

Mullis kommentierte: »Wieso hatte die ganze 
Welt so eine abgeschlossene Meinung? Wenn es 
bis 1995 gedauert hat, bis man herausfand, was 
Aids erzeugt – wie konnte es jeder seit zehn 
Jahren wissen? Die Fakten liegen jetzt auf dem 
Tisch, und wenn man sich diese genau ansieht, 
kann HIV nicht der Aids-Erreger sein. Es gibt kei-
nen Grund zu glauben, dass alle Aids-Krankheiten 
dieselbe Ursache haben.« 

Mullis ging davon aus, dass Aids ein 
Konglomerat aus dutzenden altbekannter 
Krankheiten darstellt und wesentlich durch (1) 
immunsuppressive Drogen, (2) hochtoxische 
antiretrovirale Medikamente und/oder (3) Man
gelernährung maßgeblich erklärt werden kann 
(siehe Kastentexte).

Ausblenden, übergehen, wegdrücken
Die Mainstream-Journalisten hatten an der neu 
aufgebrochenen Kontroverse unter den Aids-
Experten auch deshalb kein Interesse, weil die von 
Gallo und Heckler übernommene Aids-Virus-Story 
die besten Nachrichtenwerte lieferte: Sex und Tod. 
Und so war Aids zum griffigen Angstthema hoch-
geschrieben worden, der Anthrax-Hysterie ver-
gleichbar, mit der die US-Bevölkerung nach dem 
11. September 2001 in Panik gehalten wurde. 

Sex und Tod? Auch die 1997 im American 
Journal of Epidemiology veröffentlichte Zehn-
Jahres-Studie von Nancy Padian wusste von kei-
nem Fall, in dem ein gesunder »HIV«-negativer 
Sex-Partner allein durch sexuellen Kontakt mit 
einem positiv getesteten Sexpartner »positiv« wur
de [Padian, 1997, S. 350-57]. 

Die Padian-Studie gilt als die längste und 
bedeutendste Untersuchung in den USA zum 
Thema Sex und Aids – mit dem besten Design 
und durchgeführt von einer Wissenschaftlerin, die 
auch in orthodoxen Wissenschaftlerkreisen hohes 

WANN UND WIe          
BekOMMT MAN AIDS?

Sind AIDS-Diagnose-Verfahren zuverlässig? Die wichtigsten Diagnose-
Werkzeuge der AIDS-Medizin sind Antikörper-Tests, PCR-Viruslast-Tests und die 
CD4-Helferzellen-Zählerei. Hierbei handelt es sich um »Surrogatmarker«, also um 
Ersatzmarker anstelle – wie traditionell üblich – echter Krankheitssymptome, in der 
Fachsprache »klinische Endpunkte«. Folgt man der Kritik de Harvens und anderer 
Experten, dann fehlt sowohl die Grundlage, um die Proteine bei den Antikörper-
Tests als Antigene zu verwenden und mit den Nukleinsäuren (RNA-Teilchen) bei 
den PCR-Tests eine Viruslast zu messen. Davon abgesehen stellt die orthodoxe 
AIDS-Forschung die Immunologie auf den Kopf, indem sie Antikörper-positiv 
Getesteten erklärt, sie würden unter einer tödlichen Krankheit leiden, während 
sie normalerweise sagt, Antikörper würden vor Krankheiten schützen. Die 
Fachliteratur kennt rund 70 Faktoren, darunter eine einfache Grippe, die die Tests 
positiv ausschlagen lassen. Einschlägige Studien belegen, dass PCR-Viruslast-Tests 
wertlos sind für die AIDS-Diagnostik. Und in Bezug auf die  CD4-Messung heißt 
es in der Studie »Surrogatmarker in klinischen Studien: Werden wir irregeführt?« 
lapidar, dass die so viel Aussagekraft habe »wie ein Münzwurf«. 
Wird AIDS per Blut oder Sperma übertragen?  1995 schickte ein republikani-
scher Kongressabgeordneter einen Brief an sieben führende Mitglieder des Medizin-
Establishments. Seine erste von zwölf kritischen Fragen zum Themenkomplex 
AIDS: »Wo ist der wissenschaftliche Beweis dafür, dass AIDS ansteckend ist?« 
Es konnte ihm kein Fall dokumentiert werden.  Die größten und am besten 
konzipierten Erhebungen zeigen, dass es auch keinen Nachweis für die sexuelle 
Übertragung von HIV gibt. Zwar wird gerne auf die Darby-Studie verwiesen, die 
zwischen 1985 und 1992 die Todesraten von HIV-positiven und -negativen Blutern 
in England untersuchte. Als dann Ende 1986, kurz vor der Marktreife von AZT, 
noch einmal getestet wurde, wies die Gruppe der HIV-Positiven eine erhöhte 
Mortalität auf, die Negativ-Gruppe jedoch nicht. Woraus die orthodoxe Medizin 
folgert, HIV sei verantwortlich für den Anstieg der Todeszahlen. Dabei wurde 
übersehen, dass die Gesamttodesrate der Bluter seit Mitte der 60-er zurückgegan-
gen war und exakt dann wieder – zunächst leicht – anstieg, als1985 die HIV-Tests 
eingeführt wurden. Beispielsweise kam es, da  alle Welt die Formel »HIV = Aids = 
Todesurteil« gespeichert hatte, unter den positiv Getesteten vermehrt zu Suiziden. 
Zudem wurden positiv getestete Personen sogleich als AIDS-Patienten behandelt, 
indem sie etwa das hoch toxische HPA 23 oder das zellhemmende Antibiotikum 
Eusaprim als Dauergabe oder ab 1987 AZT erhielten – woraufhin die Todesrate 
merklich anstieg. 

Im Übrigen wird das für Bluter bestimmte Blutplasma vor der Verabreichung 
gefriergetrocknet, oft für lange Zeiträume – der Virus, sofern er existiert, würde dies 
nicht überstehen. Selbst die US-Seuchenbehörde konstatierte, dass diese Trocknung 
»das theoretische Risiko, sich mit HIV anzustecken, tatsächlich auf null drückt. 
Unkorrekte Interpretationen von Schlussfolgerungen, die aus Laboruntersuchungen 
gezogen wurden, haben einige Leute unnötigerweise alarmiert«.
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Ansehen genießt. Allein die National Library 
of Medicine (PubMed) wirft für das Stichwort 
»Padian N« 85 Studien aus, viele davon veröffent-
licht in etablierten Fachpublikationen wie AIDS, 
Journal of Infectious Diseases oder American 
Journal of Epidemiology. 

Spricht man hingegen Wissenschaftsjournalisten 
auf diese Arbeit an, so bekommt man meist keine 
Antwort. Und wenn doch, dann eher komische. 
Alan Niederer, leitender Wissenschaftsredakteur 
bei der Neuen Zürcher Zeitung, antwortete uns: 
»Ob Padians Studie gut konzipiert ist, bezweifle 
ich.« Dies wäre eine kritische Grundhaltung, wie 
man sie sich auch in Bezug auf die orthodoxe Aids-
Forschung wünschte. Leider aber war es keine 
Haltung, sondern ein Vorurteil, denn Niederer 
fügte an: »Diese Studie kenne ich nicht.«

Eindeutiger Befund
Man könnte nun einwenden, dass doch die 
Berichterstattung insgesamt dem Erkenntnisstand 
über Aids gerecht geworden und angemessen dif

ferenziert abgelau
fen sei. Zur Über
prüfung haben wir 
sieben deutschspra-
chige Printmedien 
ganz unterschied-
licher Ausrichtung 

– Berliner Zeitung, 
FAZ, NZZ, Spiegel, 

SZ, Tagesspiegel und taz – von Januar 1993 bis 
Oktober 2004 durchgesehen (Berliner Zeitung ab 
1. April 1994, Tagesspiegel ab 16. April 1996). 

Der Befund ist eindeutig: Insgesamt haben 
wir mehr als 20.000 Texte zum Thema gezählt. 
Von den 60 reputierten Experten, die im frag-
lichen Zeitraum Kritik an der HIV-Hypothese 
äußerten, fanden nur neun Erwähnung: Peter 
Duesberg in immerhin zwanzig Artikeln mit 
Aids-Bezug, Kary Mullis in sieben – das sind 
0,135 Prozent aller Aids-Berichte. Und selbst in 
diesen paar Texten scheuten die Verfasser die 
Auseinandersetzung mit den Argumenten der 
Fachkritiker, zu denen auch die Kritik am etab-
lierten Aids-Test zählt.

Hartmut Wewetzer schrieb zwar in seinem 
Tagesspiegel-Interview mit Kary Mullis, der die 
Polymerase-Kettenreaktion (PCR) erfunden hat 

(siehe Kastentext Seite 43): »Aids-Tests, der gene-
tische Fingerabdruck, das Genom-Projekt – alles 
undenkbar ohne PCR.« Doch warum Mullis seine 
PCR für unbrauchbar hält für die Aids-Diagnose 
(PCR-Viruslast-Tests sind seit Jahren Standard), 
wollte Wewetzler nicht wissen (Ausgabe vom 5. 
Juli 2000). Auch als das SZ-Magazin im selben Jahr 
Mullis interviewte, zielte keine der 32 Fragen auf 
seine PCR-Kritik. »Ist Surfen gefährlich?« – dies 
hingegen wollte man von Mullis erklärt haben. 

Der Rest ist Schweigen
Jörg Albrecht, Leiter der Wissenschaftsredaktion 
der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung, 
sagte uns, er habe vor zehn Jahren den Beschluss 
gefasst, »sich mit diesen Spekulationen über 
Aids nicht mehr zu beschäftigen«. Und fügte an: 
»Insofern dürfen Sie mich also zum medizini-
schen Establishment zählen.« Und warum folgte 
die mainstreamkritische, eher dem alternativen 
Denken zugewandte taz keiner anderen Spur? Ihr 
Wissenschaftsredakteur Wolfgang Löhr gestand 
ein, dass er sachlich nicht begründen könne, 
warum er etwa Duesbergs Kritik ablehne.

Tatsächlich liegt die Kritik seit Jahren für jeden 
leicht zugänglich und  in umfassender schriftli-
cher, sogar in Buchform vor – zuletzt 2003 ver-
öffentlicht im Journal of Bioscience unter dem 
Titel »The chemical bases of the various AIDS 
epidemics: recreational drugs, anti-viral chemo-
therapy and malnutrition« [Duesberg et al., 2003, 
S. 383-412].

»Zwei Schlüsselfragmente unseres Bewusst
seins sind tief in die Berichterstattung über 
Aids eingegraben«, schreibt Michael Tracey, 
Medienwissenschaftler an der University of 
Colorado at Boulder. »Erstens die Idee der Seu
che; und zweitens die Idee der Heilung, der 
rationale Optimismus, der aus dem Triumph der 
Wissenschaft ableitet, sie könnte selbst die bru-
talsten Krankheiten heilen. Und sie steckt so tief 
in uns drin, dass wir uns jedes Problem, jeden 
Missstand, jeden Schmerz oder jede Furcht so hin-
konstruieren, dass wir nicht nur Heilung suchen, 
sondern gar nach ihr verlangen« [Tracey, 2001].

Ausweich-Manöver
Es hat nichts mit Verfolgungswahn und nichts 
mit Sektierertum zu tun (auch wenn sich die 

Nur in 0,135 Prozent der       
deutschen AIDS-Berichterstattung 

wurden die Kritiker der HIV-
Hypothese überhaupt erwähnt.
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kritisch Nachfragenden bei den etablierten 
Medizinjournalisten sogleich diesen Vorwurf ein-
handeln – ein Totschlagargument), wenn man 
gegen den Trend die schlichte Frage stellt, warum 
in den Medien die HIV-Aids-Kausalthese als fest-
stehende Wahrheit verkauft und die Fachkritik 
wie auch deren Intoxikationshypothese notorisch 
verschwiegen wird. 

Weil die Medienmacher dieser Frage aus-
weichen, können sie auch Mutmaßungen und 
Unterstellungen nicht mit Sachargumenten ent-
kräften. Zum Beispiel die Behauptung, dass es 
sich um eine gesteuerte Irreführung gehandelt 
habe. Vor allem die US-amerikanische CDC, so 
der Rot-Kreuz-Beamte Paul Cumming am 16. Mai 
1994 im San Francisco Chronicle, habe seinerzeit 
»zusehends eine große Epidemie gebraucht, um 
ihre Existenz zu rechtfertigen«. 

Denn zuvor hätten die Seuchenfahnder »den 
Retroviren alles Böse zugetraut – die Auslösung von 
Krebs vor allem – und dafür Spott und Niederlagen 
ohne Zahl einstecken müssen« (Halter im Spiegel 
Nr. 18/1986). Da sei die HI-Virus-Aids-These für 
sie die Rettung gewesen. »All die alten Virus-Jäger 
vom National Cancer Institute schraubten einfach 
neue Schilder an ihre Türen und wurden Aids-
Forscher, die von Reagan für den Anfang mal so 
eben eine Milliarde Dollar geschenkt bekamen«, 
erzählt Kary Mullis [Mullis, 1998, S. 177]. 

Wirksames Gegenmittel
Den seriösen Kritikern der HIV-Hypothese wie 
Mullis geht es primär darum, die Faktenlage zu 
klären. Gleichwohl sind ihre Thesen mitunter 
Nahrung für jene, die an die Macht der globali-
sierten Pharma-Konzerne glauben und deshalb 
behaupten, die Industrie habe die Krankheit Aids 
mit Hilfe der Medien zu einer Hysterie aufge-
blasen, dazu da, in gigantischem Ausmaß teure 
HIV-Tests sowie krankmachende Medikamente zu 
verkaufen, um dann gegen deren gesundheitszer-
störende Wirkungen erneut Medikamente abset-
zen zu können.  

Das einzig wirksame journalistische Mittel 
gegen Verschwörungsfantasien lautet: Aufklärung 
durch Recherche. Und diese hätte es beim Aids-
Thema – trotz seiner Überkomplexität – inso-
fern einfach, als es unter Fachwissenschaftlern 
eine bis heute offene Kontroverse gibt. Und 
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Widersprüche sind bekanntlich der beste 
Treibstoff der Recherche. 

Das Elend des Wissenschaftsjournalismus liegt 
also in der Abwehr der Fachkritik. Und die fiel 
den Medien vielleicht auch deshalb leicht, weil 
die zuständigen Medizinredakteure den HIV-
Wortführern blind vertrauten und die nach 1995 
vielfach vorgetragene Fachkritik ignorierten, auch 
die von Robert Gallo, der 1994 endlich konze-
dierte, HIV käme als primäre Ursache für Kaposi 
Sarkom – damals in den USA und Europa die Aids-
definierende Krankheit – nun doch nicht in Frage, 
Poppers hingegen schon. 

Nicht nur in der New York Times, beim Spiegel, 
der Zeit und NZZ hielten damals Ärzte das Ressort-
Ruder in der Hand, die tendenziell den Ansichten 
des Medizin-Establishments zugeneigt sind. Viele 

von ihnen hatten 
selber nur wenig 
A h nu ng vom 
unwegsamen »Nie
mandsland der 
M ik robiolog ie«, 
wie es The New 
Yorker ausdrückte. 
Zumal bei etlichen 

Journalisten »ein außergewöhnlicher Level wis-
senschaftlichen Analphabetentums zu verzeich-
nen ist«, wie es Tracey formuliert. 

»Unterschwellig pornografisch«
Hinzu kommt ein für den Wissenschaftsjour
nalismus grundlegendes Problem: der Umgang 
mit Ungewissheit. Im Bemühen, dem Publikum 
einfache Antworten zu geben, reduzierten die 
Journalisten auch beim Thema Aids überkom-
plexe Sachverhalte auf ein einfaches, möglichst 
kausales Erklärmuster – und erzeugten so den 
Aberglauben, mit »safer Sex« Aids besiegen zu 
können. 

Moralisch gerechtfertigt (und gegen Kritik 
immun) erscheint diese Sicht, weil sie sich auf 
der Seite der »Lebensretter« weiß und darüber 
lamentieren kann, dass die westlichen Staaten zu 
wenig tun, um Aids mit Hilfe der Medikamente 
westlicher Konzerne in Afrika einzudämmen 
(dass sie ganz anderes tun müssten – etwa ein 
nachhaltig wirksames Ernährungsprogramm 
aufzubauen – dies braucht unter der Frage 

der Aids-Hilfe nicht weiter diskutiert zu wer-
den). Über die Vorliebe des Journalismus, den 
Kontrast zwischen Normalität und Katastrophe 
als Informationswert zu vermarkten, haben wir 
schon gesprochen. Fatal daran ist nur, dass sich 
auch der Wissenschaftsjournalismus diesem 
Trend hingegeben hat. 

Der Medienforscher Michael Tracey  schreibt 
hierzu, dass die beim Thema Aids maßgeblichen 
»News-Kategorien (...) gekennzeichnet waren 
durch Ignoranz und die Vorliebe, in Blut zu 
schwelgen, und denen eine Öffentlichkeit – fas-
ziniert vom Bizarren, vom Grauenhaften, vom 
Furchtsamen, von Gewalt, von Unmenschlichkeit 

– bereitwillig ihr Ohr schenkte« [Tracey, 2001]. 
Spiegel-Autor Wilhelm Bittorf, immerhin, 

beschrieb bereits 1987 die seither gut funktio-
nierende Wirkweise dieses (auch vom Spiegel 
selbst benutzten) Sensationsjournalismus: »Was 
immer geschieht, man wird den Leuten niemals 
genug Geschichten von dieser Epidemie erzählen 
können – das Thema ist unterschwellig pornogra-
fisch, zugleich entsetzlich und erotisch. Auch die 
ärgsten Umweltschäden liegen weiter weg als ein 
Infektionsverhängnis in der erogenen Zone.«	n
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Wissen war mal Macht. Heute ist es eine 
Ressource am rohstoffarmen Standort. 
Und ein vermarktbares Produkt. Die 

Schule steckt in der Krise – Bildung boomt. Die 
Spaßgesellschaft ist tot – es lebe der Wissensspaß! 
Wer was weiß, wird auf RTL Millionär, im Kinder
kanal gilt Wissen macht Ah!, die ARD buchsta-
biert W wie Wissen, Schwanitz & Co. machen 
Bildungskanons zu Bestsellern, Kinder-Unis und 
Seniorenstudium vermitteln Nachwuchs wie 
Großeltern Wissenschaft. 

Wissen schafft Rendite. Davon scheinen nun 
auch die Verlage überzeugt. Jahrzehntelang war 
es ruhig im Segment der populären Wissenschafts
magazine. P.M. versorgte jüngere Forschungs
begeisterte, Bild der Wissenschaft oder Spektrum 
der Wissenschaft Experten unter den Laien, 

Gruner & Jahr betrieb 1987 mit GEO Wissen eine 
bescheidene Line-Extension. Und jetzt? Im Februar 
2004 brachte Billigblatt-Mogul Heinrich Bauer 
mit horizonte »das moderne Wissensmagazin« auf 
den Hochglanz-Markt, nun wollen Süddeutsche 
Zeitung und Zeit »Wissen anders schreiben« – mit 
eigenen Zeitschriften, mit fast gleichem Titel, fast 
gleichzeitig, mit ähnlichen Themen und ähnlich 
unterhaltendem Zugang.

Am 2. Dezember lag ZeitWissen erstmals an 
den Kiosken der Republik, zwei Tage darauf 
Süddeutsche Zeitung Wissen. Ein Zufall? 

Eine Panne im krisengezeichneten Wettbewerb? 
Eher ein Zeitgeist-Phänomen. »Wir konnten 
nicht anders, wir mussten dieses Heft einfach 
machen«, bekennt Patrick Illinger, Chefredakteur 
des Münchner Magazins (und gleichzeitig Leiter 
der täglichen »Wissen«-Seite der Süddeutschen) 
trendig im Editorial: »Erstaunlich, frech + frisch, 
atmosphärisch, kompetent« soll sein Heft sein. 
Illingers Hamburger Pendant Christoph Drösser 
gibt sich hanseatisch-zurückaltender. »Herzlich 
willkommen«, begrüßt er mich, den Leser; »Sie 
sollen nun alle drei Monate beurteilen, ob Ihnen 
gefällt, was uns gefällt.« 

Es gefällt. Gediegen dunkelblau ist das 
Cover gehalten, klar und zurückhaltend das 
Layout, sehr aufwändig und ansprechend die 
Bebilderung – auch mit längeren Fotostrecken: 
zermatschte Insekten in Großaufnahme, tropische 
Reptilien im besten Studiolicht (tief schaut sie 

Wissen mal zwei 
Zeit und Süddeutsche bringen zeitgleich ein Wissensmagazin auf 
den Markt. Die Aufmachung ist anders, der Inhalt ähnlich – beide 
bieten eine Art »Fantasialand« der Wissenschaft.

VON MARKUS BEHMER

Auge um Auge mit der Kreatur: zermatschte Insekten in Zeit
Wissen (links), Silberfischchen-Monster in SZWissen (rechts). 
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mir in die Augen, die Schwarzbauch-Klappbrust-
Pelomedusenschildkröte, und - süß! - sie lächelt). 
Dramatisch fliegende Trümmer illustrieren die 
Wirkung neuer Sprengstoffe: Wissen macht 
Rumms! Dazu als gut 80 Zentimeter breiter 
Centerfold der Verbreitungsweg des Grippevirus 

– und als Extrabeilage ein Poster mit frechen 
Sammelbildchen über die »Weltreligionen« von 
Atheisten bis Jedi (Todsünde bei den Katholiken: ein 
Kondom, bei den Buddhisten: die Fliegenklatsche; 
Sex bei den Protestanten: das Schlüsselloch).

SZ Wissen setzt weniger auf suggestive Glanz
fotos, bietet kleinere Abbildungen und Info
grafiken, ist mehr in Pastelltönen gehalten. Auch 
hier gibt es allerdings das Auge-in-Auge-mit-der-
Kreatur-Erlebnis: Ein Silberfischchen-Monster, 
stahlblau und kaltlila, in Angriffshaltung. Die 

Geschichten sind hier etwas länger, zwölf Seiten 
über die Suche nach neuen Ölreserven, insgesamt 
elf Seiten zum Titelthema Hirnforschung und 
Gedankenentschlüsselung; der Ton ist teils flapsiger, 
gewollt jugendgemäßer. So beim Thema Keime in 
der Küche: »Das Grauen wohnt im Kühlschrank. 
[…] Der Helfershelfer dieser Killer-Keime hat 
einen Namen: Er heißt Kühlschrankrückwand.«  
»Anatomie eines Killers« ist ein Report über Grippef
orschung beschrieben, Tenor: »Eine biologische 
Atombombe könnte entstehen«. Panik machende 
Dramatik gibt es auch im ZeitWissen: »Schlimmer 
als Krieg« heißt hier die Headline zum – ebenfalls 

– Grippe-Virus, »das die Welt bedroht«. 

»Stimmt’s?« fragt Christoph Drösser seit Jahren 
in der Zeit und beantwortet in wenigen Zeilen skur
rile Fragen des Alltags. Kurze Wissens-Streiflichter 
gehören nun auch zum Konzept seines Magazins: 
13 Zeilen über »DDR-Mikroben«, die Uran im 
Trinkwasser abbauen, 16 über angeblich von »Sex 
and the City« inspirierte Forschung zur idealen 
Absatzhöhe von Damenschuhen und vieles mehr. 

Insgesamt bieten beide Blätter eine Art Fan
tasialand der Wissenschaft: Bunt, spannend, mit 
viel Action. Dabei aber auch, stets unterhaltend 
verpackt und ohne »Fußnotensport«, viel seriöse 
Information. Psycho- und Familienthemen gehö-
ren dazu: SZ Wissen klärt auf, wie die Psyche der 
Eltern das Geschlecht der Kinder beeinflussen kann,  
Zeit Wissen erläutert, wie Geschwister »unsere Per
sönlichkeit prägen«. 

Verschwörungstheorien werden widerlegt: Arm
strong war doch am Mond, belegt der Astronaut 
Ulrich Walter in den SZ-Seiten, Kondensstreifen sind 
keine geheimen Chemie-Sprühaktionen, zeigt die 
Zeit-Zeitschrift. Beide kommen sie auch am Termin
journalismus nicht ganz vorbei: Was fehlte uns im 
Alltag ohne Albert fragt SZ-, wie praktisch veranlagt 
war das Jahrhundert-Genie fragt ZeitWissen pas-
send zum Einsteinjahr 2005. Und beide Magazine 
erfüllen sich kindliche Entdeckerträume – »Wieso, 
Weshalb, Warum, wer nicht fragt bleibt dumm«. Die 
Münchner Redaktion sägt einen »S-Klasse-Espresso-
Vollautomaten« (Saeco Incanto Sirius, 1.150 Euro 
– Product-Placement einmal anders) mitten durch: 
Oh, Mechanik! Das Hamburger Team steckt Seife, 
CD und Chipstüte in die Mikrowelle: Ui, kaputt! 

Wenn man dabei auch nichts fürs Leben lernt 
– in der Freundesrunde kann man mit Erkenntnissen 
wie diesen immer punkten: o.b., das steht für »oh
ne Binde«, Regentropfen sind nie größer als neun 
Millimeter, Stürme nie schneller als 520 km/h, 
1080 Elementarteilchen füllen das Weltall und 
3,3 Prozent der Weltbevölkerung haben an einem 
durchschnittlichen Tag Sex. Und wenn die Hefte 
eines Tages neben Buchreihen, Lexika, Klassik-CDs 
und Videoeditionen zur Quersubventionierung der 
notleidenden Kernprodukte beitragen – prima! Der 
Süddeutsche Verlag zeigte sich jedenfalls rasch sieges
gewiss: Am 8. Dezember verkündete er, dass sein 
Magazin »prozentual nach zwei Tagen etwa gleichauf 
mit dem Konkurrenzprodukt ZeitWissen nach vier 
Verkaufstagen« lag. Ein Wissen, das sich lohnt 	n

Markus Behmer ist 
wissenschaftlicher 
Mitarbeiter an der 
Universität München 
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eine Professur für 
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Universität Leipzig.
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A
m 22. Mai 2003 erschien auf der 
Titelseite der Los Angeles Times ein 
Artikel von Scott Gold, dem angesehe-
nen Redaktionschef des Houstoner Büros 

der Zeitung. Er schrieb über ein neues texani-
sches Gesetz. Demnach müssen Abtreibungsärzte 
in Texas Frauen darauf hinweisen, dass eine 
Abtreibung Brustkrebs verursachen könne. Dass 
dieser so genannte »ABC-Zusammenhang« 
existiert, glaubt indessen kein einziger seri-
öser Wissenschaftler. Er schwirrt lediglich in 
der Fantasie einiger Abtreibungsgegner herum. 
Gold schrieb, dass die American Cancer Society 
diesen »angeblichen Zusammenhang« von der 
Hand weist. Das American Cancer Institute habe 
»über hundert Experten aus der ganzen Welt« 
zu einer Konferenz einberufen, um diese The
orie zu prüfen. Die Fachleute waren sich einig: 
Schwangerschaftsabbrüche verursachen keinen 
Brustkrebs. Außerdem erwähnte Gold, dass der 
Urheber des texanischen Beratungsgesetzes  »auf 
eine berufliche Vergangenheit als Vermögens
verwalter zurückblickt«. Die Abtreibungsgegner, 
so der Journalist, seien zunächst mit ihren Ver
suchen gescheitert, Schwangerschaftsabbrüche zu 
verbieten, und würden nun auf »so genannte« 
Beratungsgesetze drängen.

Schelte vom Chefredakteur
Nach dem Erscheinen von Golds Artikel veröffent-
lichte die Website LAobserved.com ein eigentlich 
nur für den internen Gebrauch gedachtes Schreiben 
von John Carroll, dem Chefredakteur der Los 

Angeles Times. Darin kritisiert er Golds Artikel. Der 
Chefredakteur schreibt, der Beitrag sei Wasser auf 
die Mühlen von Kritikern, die dem Blatt liberale 
Voreingenommenheit vorwerfen. Carroll kritisiert: 
»Eines der Hauptargumente in dem Artikel ist, 
dass die meisten Forscher einen Zusammenhang 
zwischen Abtreibungen und Brustkrebs vernei-
nen. Aber als ich den Artikel las, habe ich mich 
gefragt, ob es nicht irgendwo einen anerkannten 
Wissenschaftler gibt, der glaubt, dass es einen 

»Objektivitäts-Sucht«: Im bloßen Gegenüberstellen von Meinungen 
vernachlässigen US-Journalisten die Suche nach der Wahrheit 
– und geben wissenschaftlichen Extremdenkern zu viel Raum.  

VON CHRIS MOONEY*

Gelähmt vom Zwang 

* Reprinted with permission of  The Columbia Journalism Review
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solchen Zusammenhang gibt.« Carroll unterstrich 
seine Äußerung später in einem Interview, indem 
er meinte, sein Redaktionsleiter hätte einen glaub-
würdigen Wissenschaftler finden müssen, der die 
ABC-Behauptung verteidigt, anstatt lediglich einen 
Gesetzgeber zu zitieren und dessen mangelnden 
wissenschaftlichen Hintergrund bloßzustellen. 

Der führende Verfechter der Idee, dass Schwan
gerschaftsabbrüche Brustkrebs verursachen, Doktor 
Joel Brind vom Baruch College an der University 
of New York, taugte allerdings nicht als seriöse 
Quelle. Er hatte eine religiöse Bekehrung durch-
laufen und fühlte »den Drang, die Wissenschaft 
zu deren edelstem Zweck einzusetzen: Leben zu 
retten«. So formulierte er es in Physician, einer 
Zeitschrift, die von der konservativen religiösen 
Gruppierung »Focus on the Family« herausgegeben 
wird. Brind kämpft für die ABC-Theorie mit Leib 

und Seele. Auf der oben erwähnten Konferenz des 
National Cancer Institute war er der Einzige, der 
sich den Schlussfolgerungen des Gremiums nicht 
anschloss.

Lektion verstanden
Und wie reagierte Gold auf die Schelte? Außer der 
Äußerung, dass die Schelte seines Chefredakteurs 
eine »fruchtbare Debatte« angeregt habe, war von 
ihm nichts zu hören. Aber seine folgenden Beiträge 
legen nahe, dass er sich die erteilte Lektion zu 
Herzen nahm. 

Am 6. November 2003 berichtete der Redak
tionsleiter über eine weitere Kampagne in Texas, 
deren Ziel es ist, aus den Biologie-Lehrbüchern  
die Evolutionstheorie zu tilgen. Gold eröffnete sei-
nen Artikel mit dem enthusiastischen Porträt eines 
gewissen William Dembski. Er beschreibt ihn als 
»Naturwissenschaftler«, der aber »im Grunde sei-
nes Herzens ein Christ und überzeugt ist, dass 
einige biologische Mechanismen zu komplex sind, 
als dass sie ohne göttliche Fügung hätten geschaf-
fen werden können«. Dembskis eigener Website 
zufolge ist er Philosoph und Mathematiker – nicht 
Biologe. Es wäre auch interessant gewesen zu 
erfahren, dass Dembski einer der Anführer der 
Bewegung Intelligent Design ist, die einen neuen 
Kreuzzug gegen Darwins Theorie führt. 

Gold aber schrieb den gesamten Beitrag der-
maßen gekünstelt »ausgewogen«, dass er völlig 
missriet. Er beteuerte jedoch, der Artikel sei »ganz 
gewiss keine Reaktion auf Carrolls Schreiben 
gewesen, auch kein Versuch, irgend etwas wieder 
gutzumachen«. – Mancher Kollege nimmt ihm 
das nicht ab.

Der Schrei nach Ausgewogenheit
Die Idee, dass Journalisten auf der Suche nach 
der Wahrheit über die bloße »Ausgewogenheit« 
der Meinungen hinausgehen sollten, ist nicht 

zur Ausgewogenheit

Der Treibhauseffekt lässt das Eis in der Arktis schmelzen, sagen 
Klimaforscher. Die Bush-Regierung verbreitet eine andere Theorie.
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neu. Die Zeitschrift Columbia Journalism 
Review kämpft schon seit längerem gegen 
einen bequemen Journalismus, der nicht ver-
sucht, den Dingen wirklich auf den Grund zu 
gehen. Viele Journalisten haben vergessen, dass 
Ausgewogenheit auch zu Verzerrungen führen 
kann. Ihre Beiträge verkommen oft zu Berichten 
à la »er hat gesagt, sie hat gesagt«. 

Konkurrierende wissenschaftliche Behaup
tungen so einzuordnen, dass ihre Stellung inner-
halb der Wissenschaftsszene zum Ausdruck 
kommt, ist aber schwierig. Zum einen haben es 
Journalisten häufig mit Chefs zu tun, die reflex
artig nach »Ausgewogenheit« schreien. Zum 
anderen braucht man beträchtliche Sachkenntnis. 
Sogar versierte Journalisten, die sich in bestimm-
ten Wissenschaftsbereichen sehr gut auskennen, 
wissen oft nur wenig über Themen, über die sie 
kurzfristig berichten sollen.

Einfluss der Regierung
In punkto Wissenschaftsjournalismus taten sich 
US-Journalisten in den vergangenen Jahren auch 
aus einem ganz anderen Grund schwer – wegen 
der Bush-Regierung. Viele Wissenschaftler be

schuldigten die 
Regierung, wis-
s en s c ha f t l i c he 
Erkenntnisse zu 
verdrehen. Wie 
die Union of Con
cerned Scientists 

– ein Bündnis aus 
Bürgern und Natur

wissenschaftlern – festgestellt hat, gibt die Bush-
Regierung bei ihren Erklärungen und Aktionen 
oft äußerst umstrittenen wissenschaftlichen 
Standpunkten den Vorzug gegenüber gut beleg-
ten, hieb- und stichfesten Schlussfolgerungen. 
Journalisten mussten sich entscheiden, ob sie 
nach dem Motto »er hat gesagt, sie hat gesagt« 
über Streitigkeiten zwischen Wissenschaftlern 
und dem Weißen Haus berichten oder ob sie 
angeblichen Tatsachenverdrehungen in jedem 
einzelnen Fall auf den Grund gehen.

Wissenschaftler bezichtigen die Presse, die 
umstrittenen wissenschaftlichen Standpunkte oft 
erst salonfähig zu machen. Zweifellos mussten die 
Medien und die Regierung beim Thema globale 

Erwärmung am meisten Kritik einstecken. Es gibt 
noch etliche offene Fragen. Die präzisesten, von 
anderen Wissenschaftlern überprüften Gutachten 

– die  alle fünf Jahre vom Intergovernmental Panel 
on Climate Change, (IPCC) der Vereinten Nationen 
erstellt werden – haben aber in der Wissenschaft 
zur fast einhelligen Überzeugung geführt, 
dass vom Menschen verursachte Treibhausgas-
Emissionen dazu beitragen, den Treibhauseffekt 
zu verstärken. 

Die Regierung Bush unternahm immer wieder 
Versuche, diesen Standpunkt auszuhöhlen. Sie 
machte viel Rummel um ungeklärte Fragen und 
versuchte, in ihrem Auftrag erstellte wissenschaftli
che Gutachten zu revidieren. Darüber hinaus hat 
sie sich an den Interessen der Energieindustrie 
orientiert und sich auf ein kleines Grüppchen 
wissenschaftlicher Abweichler gestützt, von 
denen einige Forschungsgelder von der Industrie 
beziehen.  Zugleich hat sie Strategien erarbeitet, 
wie sie für Verwirrung sorgen und Journalisten 
beeinflussen kann.

1998 beispielsweise veröffentlichte John H. 
Cushman Jr. von der New York Times ein inter-
nes Schreiben des American Petroleum Institute. 
Darin wurde eine Strategie für Investitionen in 
Millionenhöhe skizziert, »um den Einfluss wis-
senschaftlicher Meinungen, die mit unseren eige-
nen übereinstimmen, beim Kongress, den Medien 
und anderen besonders wichtigen Zielgruppen 
zu maximieren.« Weiter heißt es: Man müsse 
Wissenschaftler »rekrutieren und ausbilden, die 
bislang in der Debatte um den Klimawandel 
noch nicht in Erscheinung getreten sind«. Diese 
Wissenschaftler sollten sich dann in den Medien 
an der Diskussion beteiligen und den etablierten 
wissenschaftlichen Meinungen entgegentreten.

Voreingenommene Berichterstattung   
In einem Artikel, der kürzlich in der Zeitschrift 
Global Environmental Change erschien, analy-
sierten die Wissenschaftler Maxwell T. Boykoff 
und Jules M. Boykoff die Berichterstattung zum 
Thema Klimawandel in der New York Times, der 
Washington Post, dem Wall Street Journal und der 
Los Angeles Times von 1988 bis 2002. Während 
dieser vierzehn Jahre kamen die Klimaforscher 
zu einem stichhaltigen Konsens über den vom 
Menschen verursachten Klimawandel. Die 

Klimaforscher kamen zu einem 
Konsens über den Klimawandel - in 

der Medien-Berichterstattung 
spiegelt der sich aber nicht wider. 
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Berichterstattung in den vier Zeitungen spiegelt 
diesen jedoch nicht wider.

Die Boykoffs analysierten eine Stichprobe von 
635 Artikeln. Dabei fanden sie heraus, dass in 
der Mehrzahl der Artikel – nämlich 52,7 Prozent 

– dem naturwissenschaftlichen Konsens, dass der 
Mensch zum Klimawandel beiträgt, »ungefähr 
gleich viel Aufmerksamkeit« gewidmet wurde 
wie dem von der Energieindustrie unterstützten 
Standpunkt, dass natürliche Schwankungen die 
beobachtete Erwärmung hinreichend erklären.

Besonders spannend ist, dass die Boykoffs in 
ihrer Untersuchung eine Veränderung in der 
Berichterstattung feststellten, und zwar zwischen 
1988 – als die Medien erstmals ausführlich über 
den Klimawandel berichteten – und 1990. In die-
ser Zeit hörten die Journalisten auf, sich auf die 
Meinungen der Wissenschaftler zum Klimawandel 
zu konzentrieren, und verlegten sich stattdes-
sen auf »ausgewogene« Berichte. Im gleichen 
Zeitraum, so fanden die Boykoffs heraus, »tauch-
te eine kleine Gruppe einflussreicher Wortführer 
und Naturwissenschaftler auf« und stellte die 
Ansicht in Frage, dass Industrieabgase den Plane
ten erwärmen. Die Verfasser kommen zu dem 
Schluss, dass die Prestige-Presse der USA »in ihrer 
Berichterstattung voreingenommen über die glo-
bale Erwärmung informiert hat (...) unter dem 
Deckmantel journalistischer Ausgewogenheit.«

»Experten« beim Namen nennen
Andrew C. Revkin von der New York Times gehört 
zu den wenigen amerikanischen Journalisten, die 
bei der Berichterstattung über den Klimawandel 
gegen den Strom schwimmen. Revkin ist der 
einzige US-Reporter, der sich bei den von den  
Boykoffs untersuchten Zeitungen auf das Thema 
»globale Umweltveränderungen« spezialisiert hat. 
Er schreibt fast die Hälfte seiner Zeit ausschließ-
lich über den Klimawandel. Revkin stimmt dem 
Grundtenor der Boykoff‘schen Untersuchung zu, 
bemängelt aber, dass sich die Analyse nur auf 
den quantitativen Aspekt der Berichterstattung 
konzentriert, statt auch subtilere, qualitative 
Fragen anzusprechen. Schließlich gehe es nicht 
nur darum, wie viele Zeilen Journalisten den 
Skeptikern im Vergleich zum allgemein wissen-
schaftlich anerkannten Standpunkt einräumen. 
Es geht auch darum, ob sie die Identität dieser 

Nonkonformisten, von denen viele Verbindungen 
zur Industrie haben, beim Namen nennen. 

In einem Artikel aus der Washington Post 
vom 8. Januar 2004 beispielsweise kam Skeptiker 
William O’Keefe zu Wort. Nicht erwähnt wurde, 
dass er Präsident des George C. Marshall Institut, 
das konservative Wissenschaftspolitik betreibt, 
ist. Außerdem bekommt das Marshall Institute 
beträchliche finanzielle Unterstützung vom Öl-
Giganten ExxonMobil. Diese Firma ist führend 
bei der Förderung 
von Denkfabriken, 
die häufig konser-
vativ ausgerichtet 
sind und den wis-
senschaf t l ichen 
Konsens zum 
Thema K l ima
wandel in Frage 
stellen. O’Keefe selbst war darüber hinaus Vor
sitzender der Global Climate Coalition, die das 
Kyoto-Protokoll ablehnt, und geschäftsführender 
Vizepräsident und leitender Geschäftsführer des 
American Petroleum Institute. Senatsdokumente 
aus der Zeit zwischen 2001 und 2003 füh-
ren ihn auch als eingetragenen Lobbyisten für 
ExxonMobil auf. – Solche Beispiele gibt es belie-
big viele. Der Leser bleibt dabei auf der Strecke, 
denn er kennt derartige Verquickungen nicht und 
kann die Äußerungen nicht einordnen. 

Beispiel: Klon-Schwindel
Eine andere Gruppe von Naturwissenschaftlern 
hat zwar noch nicht so lange Grund, sich über 
die Presse zu beklagen, dafür ist ihr Problem 
akuter. Wenn Journalisten über verschiedene 
Möglichkeiten des Zellkerntransfers schreiben 
(besser bekannt unter dem Thema Klonen), räu-
men sie offenbar wissenschaftlichen Randgestalten 
Raum ein, den diese nicht verdienen. 

Ein Beispiel ist der große Klon-Schwindel aus 
dem Jahr 2001: In der Medienflaute nach Weih
nachten trat Brigitte Boisselier  mit einer angeb-
lichen Weltsensation an die Öffentlichkeit. Die 
»wissenschaftliche Leiterin« von Clonaid, einer 
Firma, die Verbindungen zur Ufo-besessenen 
Raelian-Sekte pflegt, verkündete die weltweit 
erste Geburt eines geklonten Babys. Auf ihrer 
Pressekonferenz – über die CNN, MSNBC und 

Wissenschaftler beschuldigen die 
Presse, dass sie umstrittene 
wissenschaftliche Standpunkte 
immer wieder salonfähig mache. 
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Fox live berichteten – konnte Bosselier noch 
nicht einmal ein Foto des angeblich geborenen 
Kindes »Eve« vorlegen, ganz zu schweigen von 
unabhängigen wissenschaftlichen Belegen für ihre 
Behauptungen. Sie versprach, innerhalb weiniger 
Tage Beweise nachzuliefern. 

All das hätte die Medien stutzig machen müs-
sen. Stattdessen gerieten sie in helle Aufregung. 
Journalisten mokierten zwar gelegentlich die Nähe 
zur Raelian-Sekte, aber verließen sich seelenruhig 
auf die Behauptungen Boisseliers. Zum Beispiel 
Sanjay Gupta, Medizinredakteur von CNN, als er 
Boisselier nach der Pressekonferenz interviewte, 
bezeichnete er Clonaid als einen Konzern, »der 
in der Lage ist, zu klonen« und sagte leichtgläu-
big: »Wir warten mit Spannung darauf, nächste 
Woche einige Beweise von diesen unabhängigen 
Wissenschaftlern zu sehen.«

Heftige Kritik an den Medien übte während 
des Clonaid-Fiaskos vor allem Arthur Caplan, 
ein Experte für biomedizinische Ethik an der 
University of Pennsylvania. Caplan ist einer der 
meistzitierten Bioethiker der USA. Das verschaff
te ihm zwar Zugang zu Journalisten, als viele von 
ihnen gerade gierig die von Clonaid ausgeworfenen 
Köder verschlangen. Seine Warnungen blieben 
trotzdem ungehört. 

Nachdem die Raelian-Anhänger die angebliche 
Klon-Geburt bekannt gegeben hatten, beklagte 
sich Caplan in einer Kolumne auf der Website 
MSNBC.com: Das Klonen habe bislang nur selten 
bei Tieren geklappt, und auch dann nur nach zahl-
losen Fehlschlägen. Die Behauptung von Clonaid, 
bei ihren Experimenten sei die Erfolgsquote fan-
tastisch gewesen – fünf Schwangerschaften bei 
zehn Versuchen, sei völlig unglaubwürdig. Aber 
niemand habe auf seine Anmerkungen hören 
wollen. Das hätte bedeutet, die Finger von der 
Geschichte zu lassen. »Als ich von der Behauptung 
der Raelianer erfuhr, sie hätten ein Baby geklont, 
wusste ich sofort, dass diese Behauptung Quatsch 
ist«, schrieb Caplan. »Die Medien haben sich als 
unfähig erwiesen, über die wichtigsten gesell-
schaftlichen und intellektuellen Phänomene des 
21. Jahrhunderts zu berichten, nämlich über 
die Revolution in Genetik und Biologie.« – Die 
Anhänger der Raelian-Sekte sollen sich unterdes-
sen darüber kaputt gelacht haben, wie leicht kos-
tenlose Publicity zu bekommen war. 

Aber zum Lachen sind solche Geschichten nicht. 
Denn die Berichterstattung der Medien über das 
Klonen hat erhebliche politische Konsequenzen. 
Eine weit verbreitete Furcht vor dem Klonen von 
Menschen stärkt einer Gesetzgebung den Rücken, 
die pauschal alle Arten des Klonens verbieten 
möchte, obwohl viele Wissenschaftler diesbezüg-
lich anderer Ansicht sind. Die Begeisterung der 
Medien für klonende Spinner hat den Gegnern 
wichtiger Forschung nun mächtige Argumente in 
die Hände gegeben.

Das journalistische Heilmittel 
Keines dieser Beispiele von »unausgewogenem« 
Wissenschaftsjournalismus fußt auf den gleichen 
journalistischen Unzulänglichkeiten.  Scott Gold 
von der Los Angeles Times kennt sich in der 
wissenschaftlichen Thematik sehr gut aus. Doch 
er wollte sich offenbar nicht dem Vorwurf der 
Voreingenommenheit aussetzen. Beim Thema 
Klimaveränderung ist das Problem  eine falsch ver-
standene Ausgewogenheit, die sich seit über einem 
Jahrzehnt chronisch durch die Berichterstattung 
in den USA zieht. Das Beispiel Clonaid zeigt die 
Leichtgläubigkeit und Sensationsgier der Medien.

In jedem dieser Fälle ist das journalisti-
sche Heilmittel aber das gleiche. Es gilt die 
Regel: Journalisten müssen Behauptungen von 
Randfiguren der Naturwissenschaften mit Skepsis 
betrachten. Außerdem sollten sie dem Prinzip 
folgen, dass eine Behauptung umso mehr Skepsis 
verdient, je befremdlicher und dramatischer sie 
ist. John Carroll von der Los Angeles Times stellt 
fest, dass »in der Seele jedes guten Journalisten 
ein kleiner Nonkonformist steckt«, aber gera-
de dieser Impuls kann auch in die Irre führen. 
Tatsache ist, dass Journalisten, die nicht auf 
Naturwissenschaften spezialisiert sind, nur allzu 
leicht auf Behauptungen hereinfallen, die sie nicht 
hinreichend einschätzen können.

Das bedeutet nicht, dass der wissenschaftli-
che Konsens immer Recht hat. Es gibt berühmte 
Gegenbeispiele dafür: Galileo etwa oder ein klei-
ner Patentbeamter namens Einstein. Aber meis-
tens ist davon auszugehen, dass der wissenschaft-
liche Konsens auch einer genauen Überprüfung 
standhält, weil er in einem langwierigen Prozess 
entsteht, der von fachlicher Skepsis und Kritik 
geprägt ist.	 n

Chris Mooney ist 
Korrespondent 

der Zeitschrift The 
American Prospect.

Übersetzung: 
Dr Sabine Lang.
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Die schlimmsten Gefahren, denen der 
Wissenschaftsjournalist ausgesetzt 
ist, sind Ideologie und Naivität. Oft 

gehören beide zusammen, denn waches, kri-
tisches Denken nebst unvoreingenommener 
Quellenprüfung ist das Gegenteil von naiv und 
schließt zugleich eine ideologische Verengung 
des Gehirns aus.

Die Ideologie ist gewiss die schlimmere von 
beiden. Wenn Fakten daraufhin aussortiert 

und verwendet werden, ob sie eine vorgefasste 
Meinung stützen oder nicht, dann disqualifiziert 
sich der Journalist selbst. 

Ob aber in einer ideologisch gesteuerten 
Zeitschriftenredaktion auch die Zivilcourage des 
Einzelnen gegen den manchmal in Sackgassen 
geratenen Mainstream ankommt, ist zu bezwei-
feln. Ideologischen Journalismus erleben wir 
besonders häufig bei Umweltthemen. Einige 
Beispiele veranschaulichen dies:

Angst und Jubel
Waldsterben, Atomkraft oder Wasserstoffautos:  
Wissenschaftsjournalisten sollten sich endlich von PR-Aktionen 
und Ideologien freimachen, fordert unser Autor.

VON GÜNTER KEIL

Ein Horror-Szenario im Stern 
vom 5. Juli1984  
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n Anfang der achtziger Jahre wurden die 
Deutschen mit der Botschaft erschreckt, dass 
ihre Wälder in wenigen Jahren absterben wür-
den. Schuld seien in erster Linie die schwefel-
haltigen Niederschläge, die aus den Kaminen 
der Kohlekraftwerke stammten. Einer hoch-
wirksamen Allianz aus Umweltverbänden und 
Zeitschriftenredaktionen gelang es sogar, die Bei
behaltung einer vom Landwirtschaftsministerium 
versuchsweise erprobten Erfassungsmethode für 

Baumschäden, die sich als unbrauchbar erwies, 
zu erzwingen. – Wir haben sie noch heute. 
Trotz aller Aufgeregtheit hätte den Journalisten 
aber von vornherein auffallen müssen, dass das 
Thema »Saurer Regen und seine Bekämpfung« 
bereits seit zehn Jahren eine große Rolle in der 
Umweltpolitik der Regierungen von Willy Brandt 
und Helmut Schmidt gespielt hatte. Bereits seit 
1971 wurden wirksame Maßnahmen eingeleitet 
und bald gingen die sauren Niederschläge zurück. 

Je mehr Wissenschaft und Technik in unser täg-
liches Leben hineinregieren, umso mehr wächst 
die Bedeutung der Dolmetscher, die zwischen den 

Forschern und Ingenieuren und dem Normalbürger 
einen Informationstransfer zustande bringen können. 
Wissenschaftsjournalisten sollten Folgendes können:

n Neues und Interessantes bringen, wozu 
gehört, auch das zu kennen, was es schon gibt 
– oder gab,
n die absolute Seriosität der Quellen sicher-
stellen, das heißt, auch Manipulationsversuche 
erkennen,
n das stets vorhandene Pro und Contra erfassen 
und abwägen,
n dies gleichermaßen exakt, spannend und ver-
ständlich darstellen, was voraussetzt, dass man 
es selbst vollkommen verstanden hat,
n den Umfang knapp halten, ohne aber ober-
flächlich zu werden
n und dies alles unter großem Zeitdruck perfekt 
erledigen.

Solche olympiareifen Fachjournalisten sind 
naturgemäß dünn gesät. Wir brauchen sie aber 
dringend, speziell in Deutschland, wo es unter 
vielen Wissenschaftlern noch immer zum guten 
Ton gehört, ausschließlich in Fachzeitschriften zu 
veröffentlichen, wo »populärwissenschaftlich« fast 
ein Schimpfwort ist. 

Was sind die notwendigen Qualifikationen? 
Ohne ein Studium der Natur- oder der Ingenieur
wissenschaften geht es zur Bewältigung der meisten 

Themen wohl nicht. Auch ein Studium der Medizin 
oder der Sozialwissenschaften ist nützlich, sofern sich 
der Journalist entsprechend spezialisieren möchte. Es 
braucht dabei Menschen, denen das Studium Spaß 
gemacht hat – und die es dazu genutzt haben, über 
den Tellerrand ihres spezifischen Fachs in benachbarte 
Gebiete hinüberzublicken, denn die Notwendigkeit zu 
einer fachübergreifenden Betrachtung einer speziellen 
Arbeitsaufgabe stellt für den Wissenschaftsjournalisten 
beinahe den Normalfall dar. Und fast der Idealfall 
ist es, wenn unser Journalist einige Jahre in der 
Wirtschaft verbracht hat. 

Eine geradezu lebenswichtige Qualifikation, die 
eigentlich in einem guten Studium automatisch ver-
mittelt werden sollte – sollte! – , ist die selbstverständ-
liche Beherrschung der einfachen Mathematik, der 
Prozentrechnung und speziell der Statistik, mit der 
von den Informationsquellen besonders viel Schind
luder getrieben wird.

Dies führt unmittelbar zu der Frage: Wie kommt 
ein Wissenschaftsjournalist an seinen Stoff? Vor 
allem durch sein Netzwerk, das er sich aufbauen 
muss. Es sind Wissenschaftler, die selbst schon etwas 
veröffentlicht haben. Es sind die Pressestellen gro-
ßer Unternehmen, die Forschung und Entwicklung 
betreiben. Es sind natürlich die staatlichen und 
halbstaatlichen Quellen. Es sind auf jeden Fall die 
Wissenschaftsjournale, die Artikel der Fachleute. Nicht 
selten sind es gerade diese Arbeiten, die einen wachsa-
men Wissenschaftsjournalisten stutzig machen: Man 
stößt auf Ungereimtheiten, Zahlen können einfach 
nicht stimmen, wichtige Argumente, die man selber 
kennt, fehlen. Hier lohnt es sich einzuhaken.  GK

OLYMPIAReIfe WISSeNSCHAfTSjOURNALISTeN
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Wenn die PR-Strategie Erfolg hat, 
ist eine Art Jubel-Journalismus 
das Ergebnis: Alles ist ganz 
spannend und alles großartig.

Zu einer Waldsterbe-Panik gab es 1981 eigentlich 
keinen Anlass mehr, dennoch begann sie in allen 
Medien. Eine Besonderheit war das quer durch die 
Redaktionen gehende gegenseitige Einverständnis, 
ausschließlich auf die Katastrophen-Nachrichten 
zu setzen und jegliche Gegenmeinung zu unter-
drücken. Dem Autor sind Journalisten bekannt, 
die mit ihren kritischen Artikeln gegen die 
Panikmache über zehn Jahre lang keine Chance 
erhielten, in deutschen Zeitschriften ihre Sicht 
der Dinge zu veröffentlichen. Im Ergebnis gab es 
etwas, was die Presse der Bundesrepublik noch 
nie erlebt hatte: Eine über zehn Jahre andauernde 
Selbstzensur der Redaktionen, die sich erst Mitte 
der 90er Jahre allmählich aufzulösen begann.

n  Das Thema Kernkraft wird von vielen Redaktionen 
auf die Katastrophe von Tschernobyl bezogen und 
von dieser abgeleitet. Die Einzigartigkeit dieser 
Katastrophe, die aus einer geradezu kriminel-
len Sorglosigkeit und Verantwortungslosigkeit 
der Reaktormannschaft in Verbindung mit einer 
ebenfalls kriminell unsicheren Konstruktion des 
Reaktors entstand, ist kaum jemals diskutiert wor-
den. Es geht nicht darum, die Risiken der Kernkraft 
zu bagatellisieren, aber die Gleichsetzung der gera-
de in den westlichen Industrieländern gebräuch-
lichen, hoch abgesicherten Reaktoren mit dem 
Schrottreaktor von Tschernobyl ist kein seriöser, 
sondern ideologischer Journalismus. Er dient nicht 
der Aufklärung, sondern der Angsterzeugung. Das 
ist hier leicht gesagt, aber wie ergeht es heute 
einem Journalisten, der sich leichtsinnigerweise 
als Befürworter der Kernkraft »outet«?

n Die Chemie war und ist ebenfalls jahrelang 
das Ziel einer ideologischen Kommentierung. Der 
Kunststoff PVC wurde zum Inbegriff der Gefahr. 
»Seveso« ist gleichfalls ein Schlüsselwort, das man 
nur auszusprechen braucht.

n Die grüne Gentechnik bietet ebenfalls 
Stoff für das Heraufbeschwören von Ängsten 
(»Frankenfood«), ist jedoch auch ein Beispiel für 
eine kräftige Gegenströmung zum ideologisch 
gefärbten Journalismus. 

Der seriöse Wissenschaftsjournalismus erläutert 
zurzeit mit sachlicher Analyse ihre Chancen und 
Risiken.

n Hochfrequenzstrahlen, besonders die von 
Funktelefonen und ihren Basisstationen ausgesand-
ten Emissionen, gehören ebenfalls zum Arsenal 
des ideologisch vorgespannten Angst-Journalismus. 
Auch wenn Mediziner erläutern, dass eine Handy-
Sendestation den Menschen um das Tausendfache 
weniger bestrahlt, als ein Kachelofen, wird sich 
der Bürger weiterhin nicht vor seinem Ofen, son-
dern vor dem Sender auf dem Dach gegenüber 
fürchten.

Zunehmend werden ganze Felder der 
Wissenschaft und Technik durch Ängste besetzt 
und block iert. 
Einmal verfestig-
te Ängste kön-
nen auch durch 
noch so gute Auf
k lärung kaum 
jemals wieder 
aufgelöst werden. 
Daran scheitern 
selbst die talentiertesten Journalisten.

Gutgläubigkeit und Jubeljournalismus
Der Politik-Redakteur weiß, dass viele seiner 
Quellen versuchen, ihn zu manipulieren. Er 
muss das einschätzen, muss mehrere Quellen 
hinzuziehen und abwägen. Beim Wissenschafts
journalisten sollte das ebenso sein. Er wäre naiv, 
wenn er alles glauben würde, was ihm offeriert 
wird. Die Gutgläubigkeit scheint sich allerdings 
zu einer allgegenwärtigen Gefahr im Felde 
des Wissenschaftsjournalismus ausgewachsen 
zu haben. 

Große Forschungsorganisationen stehen in 
einem harten Verteilungskampf um öffentliche 
Mittel und müssen ständig für sich werben, also 
ihre Leistungen in ein möglichst positives Licht 
rücken. Zwischen ihren Pressestellen und den 
Lesern steht der Wissenschaftsjournalist, den es 
zu beeindrucken gilt. Die Kunst der Pressestelle 
besteht dabei nicht etwa in der Verbreitung fal-
scher Informationen – so etwas kann sich dort 
niemand leisten. Sie besteht aber in einem intel-
ligenten Weglassen ungünstiger Aspekte. Wenn 
diese Strategie Erfolg hat, ist eine Art von Jubel-
Journalismus das Ergebnis: Alles ist ganz span-
nend und großartig. Zwei Beispiele:
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n Die bemannte Raumfahrt ist das 
Spektakulärste. Wie sie es schafft, eine weitestge-
hend nutzlose und teure Sache zu betreiben, die 
sich im Wesentlichen darin erschöpft, die müh-
sam in den Orbit beförderten Menschen am Leben 
zu erhalten und wieder heil zurückzubringen, ist 
schon bewundernswert.

n Die Kernfusion verdient beina-
he noch mehr Bewunderung. Dass 
diese Forschungsgemeinde seit 
über 40 Jahren regelmäßig ihre 
eigenen Prognosen über den indus-
triellen Einsatz dieser – merkwür-
digerweise in der Öffentlichkeit als 
»sauber« geltenden – Kerntechnik 
widerlegt hat, beeindruckt erstaun-
licherweise niemanden mehr.

Politischer Einfluss
Eine Gefahr für den Wissenschafts
journalisten, manipuliert und 
getäuscht zu werden, kann aber 
auch von der Regierung selbst 
ausgehen. Der Fachjournalist 
sieht sich in Deutschland momen-
tan einer Regierung gegenüber, 
die als Gesetzgeber wie auch 
als Verteiler von Steuergeldern 
unbezahlbare (Photovoltaik), teils 
auch noch zusätzlich landschafts-

zerstörende (Windkraft, Energiepflanzen) 
und sogar umweltschädliche (Wasserstoff) 
Techniken subventioniert oder ihre 
Förderung durch den Bürger gesetzlich 
erzwingt (Einspeisungs-Vergütung für 
Wind- und Solarstrom).  Zugleich behindert 
die Regierung andere Techniken, die ideolo-
gisch unerwünscht sind (Grüne Gentechnik, 
neue, inhärent sichere Kernkraftwerke, 
Magnetschwebetechnik). Es ist eine 
Mischung aus Technikfeindlichkeit und 
Technikanbetung und -förderung – je nach 
Art der Technik. Einige Beispiele:

Die Szenarien der achtziger Jahre:
Die Zeit, 7. Januar 1983
Der Spiegel, 14. Februar 1983
Stern, 28. Oktober 1982
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n Die Photovoltaik (direk-
te Stromerzeugung durch 
Halbleiter-Solarzellen) 
ist eine zwar umwelt-
freundliche, aber astro-
nomisch teure Form der 
Stromerzeugung, die 
sich nicht einmal reichs-
te Industrieländer leisten 
können. Der Journalist 
könnte bei näherer 
Prüfung erkennen, dass 
er es hier mit einer 
Technik zu tun hat, die 
sich einer Verbilligung 
weitgehend verschließt. 
Die Mikroelektronik 
lebt davon, dass sie 
immer mehr Funktionen 
auf immer kleineren 
Siliziumchips unterbrin-
gen kann. Geht es aber in die Quadratmeter, wie bei der 
Photovoltaik, werden die Kosten extrem. Da niemand 
bereit wäre, sich bei seiner Stromversorgung diesen Luxus 
zu leisten, hat die Regierung die Energieunternehmen 
gesetzlich gezwungen, diesen Strom teuer einzukaufen 

– die Zeche zahlt der Verbraucher. Hier, wie auch bei der 
Windkraft, wurde Ideologie zum Gesetz.

n Zu den angeblichen Zukunftstechnologien gehört 
auch die Wasserstoff-Technik. Dieses Gas soll angeblich 
der wichtigste sekundäre Energieträger werden. Was 
zu diesem Thema in Zeitschriften veröffent-
licht wurde, bietet die gesamte Spannweite 
von extrem kritisch bis völlig unkritisch. 
Dabei ist vollkommen unbestritten, dass 
Wasserstoff erst aufwändig und unter gro-
ßer Energieverschwendung hergestellt wer-
den muss, bevor man ihn – dann aber ganz 
sauber – weiterverwenden kann. Selbst das 
Umweltbundesamt kritisiert die sehr schlech-
te Energiebilanz eines derartigen Systems 
als anti-ökologisch. So mancher leichtgläubi-
ge Journalist ist aber bei diesem Thema auf 

Die Szenarien von heute:
Berliner Zeitung, 30. November 2004

taz,  Süddeutsche Zeitung und
9. Dezember 2004
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Dr. Günter Keil 
arbeitete 30 Jahre im 

Bundesministerium 
für Forschung und 

Technologie. Er war 
dort u.a. zuständig 
für Forstforschung 

sowie Energie- und 
Umwelttechnik.

die Pressepolitik einiger Autofirmen hereinge-
fallen, die wasserstoffbetriebene Autos herum-
fahren lassen, um das Umweltbewusstsein des 
Konzerns zu beweisen. 

Die Fördermittel-Karawane
Immer mehr Forschungsinstitute folgen den 
unter politischen Gesichtspunkten vergebenen 
Fördermitteln und betätigen sich in den momen-
tan wohlgelittenen Feldern. Auch die Industrie 
hat die staatlichen Futterkrippen entdeckt und 
Betriebe gegründet, die zumindest auf Zeit – das 
heißt, bis eine andere Regierung der jetzigen 
Förderung ein Ende bereitet – die politisch kor-
rekten Anlagen herstellen und damit Geld ver-
dienen. Dies wiederum bietet Anlass, auf die so 
entstandenen Arbeitsplätze hinzuweisen, auch 
wenn jeder weiß, dass auf Subventionen beru-
hende Unternehmen keinen Bestand haben kön-
nen – und auch nicht haben dürfen, denn sie rui-
nieren die Staatsfinanzen. Große Konzerne haben 
neben der Gründung derartiger Zweigbetriebe 
auch noch den Nutzen dieser ideologisch basier-
ten Themenfelder für ihre PR entdeckt und las-

sen werbewirksam Solarautos herumfahren oder 
verkleiden die Fassaden von Firmenzentralen mit 
Solarpaneelen. Selbst diese PR-Projekte bezahlt 
zum Teil der Steuerzahler.

Bewusst irreführende Informationen
Für den Wissenschaftsjournalisten ist das eine 
besonders schwierige Situation. Er muss stets 
fürchten, dass die ihm gegebenen Informationen 
einseitig und von allen kritischen Punkten befreit 
worden sind – bewusst irreführend. 

Ein bekanntes Beispiel ist die Berichterstattung 
des deutschen Umweltministeriums über die 
Windkraft. Stets wird als Erfolg die »installier-
te Leistung« aller Anlagen zusammengezählt. 
Diese Zahl wird dann in Beziehung zur Leistung 
eines Kernkraftwerks gesetzt – und dem Leser 
damit suggeriert, dass nun Kernkraftwerke 
ersetzt werden könnten. Aber kein einziges kon-
ventionelles Kraftwerk ist damit ersetzbar, denn 
manchmal gibt es wochenlang kaum Wind. 

Niemand käme auf die Idee, mit einem Blick 
auf ein gut besetztes Parkhaus festzustellen, 
dass sich darin eine »installierte Leistung« von 

Es gibt eine Quelle, die leider selten 
genutzt wird, obwohl sie ein Füllhorn 
wertvollster Informationen darstellt: Die 

Technikgeschichte, gerade auch die jüngere. 
Nur ein Teil der heute diskutierten Techniken, 
die gerne als »Technologien von morgen« 
hochgejubelt werden, ist auch tatsächlich neu. 
Wohlgemerkt: Techniken, weniger wissenschaft-
liche Erkenntnisse. 

Aber nicht nur die Technologien haben eine 
Geschichte, zu ihr gehören auch die damals 
geführten Diskussionen, deren Argumente auch 
heute noch sehr aktuell sein können.

Ein Beispiel: In der Energietechnik wird in 
den letzten Jahren verstärkt die Brennstoffzelle 
(BSZ) als völlig neue Technologie bejubelt. In 
den über 30 Jahren, die diese Technik alt ist, hat 
es gewiss deutliche Fortschritte gegeben, aber 

immer noch ist sie weit von einer Einführung ins 
Alltagsleben entfernt. Sie ist einerseits teuer und 
andererseits nicht viel umweltfreundlicher als die 
klassische Konkurrenz. Die Niedertemperatur-
BSZ, die regelmäßig als Autoantrieb der Zukunft 
gepriesen wird, hat gegenüber modernen Ben
zin- und Dieseltriebwerken, demnächst auch 
in Hybridfahrzeugen mit Batterie und E-Motor, 
vermutlich keine Chance. Ihre Nachteile – unter 
anderem kein Betrieb bei frostigen Temperaturen 
– sind immer noch die gleichen wie damals. Sie 
herauszufinden ist jedoch nicht leicht, denn sie 
werden von interessierter Seite ungern zugege-
ben. In den Tiefen der Archive findet sich dar-
über die gesamte hintergründige Fachdebatte  
und in aktuellen Fachartikeln noch zu lösende 
Probleme. In journalistischen Veröffentlichungen 
liest man darüber jedoch äußerst selten. GK

VeRNACHLÄSSIGT: DeR HISTORISCHe BLICk
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30.000 Pferdestärken befindet. Bei der Windkraft 
geschieht das. 

Mit einer derartigen Informationspolitik muss 
der Wissenschaftsjournalist beim Ministerium für 
Umwelt (das auch die erneuerbaren Energien 
fördert) und dem für Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz rechnen. Durchschaut er sie, 
was mit Hilfe von Fachleuten und der Lektüre 
von Fachartikeln, aber auch durch Leserbriefe 
von Wissenschaftlern gut möglich ist, sieht er sich 
dennoch einem Dilemma gegenüber:

Schreibt er zu kritisch, droht ihm der Verlust 
eines Teils seines Informations-Netzes. Schließt 
er sich dem unkritischen Jubel-Journalismus an, 
verliert er den Respekt der Fachleute – und am 
Ende auch den seiner Leser.

Misstrauen + Wachsamkeit kultivieren
Natürlich ist nicht alles, was von der Regierung 
an Technologien propagiert und unterstützt 
wird, als ideologisch zu verdammen. Auch bei 
den politisch korrekten erneuerbaren Energien 
gibt es einige Bereiche, in denen nicht nur kom-
petent gearbeitet, sondern auch ehrlich gerechnet 
und argumentiert wird. Dies ist bei Biogas, ener-
getischer Nutzung von Müll und Deponiegas, 
Brennstoffen aus Restholz, Solarwärme und 
Wasserkraft der Fall; Geothermie könnte hinzu-
kommen. Überall zeigt jedoch erst der Blick ins 
Detail, was wirklich dahinter steckt.

Die Wissenschaftsjournalisten sollten deshalb 
auch den Informationen staatlicher Stellen mit 
Misstrauen begegnen und sich vermehrt auf 
vertrauenswürdige Fachleute und auch auf aus-
ländische Quellen stützen. Ständig müssen sie 
Spreu vom Weizen trennen.

Aus den geschilderten Gründen ist die solide 
Arbeit des Wissenschaftsjournalismus wichtiger 
geworden. Er ist die letzte Instanz, der letzte 
Dolmetscher für den Bürger, der aus der riesigen 
Woge von wahren, halbwahren und manipulier-
ten Informationen, aus dem unendlichen Wust von 
wichtigtuerisch präsentierten Belanglosigkeiten, 
aus dem Publish-or-perish-Müll notleidender 
Institutionen die zutreffenden, berichtenswerten 
Nachrichten herausfiltern muss. 

Bitte nicht verzweifeln. Weitermachen! – Mit 
mehr kritischer Wachsamkeit.	 n
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Die Schweiz ist klein, und wo die Dinge 
in diesem Land Normalgröße haben, 
macht man sie extra klein: Man trägt 

ein Hemli (Hemd), trinkt aus dem Tassli (Tasse) 
und wartet in Basel zumindest auf das Drämmli 
(Straßenbahn). Und jetzt folgt das Heftli (Tabloid): 
Etliche Tageszeitungen erscheinen nach einer 
Renovation ganz oder teilweise im Kleinformat. 
Außerdem versuchen sie auch sonst, näher an 
die Bedürfnisse der Leserinnen und Leser heran-
zukommen.

Tobloids auf dem Vormarsch
Das Kleinformat bot sich schon immer an für 
Boulevardzeitungen, die überwiegend auf der 
Straße und am Kiosk verkauft werden. Sie sind 
erstens knapp im Inhalt, laufen daher nicht Gefahr, 
unerträglich dick zu werden. Und sie werden zwei-
tens vorwiegend auf dem Weg zur Arbeit gelesen, 
also im Vorortzug, in der U-Bahn, im Bus, wo ein 
Großformat wegen der engen Platzverhältnisse 
störend ist. So erschienen denn die britischen 
Boulevardzeitungen schon lange als Tabloids, 
und das gleiche Format wählten Volksblätter 
in Österreich (Kronen-Zeitung) und Deutschland 
(Kölner Express, Hamburger Morgenpost, B.Z. in 
Berlin), ferner in der Schweiz der SonntagsBlick. 
Klassische Abonnementszeitungen hatten hinge-
gen gute Gründe, beim alten Format zu bleiben, 
denn eine Frankfurter Allgemeine Zeitung oder 
eine New York Times passen im Kleinformat 
mit der gleichen Stoffmenge in keinen Brief
kastenschlitz mehr. Auch in der Schweiz sah 
sich keine Tageszeitung veranlasst, zum Tabloid-
Format zu wechseln.

Der Schock aus Skandinavien
Doch dann traten die gratis angebotenen 
Pendlerzeitungen aus Skandinavien mit 
Kleinformaten auf den Plan: 20 Minuten aus dem 
norwegischen Schibstedt-Verlag und Metropol aus 
der schwedischen MTG (Modern Times Group). 
Beide schickten sich an, die Agglomeration Zürich 
zu erobern. Beide fanden zunächst nur zöger-

Der kometenhafte Aufstieg des Gratis-Tabloids 20 Minuten 
brachte Bewegung in den Schweizer Zeitungsmarkt. Etliche 
Blätter reformierten Erscheinungsbild, Größe und Inhalte.

VON ROGER BLUM

Mit Tabloid aus

Am 1. November 2004 protes-
tierten die Kulturschaffenden 
Basels in der Basler Zeitung 
gegen Neuerungen des Blattes. 
Der Verleger ging auf der gegen-
überliegenden Seite darauf ein. 
Unten: Schweizer Tabloids.
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lichen Anklang, und Metropol blieb auf der 
Strecke, doch dann setzte 20 Minuten zu einem 
ungeahnten Siegeszug an, und mittlerweile ist 
das Gratisblatt die Tageszeitung mit der größten 
Leserzahl in der Schweiz. 

Um ein Exemplar zu ergattern, stehen die 
Leute am Morgen früh Schlange an den Boxen 
auf den Bahnsteigen der Vorortzüge und an den 
Bushaltestellen. Da in der Schweiz der öffent-
liche Verkehr gut ausgebaut ist und abertausen-
de von Menschen ihn benutzen, erreicht 20 
Minuten in den Regionen Zürich, Bern, Basel 
und Luzern enorm viele Leute, vor allem auch 
Jugendliche. Diese lasen vorher nie Zeitung. Jetzt 
aber gehört die tägliche Lektüre des Gratisblattes 
zum Morgenritual. Während 20 Minuten kome-

tenhaft aufstieg, erlebten die anderen Zeitungen 
seit dem Jahr 2001 einen massiven Leser- und 
Werberückgang bis zu 25 Prozent. Zwar gelang 
es der Tamedia AG (Herausgeberin von Tages-
Anzeiger , Sonntagszeitung und Facts ), Schibstedt 
die Gratiszeitung 20 Minuten abzukaufen. Aber 
die Zuständigen in den Verlagen merkten, dass es 
offenbar möglich war, Massen zur Zeitungslektüre 
zu bewegen. 

Dabei unterstützten vier Faktoren den Erfolg 
des aus Norwegen importierten Kleinformats: 
Die Zeitung war erstens auf dem Weg zur Arbeit 
erhältlich. Zweitens war sie gratis. Drittens 
waren die Nachrichten kurz. Und viertens war 
die Themenmischung (mit viel People-Stoff, Pop- 
und Jugend-Kultur sowie Sport) neu. In vielen 
Medienhäusern begannen die Köpfe zu rauchen, 
wie man bei gleichbleibendem Verkaufspreis 
zusätzliche Publikumsschichten ansprechen könn-
te. Vier Stoßrichtungen als Reaktion

Schweiz reagiert auf nordischen Erfolg
Die Antworten, die vor allem die Basler Zeitung, 
die Aargauer Zeitung und die Tribune de 
Genève, teilweise auch Le Matin, Blick und die 
Berner Zeitung fanden, lassen sich auf die vier 
Stoßrichtungen Tabloidisierung, Popularisierung, 
Entgettoisierung und Regionalisierung reduzieren:

�Q��Tabloidisierung. Plötzlich galt das Kleinformat 
als Wundermittel für den Erfolg. Schon 
vor einiger Zeit hatte Le Matin, die 
Boulevardzeitung der Suisse romande, auf 
das Tabloid-Format gewechselt und damit 

großen Erfolg errungen. Doch was für die 
Westschweiz gut ist, hat selten sofort Einfluss 
auf die Deutschschweiz. Dazu braucht es ande-

re, zusätzliche Erfahrungen, eben beispielswei-
se den für viele Konkurrenten schmerzhaften 
Siegeslauf von 20 Minuten. Schließlich lancierte 
die Boulevardzeitung Blick im Mai 2004 neben 
dem Normalformat ein Tabloidformat. Dieses 
schlug so stark ein und fand am Kiosk so deut-

der Krise
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Mit einem ganzseitigen Inserat 
empörten sich  Kulturschaffende 
der Stadt gegen die Neuerungen

 in der Basler Zeitung.

lich besseren Absatz als der alte Blick, dass sich 
das Medienunternehmen Ringier nach kurzer 
Probezeit entschloss, das Normalformat abzu-
schaffen und Blick nur noch im Tabloid erschei-
nen zu lassen. Die Stoffmenge ist gleich geblieben. 
Ebenfalls mit dieser Umstellung liebäugelte die 
Basler Zeitung, deren neuer Chefredakteur Ivo 
Bachmann mit der Absicht angetreten war, keinen 
Stein auf dem anderen zu lassen. 

Tabloidisierung einzelner Ressorts
Doch die Werber rieten ab, und schließlich 
beschränkte sich die Tabloidisierung auf den 
Kulturteil und den Regionalteil: Seit September 
2004 erscheint anstelle des bisherigen Feuilletons 
täglich das baz kulturmagazin, und einmal wöchent-
lich liegt dem Blatt das baz regio.magazin bei, das 
den täglichen Regionalteil mit regionalem Hinter

grund ergänzt. Bei 
den Betroffenen 
stieß die Kultur
beilage auf wenig 
Gegenliebe, und 
Margrit Manz, die 
Leiterin des Basler 
Literaturhauses, 

sagte zum Nachrichtenmagazin Facts: Die Kultur 
fällt gewissermaßen aus der Zeitung, im dop-
pelten Sinn des Wortes (18. November 2004). 
Schon länger ergänzt die Aargauer Zeitung ihren 
Regionalteil täglich mit einer je nach kantonaler 
Subregion verschiedenen Tabloid-Beilage, die die 
regionalen und lokalen Detailnachrichten enthält.

�Q Popularisierung. Die Basler Zeitung versucht, 
täglich auf einer Doppelseite namens heute dem 
Publikum auf knappem Raum das Wichtigste zu 
vermitteln, und zwar nicht nur mit Kurzfutter, 
sondern durchaus auch mit Akzenten, die größere 
Stoffe zulassen. Eine ähnliche Absicht verfolgt die 
Tribune de Genève mit der Seite 5 minutes , die das 
Wesentliche der Aktualität zusammenfasst. Beide, 
die große Basler und die wichtige Genfer Zeitung, 
sind farbiger, bilderreicher, lesefreundlicher gewor-
den. Beide verweisen täglich auf Schwerpunkte 
ihrer Websites. Die Informationen in den Bereichen 
Wetter, Radio/Fernsehen, Kino, Theater, Kunst, 
Lokalveranstaltungen, Sportresultate und Börse 

sind nach Menge und Präsentationsweise noch-
mals verbessert worden. 

Kostenpflicht sorgt für Konflikte
Allerdings handelte sich hier die Basler Zeitung 
ein Problem ein: Die Veranstaltungshinweise, 
die bisher gratis waren, sind nun kostenpflichtig. 
Zusammen mit dem Argwohn, es werde nicht 
mehr gleich intensiv über die klassische Kultur 
berichtet, führte dies zu empörten Reaktionen 
der Kulturschaffenden der Stadt. In einem ganz-
seitigen Inserat in der Basler Zeitung protestierten 
sie gegen die neue Entwicklung und Verleger 
Matthias Hagemann gab auf der gegenüberliegen-
den Seite Antwort.

�Q��Entgettoisierung. Die bisherigen Ressorts gel-
ten nicht mehr als Gettos. Vor allem die Genfer 
und die Basler Gazette haben die bisherigen 
Begriffe und Ressortgrenzen aufgeweicht. Die 
Tribune de Genève wartet täglich mit der Rubrik 
»L événement« (Das Ereignis) auf, die bis zu drei 
Seiten umfassen kann und einen Schwerpunkt 
setzt. Die nachfolgende Rubrik Enjeux (unge-
fähr: Was auf dem Spiel steht) vereinigt Themen 
aus den Bereichen Internationales, Schweiz und 
Wirtschaft. Die Berner Zeitung, die nach ihrer 
Renovation in den Strukturen sonst sehr klassisch 
geblieben ist, hat vor allem das letzte Zeitungsbuch 
thematisch aufgebrochen und trägt nun durch die 
Woche hindurch abwechselnd die Bezeichnungen 
Leben, Sport Extra, Showtime, Geld & Konsum, 
Genießen und Zeitpunkt. Die Basler Zeitung wie-
derum hat ihren Kulturbegriff ausgeweitet: Im 
baz kulturmagazin finden sich jetzt auch Berichte 
über Essen & Trinken, Hören & Sehen, Reisen, 
Lebensart, Medien, Kulturpolitik. Und ein neues 
Recherche- und Reportagenteam arbeitet in Basel 
allen Ressorts zu.

�Q Regionalisierung. Während die Boulevard
zeitungen Blick und Le Matin nach wie vor 
ohne Regionalteile erscheinen, haben die 
Abonnementszeitungen in Basel, Genf und im 
Aargau ihre Regionalberichterstattung verstärkt. 
Die Aargauer Zeitung bedient jede Region des 
Aargau mit einer speziellen Tabloid-Beilage. Die 
Basler Zeitung, die täglich mit etwa sieben Seiten 
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Lokal- und Regionalinformationen aufwartet, 
ergänzt dies wöchentlich durch das baz regio.
magazin mit vielfältigen Vertiefungen auch in 
den Bereichen Kultur, Wirtschaft und Sport. Die 
Tribune de Genève differenziert den Lokalteil in 
Genève Actualité, Genéve Les Gens (Menschen) 
und Genève La Vie (Leben), manchmal auch in 
Genève Reportage oder Genève Face à Face. Die 
Regionalberichterstattung ist jedenfalls in den drei 
Zeitungen nicht zuletzt dank Genre-Vielfalt inten-
siver, dichter, lebendiger geworden. 

Keine zusätzliche Partizipation
Was hingegen nicht stattgefunden hat: Trotz der 
Ankündigung von Chefredaktor Ivo Bachmann 
hat die Basler Zeitung kaum Schritte im 
Servicejournalismus und im Public Journalism 
unternommen. Sie hat die Artikulationsfunktion 
nicht gesteigert, die Partizipationsmöglichkeiten 
der Leserinnen und Leser nicht erhöht (abgese-
hen davon, dass sie im Internet jedem Artikel 

eine Note geben können, was ziemlich läppisch 
ist). Dafür ist sie gegenüber Politik, Wirtschaft 
und Kultur distanzierter und kritischer geworden, 
nachdem sie vorher als Teil des Basler Filz galt. 
Nicht ohne Folgen übrigens: Während vorher 
Hassliebe die Beziehung der Bevölkerung zur 
Basler Zeitung prägte, sei es jetzt nur noch Hass, 
schrieb Facts. Die neuen Akzente der renovier-
ten Zeitungen ändern jedenfalls nichts an deren 
klassischen Funktionen, zu denen Sozialisation, 
Meinungsbildung, Integration sowie Kritik und 
Kontrolle zu zählen sind. Nach wie vor wollen 
die Abonnementszeitungen in Basel, Genf und im 
Aargau, ebenso die größte in Bern, ihr Publikum 
mit viel Hintergrund versorgen. Dies wird aller-
dings manchmal zum Spagat, weil auch die neuen 
Ziele Kräfte binden und Platz brauchen und es 
schwierig ist, die alte Informationsdichte aufrecht-
zuerhalten und gleichzeitig mehr Bilder, mehr 
Dienstleistungen und mehr unterhaltenden Stoff 
zu präsentieren. 	 �Q

Roger Blum ist 
Professor für 
Medienwirtschaft an 
der Universität Bern 
und Beiratsmitglied 
von Message.

ANZEIGE
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E
inmal, als ich bei Heinz Otte, wie ich 
ihn nannte, im Wohnzimmer saß, war 
ich nahe dran, meine Arbeit hinzuwerfen. 
Wir saßen zwischen Nippesfiguren am 

Kaffeetisch und Otte erzählte, wie er viele Jahre 
zuvor als deutscher Soldat in einem italienischen 
Dorf eine Stalltür geöffnet hatte, in der sich an 
die 20 Bauern versteckt hatten. »Drrrr«, rief er, 
winkelte seine Arme an die Taille als hielten sie 
ein Maschinengewehr und drehte sich zu seiner 
Frau hinüber: »Drrr Gerda, das ist die Musik des 
Krieges«. Er hatte sich in Rage geredet, mal schrie 
er, dann sprach er wieder ganz leise, sein Kopf war 
hochrot angelaufen. Plötzlich legte er den Arm 
um meine Schulter: »Nicht wahr, du verstehst 

mich, du weißt, dass wir nicht anders konnten. Du 
bist meine Freundin, nicht wahr? Schön, dass du 
gekommen bist.« 

Wie in Trance
Es war nicht mein erster Besuch bei Otte, der 
in Wahrheit einen anderen Namen trug. Immer 
wieder hatte ich den alten SS-Mann aufgesucht, 
um noch mehr Einzelheiten über das Massaker 
in Sant’Anna di Stazzema aus ihm herauszube-
kommen. Sant’Anna ist ein kleines Dorf in den 
Apuanischen Alpen bei Lucca, am 12. August 1944 
hatten deutsche Soldaten der Waffen-SS hier 560 
Menschen ermordet. Otte war einer der Soldaten 
gewesen, und er erinnerte sich an die Tat. Ich 

Deutsche Kriegsverbrechen in Italien sind hierzulande kaum ins 
Bewusstsein gedrungen. Christiane Kohl hat nach den letzten 
überlebenden Opfern und Tätern gesucht. Ein Recherchebericht.

VON CHRISTIANE KOHL

»Die Musik des

Deutsche Wehrmachts
soldaten nach einer 
»Strafaktion« in einem 
italienischen Dorf.  
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hatte mich bemüht, sein Vertrauen zu gewinnen, 
sprach mit ihm auch über andere Dinge, um so 
eine freundschaftliche Atmosphäre zu schaffen, die 
ihn zum Reden brachte. 

Doch nun plötzlich spürte ich, dass er mich fast 
schon als Gleichgesinnte betrachtete, womöglich 
gar als Komplizin. Ich wollte aufspringen vom 
Kaffeetisch, ihn beschimpfen, weglaufen. Doch ich 
blieb unbewegt sitzen, wartete, bis sein Redefluss 
verebbte, verabschiedete mich und ging irgend-
wann wie in Trance zu meinem Auto. Als ich fort-
fuhr, suchte ich einen Rocksender im Autoradio und 
stellte die Musik so laut es ging – ich musste den 
Panzer aus vermeintlicher Harmonie abwerfen, der 
mich in meinen Stunden bei Otte umgeben hatte. 

Ob er selbst ein Mörder war, habe ich nie erfah-
ren. Was immer Otte an schrecklichen Gescheh
nissen erzählte, er behauptete stets, selbst nicht 
geschossen zu haben. Und als ihn dann später die 
Staatsanwälte verhörten, wollte er sich nicht mal 
an die Details erinnern, die er mir erzählt hatte. 
Irgendwann starb Otte dann. 

Unbeschreibliches Glück
Ich war über verschlungene Wege zu ihm gelangt. 
Eines Abends, ich saß noch an meinem Schreibtisch 
in Rom, rief mich ein italienischer Historiker an. 
Er hatte schon mehrere meiner Korresponden
tenkollegen in der italienischen Hauptstadt kontak-
tiert, wie sich bald herausstellte – keiner hatte ihn 
angehört. Der Mann erzählte von dem Gemetzel 
in Sant’Anna. Ich hatte damals nicht die mindeste 
Ahnung, wo der Ort lag. Paolo Paoletti, so lautete 
sein Name, hatte ein Buch über das Massaker 
geschrieben, jetzt erzählte er, dass er die Namen 
und Adressen einiger Täter herausgefunden habe. 
Wenn ich wolle, würde er sie zusammen mit mir 
aufsuchen. 

Ich fuhr nach Sant’Anna, besuchte das klei-
ne Museum, das heute in der alten Schule 
des Bergdorfes untergebracht ist, und suchte 
Überlebende, um mit ihnen zu reden. Da war 
Enio Mancini, der Museumsdirektor, 1944 war 

er ein Kind von sechs Jahren gewesen. Man hatte 
ihn mit anderen Dorfbewohnern schon an die 
Wand gestellt, als ein Offizier verfügte, die Leute 
sollten ins Tal hinunter geleitet werden. Zweimal 
hatte Enio an jenem Tag unbeschreibliches Glück 
gehabt, jetzt zitterten seine Hände, wenn er davon 
erzählte. 

Säuberlich sortiert
Ich traf andere Überlebende, etwa Agostino 
Bibolotti, über 80 Jahre alt, den die Deutschen 
damals gezwungen hatten, eine Munitionskiste 
zu tragen. Nach 
dem Massaker 
hatten sie ihn als 
Zwangsarbeiter 
nach Deutsch
land gebracht. Als 
er Jahre später 
zurückkam, war 
seine Familie 
praktisch ausgelöscht, nur ein Neffe hatte über
lebt. Jetzt stand Bibolotti mit seinem schlohwei
ßen Haar im düsteren Grau einer Garage, in der 
er noch immer kleinere Arbeiten verrichtete. Von 
damals mochte der alte Mann nicht sprechen, »ich 
bekomme einen epileptischen Anfall, wenn ich 
nur daran denke«. 

Einige Wochen später reisten Paoletti und ich 
nach Deutschland. Seine Adressen waren korrekt, 
doch sie halfen nicht wirklich weiter: Der His
toriker hatte den Männern zuvor ziemlich eindeu-
tig klingende Briefe geschrieben, weshalb bis auf 
einen alle es vorzogen, uns nicht zu empfangen. 
Der einstige Soldat, der mit uns sprach, schien 
bereits so verwirrt, dass mit seiner Aussage nichts 
Rechtes anzufangen war. 

Mir war schnell klar, dass es nur einen 
Weg gab, mit den ehemaligen Soldaten ins 
Gespräch zu kommen: Zunächst möglichst viele 
Adressen herausfinden und die Leute dann ohne 
Voranmeldung besuchen, egal, wo sie woh-
nen. Die Adressensuche sollte eine regelrechte 

Krieges«

Plötzlich spürte ich, dass ich von 
dem alten SS-Mann als Gleichge
sinnte betrachtet wurde. Ich wollte 
ihn beschimpfen und weglaufen.



68

Sisyphusarbeit werden, die ohne die Kooperation 
mit dem in Köln lebenden Historiker Carlo Gentile 
wohl nicht geglückt wäre.  

Es gibt verschiedene Archive, in denen man die 
Spur der italienischen Kriegsverbrechen aufneh-
men kann. Vom Bundesarchiv bis zur Zentralen 
Justizstelle in Ludwigsburg, vom Public Record 

Off ice in Lon
don bis zu den 
National Archives 
in Washingten 

– überall f indet 
man Puzzle-Steine, 
Hinweise auf Iden
titäten. Doch die 
allein führen noch 

nicht zu den Menschen, dazu muss man in weite-
ren Behörden suchen, etwa auf den Ämtern, die 
nach dem Krieg die Rentenansprüche für die Wehr
machtsangehörigen zu klären hatten. 

Vieles lagert auch in Ludwigsburg, wo in einem 
alten Barockgebäude die Zentrale Stelle unterge-
bracht ist, deren Aufgabe es ist, Vorermittlungen 
bei NS-Verbrechen zu führen. Die Behörde, deren 
Büros von einer hohen Mauer umgeben sind, 
erweckte auf mich immer den Eindruck, als liege 
sie im Dornröschenschlaf. Säuberlich nach Ermitt
lungsnummern sortiert aber finden sich hier prak-
tisch alle NS-Verfahren der Nachkriegszeit in Kopie 

– eine Fundgrube. Ich hatte mittlerweile begonnen, 
auch anderen Gewalttaten in Italien nachzugehen, 
also trug ich aus den Archiven zusammen, was 
immer ich finden konnte. 

Unsympathischer Doktor
Zum Beispiel über Kephallonia, die griechische 
Insel der vergessenen Toten – mindestens 5.000 
italienische Soldaten wurden hier im Herbst 1943 
von deutschen Gebirgsjägern getötet. 

In einer Darstellung des Freiburger Historikers 
Gerhard Schreiber las ich, dass zunächst deutsche 
Sturzkampfflieger gegen die Italiener eingesetzt 
wurden. War mein Vater vielleicht daran beteiligt 
gewesen? Ich fahndete in diversen Archiven nach 
seinen Spuren, immerhin war er Stuka-Pilot gewe-
sen und zeitweise in Sizilien stationiert. Dann die 
Erleichterung: Als sich die Tötungen auf  Kephal
lonia ereigneten, war mein Vater schon längst in 
Gefangenschaft. Stattdessen stieß ich in einem der 

Archive auf den früheren Hausarzt meiner Familie: 
August Loderhose, ein ziemlich unsympathischer 
Doktor, wie ich schon als Kind gefunden hatte. Jetzt 
las ich in einer Akte, wie er sich darüber beschwer-
te, dass so viele Offiziere der Waffen-SS morphi-
umsüchtig seien. Loderhose war offensichtlich im 
Sanitätsdienst der SS gewesen, in dem Vermerk fir-
mierte er als SS-Hauptsturmführer. 

Anzeige wegen Mordes
Manchmal findet man ganz zufällig eine Akte im 
Archiv, die schon allein für sich eine höchst anrüh-
rende Geschichte erzählt. So ging es mir mit einer 
Mappe, die ich im Staatsarchiv Ludwigsburg fand, 
einem anderen Institut, das nur ein paar Kilometer 
entfernt von der Zentralen Stelle residiert, aber 
völlig andere Unterlagen aufbewahrt: Schriften aus 
dem Mittelalter, alte Katasterunterlagen. 

Durch Zufall stieß ich hier auf  Ermittlungsakten 
aus der Nachkriegszeit, die bereits ins Archiv 
gewandert waren. Die Akte, die mein Interesse ent-
zündete, war in Wiesbaden und Stuttgart geführt 
worden. Ausgangspunkt war der Tod eines jüdi-
schen Kaufmanns im Herbst 1943 in Rom gewesen. 
Sein Bruder, der in Bukarest lebte, hatte nach dem 
Krieg Anzeige wegen Mordes erstattet, so waren die 
Ermittlungen in Gang gekommen. 

Der Kaufmann Abramo Bonomi hatte 1943 in 
dem römischen Hotel Bernini logiert. Ausgerechnet 
in diesem Etablissement waren aber auch die SS-
Männer abgestiegen, die im Oktober 1943 auf 
Geheiß des SS-Führers Heinrich Himmler die Jagd 
auf die römischen Juden organisierten. Bei einer 
groß angelegten Razzia trieben sie 1.007 Menschen 
in ganz Rom zusammen – den Kaufmann im Hotel 
Bernini hätten die Häscher vermutlich gar nicht als 
Juden erkannt, wenn er nicht im letzten Moment 
denunziert worden wäre. Einer der SS-Männer trug 
anderntags die goldene Uhr des Kaufmanns.

Viele Details gingen aus der Akte hervor. 
Zurück in Rom schaute ich ins Telefonbuch und 
konnte meinen Augen kaum glauben: Eine der 
Hotelsekretärinnen, deren Name in den Unterlagen 
vermerkt war, lebte noch. 

Die Recherche in den Archiven ist nur die 
Vorarbeit, das Eigentliche kommt dann noch: Adres
sen abgleichen, erkunden, wo die alten Herren 
heute wohnen – immerhin sind beinahe 60 Jahre 
seit Kriegsende vergangen. Erstaunlicherweise blei-

Im letzten Moment wurde der 
jüdische Kaufmann denunziert.  
Anderntags trug ein SS-Mann
 dessen goldene Uhr am Arm. 



69

ben viele Menschen jedoch ihr Leben lang in der 
Region oder Stadt, in der sie geboren sind. Hat man 
erst mal ihre alte Kriegsadresse ist man daher häufig 
bald am geografischen Ziel. 

Wettlauf mit der Zeit
Dann kommen die Besuche, und das ist das 
Schwierigste. Wochenlang bin ich kreuz und quer 
durch Deutschland gefahren. Manchmal saß ich 
einen halben Tag im Auto und habe gewartet, weil 
ein Herr, den ich besuchen wollte, nicht anzutreffen 
war. Manchmal wurde ich auch regelrecht hinaus-
komplimentiert. Die ersten Minuten oder vielleicht 
sogar Sekunden entscheiden, welchen Verlauf eine 
Begegnung nimmt. 

Bei einem ehemaligen Wehrmachtsoffizier, 
einem Hauptmann, der vermutlich einer der 
Hauptverantwortlichen für das Massaker in dem 
Bergstädtchen Civitella in Val di Chiana bei Arezzo 
war, bei dem im Juni 1944 rund 200 Bewohner 
getötet wurden, stand ich zu spät vor der Tür: Der 
Mann war drei Wochen zuvor gestorben. 

Ein zweiter Offizier aber lebte noch. Als ich den 
damals 90-jährigen ehemaligen Major der Wehr
macht nach vielen Stunden des Wartens endlich zu 
Hause antraf, schaute er mich zunächst misstrau-

isch an. Mit den Worten: »Ich werde bestimmt in 
ein Fettnäpfchen treten« ließ er mich dann jedoch 
hinein. Nun saß ich in seinem Wohnzimmer, an 
den Wänden hingen hässliche Ölschinken, aus 
denen Wehrmachtsoffiziere mit Eisernen Kreuzen 
schauten – mein Gastgeber hatte sie selbst gemalt. 
Dunkel erinnerte er sich an die Vorgänge, ja, ja, es 
habe da einen Befehl gegeben, aber der sei ja von 
dem anderen Offizier (dem Hauptmann, der schon 
tot war) völlig missdeutet worden. 

Mehr als ein Jahr nach meinem Besuch eröffne-
te die Staatsanwaltschaft ein Verfahren gegen den 
Major, es kam noch zu einem Verhör, vor dem sein 
Anwalt ihm wohl geraten hatte, die Ölschinken 
lieber in den Keller zu stellen, denn die Ermittler 
sahen davon nichts. Nicht allzu lange nach seiner 
Vernehmung starb der Major. 

Recherchen über Kriegsverbrechen wie auch 
über andere Vorgänge aus der NS-Zeit sind mittler-
weile ein Wettlauf mit der Zeit geworden. Wer in 
den 40er Jahren Hauptmann oder gar Major war, ist 
heute zwischen 85 und 95 Jahre alt, falls er noch 
lebt. Einfache Soldaten von einst sind auch schon 
mindestens Mitte bis Ende 70. Überdies scheint es 
eine Art Murphy-Gesetz zu sein, dass diejenigen, 
die schon zu damaligen Zeiten den Taten kritisch 

Seit etwa zehn Jahren findet eine intensive wissenschaftliche 
Publikationstätigkeit über die Verbrechen der Wehrmacht in 
Italien statt. Was bislang fehlte – und das zeichnet die Recherchen 

von Christiane Kohl aus – war die aktive Erschließung neuer Quellen. 
Christiane Kohl hat wertvolles Material ausfindig gemacht, das über 
die Archive bislang nicht zu-gänglich war. Sie hat Augenzeugen und 
Tatbeteiligte gefunden und befragt. Sie hat Quellen aus Privatbesitz aus-
gehändigt bekommen, die das Handeln von Wehrmachtssoldaten doku-
mentieren – etwa die Tagebücher eines österreichischen Gebirgsjägers, 
aus denen hervorgeht, wie die Wehrmacht auf der griechischen Insel 
Kephallonia gewütet hat. 

Die aktive Erschließung von Quellen über persönliche Gespräche 
und Interviews ist eine journalistische Herangehensweise, die von 
Historikern selten genutzt wird (vor allem wenn die befragten 
Zeitzeugen gelegentlich befürchten müssen, vor einer Kammer des 
Schwurgerichts zu landen). Darin sehe ich die neue Qualität von 
Christiane Kohls Recherchen. 

Und es gibt noch einen zweiten Aspekt, der ihre Arbeit verdienst-
voll macht: Der Perspektivwechsel von den Verbrechen selbst auf die 

Strafverfolgung in der Nachkriegszeit. Christiane Kohls Re-cherchen 
sind wahrscheinlich ausgegangen von der Frage: »Warum weiß man so 
wenig über das Wüten der Wehrmacht in Italien?« Dieses Nichtwissen 
hängt einerseits damit zusammen, dass die neue Fachliteratur nicht 
sehr breit rezipiert wurde. Der Hauptgrund aber ist, dass es in 
Deutschland keinen Prozeß gegeben hat, der mit der Verurteilung eines 
Angeklagten wegen Kriegsverbrechen in Italien endete. Das führte mei-
nes Erachtens dazu, dass sich die Vorstellung, die Wehrmacht habe in 
Italien und überhaupt in Westeuropa einen normalen, »sauberen«Krieg 
geführt, so lange halten konnte. Selbst in der Ausstellung »Verbrechen 
der Wehrmacht« fehlte dieser Aspekt: Italien und Frankreich wur-
den gar nicht thematisiert. So konnte sich der Eindruck verfestigen, 
Verbrechen seien lediglich im Osten begangen worden. 

In ihren Artikeln und Büchern schreibt Christiane Kohl gegen 
dieses Mißverständnis an. Ihre Recherchen wurden in Italien übrigens 
sehr rasch und umfangreich rezipiert. Viele ihrer Artikel erschienen fast 
zeitgleich in der italienischen Presse.	

  Dr. Lutz Klinkhammer ist Historiker 

am Deutschen Historischen Institut in Rom.

DIe MÄR vOM »SAUBeReN KRIeG« IM WeSTeN
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Christiane Kohl 
ist Italien-Korres

pondentin der 
Süddeutschen 

Zeitung.

Je näher die Schuld, um so schlech-
ter das Gedächtnis – auf diese For
mel kann man die Erfahrungen mit 
meinen Gesprächspartnern bringen.
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D
ie Puwak-Affäre begann mit einem 
Routine-Check während des Sommer
lochs. Das ganze Land war in den Ferien 
und den Zeitungen gingen langsam die 

Themen aus. Kurz zuvor waren in Rumänien 
erstmals eine Reihe von Anti-Korruptions-Gesetzen 
verabschiedet worden, welche die Amtsträger dazu 
verpflichteten, ihr Vermögen und ihre wirtschaft
lichen Interessen offen zu legen. 

Ich besuchte die Online-Version des 
Handelsregisters und begann zu überprüfen, ob 
die Minister ihre Firmenbeteiligungen ehrlich 
angegeben hatten. Als ich bei der Ministerin für 
Europäische Integration, Hildegard Puwak, anlang-

te, stellte ich fest, dass sie als Managerin einer 
Firma erschien, deren Eigentümer ihr Mann war. 

Diese Entdeckung weckte meinen Argwohn 
– nicht nur, weil sie diesen Umstand verschwiegen 
hatte, sondern auch, weil sie ihren Managerposten 
hätte räumen müssen, als sie drei Jahre zuvor 
Ministerin wurde. Das rumänische Gesetz erlaubt 
es Amtsträgern zwar, Aktien zu besitzen, verbietet 
es ihnen aber, Manager-Funktionen innezuhaben. 

Ich führte die Nachforschungen weiter und 
suchte nach allen Firmen, an denen Mitglieder 
der Familie Puwak beteiligt waren. Ich fand vier 
Unternehmen: Zwei davon gehörten Iosif Puwak, 
dem Mann der Ministerin, die anderen beiden 

Ende einer Ministerin
Ein rumänischer Reporter deckte ein Netzwerk auf, das sich  
EU-Gelder ergaunerte – und wurde dafür von der Columbia 
University ausgezeichnet. Hier sein Recherchebericht.

VON LIVIU AVRAM

F
oto: S
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licaru

Hildegard Puwak leitete drei Jahre lang das Ressort für Europäische Integration in Rumäniens Regierung..
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ihrem Sohn, Mihai Puwak. Eine einfache Google-
Suche im Internet ergab, dass alle vier Firmen 
EU-Fördergelder aus dem europäischen Berufs
bildungsprogramm »Leonardo da Vinci« in Höhe 
von insgesamt 150.000 Euro bekommen hatten. 

Kein Interessengegensatz?
Zu diesem Zeitpunkt forderte mich einer meiner 
Chefs auf unabweisbare Art dazu auf, ihm eine 
Story zu liefern. Egal was. Themenkrise. Obwohl 
ich die Nachforschungen keineswegs als been-
det betrachtete – ich wusste nicht, ob es bei der 
Vergabe der Fördergelder mit rechten Dingen 
zugegangen war – erschien am 29. Juli 2003 ein 
erster Artikel zu diesem Thema in der Bukarester 
Tageszeitung Adevarul. Ich beschränkte mich 
darauf, über die illegale Beteiligung von Hildegard 
Puwak im Management der Firma ihres Mannes 
zu berichten und am Ende kommentarlos darauf 
hinzuweisen, dass alle Firmen der Familie Puwak 
EU-Fördergelder erhalten hatten. 

Am nächsten Tag schickte Hildegard Puwak ein 
Fax an die Redaktion, in dem sie behauptete, alle 
vier EU-Finanzierungen seien durchgeführt worden, 
bevor sie im Dezember 2000 Ministerin wurde. 
Von einem Interessengegensatz könne also keine 
Rede sein. 

Ich versuchte herauszufinden, ob das stimmte. 
Ich suchte mir einen Experten der rumänischen 
»Leonardo da Vinci«-Nationalagentur und bat ihn, 
mir zu erklären, wie die Fristen und Zeitfenster des 
Programms aussehen und was die Kodes bedeuten, 
die den bewilligten Projekten zugeordnet werden. 
Auf diese Weise erfuhr ich, dass jedes Jahr im 
Januar die Anträge für Finanzierungen eingehen, 
dass im Juni über die Bewilligungen entschieden 
wird und im September die Verträge unterzeich-
net werden. Jedes geförderte Projekt erhält einen 
Kode, bestehend aus einer Reihe von Buchstaben 
und Ziffern. 

Ich zeigte dem Experten die entsprechenden 
Kodes für die vier Projekte der Familie Puwak – ohne 
ihm allerdings zu offenbaren, um welche Firmen es 
sich handelte und wer dahinter steckte. Ich fragte 
ihn, welchem Jahr die vier Projekte zuzuordnen 
sind. Er sagte mir, dass die zwei Projekte, die im 
Kode die Zifferngruppe 85 enthielten, aus dem Jahr 
2000 stammten und die anderen beiden mit der 
Zifferngruppe 87 aus dem Jahr 2001. Aus dem sich 

alljährlich wiederholenden Ablauf des Programms 
konnte ich schlussfolgern, dass die Anträge für zwei 
der Puwak-Projekte im Januar 2001 eingereicht 
wurden – zu einem Zeitpunkt, als Hildegard Puwak 
bereits einen Monat als Ministerin amtierte. Da 
Frau Puwak schriftlich erklärt hatte, alle vier Pro
jekte stammten aus 
der Zeit vor ihrer 
Mi nistertätigkeit, 
wurde ihre Lüge 
offensichtlich. Nach
dem ich diese Infor
mationen hatte, ver
suchte ich, von ihr 
einen Kommentar 
zu bekommen. Sie 
ließ mir durch ihren Sprecher mitteilen, dass sie 
sich zu diesem Thema nicht mehr äußern werde. 

Daraufhin veröffentlichte ich am 1. August einen 
zweiten Artikel, in dem ich die Tatsache  hervor-
hob, dass die Ministerin über den Zeitpunkt der 
Antragstellungen falsch informiert hatte. 

Auffällige Querverbindungen
Das »Leonardo da Vinci«-Programm hat den 
Zweck, die internationale Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Berufsbildung zu fördern. Die antrags-
berechtigten rumänischen Institutionen – Schulen, 
Universiäten oder Firmen – müssen Partner aus 
einem Land der Europäischen Union angeben, die 
bereit sind, Kursteilnehmer zu beherbergen und die 
Weiterbildungsmaßnahmen zu übernehmen. 

Auf der Web-Seite der »Leonardo da Vinci«-
Nationalagentur fand ich die Partner, welche die 
Mitglieder der Familie Puwak angegeben hatten. Die 
Weigerung Hildegard Puwaks, die Angelegenheit zu 
klären, ließ mich ahnen, dass sie noch mehr Dinge 
verheimlichte. Deshalb beschloss ich, sowohl die 
Nutznießer des »Leonardo da Vinci«-Programms 
in Rumänien als auch deren ausländische Partner 
genauer in Augenschein zu nehmen. 

Nach wenigen Tagen der ausschließlich im 
Internet durchgeführten Recherchen ließen sich 
einige Querverbindungen herstellen. Mir fiel der 
Name Mugurel Istode auf. Ich fand ihn als Partner 
in einer der Firmen von Mihai Puwak, dem Sohn der 
Ministerin; und er tauchte als Nutznießer von nicht 
weniger als fünf »Leonardo da Vinci«-Projekten auf. 
Außerdem fiel auf, dass die ausländischen – genau-

Unter der Nummer der deutschen 
Firma meldete sich eine Privatper
son. Die Frau sagte, von einer Mil-
lennium GmbH habe sie nie gehört.
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er gesagt: deutschen – Partner der Familie Puwak 
identisch waren mit jenen, die von Istode angege-
ben worden waren. 

Mit Hilfe von Lexis-Nexis konsultierte ich das 
Handelsregister Deutschlands. Zunächst suchte ich 
nach der Millennium GmbH in Wiesloch, einer 
Firma, die sowohl von Mihai Puwak als auch ein 
Jahr später von seinem Vater als Partner für ein 
»Leonardo da Vinci«-Projekt angegeben worden 
war. In ganz Deutschland gab es 169 Firmen, in 
deren Namen das Wort »Millennium« vorkam, 
allerdings keine einzige in Wiesloch. 

Als ich die im Projektantrag angegebene 
Wieslocher Telefonnummer wählte, antwortete 
mir eine Privatperson. Die Frau sagte, sie habe von 
einer Millennium GmbH noch nie etwas gehört. 
Sie habe diese Nummer seit den 80er Jahren. Eine 
Firma sei dort nie zu erreichen gewesen. 

Vor dem Bankrott
Der angebliche Firmenchef, der sich zur Zeit meiner 
Recherche gerade in Rumänien aufhielt, beharrte 
dennoch darauf, dass die Millennium GmbH exis-
tiere. Eine andere Partnerfirma der Puwaks, die 
IMES GmbH in Walldorf, war laut Deutschem 
Handelsregister seit November 2000 insolvent – 
stand also zu dem Zeitpunkt, als sie ins »Leonardo 
da Vinci«-Programm einbezogen wurde, bereits vor 
dem Bankrott. Beide Firmen wurden von deutschen 
Bürgern rumänischer Herkunft geleitet, beide waren 
Geschäftspartner von Mugurel Istode. Merkwürdig 
erschien mir auch die Tatsache, dass es bei den 

geförderten Projekten aus dem Puwak-Umfeld 
um die unterschiedlichsten Berufsfelder ging: um 
Bauwesen, Software oder die Restaurierung von 
Denkmälern. Da es mir schwer fiel zu glauben, 
dass dieselben Menschen in so vielen Bereichen 
Experten sind, formte sich die Hypothese, dass wir 
es mit einem Netzwerk zu tun hatten, das sich 
darauf spezialisiert hatte, europäische Fördergelder 
freizusetzen. Ein Gespräch mit Istode bestätigte 
meinen Verdacht: Er sei es gewesen, so Istode, der 
als Freund von Mihai die Familie Puwak in diese Art 
von Programmen hineingezogen habe. 

Es folgte ein dritter Artikel am 28. August, in 
welchem ich all diese verdächtigen Dinge aufzählte. 
Und wieder verweigerte mir Hildegard Puwak ein 
Gespräch. 

Mugurel Istode versicherte mir, dass die 
Förderungen auf legale Weise bewilligt worden 
seien. Auch dieser Erklärung traute ich nicht, wes-
halb ich mir als nächstes Ziel die Klärung der Frage 
setzte: Wie wurde über die Bewilligung dieser  
Finanzmittel entschieden? 

Ich studierte den rechtlichen Rahmen: Die 
Projekte werden beim Sekretariat der »Leonardo 
da Vinci«-Nationalagentur abgegeben und zunächst 
von einer Expertengruppe bewertet. Die end-
gültige Entscheidung über die Bewilligung von 
Fördergeldern wird von einem Komitee erteilt, 
das aus 34 Personen besteht – darunter Vertreter 
von Universitäten, Verbänden, Gewerkschaften 
und der Regierung. Präsident des Komitees ist der 
Erziehungsminister; einen der Vizepräsidenten stellt 
das Ministerium für Europäische Integration, das zu 
diesem Zeitpunkt von Hildegard Puwak geleitet 
wurde. 

Ich erhielt die Liste aller Mitglieder des Komitees 
und überlegte, welcher von ihnen wohl bereit 
sein könnte, mir über den tatsächlichen Ablauf 
dieser Sitzungen zu berichten. Ich suchte einen 
Gewerkschafter heraus und hatte Glück: Ich erfuhr 
von ihm, dass von den 34 Mitgliedern nur vier oder 
fünf wussten, worum es bei den vorgeschlagenen 
Projekten im Einzelnen ging; der Rest des Komitees 
war Stimmvieh.

Der Gewerkschafter berichtete, die Bewertung 
der Experten werde nicht immer respektiert. Das 
Komitee könne auch die Finanzierung schwach 
bewerteter Projekte bewilligen – ohne sich dabei 
an überprüfbare Kriterien zu halten. Da der Name 

»BeST TRADITION Of MUCkRAkING«

Für seine Recherche über die rumänische Ministerin für Europäische 
Integration erhielt Liviu Avram 2004 den von der Columbia University 
ausgelobten »Kurt Schork Award in International Journalism«.

Aus der Begründung der Jury: 
»Liviu Avram is a newspaperman whose work represents the best tradition 

of muckraking. Last year, he received an honorable mention for investigating 
local corruption. This year, he wins the Kurt Schork Award in International 
Journalism for digging out the sordid tale of nepotism by Romania’s European 
Integration Minister who used her influence to divert EU to contracts to busines-
ses run by her son, husband and relatives in Germany. Avram’s relntless digging 
led to the Minister’s resignation.«
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Puwak in Rumänien extrem selten ist, dürfte er im 
Komitee wie ein Passierschein funktioniert haben.

Dass der Gewerkschafter anonym bleiben 
wollte, brachte mich in Verlegenheit. Ich fürch-
tete, der Artikel könne durch das Fehlen eines 
Quellennachweises an Glaubwürdigkeit verlieren. 
Da wandte ich einen Trick an: Ich bat ihn, mir zu 
sagen, wo die Sitzungen des Komitees stattfan-
den. Seine Antwort – »die Sitzungen finden im 
Protokoll-Saal des Erziehungsministeriums statt« 

– erwähnte ich in meinem Artikel, obwohl es ein 
unbedeutendes Detail zu sein schien. Ich tat es, 
um zu zeigen, dass ich mit jemandem gesprochen 
hatte, der tatsächlich dort war. 

Noch ein Verwandter
Nach diesem vierten, am 1. September erschiene-
nen Artikel, in welchem ich darauf hinwies, wie 
nachlässig die Projekte bewilligt wurden, erhielt 
ich einen Tipp. Eine anonyme Person rief mich an 
und sagte mir, dass einer der deutschen Partner des 

Netzwerkes, Adalbert Stalek, ein Verwandter der 
Familie Puwak sei; Mihai Puwak nenne die Frau 
von Adalbert Stalek »Tante«. Ich weiß auch heute 
noch nicht, wer der Informant war. 

Ich rief die Familie Stalek an, sprach mit der 
Frau. Sie bestätigte mir, dass sie mit der Familie 
Puwak verwandt sei. Das genaue Verwandtschafts
verhältnis allerdings wollte sie mir am Telefon 
nicht verraten: »Kommen sie nach Deutschland, 
dann reden wir darüber.«

Ich habe über das Thema veröffentlicht, was 
ich angemessen dokumentieren konnte. Am  4. 
September erschien der letzte Artikel aus dieser 
Serie. Zwei Monate später wurde in Rumänien 
ein Referendum abgehalten, das durch eine 
Verfassungsänderung den Weg in die Europäische  
Union frei machen sollte. Die Wahlbeteiligung 
betrug nur knapp über 55 Prozent. Zwei Tage 
später traten drei Minister wegen des Vorwurfs 
der Korruption zurück – unter ihnen Hildegard 
Puwak.	 n

Liviu Avram ist 
stellvertretender 
Chefredakteur 
der Tageszeitung 
Cotidianul und 
lehrt am Zentrum 
für Unabhängigen 
Journalismus in 
Bukarest. 
Übersetzung:
Paraschiva Bloju

ANZEIGE
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Meine Recherche begann im Herbst 2003, 
nachdem in der epd medien-Redaktion 
vermehrt Klagen über eine extensi-

ve Kooperationspraxis der öffentlich-rechtlichen 
Fernsehanstalt mit Wirtschaftspartnern, den so 
genannten Dritten, eingegangen waren. Diese 
Erstinformanten näher zu beschreiben, würde 
den Quellenschutz beschädigen – obwohl es 
hier viele interessante Geschichten rund um den 
ersten Redefluss, der Lust am Auspacken, später 
einkehrender Vorsicht und neuer Zurückhaltung 
zu erzählen gäbe. In den ersten Gesprächen 
hieß es, Distanz zu wahren. Natürlich verfolgen 
Informanten, wenn sie sich an die Presse wen-
den, auch eigene Interessen.

Allmählich  rundete sich das Bild von der 
ZDF-Kooperationspraxis zu einem Thema von 
erheblicher Relevanz ab. Dann tauchten die ers-
ten belastenden Dokumente auf: Eine achtseitige 
interne Konzeptskizze beschrieb, wie das ZDF 
seine Wirtschaftspartner und deren Produkte in 

Bild und Drehbuch der 2003 in Berlin gedreh-
ten und ab 6. Januar 2004 ausgestrahlten Serie 
Sabine! in Szene setzen wollte.

Recherchegespräche im Sender 
Der Spiegel  habe diese Unterlagen schon länger. 
Das sei mehr ein Wunschzettel als Programm
realität. Und überhaupt: der Kollege aus Hamburg 
habe noch viel eingehender gefragt als ich, 
sagte man mir bei einem Recherchegespräch im 
Sender selbst. Und weiter: »Alles unbedenklich, 
abgesegnet auch vom Fernsehrat – was wollen 
Sie noch?« 

Obwohl die uns vorliegenden Dokumente 
schon zu beweisen schienen, wie das ZDF seine 
Wirtschaftspartner ins Drehbuch integrieren woll-
te und die Gefahr bestand, dass der Spiegel mit 
der Geschichte vor uns herauskommt, entschie-
den wir uns, abzuwarten und das ausgestrahlte 
Programm zu beobachten. Wurde visuell und 

Das ZDF setzte in einer Serie Produkte seiner Werbepartner 
geschickt in Szene. Volker Lilienthal deckte die Kooperationspraxis 
auf und erhielt dafür vom Netzwerk den Leuchtturm 2004. 

VON VOLKER LILIENTHAL

Schleichwerbung    in Vollendung    

Das Netzwerk Recherche 
verleiht in jedem Jahr 
den »Leuchtturm für 

besondere publizistische Leistun
gen«. Lesen Sie nebenstehend 
das Rechercheprotokoll von 
Volker Lilienthal, Ressortleiter 
vom Fachdienst epd medien, 
der den Preis im November 
2004 für seine Recherchen über 
ZDF-Kooperationen mit Dritten 
überreicht bekam.
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verbal tatsächlich umgesetzt, was in der internen 
Konzeptskizze vereinbart war?

Es wurde – wie stark, das kann hier aus Platz
gründen nur kurz zusammengefasst werden: Für 
den Kunden Volkswagen AG wurde das Beetle-
Cabriolet telegen in Szene gesetzt. Die Deutsche 
Post wurde bedient, indem die Schulsekretärin 
Lisa die Vorteile des persönlichen Briefeschreibens 
gegenüber den unpersönlichen E-Mails rühmte. 
Für die CMA, Marketingagentur der deutschen 
Agrarwirtschaft, nahm man Sprüche wie diesen 
ins Drehbuch auf: Lehrerin Sabine fragt: »Es gibt 
hier eine Milchbar?«, ihr neuer Schuldirektor ant-
wortet: »Ja, Milch macht klug, und ein Großteil 
unserer Schüler kann Hilfe dieser Art sehr gut 
gebrauchen.« Das Wirtschaftsministerium Rhein
land-Pfalz überwies sogar Staatsgelder an die 
gebührenfinanzierte öffentlich-rechtliche Fern
sehanstalt, damit in der Vorabendserie beständig 
Wein, und zwar erkennbar solcher aus Rheinland-
Pfalz, getrunken wurde. Bei einem Umtrunk im 
Lehrerkollegium fragt eine Lehrerin: »Seit wann 
können wir uns denn Champagner leisten?« 

– Sabine wusste: »Das ist kein Champagner, das 
ist Winzersekt!«

Alles programmintegrierte Werbung, für die 
das ZDF über einen vertraglichen Umweg in 
Einzelfällen zwischen 100.000 und 120.000 
Euro kassierte. 

Zeitgleich zur mehrwöchigen Programm
beobachtung recherchierte ich einige andere 
Kooperationsfälle aus der Vergangenheit, wo 
Mitwisser bereit waren auszupacken, wo unter 
anderem  auch enttäuschte Kunden ihrem Ärger 
Luft machen wollten.  Dies betraf zum Beispiel 
die in Husum spielende Klinikserie Herzschlag 
und die Serie Samt und Seide rund um ein 
Augsburger Modehaus. So war die Geschichte 
dann irgendwann rund. Sie erschien am 13. 
März 2004 in Form eines 13-seitigen Dossiers 
im Frankfurter Fachdienst epd medien, ergänzt 
um eine im Internet angebotene Bildstrecke 
und begleitet von einer schon am Vortag gestar-
teten Agenturberichterstattung, sowie einer 
mehrmonatigen Folgeberichterstattung über 
die medienpolitischen Konsequenzen der epd-
Initiativberichterstattung.

Aufwändiges Rechercheprojekt
Nebenbei bemerkt: Der Spiegel hatte zwischen-
zeitlich nichts als eine eher freundliche Notiz zum 
Serienstart gebracht. Abwarten und fernsehen 
hatte sich also als die richtige Wahl herausgestellt. 
Allerdings: Professionelle Programmbeobachtung, 
also eine vielstündige Sichtung oft mehrerer 
Serien gleichzeitig, muss systematisch sein und 
setzt ein Mindestmaß an technischer Ausrüstung 
voraus. Ein paar Notizen auf dem Block – das 

Schleichwerbung    in Vollendung    

Produkte geschickt in Szene 
gesetzt: Screenshots aus der 
Serie »Sabine«    
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genügt heute nicht mehr. Die Video-Mitschnitte, 
die wir anfertigten, bearbeiteten wir am PC samt 
TV-Karte gleich nach Ausstrahlung derart nach, 
dass festgestellte Placements in Screenshots pro-
tokolliert oder auch einzelne Videosequenzen 
mit so genannten Verbal Placements, also 
Dialogen, in denen sich Werbebotschaften ver-
stecken, archiviert wurden. Die so gewonnenen 
Bilddateien wurden dann in Fallgruppen (wie 
zum Beispiel Serie/Kunde, optisch/verbal, stark/
schwächer) eingeordnet – nicht zuletzt für späte-
re Belegpflichten, etwa vor Gericht.

Alles, was die Recherche erbrachte, auch das 
kleinste Zettelchen, bewahrten wir auf. Das 
Material füllt drei dicke Leitz-Ordner, das elek
tronisch selektierte Bildmaterial umfasst über sie-
ben Gigabytes an Daten.

Ein derart  aufwändiges, kritisches und mög-
licherweise auch streitbefangenes Recherchepro
jekt ist undenkbar ohne die Rückendeckung der 
Ressortkollegen, der Chefredaktion und des eige-
nen Verlages, der über reine Rendite hinaus einen  
publizistischen Auftrag ernsthaft verfolgt. Beim 
Evangelischen Pressedienst (epd), der unter dem 
Dach des Gemeinschaftswerks der Evangelischen 
Publizistik (GEP), einer gemeinnützigen GmbH, 
erscheint, war das gewährleistet.

Die Konsequenzen
Nachdem der epd am 12. März 2004 eine 
erste Tickermeldung über das am nächsten 
Tag erscheinende ZDF-Dossier abgesetzt hatte, 
gab die Landesregierung Rheinland-Pfalz 
noch in den Mittagsstunden desselben Tages 
eine offizielle Presseerklärung ab. Darin for-

derte Ministerpräsident Kurt Beck als Verwal
tungsratsvorsitzender des ZDF die Intendanz 
des Senders auf, zu den Vorwürfen Stellung zu 
nehmen: »Beck bezieht sich auf einen Beitrag 
des Evangelischen Pressedienstes (epd). Der ZDF-
Verwaltungsrat hat sich wiederholt kritisch mit 
dem Thema ,product placement’ befasst.«

Die Diskussion um die Grenzen der Koope
rationen mit Dritten hatte ZDF-intern schon vor-
her begonnen, auch die Aufsichtsgremien waren 
bereits mit dem Thema befasst. Aber erst das 
epd-Dossier zeigte, »worum es wirklich geht«. 
Eine Politik der Verharmlosung war danach nicht 
mehr möglich. Der Fernsehrat zeigte sich alar-
miert, sein Vorsitzender Ruprecht Polenz veran-
lasste, dass der epd-Report allen 77 Mitgliedern 
des Aufsichtsgremiums als Sitzungsvorlage zuge-
stellt wurde. Bei einer Fernsehratssitzung am 
18. und 19. März in Potsdam mussten sich die 
Verantwortlichen hinter verschlossenen Türen 
rechtfertigen – und gelobten Besserung. Das 
Thema stand bei der nächsten Sitzung am 8. und 
9. Juli in Berlin nochmals auf der Tagesordnung. 
Zuvor hatte Intendant Markus Schächter selbst 
einen Zehn-Punkte-Katalog vorgelegt, wie er der 
»schleichenden Selbstkommerzialisierung« künf-
tig zu begegnen gedenke.

Kritische Medienberichterstattung hatte also, 
verstärkt durch Gremienkontrolle und politischen 
Protest, einen Legitimationsdruck aufgebaut, 
unter dem sich das ZDF, Intendant Schächter 
und sein Programmdirektor Thomas Bellut zur 
Behebung der eingetretenen Fehlentwicklung 
entschlossen. Wie nachhaltig das sein wird, bleibt 
abzuwarten.	 n

Volker Lilienthal ist 
stellvertretender 

Ressortleiter von epd 
medien.
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Kurz vor Weihnachten wurde Bundesinnenminister 
Schily noch einmal ungemütlich. Eine Woche vor der 
geplanten ersten Lesung des Informationsfreiheitsge

setzes am 13. Dezember 2004 im Bundestag drängte er über 
das Bundeskanzleramt die Fraktionen von SPD und Grünen, 
den Entwurf wieder von der Tagesordnung zu nehmen. Dies 
hätte das Aus für das Gesetz auf lange Zeit bedeutet, doch die 
Parlamentarier knickten nicht ein. In zähen Verhandlungen 
hatten sie sich zuvor mit der Ministerialbürokratie auf eine 
Gesetzesfassung geeinigt. Der erneute Vorstoß der Regierung 
wurde verärgert zurückgewiesen, der Entwurf im Bundestag 
behandelt.

Damit hat sich die langjährige Lobby-Arbeit für dieses Trans
parenzgesetz insgesamt ausgezahlt. Journalisten werden den 
Anspruch erhalten, Originalakten einzusehen, während sie bis
lang von Behörden mit der Auskunft der Pressestelle abgespeist 
werden konnten. Die Befürworter des Gesetzes konnten auch 
durchsetzen, dass gegen Schilys Widerstand im Entwurf für die 
Bearbeitung der Anträge eine Frist von im Regelfall vier Wo
chen verankert wurde. Die Ausklammerung ganzer Ressorts, 
wie vom Verteidigungsministerium angestrebt, konnte ebenso 
abgewendet werden. Und: Das Finanzministerium scheiterte 
mit seiner Forderung, kostendeckende Gebühren einzuführen.

Der Einfluss der Ministerialbürokratie wird aber an dem 
umfangreichen Katalog der Ausnahmeregelungen sichtbar. 
Das Wirtschaftsministerium setzte sich beispielsweise unter 
dem Druck des BDI mit seiner Forderung durch, dass es bei 
»Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen« seitens der Behörden 
keine qualifizierte Abwägung geben soll, ob das öffentli-
che Interesse höher wiegt als das Geheimhaltungsinteresse. 
Firmen könnten daher auf Bundesebene die Herausgabe von 
Informationen leicht blockieren. Ein Beispiel: Die Offenlegung 
der Mautverträge könnte scheitern, wenn sich das 
Betreiberkonsortium auf das Betriebs- und Geschäftsgeheimnis 
berufen würde.

Viele Ausnahmeregelungen im Entwurf sind »Gummi-
Paragrafen«, die viel zu breit angelegt sind. So können 
Informationen unter Verschluss gehalten werden, »wenn 
das Bekanntwerden der Information geeignet wäre, fiskali-
sche Interessen des Bundes zu beeinträchtigen«. Fast jede 
Information könnte so ausgelegt werden.

Das Informationsfreiheitsgesetz steht daher auch im kom-
menden Jahr auf der Agenda des Netzwerks. Die parlamentari-
schen Beratungen und die Einführung des Gesetzes sollen und 
müssen kritisch begleitet werden.

Ein weiterer Schwerpunkt wird die Recherche-Ausbildung 
sein. Ein Blick auf die bundesweit ausgeschriebenen Seminare 
zeigt: Auch im vergangenen Jahr nahm die Recherche-
Ausbildung nur eine Randposition ein. Das Netzwerk wird 
daher ein Konzeptionspapier zu verschiedenen Typen der 
Recherche-Ausbildung vorstellen. Nach dem erfolgreichen 
»Trainingshandbuch Recherche« soll auch ein weiteres 
NR-Konzept mit Trainingsanleitungen und Fallbeispielen 
herausgegeben werden. Das Netzwerk vergibt zudem wieder 
Stipendien an junge Journalisten, die ein konkretes Recherche-
Projekt realisieren möchten.

Neuer Journalistenkodex
Die im vergangenen Jahr wiederbelebte Ethik-Debatte soll 
auch 2005 fortgeführt werden. Im April hatte das Netzwerk 
ein umfangreiches Positionspapier vorgelegt. Die Forderungen: 
Es muss ein Journalismuskodex für alle Medien – statt eines 
Pressekodex – geschaffen werden. Inhaltlich sollten insbe-
sondere drei Punkte überarbeitet werden: Die Bedeutung 
der journalistischen Recherche und der Auskunftspflicht der 
Behörden muss verbessert werden, die strikte Trennung von 
PR und Werbung gegenüber der journalistischen Arbeit muss 
normiert und der Informantenschutz verbindlich gesichert 
werden. Dazu fordert das Netzwerk Recherche eine grund-
legende Reform des Deutschen Presserates. Der Rat braucht 
mehr Transparenz und Öffentlichkeit, muss pluralistischer 
zusammengesetzt werden und soll seine Kontroll-Aufgaben 
intensiver wahrnehmen. Im Herbst wird es eine Neuauflage 
der NR-Ethik-Tagung vom Februar 2004 geben, die der Ethik-
Diskussion weitere Impulse geben soll (vergleiche dazu auch 
Message 2/2004).

Das Thema Ethik in den Medien wird auch ein Schwerpunkt 
der Jahrestagung des Netzwerks sein, die am ersten Juni-
Wochenende in Hamburg stattfindet. Als weitere Themen 
sind bislang angedacht »Wirtschaftsjournalismus – Service 
frisst die Analyse«, »Alt gegen Jung: Generationenkonflikte im 
Journalismus«, »Sportjournalismus – auf dem Weg zur puren 
Unterhaltung« und das Thema Recherche und Recht.

Die Agenda 2005 zeigt: Das Netzwerk hat sich wieder viel 
vorgenommen. Da sie ehrenamtlich abgearbeitet wird, ist jede 
Unterstützung willkommen.

Ingmar Cario ist Vorstandsmitglied 
des Netzwerk Recherche.
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RAUTERS KOLUMNE

Da Sprache die 

Strecke darstellt 

zwischen Schimpanse 

und Mensch, und da 

wir Gründe haben, 

diese Entfernung für 

einen Erlebnisvorteil 

zu halten, empfiehlt es 

sich, Empfindlichkeit 

gegenüber Wörtern 

zu steigern. 

Cookies 
E

in Würzburger Arbeiter sagte: »Haddobb«. Das war 
Ende der Fünfziger Jahre im vergangenen Jahrhundert. 
Er meinte sein Auto. Die Fabrikanten hatten eine zwei-
te Lackfarbe eingeführt für das Oberteil. Wenn man 

das Auto von weitem sah, sah es aus wie ein Coupé, war aber 
keines. Sie nannten die Coupé-Fata-Morgana »Hardtop«. Wenn 
der Würzburger »Haddobb« sagte, verstand man, er wusste, 
der Wagen sollte aussehen wie ein Coupé, ohne eines zu sein. 
Das rührt von der Erfindungskraft der Händler, Gewinn macht 
erfinderisch. Der Wagenbesitzer sagte mit zwei Silben, wozu 
er sonst einen Satz gebraucht hätte. Der Anglizismus bringt 
in diesem Fall Wirtschaftlichkeit in die deutsche Sprache, das 
Fremdwort erhöht die Verständlichkeitswucht.

In letzter Zeit wird viel geklagt über die Überflutung der deut-
schen Sprache durch Wörter aus dem Angloamerikanischen. 
Das hat Gründe. In einer WDR-Fernsehsendung über Haar
gesundheit am 8. November 2004 sagte die Moderatorin »das 
daily hairproblem« und übersetzte sich dann mit »das Tageshaar-
Problem«. In einer Ausgabe der Zeitschrift Der Spiegel Anfang 
November 2004 kommt die Vokabel »Fundraising« vor, in 
einem kürzlich erschienenen Buch »Gesundheits-check-up«.

Wir kommen im Verstehen weiter, was die Flut engli-
scher Wörter in unserer Sprache mit uns tut, wenn 
wir ein wenig nachdenken über die Gründe. Man 

könnte Anglizismen verbieten, wie in Frankreich. Generelles 
Verbot des Hineinfließens von Wörtern aus anderen Sprachen 
würde zu einer Verarmung führen beim Erkennen von 
Wirklichkeit. Menschen anderer Völker erkennen andere 
Seiten der Wirklichkeit. Sie sind zu anderen Sehschärfen 
erzogen. Nach dem Zweiten Weltkrieg bewunderten wir 
die Eleganz und Schönheit italienischer Schuhe. Wir, die 
Deutschen, waren im Umgang mit Leder nicht weniger 
geschickt, uns fehlte der Vorsprung der zweitausend Jahre 
zivilisatorischer Lernkultur der Römer, die, als wir in Wäldern 
nach Wildschweinen jagten und in geflochtenen Hütten leb-
ten, zwischen Marmorwänden in Bädern lagen.

Nimmt man Wörter einer fremden Sprache in die eige-
ne, kann man Seiten der Wirklichkeit sehen, die man vor-
her nicht so deutlich wahrgenommen hat. Wie soll man das 
Wort »Programm« ersetzen, »servieren« ist nicht »bedienen«. 
»Razzia« kommt aus der Sprache der Tuareg. Vielleicht gab 

E.A. RAUTER LEBT ALS SCHRIFT

STELLER IN MÜNCHEN.
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und Plätzchen
es vor Napoleon in den deutschen Städten 
keine Bürgersteige, das bisschen deutschen 
Pferdekutschenverkehr in unseren Siedlungen 
machte das Aufteilen der Wege nicht nötig. Deshalb 
haben die Franzosen in die Stadtbewegung zwi-
schen Fuß und Rad die Vokabel »trottoir« einge-
bracht, Tretweg, Trottbahn. Die Sache bildete das 
Wort heraus, die Pariser kannten die Sache länger. 
Dann sind wir, die Deutschen, vielleicht nationalis-
tisch renitent aufgewacht und tauften den franzö-
sischen Trampelweg um zum »Bürgersteig«. Jeder 
trottete darauf, doch nicht jeder war ein Bürger.

Eine Untersuchung »check-up« zu nen-
nen, bringt keine neue Erkenntnis ins 
Bewusstsein. Das ist, als wollten wir in 

Zukunft nicht »Apfel« sagen, sondern »Pomodor«. 
Wenn die Nützlichkeit eines aus einer anderen 
Sprache eingeführten Wortes fehlt, fühlt sich der 
Wörterbetrachter gefragt, was könnte der Grund 
dafür sein. Welche Art Nutzen könnten sich die 
Einführer versprechen? Es scheint, das Interesse 
der Händler an neuen Wörtern sei kräftiger als 
das der öffentlich Schreibenden. Kaufleute führen 
Wörter ein in der Erwartung, das Exotische der 
Bezeichnung einer Ware ließe diese wertvoller 
erscheinen. Sie sagen »Cookies«, sie sagen nicht 
mehr »Plätzchen«. Vom Fremdwort erwarten sie 
Werbewert, der sie nichts kostet. Dann schreiben 
Journalisten hinter den Händlern her. Warum?

Mit einem Wort gewinnt man einer Sache 
einen Reiz ab, der nur in unserem Kopf exis-
tiert. Es macht einen Unterschied, ob ich sage 
»Limousine« oder »Wagen« oder »Karre«. Allein 
durch den Benennungsunterschied wird der 
Gegenstand aufgewertet, im Bewusstsein auf-
gewertet bei gleichem Material, Blech, Lack, 
Eisen, Form, Motor. Dieser Wirkung sind sich die 
Protagonisten des Verkaufslebens bewusst. Die 
privilegierten Leute, die mit täglich gedruckten 
Wörtern das Volk zu lehren wünschen, schrei-
ben mit einer Eile den Händlern nach, die ihre 

Aufgabe als Bewusstmacher beeinträchtigt. Sie zei-
gen sich zu häufig Wörtermoden erlegen. Statt die 
Verkalkung von Konvention aufzubrechen, festigen 
sie diese. Bedenkt man, es kostet mehr Energie, 
selbst Wörter zu finden statt nachzuschreiben, ist 
dieses Verhalten verständlich. Was verständlich ist, 
ist nicht immer das, was Menschen durch Lesen 
stärkt beim Gestalten der Gesellschaft.

Journalisten nehmen Einfluss auf das allgemei-
ne Sprechen, sie sollten wegen der Realitätsnähe, 
die Wörter beim Leser entstehen machen und 
genauer darauf achten, als viele es tun. Es 
schafft in Lesern eine tiefere Untertanenhaltung, 
wenn der Redakteur »Endlösung« schreibt statt 
»Massenfabrikation von Kadavern«, es macht einen 
Unterschied, ob er »Vogelsterben« schreibt oder 
»Vogelvergiften«. Das wäre nicht so wichtig, führ-
te das Interesse wie zum Beispiel das Verkaufen 
nicht zur Einschränkung der Erfindungskraft von 
Millionen von Gehirnen, zur gesellschaftspoliti-
schen Betäubung, zum In-den-Schlaf-Legen einiger 
Milliarden Zellen des Gehirns.

Da Sprache die Strecke darstellt zwischen 
Schimpanse und Mensch, und da wir 
Gründe haben, diese Entfernung für 

einen Erlebnisvorteil zu halten, empfiehlt es sich, 
Empfindlichkeit gegenüber Wörtern zu steigern. 
Wörter können intelligenter machen, sie können 
Dummheit fördern, nur weil sie Wörter sind. Wir 
sehen in jeder Nachrichtensendung, wie Menschen 
nach Auffassungen handeln, Auffassungen werden 
nicht nur durch Lebensumstände, sie werden 
auch durch Wörter hergestellt.

Striche man den schreibenden Bediensteten in 
den Zeitungsredaktionen alle neuen Wörter, könn-
ten einige von ihnen auf den Gedanken kommen, 
Goethe lallte. Durch die verbeamteten Verwalter 
der Kultur in den Ministerien wird ihnen dieser 
Gedanke versperrt, auch Schiller steht Goethe bei. 
Demnächst wird in Gleiwitz ein Goethe-Denkmal 
errichtet, dieses Mal ohne Schiller.
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E
s gab einmal eine Zeit in der sächsi-
schen Kleinstadt Pirna, da sprach niemand 
über die Nationaldemokratische Partei 
Deutschlands. Die hatte zwar im dazu-

gehörigen Landkreis Sächsische Schweiz schon 
mehr Mitglieder als die SPD, und ihre Saalordner 
bei Parteiversammlungen waren Skinheads, die 
ansonsten Hatz auf Langhaarige und Ausländer 
machten. Aber in der politischen Öffentlichkeit am 
Elbsandsteingebirge fand die NPD nicht statt, lag 
unter einem Mantel des Verschweigens.

In diese Atmosphäre platzte im August 
1998 eine ganze Zeitungsseite über die NPD. 
Sie erschien in der Lokalausgabe Pirna der 
Sächsischen Zeitung (SZ), und in der Mitte 
prangte ein dreispaltiges Interview mit NPD-
Lokalgröße Uwe Leichsenring, der für die 
bevorstehende Bundestagswahl kandidier-
te. Er verkündete in der Überschrift »Dieses 
politische System hat abgewirtschaftet«, gab 
sich aber ansonsten sehr gemäßigt: Er stehe 
»voll auf dem Boden des Grundgesetzes«, »mit 
Rassenhass« habe er »gar nichts zu tun«, er finde 
nur, dass Ausländer Gäste seien und sich auch 
so zu verhalten hätten. Und überhaupt seien es 
vorrangig die sozialen Probleme, die er anpa-
cken wolle. Neben dem Interview warnte ein 
scharfer Kommentar vor der »plumpen rechten 
Demagogie« des Herrn Leichsenring, dessen ver-
meintliche Lösungsvorschläge sich bei genauerer 
Betrachtung als Luftblasen herausstellten. Im 
Keller der Seite fand sich ein Interview mit dem 
Chef des sächsischen Verfassungsschutzes, der 
seine Erkenntnisse über die Partei bekannt gab, 
und eine Grafik verdeutlichte den verschwin-

dend geringen Ausländeranteil in der Sächsischen 
Schweiz: 1,4 Prozent. 

Verantwortlich für diese Seite zeichnete Peter 
Hilbert, damals Lokalredakteur in Pirna. »Ich hatte 
mir gesagt, die NPD gibt‘s, die agieren hier, das 
kann man nicht totschweigen. Die Leute müssen 
wissen, was sie da wählen.« Und er war ziemlich 
überrascht, als er Leichsenring damals traf: »Ich 
dachte, da kommt eine Glatze, die mit ausländer-
feindlichen Parolen um sich wirft. Stattdessen kam 
ein umgänglicher Mensch, der sich gut ausdrü-
cken konnte.« Es habe heftigeDiskussionen in der 
Redaktion gegeben, ob man das Interview bringen 
könne. Nach Absprache mit dem Chefredakteur 
wurde entschieden, dass man es könne – garniert 
mit den erwähnten Beilagen. »Das war ein hei-
ßes Ding«, so Hilbert, »denn natürlich ist so ein 
Interview auch ein Podium für Leichsenring. Aber 
ich wollte ihn entlarven, und so schlecht ist das 
damals nicht gelungen.«

Die Aussagen sind rübergekommen
So heiß das »Ding« auch war, es blieb ohne nen-
nenswerte Folge. Außer der, dass Leichsenring 
dem Lokalreporter überaus dankbar war. »Und 
dass, obwohl ich ihn in dem Kommentar total aus-
einander genommen habe«, wundert sich Hilbert 
noch heute, »jeder andere Politiker hätte nie wie-
der mit mir geredet.« Der NPD-Mann, der früher 
als Fahrlehrer gearbeitet hat und mittlerweile im 
sächsischen Landtag, im Kreistag der Sächsischen 
Schweiz und im Stadtrat Königstein Politik macht, 
ist voller Nachsicht: »Ich weiß, dass das kein Blatt 
ist, wo Journalisten frei arbeiten können. Wenn 
jemand einen Artikel schreibt, der uns gutheißt, 

Um im Lokalen kritisch über Rechtsextreme zu berichten,  
braucht es Redakteure mit Rückgrat. Wie wichtig die sind, zeigt 
eine Geschichte aus der braunen Hochburg Sächsische Schweiz.

VON UWE KRÜGER

Nahkampf mit

RECHTSEXTREMISMUS |  LOKALBERICHTERSTATTUNG
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der NPD
dann ist er kein Redakteur mehr. Deswegen war 
ich Hilbert schon dankbar. Das Wichtigste war, dass 
meine Aussagen rübergekommen sind.«

Der Pirnaer Peter Hilbert, der vor der 
Wende NVA-Offizier war und dann nach einem 
Journalistik-Studium in Leipzig bei der Sächsischen 
Zeitung angeheuert hatte, kümmerte sich weiter 
um das Thema, auch als er bald darauf Lokalchef 
wurde. »Obwohl es viel Zeit und Kraft kostet, 

solche schwierigen Sachen neben der täglichen 
Arbeit im Lokalen zu beackern.« Zumal, wenn 
viele Honoratioren der Gegend das Problem lieber 
unter den Teppich kehrten und die Polizei in ihren 
Berichten rechtsradikale Zwischenfälle verschwieg. 
Als am Hitlergeburtstag 1999 besoffene Skinheads in 
einem Ausländerwohnheim randalierten, erwähnte 
das die Polizei nicht – die Zeitung schon. Als auf 
dem Pirnaer Markt ein Konzert gegen Rechts statt-

Interview und Streitgespräch 
mit lokaler NPD-Größe:
Die Pirnaer Ausgabe der 
Sächsischen Zeitung vom  
27. August 1998 und vom 
23./24. November 2002
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Der Polizeipräsident forderte in 
einem bösen Brief die Absetzung 

des Redaktionsleiters, und der 
NPD-Kreischef zog vor Gericht

fand und 50 Kahlgeschorene minutenlang den Platz 
umstellten, bis die Polizei kam, stand das nicht im 
Polizeibericht – im Pirnaer Lokalteil schon. Unter 
dem Aufmacher: »Bei Rockkonzert sorgen Glatzen 
für Aufregung/Polizeisprecher lässt Öffentlichkeit 
im Dunkeln«.

Beschuss von vielen Seiten
Es gab auch Ärger. Der Dresdner Polizeipräsident 
verlangte in einem Brief an die Zeitung Hilberts 
Absetzung als Lokalchef, der Tourismusverein Pirna 
warf der Zeitung Nestbeschmutzung vor, und der 
NPD-Kreisvorsitzende verklagte die Zeitung, weil 
ihm Hilbert in einem Kommentar doppelzüngige 
Äußerungen vorgeworfen hatte. Das Gericht wies 
die Klage ab, weil es sich um eine Meinungsäußerung 
und keine Tatsachenbehauptung handelte. 

Bei allem, was er sagt, ist Hilbert voller Lob für 
seinen damaligen 
Vorgesetzten Klaus 
Gertoberens: »Der 
hat immer seine 
schützende Hand 
über mich gehal-
ten.« Gertoberens, 
ein Veteran der 
Süddeutschen Zei

tung, war nach der Wende als stellvertretender 
Chefredakteur zur Sächsischen Zeitung gegan-
gen und 1999, nach dem Outsourcing der ersten 
Lokalredaktionen, Regionalleiter für die Ausgaben 
Pirna, Sebnitz, Freital und Dippoldiswalde gewor-
den. Der früh ergraute 54-Jährige hat einen deut-
lichen politischen Standpunkt, ist Mitbegründer 
und Vizepräsident des »Netzwerks Sachsen gegen 
Rechtsextremismus«. Sein Fell ist dick, und wenn 
er an den Ärger mit den Beiträgen über die rechte 
Szene denkt, meint er nur: »Ja, der Polizeipräsident 
hat damals einen wilden Brief geschrieben, aber 
ich habe einfach nicht geantwortet, und dann war 
Ruhe.« 

Noch ein letztes ambitioniertes Projekt reali-
sierten Gertoberens und Hilbert zusammen: Ende 
November 2002 erschien wieder eine ganze Seite 
über die NPD, diesmal in Form eines Streitgesprächs 
zwischen NPD-Frontfigur Leichsenring und dem 
Geschäftsführer des »Netzwerks Sachsen gegen 
Rechtsextremismus«, Manfred Lindemann. Die bei-
den stritten über die Achtung der Menschenwürde, 

die Verbindung der NPD zu der verbotenen 
Organisation »Skinheads Sächsische Schweiz« und 
die von der Partei beabsichtigte »Rückführung 
von Ausländern«. Das Projekt glückte nur teilwei-
se: Offenbar hatte Lindemann einen schlechten 
Tag, ihm fehlten auf manche Leichsenringschen 
Statements die passenden Gegenargumente. 
Fazit: Große Aufregung bei Gewerkschaften, der 
jugendlichen »Aktion Zivilcourage«, und auch der 
Pirnaer Oberbürgermeister war nicht begeistert. 
Gertoberens räumt ein, dass es hätte besser laufen 
können. Aber es gebe im Lokalen nun einmal viel 
auszuhalten, wenn man auf eigene Initiative Dinge 
macht.

Ratlosigkeit in der Redaktion
Inzwischen hat das Führungspersonal gewech-
selt. Gertoberens hat Ende 2002 seinen Posten 
als Regionalleiter aufgegeben, weil es mit der 
Chefredaktion Differenzen über die inhaltliche 
Freiheit der ausgegliederten Lokalredaktionen gab; 
Lokalchef Hilbert ist versetzt worden und wieder 
Redakteur. Unter der neuen Regionalleiterin Jana 
Klameth wurde der Umgang mit der NPD merklich 
defensiver, und sie gibt Unsicherheiten zu: »Wir 
müssen uns da lernend vorantasten. Wir machen 
die Augen nicht zu. Wenn irgendetwas passiert, 
gehen wir der Sache nach. Aber es ist immer ein 
Spagat: Macht man sie populär, oder verschweigt 
man zu viel?« Kopfzerbrechen bereitet ihr auch die 
Frage, wie man bei Sachthemen mit NPD-Politikern 
umgeht: »Schwierig wird es immer dann, wenn 
NPD-Abgeordnete, die ganz legitim in den Stadtrat 
gewählt wurden, richtige Sachpolitik machen. 
Wenn Herr Meier von der NPD ein Schlagloch 
beseitigen will, schreiben wir dann haargenau so 
wie über CDU, PDS oder SPD? Es ist dann schon 
so, dass wir hier sitzen und überlegen, wie wir jetzt 
damit umgehen.«

Die Ratlosigkeit in der Redaktion empfand vor 
allem der Neuling Martin Busche als bedrückend. 
»Ich habe schon im Einstellungsgespräch deutlich 
gemacht, dass das Thema Rechtsextremismus nicht 
verharmlost werden darf«, erzählt der 40-Jährige, 
der vorher in Berlin für die Junge Welt und die 
Berliner Morgenpost geschrieben hatte und dem 
vor kurzem gekündigt wurde, »aber schon bald 
habe ich die Einstellung gespürt, dass das Thema 
nicht für so wichtig gehalten wurde und dass gene-
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rell das politische Bewusstsein für das Problem 
fehlt.« Als es vor dem Pirnaer Amtsgericht gegen 
Mitglieder der »Skinheads Sächsische Schweiz« 
zu Prozessen kam, erlebte er in der Redaktion die 
Diskussion, ob da überhaupt jemand hingeschickt 
werden müsse. »Es gab zwar Personalmangel, 
aber für mich war das keine Frage, ob man zum 
Kinderfest, zur Baustelle oder zum Prozess geht.« 
Busche ging zum Skinhead-Prozess, »aber nur, weil 
ich selbst es unbedingt wollte.«

Wenig später, kurz vor der Kommunalwahl im 
Juni, bekam Busche den Auftrag, einen Artikel über 
die NPD zu schreiben, »und ich sollte ihn scharf 
schreiben«. Dann jedoch sei ein Streit zwischen 
der Regionalleiterin und den Redakteuren über 
die Platzierung entbrannt: »Frau Klameth wollte 
unbedingt verhindern, dass der Artikel auf die erste 
Lokalseite kommt, und berief sich auf eine Weisung 
aus der Chefredaktion.« Nach einem Anruf von 
Redakteuren in Dresden habe sich dies jedoch als 
Unwahrheit herausgestellt. »Schmutzige Wäsche, 
die da gewaschen wird«, sagt Jana Klameth dazu. Es 
habe aus der Chefredaktion tatsächlich keine klare 
Weisung gegeben, aber Überlegungen, mit dem 
Thema NPD nicht immer auf die erste Lokalseite 
zu gehen. »Damit es die Leser nicht gleich wieder 
anschreit und die sagen: Nicht schon wieder, und 
drüberblättern.«

Reaktionen aus dem Bundestag
Busche, gebürtiger Bochumer, hat während seiner 
18 Monate Pirna einige sehr kritische Beiträge über 
die NPD abgeliefert, und doch gibt er zu: »Auch 
ich hatte eine Schere im Kopf.« Nicht wegen 
etwaiger Bedrohungen aus der rechten Szene, 
mit denen weder er noch Hilbert Erfahrungen 
gemacht haben; auch nicht aus Gefühlen von 
Heimatverbundenheit, wie das bei vielen seiner 
Ex-Kollegen der Fall sei; sondern wegen heftiger 
Leserreaktionen. So habe er nach einem Artikel 
über die Gemeinderatssitzung in Reinhardtsdorf-
Schöna nach der Kommunalwahl, bei der die NPD 
dort 25 Prozent geholt hatte (»Rechtsextrem sind 
andere – In Reinhardtsdorf-Schöna wird eine eigen-
willige Ursachenforschung betrieben«) wütende 
Leser am Ohr, die ihn beschimpft hätten.

Ein anderer aufmerksamer Leser, der sich ab und 
zu nach Artikeln über Rechtsextremismus  meldet, 
ist der Bundestagsabgeordnete Klaus Brähmig. 

Der CDU-Mann hat das Direktmandat aus dem 
Wahlkreis Sächsische Schweiz/Weißeritz inne. Ein 
SZ-Mitarbeiter erzählt: »Ich hatte einige Telefonate 
mit ihm, auch mehrere unschöne, in denen er deut-
lich machte, dass man über Rechtsextremismus eher 
weniger als mehr schreiben sollte. Das Problem 
würde sich dann mangels Öffentlichkeit von selbst 
lösen.« Regionalleiterin Klameth bestätigt: »Er ist 
der Meinung, dass man das Thema ruhen lassen 
solle, das kläre sich von allein. Und wenn man dar-
über schreibt, schade das nur der Tourismusregion 
Sächsische Schweiz.« Christdemokrat Brähmig 
bestätigt, dass er die Selektion der Meldungen 
in den Medien nicht immer für angemessen 
hält. »Mir fehlt die Ausgewogenheit und die 
Balance bei diesen Dingen. Die NPD wird durch 

Ex-Redakteur Martin Busche: 
»Auch ich hatte in Pirna 
eine Schere im Kopf.« 
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Medienberichterstattung häufig unnötig aufgewer-
tet.« Er steht in brieflichem und telefonischem 
Kontakt mit den Pirnaer Redakteuren, und im 
Interview scheint er es zu bedauern, nicht direkter 
in die Tätigkeit der Journalisten eingreifen zu kön-
nen. Für seine Sicht könne er nur werben.

Nebengeschäfte mit Tourismus-PR
Brähmigs Sicht hat auch damit zu tun, dass er neben 
seiner Abgeordneten-Tätigkeit auch Vorsitzender 
des Tourismusverbandes Sächsische Schweiz ist 
– und damit verständlicherweise auf das Image der 
Region bedacht. Als solcher war er übrigens acht 
Jahre lang enger Geschäftspartner der Sächsischen 
Zeitung: Der Tourismusverband gibt einmal jährlich 
ein Hochglanz-Urlaubsmagazin namens »Sächsische 
Schweiz« heraus, und bis vor kurzem ging der 
Auftrag für Redaktion, Anzeigenakquise und Druck, 
der sich im sechsstelligen Euro-Bereich bewegen 
soll, jedes Jahr ins Dresdner Druck- und Verlagshaus 
und die outgesourcte Pirnaer Redaktions- und 
Verlagsgesellschaft. Gerade der kleinen Pirnaer 
Redaktion, die die Texte lieferte und die Anzeigen 
besorgte, dürfte das Nebengeschäft mit dem PR-
Magazin gut getan haben, zumal sie in einer wirt-
schaftlich schwachen Region agiert. Im letzten 
Jahr allerdings gab es Meinungsverschiedenheiten 
über die finanziellen Konditionen. Deshalb verlegte 
Brähmig das diesjährige Heft selbst. 

Derzeit wird jedoch gemunkelt, dass die 
Redakteure der Pirnaer Lokalredaktion bald schon 
wieder zu Textern des PR-Magazins werden dür-
fen: Der Deal um Druck, Anzeigen und Inhalt 
der Werbebroschüre werde mit der Sächsischen 
Zeitung verhandelt. »So etwas beeinflusst natürlich 
gerade eine kleine, outgesourcte Redaktion«, bestä-
tigt ein Pirnaer Redakteur.

Keine Richtlinien aus dem Haupthaus
20 Kilometer entfernt, im Dresdner Haupthaus der 
Sächsischen Zeitung, geht man das Thema NPD 
sehr offensiv an. Allein in der Woche vor der säch-
sischen Landtagswahl im September brachte der 
Mantel unter anderem einen Hintergrundbericht 
über den Vertrieb rechter Musik–CDs, Inter
views mit Politologen und eine Darstellung 
und Kommentierung des NPD-Programms. 
Ende November mutete man den Lesern der 
Wochenendbeilage sogar eine Doppelseite über 
»Das braune Netzwerk« zu. SZ-Chefredakteur 
Hans Eggert: »Wir tun alles, um die Leser zu infor-
mieren und denjenigen, die der NPD ihre Stimme 
gegeben haben, deutlich zu machen, wen sie da 
gewählt haben.« 

Mit Blick auf die Lokalredaktionen meint 
Eggert, dass die keine helfenden Richtlinien für den 
Umgang mit dem Thema Rechtsextremismus nötig 
hätten – im Gegenteil: »Es ist eher so, dass die 
Kollegen im Lokalen, die mit dem Thema schon 
viele Jahre lang Erfahrungen gesammelt haben, 
Einfluss genommen haben auf das, was wir jetzt 
im Mantel machen.« In Dresden habe man viel 
gelernt, zum Beispiel aus dem bereits erwähnten 
Streitgespräch zwischen NPD-Mann Leichsenring 
und seinem Widerpart vom »Netzwerk gegen 
Rechtsextremismus«.

Doch die offensiven Tage im Pirnaer Lokalteil 
sind offensichtlich Vergangenheit. Zu beobach-
ten ist eher eine Entpolitisierung. Auf der ersten 
Lokalseite finden sich nur noch selten politische 
Themen, dafür öfter vierspaltige Aufmacher mit 
Themen wie »So fahren Sie sicher durch den 
Winter« oder »Igel nicht aus dem Winterschlaf 
wecken«. Ex-Redakteur Martin Busche resümiert: 
»Das meiste Lob von Vorgesetzten habe ich nicht 
für meine harten Artikel über die rechte Szene 
bekommen, sondern für bunte Geschichten wie 
den 50. Geburtstag des Verkehrsblitzers.«	 n

Tourismus verträgt sich 
schlecht mit braunem Image: 

Indirekte Einflüsse auch auf 
die Lokalredakteure in Pirna.

Uwe Krüger, 
Journalistik-Student 

in Leipzig, ist 
Praktikant in der 

Message-Redaktion
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Seien Sie still, seien Sie bitte still.« ZDF-Moderatorin Bettina 
Schausten war am Abend der sächsischen Landtagswahl offensicht-
lich verzweifelt, als NPD-Mann Holger Apfel im Interview platte 

rechte Sprüche zum Besten gab. Das Gespräch wurde abgebrochen, ein 
kleines Waterloo für die öffentlich-rechtlichen Fernsehanstalten.

Wie die mit Rechtsextremismus generell umgehen, zeigt eine neue 
Studie, die die ARD-ZDF-Medienkommission selbst in Auftrag gegeben 
hat. Das Programm der Jahre 2000 und 2001 wurde detailliert unter 
die Lupe genommen, und es fanden sich bei ARD, ZDF, den Dritten 
Programmen und den Spartenkanälen knapp 4700 Beiträge mit Bezug 
zum Thema. Die meisten Beiträge hatten allerdings eher Reaktionen auf 
rechte Aktivität zum Thema. »Wenn Rechtsextremismus unmittelbar 
vorkam, handelte es sich in erster Linie um Gewaltakte, gefolgt von 
Demonstrationen und Aufmärschen«, berichtet Dr. Ekkehardt Oehmichen 
vom Hessischen Rundfunk, einer der Leiter des Forscherteams. Wenig 
sei vom gesellschaftlichen Umfeld der Rechten oder dem Wirken rechter 
Intellektueller zu sehen gewesen, und die Ursachen blieben im Dunkeln: 
»Es gibt kaum zusammenhängende, erklärende Darstellungen von 
Ausländerfeindlichkeit, Rechtsextremismus und Gewalt.«

Auch bei der verbalen und visuellen Darstellung von Rechts
extremismus stellt die Studie den Öffentlich-Rechtlichen kein gutes 
Zeugnis aus. Das Phänomen werde oft nicht näher beschrieben, es werde 
lediglich mit Schlagworten wie »rechte Schläger«, »brauner Terror«, 
»braune Horden« oder »rechtsradikale Ewiggestrige« hantiert. »Durch 
diese Unbestimmtheit wird Rechtsextremismus  zu einem scheinbar 

selbstevidenten Phänomen, das man nicht näher erläutern muss«, ana-
lysiert Oehmichen. Und bei den Bildern regierten die immer gleichen 
Szenen von Glatzen, Bomberjacken, Springerstiefeln, Aufmärschen, 
Fahnen, Hakenkreuzen – meist aus dem Archiv hervorgekramt. 

Der schon früher geäußerte Vorwurf, dass die Berichterstattung  ein 
stereotypes Bild des Rechtsextremismus konstruiert, werde von der 
Untersuchung bestätigt. »Das vermittelte Bild orientiert sich lediglich am 
Rechtsextremismus der Straße«, so Oehmichen, »der Rechtsextremismus 
in Nadelstreifen und in den Köpfen wird kaum zum Thema gemacht.« 
Überdies stellt die Studie eine grundsätzliche Negativhaltung der 
Medienmacher gegenüber dem Rechtsextremismus fest, entgegen den 
sonst üblichen Geboten von Objektivität und Distanz: »Das Engagement 
der Journalisten gegen Rechts ist umfassend«, berichtet Oehmichen, »ihr 
moralischer Impetus lautet: Aufklären, aufrütteln, betroffen machen.« 

Nun sollen aus der Studie Handlungsempfehlungen abgeleitet werden. 
Interessant daran: An solchen herrscht gar kein Mangel. Schon zwei Mal, 
1993 und 1998, hat der Rundfunkrat des WDR detaillierte Richtlinien 
zum Umgang mit dem Thema aufgeschrieben. Über Rechtsradikale solle 
nicht nur in Extremsituationen berichtet werden, sagt das Papier von 
1993, auch »über ihr gesellschaftliches Umfeld soll informiert werden«. 
Und fünf Jahre später hieß es, es müsse »mit der gebotenen Sachlichkeit 
und Distanz berichtet« und »eine aktive Auseinandersetzung mit rechts-
extremen Positionen vorgenommen werden«. HR-Mann Oehmichen 
erwähnt das nicht, sondern sagt: »Die interne Diskussion bei ARD und 
ZDF hat begonnen.«				        Uwe Krüger
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Kitty Kelley ist Amerikas Klatsch-Biografin. Doch nicht erst ihr 
neues Buch über die Familie Bush wirft Fragen zu ihrer Recherche
methode auf: Wie geht die 62-Jährige mit ihren Quellen um?

VON THOMAS SCHULER

Die schmutzi

Kitty Kelley: 
deutsche Ausgabe der Bush-Biografie. 

Bertelsmann 2004

K
urz nach der Veröffentlichung ihres 
neuen Buches über die Familie Bush 
empfing die amerikanische Autorin Kitty 
Kelley im September einen Reporter der 

New York Times in ihrem Haus in Washington. 
Sie führte Frank Bruni durch ihre Wohnung und 
zeigte ihm selbstsicher auch einige wenig schmei-
chelhafte Zeitungsausschnitte, die an der Wand 
über einer Toilette kleben. Darunter ein Artikel 
aus dem Boulevardblatt New York Post, das 1991 

groß aufgemacht eine aufgebrachte First Lady 
Barbara Bush zeigte, die offen sagte, was sie von 
Kitty Kelleys Buch über Nancy Reagan hielt: »Kitty 
Litter!« – »Kittys Müll!«. 

Daneben zeigt eine Karikatur Kitty Kelley, 
wie sie mit ihrer feinen Frisur und ihren Chanel-
Schuhen an einem Fallschirm hängend auf 
Saddam Husseins Bunker landet. Ein erschrocke-
ner Saddam warnt seine Soldaten: »Rennt um euer 
Leben! Es ist Kitty Kelley!«

So ist das Image der 62-jährigen Journalistin. 
Sie nennt sich selbst Kitty – Kätzchen. Doch die 
Nachricht, dass sie ein Buch über einen schreibt, 
gehöre zum Schlimmsten, was einem Prominenten 
passieren könne, scherzen Journalisten. »Trash 
biographer« nennt die Presse sie in den USA und 
reicht ihre Enthüllungen genüsslich an die eige-
nen Leser weiter. »Trash« bedeutet bekanntlich 
Müll; und angeblich hat die Biografin bei ihren 
Recherchen wirklich schon in den Mülleimern 
ihrer Opfer wühlen lassen.

Sie schreibt gerne über Drogenmissbrauch, 
Alkohol- und Gewichtsprobleme, Krankheiten und 
Ehebruch. Sie hat Bücher über Jackie Kennedy 
Onassis, Elisabeth Taylor, Nancy Reagan, Frank 
Sinatra und das englische Königshaus veröffent-
licht. 

Alle wurden weltweit zu Bestsellern mit 
Millionenauflagen. Allen ihren Biografien ist 
gemein, dass sie sie gegen den Willen der 
Prominenten schrieb und darin Dinge betonte, 
die man sonst allenfalls in Boulevardblättern 
lesen kann: Sie berichtete über eine angebliche 
Elektroschocktherapie von Jackie Onassis, port-
rätierte die Reagans als Marihuana rauchendes 



89

Gouverneurspaar, wusste von einer angeblichen 
Affäre Nancy Reagans mit Frank Sinatra im 
Weißen Haus und schrieb, dass Sinatras Mutter 
Abtreibungen vorgenommen habe.

Trash eben, wurde ihr vorgeworfen. Sie vertei-
digte sich, sie schreibe unautorisierte Biografien 
nicht, weil sie keinen Zugang erhalte, sondern 
weil sie damit der Wahrheit am nächsten komme. 

Anonyme Briefe
Das Image einer unerbittlichen investigativen 
Rechercheurin ist ihr wichtig. Kritiker dagegen 
werfen ihr seit Jahren vor, dass sie unbelegte 
Sensationsdarstellungen aus Boulevardzeitungen 
ungeprüft übernehme. Journalismus-Professor 
Steve Weinberg schrieb im Fachblatt Columbia 
Journalism Review einst vom »Kitty Kelley 
Syndrome« und erklärte, »warum Sie nicht immer 
glauben können, was Sie in Büchern lesen.« 

Kritischen Journalisten antwortet Kelley 
nicht auf die Vorwürfe, obwohl sie genau dieses 
Verhalten ihren Opfern vorwirft. Wer über sie 
recherchiert, erhält stattdessen mysteriöse Post 
von angeblichen Freunden Kelleys. In den Briefen 
steht nur Gutes über sie. Als die Reporterin Gerri 
Hirshey einst im Auftrag der Washington Post 
Kelley über Monate um ein Interview bat, lehnte 
die Autorin immer wieder ab. Keine Zeit. Hirshey 
erhielt anonyme Briefe. Als sie diese Post in einem 
Labor des FBI mit Briefen von Kitty Kelley verglei-
chen ließ, stellte sie erstaunt fest, dass alle Briefe 
auf der gleichen Schreibmaschine getippt waren. 
Offenbar hatte Kelley doch sehr viel Zeit inves-
tiert, um der Reporterin ein bestimmtes Gesicht 
zu zeigen. 

Immerhin ist Kelley mit schmutzigen Details 
aus dem Privatleben der Prominenten so 
reich geworden, dass sie heute im vornehmen 
Georgetown residiert und zu den bestverdienen-
den Einwohnern Washingtons zählt. Statt 1.500 
Dollar für ihr erstes Buch erhält sie nun für jedes 
Werk mehrere Millionen Dollar Vorschuss und 
beschäftigt zahlreiche Recherche-Assistenten. 

Als der Reporter der New York Times bei seinem 
Besuch fragte, was sie an ihrem Haus am meisten 
schätze, sagte sie, sie schätze vor allem, dass es so 
privat sei. Bäume und Büsche schützen vor unge-
wollten Einblicken.

Dass ausgerechnet sie die Privatsphäre zu schät-
zen weiß, mag verwundern. Denn Kitty Kelley ist 
bekannt dafür, dass sie den Personen, über die sie 
schreibt – manche 
sprechen nicht zu 
unrecht von ihren 
»Opfern« – kein bis-
schen Privatsphäre 
gönnt. In ihrem 
Buch »Der Bush-
Clan. Die wahre 
Geschichte einer 
amerikanischen Dynastie« beschreibt sie auf 
mehr als 700 Seiten viele dunkle Kapitel. Sie 
erzählt von Seitensprüngen, von Alkohol- und 
Drogenmissbrauch.

Nicht ganz neu
Vieles ist Lesern der Boulevardpresse im Kern 
nicht ganz neu. Aber Kelley hat es neu zusam-
mengestellt. Ehemalige Mitstudenten von George 
Bush sagen, dass es ihm »völlig an intellektueller 
Neugier, egal auf welchem Gebiet« fehle.

Bushs Behauptung, er habe seit 1974 keine 
Drogen mehr genommen, versucht die Autorin 
mit Hilfe von dessen Ex-Schwägerin als Lüge zu 
überführen. Sharon Bush ließ zwar dementieren, 
dass sie die Quelle ist. Aber einer ihrer Berater, 
der bei dem Interview dabei war, sagte, Kelleys 
Darstellung sei – soweit ihm bekannt – »nicht 
unrichtig«. 

Im Laufe der Jahre sind weit über 100 Bücher 
über die Familie Bush erschienen. Doch Kelleys 
Buch sprang in den USA und in Deutschland 
umgehend in die Bestsellerlisten. In den USA 
wurden von ihrem Buch mehr als 700.000 
Exemplare gedruckt, und es steht seit sechs 
Wochen auf der Bestsellerliste der New York 

gen Details

Angeblich hat die »Trash-
Biografin« bei ihren Recherchen 
wirklich schon in den Mülleimern 
ihrer Opfer wühlen lassen. 
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Ihr deutscher Verlag behauptet, 
sie habe ihre Karriere als 

investigative Journalistin bei der 
Washington Post begonnen. 

Times. In Deutschland sind nach Verlagsangaben 
50.000 Exemplare gedruckt und weitgehend ver-
kauft. 

Wie alles begann
Ihr Verlag C. Bertelsmann behauptet, dass sie 
»ihre Karriere als investigative Journalistin bei der 
Washington Post« begonnen habe und versieht 
ihre Biografie mit einem Hauch von Watergate. 
Ihr Biograf George Carpozi Jr. beschreibt die 
Episode hingegen folgendermaßen: Als sie vor 
mehr als 30 Jahren eine Stelle als Recherche-
Assistentin des Kommentarchefs der Washington 
Post antrat, musste sie die Redaktionskonferenzen 
besuchen und für ihren Chef Phil Geyelin notie-
ren, über welche Personen die Zeitung berichten 
werde. Zu diesen Leuten musste sie für Geyelin 
anschließend Hintergrundmaterial besorgen. Eine 
einfache, klare Aufgabe für eine Neueinsteigerin, 
die Kelley mit großem Eifer anging. 

Doch bald schon wurde ihrem Chef unheimlich, 
wie fleißig Kitty Kelley Notizen sammelte, die mit 
ihrer eigentlichen Aufgabe gar nichts zu tun hat-
ten. Besonders schien sie an Zitaten von Verlegerin 

Katharine Graham, 
jahrelang eine der 
großen gesellschaft-
lichen Figuren in 
der amerikani-
schen Hauptstadt, 
interessiert zu sein. 
Wozu? Bald erzähl-
ten Kollegen, dass 

die freundliche junge Frau, die noch keine Zeile 
in der Zeitung veröffentlicht hatte, immer davon 
sprach, sie wolle eines Tages Bücher schreiben. 

Chefredakteur Ben Bradlee machte sich zuneh-
mend Sorgen und ordnete an, dass sie ihre Notizen 
abgeben müsse. Natürlich, sagte Kelley. Dann fiel 
ihr ein, dass sie die Notizen leider zu Hause liegen 
habe. Gut, dann eben morgen. Am nächsten Tag 
erfuhren ihre Chefs, dass sie die Notizen leider 
weggeworfen habe. Es habe ja nichts Wichtiges 
dringestanden. An diesem Punkt beendete Bradlee 
die Karriere von Kitty Kelley bei der Washington 
Post bevor sie richtig begonnen hatte. Kelley 
wurde gefeuert, wie ihr Biograf schreibt.   

Nicht das einzige Mal. Als sie für einen kleinen 
Verlag arbeitete, wunderte sich ihr Verlagschef, 

dass immer wieder Dinge in der Presse über ihn 
standen, die eigentlich nur seine Sekretärin und 
seine Mitarbeiterin Kitty Kelley wissen konnten. 
Eines Tages stellte er sie auf die Probe und schrieb 
eine Notiz für seine Sekretärin, sie solle seiner Frau 
Blumen schicken, weil sie schwanger sei. Statt die 
Nachricht seiner Sekretärin zu geben, warf er den 
Zettel in den Papierkorb. Tage später erschien die 
(falsche) Nachricht, seine Frau sei schwanger und 
er habe ihr Blumen geschickt, tatsächlich in einer 
Klatschkolumne. Er feuerte Kitty Kelley, schreibt 
George Carpozi.

Wie geht sie vor? 
Bei ihrer ersten Biografie erhielt sie Kisten voller 
Presseausschnitte von der Klatschkolumnistin Liz 
Smith, die zehn Jahre Artikel und Berichte für 
ein Buch über Jackie Kennedy Onassis gesam-
melt hatte, das Vorhaben jedoch aufgab. Diese 
Pressetexte bildeten angeblich die Basis ihres 
Skriptes. Kritiker sprachen immer wieder abfällig 
von einem »cut-and-paste«-Buch. Mit anderen 
Worten: Kitty Kelley habe vorgefundene Berichte 
in ihrem Buch verarbeitet. Der Vorwurf hielt sich 
lange Zeit. Auch bei ihrem aktuellen Buch warf 
ihr ein Journalist Textklau vor, weil sie auf seinen 
Artikel nur in den Anmerkungen als Quelle ver-
wiesen habe, nicht aber im Text, wo sie Passagen 
von ihm übernommen habe. 

Fest steht: Ihr jüngstes Buch ist thematisch wie 
auch handwerklich sehr viel ambitionierter als 
ihre früheren Bücher. 

Auch diesmal konnte sie auf die Arbeit eines 
Journalisten zurückgreifen, der über Jahre Material 
gesammelt hatte. Auch er wollte ein Buch schrei-
ben, gab das Vorhaben jedoch auf, als Vater Bush 
abgewählt wurde und überließ ihr seine Notizen 
und Interviews. Kelley betont jedoch, ihr Buch 
beruhe auf bedeutend mehr Interviews. »Von den 
1000 Interviews habe ich 900 selbst geführt, also 
rund 90 Prozent«, sagt sie.

Weder Newsweek noch Time haben einen 
Vorabdruck gebracht. Beide Chefredakteure 
äußerten nach einer Prüfung Zweifel an Kelleys 
Behauptungen und Belegen. Immer wieder wurde 
Kritik laut an ihren Methoden, wurden fehlende 
Belege moniert: Sie verwende Quellen, die ihr 
Wissen nicht wirklich aus erster Hand hätten. 
Zumindest führt sie Personen als Belege an, die 
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hinterher behaupten, sie hätten ihr deutlich gesagt, 
dass sie nur von Gerüchten wüssten – nicht mehr. 

Kitty Kelley behauptet beispielsweise, die 
heutige First Lady Laura Bush habe im College 
Marihuana verkauft und belegt das mit einer 
Aussage von Robert Nash, einem Bekannten 
von Lauras ehemaligen Klassenkameraden. Nach 
der Veröffentlichung sagte Nash jedoch, er ver-
füge über gar kein Wissen aus erster Hand, son-
dern habe lediglich die Existenz von Gerüchten 
bestätigt. Im Buch ist seine Aussage allerdings als 
Feststellung abgedruckt, nicht als Gerücht. Kelley 
bleibt bei ihrer Darstellung und sagt, sie habe 
mit Nash mehrfach gesprochen und habe seine 
Aussagen auf Tonband aufgenommen.   

Time Magazine kritisierte schon früher, dass sie 
Zitate beliebiger Quellen verwende: Sie behandle 
alle Quellen gleich. Schwere Vorwürfe belege sie 
nicht etwa mit Quellen aus erster Hand. Oft genü-
ge ihr auch eine ungenannte Sekretärin, die das 
Gesagte nur vom Hörensagen kenne. Die Autorin 
Sylvia Jukes Morris kritisierte in der Washington 
Post, Kelley gebe Behauptungen wieder, ohne sie 
hinreichend zu belegen. Ferner ziehe sie frag-
würdige Schlüsse: Aus 
der Tatsache, dass George 
H.W. Bush auf einer Reise 
in einem Hotel auf der 
gleichen Etage wie seine 
Sekretärin übernachte-
te, schließt sie, dass er 
Ehebruch beging. Sie 
behandele »Klatsch als 
Wahrheit«, warf Morris 
ihr in der Washington Post 
vor. 

Wenn man Kelley 
auf mangelnde Belege 
anspricht, verweist sie 
darauf, dass sie freilich 
noch weitere Quellen habe, 
die sie aber nicht benen-
nen könne. Man muss es 
ihr glauben. Übrigens sei 
sie gewohnt, dass Quellen 
bestimmte Aussagen hin-
terher bereuen und in 
Abrede stellen. Sie schicke 
ihnen dann eine Abschrift 

des Gesprächs, dann sei Ruhe. Zu einer Klage 
komme es dann gar nicht mehr.

»Ich stehe hinter dem, was ich geschrieben 
habe«, sagt Kelley. »Ich entschuldige mich für 
nichts. Ich wurde oft verklagt, aber ich habe nie 
einen Prozess ver-
loren und etwas 
zurücknehmen 
müssen – wie die 
New York Times 
oder die Washing
ton Post. Ich 
verteidige mich 
sehr effektiv. Ich 
schreibe nicht alles, was ich weiß. Falls jemand 
gegen mich prozessieren will, habe ich noch zehn 
Prozent.« Allerdings hat ihr Verlag das Buch über 
das britische Königshaus »Die Royals« nur in den 
USA und in Deutschland, nicht aber in England 
veröffentlicht – aus Angst vor Prozessen.

An handwerklichem Wissen oder moralischer 
Erkenntnis mangelt es ihr jedenfalls nicht. Vor 
zehn Jahren hat sie sogar Bob Woodward öffent-
lich angegriffen, weil er in seinen Büchern keine 

Werbefoto des Verlags: 
»Ich stehe hinter dem, was 
ich geschrieben habe.«

Dass George H. W. Bush auf der 
gleichen Hoteletage wie seine Sekre
tärin übernachtete, war Kitty Kelley 
Beweis genug für einen Ehebruch.
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Quellen angebe. Mit dieser Praxis schlage er den 
Nagel in den Sarg verantwortlicher Recherche, 
beklagte sie. Offenbar existierten zwei verschiedene 
Standards für Belege für unterschiedliche Autoren, 
schrieb sie: Auch sie komme nicht ohne anonyme 

Quellen aus. Aber 
es liege ihr fern, 
ein ganzes Buch 
ohne einen einzi-
gen Quellenbeleg 
zu schreiben. Im 
Bush-Buch l is-
tete sie auf 43 
kleingedruckten 

Seiten ihre Quellen auf, verzeichnete die wich-
tigsten Interviews und Dokumente. Dennoch 
hielten ihr Kritiker zweifelhafte Handhabe 
vor: Die Washington Post sprach von »Pseudo-
Wissenschaft«, weil die Belege nicht klar bestimm-
ten Aussagen zugeordnet sind.

Wie recherchiert sie?
Berlin, Gendarmenmarkt, Hotel Four Seasons: 
Kitty Kelley kommt in die Lobby. Ein Interview 
mit der 62-Jährigen verspricht vor allem auch 
Aufschluss darüber, wie sie Leute zum Sprechen 
bringt, schrieb vor Jahren der Stern-Reporter 
Jochen Siemens. »Man spürt nach drei Minuten 
ihre Methode der erotischen Zermürbung.« Wie 
sie die Beine übereinanderschlage, ihre warm 
blitzenden Augen in Anschlag bringe, die Hand 
immer wieder auf den Arm des Gegenübers lege. 
Mit diesem »erotischem Sprühnebel« habe sie 
wohl schon vielen Informanten Bettgeheimnisse 
entlockt. 

Unser Termin ist der letzte vor ihrem Rückflug 
in die Staaten. Im Hintergrund läuft leise klassi-
sche Musik. Kitty Kelley bestellt einen Kaffee. 
Sie wirkt unscheinbarer als oft beschrieben. Kein 
Chanel-Kostüm, kein tiefes Dekolletee. Bequeme 
Kleidung. Keine blitzenden Augen. Sie wirkt müde. 
Es fällt nicht schwer, sie wach zu kriegen. Man 
muss sie nur an ihre Kritiker erinnern. »Bioporn« 
nannte die Journalistin Tina Brown die Machart 
ihrer Bücher. Die Kritikerin der New York Times 
schrieb, das Buch sei voller Sex und Drogen, sage 
aber wenig über Politik.

Kelley ist empört. »Das ist nicht ein Buch über 
Sex und Drogen! Diese Beschreibung kann ich so 

nicht stehen lassen. Das sagt die New York Times, 
aber ich sehe das anders. Dies ist eine Biografie 
über die Familie. Wenn Sie über das Verhältnis der 
Bushs zu den Saudis lesen wollen oder über den 
Irakkrieg, dann lesen Sie ein anderes Buch.« 

Nach welchen Prinzipien wählt sie die 
Personen für ihre Biografien aus? Was interessiert 
sie? »Der Grund, warum ich Bücher über diese 
Leute schreibe, ist die Macht, die sie haben.« 
Also doch die Politik? Warum landet sie dann 
doch immer wieder bei Affären, Alkohol- und 
Drogenproblemen? Sie verteidigt sich: »Ich denke 
nicht, dass das Thema Drogen so wichtig ist. Aber 
andere denken, dass es sehr wichtig ist.« Andere? 
»Die Mainstream-Medien«, die über ihre Bücher 
berichten. Hmm.

Sie ist gereizt. Von ihrem Charme, mit dem 
sie sonst Informanten gewinnt, ist heute nichts 
zu spüren. Die Frage nach ihren Standards 
bei Quellenangaben beantwortet sie mit der 
Gegenfrage: »Was sind Ihre Standards?« Später 
ergänzt sie: »Ich versuche, so viele Quellen zu 
haben wie möglich. Ich würde gerne alle Quellen 
beim Namen nennen, aber das geht leider nicht. 
Bei diesem Buch war es besonders schwer.«

Gegen einen Präsidenten wollten viele nichts 
sagen. Sie spielt den Ball an ihre Kritiker zurück: »Es 
gibt in unserem Land keine vertraulichen Quellen 
mehr. Die New York Times und die Washington 
Post haben zu viele Fehler gemacht.« Soll heißen: 
Kaum jemand vertraue noch Reportern.

Wie gewinnt sie dennoch das Vertrauen ihrer 
Quellen? Wie macht sie das? »Vermutlich nicht 
anders als Sie. Ich schreibe Briefe, telefoniere, 
treffe Leute. Da ist keine Zauberei dabei.« Zu 
den Details schweigt sie. Einmal mit kritischen 
Fragen konfrontiert, vermutet sie hinter fast 
jeder Frage einen versteckten Angriff. Zu höflich 
vorgetragenen Widersprüchen in ihrer eigenen 
Biografie befragt, sagt sie: »Was soll diese Frage?« 
Immerhin bestätigt sie, dass sie nie als investiga-
tive Journalistin bei der Washington Post gear-
beitet habe, sondern nur eine Assistentin in der 
Dokumentationsabteilung war. Während sie laut 
US-Quellen vom Chefredakteur einst gefeuert 
wurde, behauptet sie allerdings, sie habe selbst 
gekündigt, weil der Job sie langweilte.

Die Anhänger von George Bush haben ihr vor-
geworfen, dass sie den demokratischen Kandidaten 

Im Interview wirkt Kitty Kelley 
gereizt. Von ihrem Charme, mit dem 

sie sonst Informanten gewinnt, ist 
heute nichts zu spüren.
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John Kerry unterstütze und ihr Buch parteiisch sei. 
Sie sagt: »Das Buch ist kein Angriff einer Partei. Ich 
wähle Republikaner und Demokraten. Ich habe 
Republikanern und Demokraten Geld gespendet. 
Mein Vater hat beide Präsidenten aus der Bush-
Familie politisch und finanziell unterstützt.« Im 
Übrigen habe das Weiße Haus das Buch zwar als 
Müll bezeichnet, die Familie Bush habe jedoch 
»bislang kein einziges Detail widerlegt«. 

Und die 34 Fragen, die Carpozi am Ende seiner 
Biografie auflistet, weil sie nicht mit ihm gespro-
chen hat? Er fragt beispielsweise, warum sie ihr 
Studium an der University of Arizona nicht abge-
schlossen hat, oder warum sie in ihrem Buch über 
Frank Sinatra behaupte, Peter Lawford am 5. und 
6. November 1984 interviewt zu haben, obwohl 
er an diesen Tagen im Sterben lag. 

Zu den 34 Fragen könne sie sich nicht äußern, 
sagt sie und versichert wenig glaubhaft, sie habe 
das Buch über sie nicht gelesen. Wenn sie über 
Carpozi spricht, klingt das sehr ähnlich wie 
wenn George Bush über sie und ihr Werk spricht. 
Carpozi habe sie nachts betrunken angerufen und 
dann unverständliches Zeug geschimpft, sagt sie. 
Es ist offensichtlich, dass sie bei sich selbst nicht 
mag, was sie anderen antut. Sie lässt sich ungern 
nach ihrem Privatleben befragen. 

Als sie von Frank Bruni, dem Reporter der 
New York Times, gefragt wurde, ob sie je Kokain 
geschnupft habe, war sie zunächst erstaunt über 
die Frage und sagte kein Wort. Dann schüttelte 
sie den Kopf. Hatte sie je eine Abtreibung? Das 
legt zumindest Carpozi nahe, weil sie ihr Studium 
abbrach und acht Monate verschwand und eines 
ihrer Bücher auf unverständliche Art einem 
kleinen Kind widmete. Als Bruni sie nach einer 
Abtreibung fragte, schüttelte sie erneut schweigend 
den Kopf. Carpozi wirft ihr vor, sie projiziere ihre 
eigenen Probleme auf die Menschen, die sie port-
rätiert und nehme nur noch Affären, Drogen und 
Krankheit wahr. Ihre alkoholkranke Mutter habe 
sie als Kind misshandelt – das gleiche Vergehen 
werfe sie Nancy Reagan vor.  

Immerhin hat sie ihre Verteidiger: Der Journalist 
und Autor Gay Talese, der vielbeachtete Texte 
für New York Times und Esquire schrieb, hat 
Kitty Kelleys Vorgehen einmal mit dem Hinweis 
verteidigt, sie gehe genau so vor wie Zeitungen 
und Magazine heute arbeiteten. Wer sie kritisie-

re, solle erst mal die eigene Arbeit kritisieren. Vor 
einigen Wochen erhielt Kitty Kelley sogar unge-
wollt Unterstützung aus dem Hause Bush: Der 
ehemalige Präsident George Bush schrieb nämlich 
einem Zeitungskolumnisten und bezeichnete das 
Buch als Lüge. Die Behauptung belegte er aller-
dings ausgerechnet mit einer Textstelle, die Kelley 
aus einem Buch nahm, an dem Bush selbst mitge-
schrieben hatte.	 n
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Wird unsere Welt tatsächlich immer unsi-
cherer? Oder verändert sich nur der 
Blickwinkel derjenigen, die uns über 

das Weltgeschehen auf dem Laufenden hal-
ten sollen? Eine im Auftrag der Landesanstalt 
für Medien Nordrhein-Westfalen durchgeführte 
Langzeitanalyse deutscher TV-Nachrichten 
(Ruhrmann 2003) zeigt, wie sich der Umfang 
der Berichterstattung über »Angstthemen« in 
den vergangenen zehn Jahren verändert hat. 

Unter dem Begriff »Angstthemen« werden 
in der Kommunikationswissenschaft drei The
menkomplexe zusammengefasst: Kriminalität, 
Unfälle und Katastrophen (vgl. Weiss/Tebbe 
2000: 131 ff.; Maier 2003: 66). Während die poli-
tische Berichterstattung seit 1992 in den Haupt
nachr ichtensendungen 
aller Sender kontinuier-
lich zurückgeht, nimmt 
die Berichterstattung über 
Angstthemen zunächst 
auf allen Kanälen zu. Bei 
den Privatsendern bleibt 
dieser Aufwärtstrend im 
Untersuchungszeitraum 
ungebrochen; im Jahr 
2001 liegt der Anteil von 
Angstthemen in allen 
Nachrichten der Privat
sender bei über 20 Pro
zent. 

Im öffentlich-rechtli-
chen Fernsehen geht die 
Häufigkeit der Bericht
erstattung über diese 

Themen nach einem Höhepunkt im Jahr 1995 
wieder zurück (siehe unten). 

Weitere Analysen für das Jahr 2004 könnten 
zeigen, ob es sich dabei um dauerhafte Trends 
handelt. In diesem Fall wären eine Reihe von 
Fragen an das (journalistische) Selbstverständnis 
beider Systeme zu stellen.

Nachrichtenfaktoren im Vergleich
Woran orientieren sich die Nachrichtenredakteure 
der öffentlich-rechtlichen und der kommerziellen 
Sender bei ihrer Themenauswahl? Nachfolgend 
werden einige wichtige Nachrichtenfaktoren für 
die drei Angstthemen angeführt. Das Thema 
Innenpolitik fungiert als Kontrollgruppe, um 
zu sehen, inwieweit die veränderten Auswahl

Katastrophen bieten spektakuläre Bilder, und auch Unfälle oder 
Verbrechen sind Hingucker. Quotenorientierte Sender lassen sich 
sowas nicht entgehen. Zum Nachrichtenwert von »Angstthemen«. 

VON GEORG RUHRMANN

Nachrichten

Angstthemen im öffentlich-rechtlichen und privat-
kommerziellen TV–Nachrichten

n= 2427 Meldungen in ARD, ZDF, RTL, SAT.1, Pro7, Kabel1, RTL2, VOX 
(1992: n= 486, 1995: n= 663, 1998: n= 630, 2001: n=648)
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kriterien tatsächlich für das Thema typisch sind 
(siehe unten stehende Tabelle).

Der Nachrichtenfaktor Aggression bezeichnet 
die Aufmerksamkeit, die der Androhung oder 
Anwendung von Gewalt bei der Nachrichten
auswahl entgegengebracht wird. Nachrichten der 
privat-kommerziellen Sender über Kriminalität 
orientieren sich an diesem Auswahlkriterium 
vergleichsweise intensiv. Auch für die öffent-
lich-rechtlichen Sender ist Aggression ein Nach
richtenfaktor — wenn auch nicht so stark. 

ARD und ZDF heben offenbar die Dimension 
der juristischen (und politischen) Kontroverse 
von Kriminalität stärker hervor als die privaten 
Sender. Unter dem Nachrichtenfaktor Kontroverse 
versteht man die explizite Darstellung von 
Meinungsunterschieden, die ausgetragen wer-
den; es kommen mindestens zwei Parteien 
vor. Dieser Nachrichtenfaktor ist beim Thema 
Kriminalität in den Meldungen der öffentlich-
rechtlichen Sender am stärksten vertreten. 

Der Nachrichtenfaktor Personalisierung 
bezeichnet die Bedeutung, die Einzelpersonen in 
einem Ereignis zugesprochen wird. Beim Thema 

Kriminalität ist dieses Merkmal viel stärker aus-
geprägt als bei anderen Angstthemen. Ein Blick 
auf die Berichterstattung über Innenpolitik zeigt 
allerdings, dass auch hier Personalisierung eine 
große Rolle spielt und die Wahrscheinlichkeit 
erhöht, in den Nachrichtenmedien wahrgenom-
men zu werden. 

Unter dem Nachrichtenfaktor Emotion ver-
steht man die bildliche Darstellung von men
schlichen Gefühlen, die selbst affektive Reakti
onen hervorruft. 
Eine große Rolle 
spielt Emot ion 
bei Katastrophen
meldungen der 
öf fentl ich-recht-
l ichen Sender. 
Anscheinend wird 
hier die Betroffen
heit von Opfern intensiver gewürdigt.

Der Nachrichtenfaktor »räumliche Nähe« ist 
bei der Berichterstattung über Kriminalität beson-
ders wichtig. Verbrechen in der Nachbarschaft 
gehen jeden an. Der hier ermittelte Wert weicht 

zum Fürchten

Die Tabelle zeigt, wie stark 
sich Journalisten öffent-
lich-rechtlicher (ör) und 
privater (pr) Sender bei 
Angstthemen an bestimmten 
Auswahlkriterien orientie-
ren. Der Beachtungsgrad 
(Nachrichtenwert) 
hängt davon ab, wie ein 
Nachrichtenbeitrag platziert 
ist, welchen Umfang er 
einnimmt und ob das Thema 
zuvor angekündigt wird. 

Wir erleben Frühformen einer
Kommerzialisierung von Ängsten
aller Art: Urteile und Vorurteile
werden ununterscheidbar.

Ausgewählte Nachrichtenfaktoren im Vergleich
Thema			    Innenpolitik 	 Kriminalität 	 Unfall 	  	 Katastrophe
Sendesystem		  ör	 pr	 ör	 pri	 ör	 pri	 ör	 pri	
_________________________________________________________________________________________________
Nachrichtenfaktor
Personalisierung		  0.8	 0.9	 0.7	 0.6	 0.1	 0.2	 0.1	 0.2	
(Skala 0 — 2)
Kontroverse		  0.7	 0.8	 1.4	 0.9	 0.2	 0.,1	 0.1	 0.0
(Skala 0 - 2) 
Emotionen gezeigt		  0.1	 0.1	 0.2	 0.2	 0.3	 0.3	 0.8	 0.4
(Werte 0, 1)
Aggression			  0.1	 0.1	 0.9	 1.2	 0.1	 0.1	 0.0	 0.0	
(Skala 0 — 3) 
Räumliche Nähe		  4.0	 4.0	 3.8	 3.5	 3.1	 3.2	 2.7	 1.9
(Skala 1 — 4)
Visualität			   2.1	 2.6	 2.7	 3.1	 3.1	 3.4	 3.8	 3.5
(Skala 1 — 4)			 
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Nachrichtenwert		  5.6	 6.3	 4.0	 5.5	 4.5	 5.5	 4.7	 5.8
(Index: Beachtungsgrad 
(Skala 2 — 12)
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indes nicht stark von der räumlichen Orientierung 
bei innenpolitischen Themen ab. 

Beim Faktor Visualität schließlich geht es um 
die Dynamik von Bildern. Es ist nicht verwun-
derlich, dass die Nachrichten über Unfälle und 
Katastrophen besonders stark visualisiert sind. 
Gibt es bei solchen Themen spektakuläre Bilder, 
ist die Wahrscheinlichkeit groß, dass daraus eine 
Nachricht wird – ganz gleich, was an Substan
ziellem darüber berichtet werden kann. 

Beim Themenbereich Kriminalität und beim 
Thema Innenpolitik spielt der Faktor Visualität eine 
geringere Rolle. Interessant ist allerdings, dass die 
Unterschiede zwischen öffentlich-rechtlichen und 
Privatsendern nicht etwa bei den Angstthemen, 
sondern bei der Innenpolitik am größten sind. Für 
die Privatsender ist die Visualität von Politik offen-
bar ein wichtigeres Auswahlkriterium als für die 
öffentlich-rechtlichen Sender.

Beachtungsgrade im Vergleich
Eine entscheidende Größe für die Wirkung einer 
Meldung ist ihr »Nachrichtenwert«. Die Beach
tung einer Nachricht ist höher, wenn sie zuvor 
angekündigt wird, an vorderer Stelle platziert und 
umfangreich präsentiert wird. 

Bei den hier untersuchten Themen zeigen sich 
beim Beachtungsgrad deutliche Unterschiede zwi-
schen beiden Sendergruppen: Das Thema Krimi
nalität erfährt bei den Privaten größere Beachtung 
als bei ARD und ZDF. Dies gilt auch für die 
Berichterstattung über Unfälle und Katastrophen. 
Allerdings sind die Beachtungsgrade aller Angst
themen wider Erwarten nicht größer als die der 
innenpolitischen Themen.

Inwieweit beeinflussen nun einzelne Nach
richtenfaktoren den journalistischen Nach
richtenwert, das heißt den Beachtungsgrad der 
Meldung? Erst durch den einer Meldung zugewie-
senen Nachrichtenwert kann sich ihre Wirkung 
beim Zuschauer entfalten. Schaut man sich 
Meldungen zum Thema Kriminalität an, so zeigt 
sich: Bei ARD und ZDF beeinflussen vor allem 
Personalisierung und Emotion den Beachtungsgrad 
der Meldung. 

Bei den privat-kommerziellen Sendern erklärt 
neben Personalisierung auch der Nachrichtenfaktor 
Aggression den Beachtungsgrad der Nachrichten 
über Kriminalität. Bei innenpolitischen Themen 
indes haben Personalisierung, Aggression und 
Emotion keinen derartigen Einfluß auf den 
Nachrichtenwert einer Meldung. 

Zum »Danach Richten«?
Wenn mittlerweile selbst die Nachrichtengebung 
zunehmend an Quoten ausgerichtet wird, erleben 
wir möglicherweise Frühformen einer kommerzia-
lisierten öffentlichen Kommunikation von Ängsten 
aller Art: Fakten und Fiktionen, Sicherheit und 
Unsicherheiten sowie Urteile und Vorurteile 
werden ununterscheidbarer. Aus »Nachrichten«, 
einst altdeutsch in der Publizistikwissenschaft als 
Meldungen zum »Danach Richten« definiert, sind 
Nachrichten zum Fürchten geworden.	 n

Literatur
Dulinski, U. (2003): Sensationsjournalismus in 
Deutschland. Konstanz: UVK.
Galtung, J. / Fischer, D. (2003): Kriegsberichterstattung 
kann Konflikte verlängern. In: MedienJournal 27/2003, 
S. 6 - 8. 
Maier, M. (2003): Analysen deutscher Fernsehnachrichten 
1992 - 2001. In: Ruhrmann, G. u. a., S. 61 - 98. 
Ruhrmann, G. /Woelke, J./ Maier, M., Diehlmann, 
N. (2003): Der Wert von Nachrichten im deut-
schen Fernsehen. Ein Modell zur Validierung von 
Nachrichtenfaktoren. Opladen: Leske + Budrich (= 
Schriftenreihe Medienforschung der LfM NRW Bd. 45). 
Ruhrmann, G. (2004): Info mit tainment - Nachrichten 
im Langzeitvergleich. In: Staatskanzlei Rheinland-
Pfalz (Hg.): Auf dem Boulevard der Öffentlichkeit. 
Wiesbaden/Mainz: Staatskanzlei Rheinland-Pfalz und 
Landeszentrale für private Rundfunkanbieter Rheinland-
Pfalz (LPR), S. 88 - 96. 
Weiss, H.- J./ Trebbe, J. (2000): Fernsehen in Deutschland 
1998 - 1999. Programmstrukturen, Programminhalte, 
Programmentwicklungen. Berlin: Vistas.

Dr. Georg Ruhrmann 
ist Inhaber des 

Lehrstuhls für Grund
lagen der medialen 

Kommunikation und 
der Medienwirkung 

an der Friedrich-Schil
ler-Universität Jena.

WISSeNSCHAfTLICHe MeTHODe

Dem Artikel liegt eine Inhaltsanalyse von Nachrichten mit dem Konzept 
der Nachrichtenfaktoren zugrunde. In vier Stichproben aus den Jahren 
1992, 1995, 1998 und 2001 wurden die Hauptnachrichtensendun

gen von ARD, ZDF, RTL, SAT.1, ProSieben, VOX, RTL 2 und Kabel 1 – sofern 
die Programme zu diesen Zeitpunkten schon bestanden – jeweils in einer 
vollständigen natürlichen Woche codiert. Erhoben wurden auch die Themen 
und Akteure der Meldungen (vgl. Weiß / Trebbe 2000). Insgesamt handelt es 
sich um 2.427 Nachrichten (vgl. Maier 2003; Ruhrmann u. a. 2003).  
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EXPONeNTIeLLeR ANSTIeG

Neue Studie zur Berichterstattung über Sexualmorde an Kindern: 
mehr Beiträge, weniger Emotionen.

Besondere Anforderungen an die Qualität journalistischer Arbeit stellen sich immer dann, wenn die Berichterstattung 
gesellschaftlich sensible Bereiche berührt. Bei Berichten über Verbrechen ist das fast immer der Fall. Die 
Kommunikationsforschung expliziert zwei Eindrücke, welche die Medienberichterstattung über Kriminalität 

vermitteln: Erstens entstehe die Vorstellung, die Zahl schwerer Straftaten habe erheblich zugenommen. Zweitens werde 
der Eindruck geformt, vor allem schwere Verbrechen würden »epidemisch in Wellen« auftreten (... Kepplinger).  Die 
Folgen für die Rezipienten thematisiert vor allem die Kultivationsforschung. Als empirisch belegt gelten innerhalb dieses 
Ansatzes Befunde, dass Menschen, die in hohem Maße Kriminalitätsberichterstattung rezipieren, deutlich gesteigerte 
Angst vor Gewalt(verbrechen) zeigen.

In einem interdisziplinären Forschungsprojekt des Instituts für Journalistik und Kommunikationsforschung Hannover und des 
Instituts für Psychologie der Universität Hildesheim haben wir analysiert, in welchem Umfang, mit welchen Themenschwerpunkten 
und Inszenierungsstrategien Medien über Kriminalität berichten. Als Forschungsgegenstand wurde die Berichterstattung über die dra-
matische und hoch emotionale Thematik von Sexualmorden an Kindern gewählt. Grundlage für die Wahl des Erhebungszeitraumes 
war die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS), die seit 1971 vorliegt. Von diesem Ausgangsdatum an haben wir in 5-Jahres-Schritten 
die Berichterstattung über jeweils zwei systematisch ausgewählte Sexualmorde an Kindern untersucht. In die Medienstichprobe zur 
Untersuchung der Darstellung der Mordfälle haben wir die Hauptnachrichtensendungen der öffentlich-rechtlichen Programme und 
ab 1986 auch der beiden am weitesten verbreiteten privaten Sender aufgenommen (RTL und Sat.1). Darüber hinaus wurden ein 
privates und ein öffentlich-rechtliches Magazin (ARD und RTL) sowie zwei öffentlich-rechtliche Regionalsendungen in die Stichprobe 
aufgenommen. Drei regionale Zeitungen und ein aktuelles Wochenmagazin sowie die Bild-Zeitung wurden ebenfalls analysiert.

Zu dieser Untersuchung liegen nun erste Ergebnisse vor. Die Zahl der Sexualmorde an Kindern bis 13 Jahren ist seit Einführung 
der PKS 1971 kontinuierlich gesunken. Die Zahl der journalistischen Beiträge zur Thematik ist dagegen exponentiell gestiegen: Bis 
zur Einführung des dualen Rundfunksystems nimmt die Zahl der Presseberichte nur sehr langsam zu, die öffentlich-rechtlichen 
Sender berichten bis zum Untersuchungsjahr 1996 gar nicht. Im Jahr 2001 allerdings ist eine Verzehnfachung der Anzahl der 
Beiträge zu verzeichnen, 70 Prozent aller Untersuchungseinheiten stammen aus diesem Jahr. Die Bild-Zeitung und das private 
Fernsehen liefern dabei mit Abstand die meisten Berichte.

Ein Paradigmenwechsel fand in Bezug auf Thema und Anlass der Berichtererstattung zu den Sexualmorden sowie auf die 
Wahrung der Persönlichkeitsrechte von Opfern und Tätern statt. Während sich die Berichterstattung bis 1991 weitgehend auf die 
Umstände eines speziellen Verbrechens beschränkte, werden in der Berichterstattung von 1996 und 2001 die politischen, juristi-
schen und wissenschaftlichen Aspekte ebenfalls thematisiert. In den frühen Jahren unserer Untersuchung setzte die Darstellung in 
der Regel erst mit der Aufnahme polizeilicher Ermittlungen nach dem Fund der Leiche ein. 2001 ist bereits das Verschwinden eines 
Kindes Anlass für Veröffentlichungen.

Eine Verwilderung journalistischer Sitten ist allerdings nicht zu verzeichnen. Im Gegenteil werden die Persönlichkeitsrechte 
sowohl von Opfern als auch Tätern im Laufe der Zeit zunehmend geschützt. So nimmt zum Beispiel der Anteil der Beiträge ab, 
in denen der volle Name eines oder mehrerer Beteiligter genannt wird. Verdächtigen wird die Schuld an der Tat seltener definitiv 
zugewiesen, allerdings nimmt die Häufigkeit der Thematisierung der biografischen Hintergründe der Verdächtigen/Täter ab. Auch 
das Ausmaß der Emotionalisierung ist rückläufig: Während die untersuchten Boulevard-Zeitungen in den 70er und 80er Jahren noch 
häufig Stilmittel der negativen Emotionalisierung einsetzten, 1976 sogar in mehr als der Hälfte der untersuchten Artikel, ist der 
Anteil 1996 auf ein Fünftel, und 2001 auf ein Achtel der Artikel geschrumpft.

Prof. Dr. Beate Schneider, Institut für Journalistik und Kommunikationsforschung Hannover,
Anne-Katrin Arnold, Institut für Journalistik und Kommunikationsforschung Hannover,

Prof. Dr. Werner Greve, Institut für Psychologie der Universität Hildesheim

KRIMINALITÄT
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message: Herr Professor Pfeiffer, dass die 
Medien irrationale Ängste vor Kriminaltität 
schüren, ist ein alter Vorwurf. Doch wie 
kann man nachweisen, dass ein Großteil der 
Berichterstattung irreführend ist?

Pfeiffer: Indem man die Medienkonsumenten 
befragt. Die große Mehrheit der Bevölkerung liegt 
mit ihrer Einschätzung, wie sich die Gesamtzahl 
der Straftaten verändert hat, völlig daneben. 

message: Was haben Sie die Menschen 
gefragt?

Pfeiffer: Wir haben Anfang des Jahres die 
Sozialforscher von TNS Infratest beauftragt, 
2.000 Bundesbürger nach ihrer Einschätzung 
der Kriminalitätsentwicklung zu befragen. Als 
Anhaltspunkt wurden ihnen die entsprechenden 
Zahlen aus der Polizeilichen Kriminalstatistik des 
Jahres 1993 vorgelegt. 

Etwa 90 Prozent der Befragten unterstellte 
einen Anstieg oder sogar einen dramatischen 
Anstieg von Straftaten bis 2003. In Wirklichkeit 
ist die Kriminalität innerhalb dieser Dekade in 
den meisten Bereichen deutlich zurückgegangen. 
Nehmen Sie das Beispiel Mord: Im Jahr 1993 
gab es 666 vollendete Mordfälle, zehn Jahre 
später 394. Dennoch glaubten die Bürger im 
Durchschnitt an eine Zunahme, sie schätzen die 
Zahl der Morde auf 842. Am krassesten ist die 
Fehleinschätzung beim Sexualmord, da unterstel-
len die Bürger eine Zunahme um das Vierfache. 
Laut polizeilicher Kriminalstatistik ist dieses Ver
brechen um 37,5 Prozent zurückgegangen.

message: Warum sind Sie so sicher, dass diese 
Fehleinschätzungen mit der Medienberichterstat
tung zusammenhängen?

Pfeiffer: Weil sich die Wahrnehmung der 
Kriminalitätsentwicklung nicht auf direkte 
Erfahrungen stützen kann wie beispielsweise 
die Wahrnehmung des Preisanstiegs. Man merkt, 
wenn man mehr für Benzin bezahlen muss. Da 
ist man selbst Experte. Doch bei der Kriminalität 
handelt es sich um soziale Phänomene, die sich 
oft im Verborgenen abspielen. Selbst wenn Taten 
öffentlich stattfinden wie das Dealen in der offe-
nen Drogenszene oder eine Massenschlägerei von 
Fußballfans, können Beobachter deren Häufigkeit 

»Immer schlimmer«?
Der Kriminologe Christian Pfeiffer über das Versagen der 
Privatsender, verängstigte Medienkonsumenten und irrationale 
Verschärfungen der deutschen Strafgesetzgebung.

Prof. Dr. Christian Pfeiffer ist Direktor des krimi -
nologischen Forschungsinstituts Niedersachsen
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bestenfalls in Bezug auf ihre regional begrenz-
te, überschaubare Welt einschätzen. Dies gilt 
erst recht für die selteneren schweren Straftaten. 
Man ist bei der Beurteilung der Kriminalitätsent
wickling also auf die Medien angewiesen. 

Deshalb wollten wir von den Befragten 
in einem nächsten Schritt wissen: Aus wel-
chen Quellen informieren Sie sich über das 
Kriminalitätsgeschehen? Lesen Sie jeden Tag die 
Frankfurter Allgemeine Zeitung oder die Bild-
Zeitung? Informieren Sie sich vornehmlich durch 
das Fernsehen? Sehen Sie eher Sat1, RTL und 
Pro7 oder eher die öffentlich-rechtlichen Sender?

message: Und da gab es Unterschiede?

Pfeiffer: Ja, ganz erhebliche. Es zeigte sich, dass 
der am klarsten herausragende Verzerrungseffekt 
der Konsum von privatem Fernsehen ist. Das 
hat von allen untersuchten Faktoren die größte 
Wucht. 

message: Und die Bild-Zeitung?

Pfeiffer: Die Frage, ob jemand Bild-Zeitung oder 
FAZ liest oder auch Radio hört, hat im Vergleich 
dazu weniger Einfluss. Das Entscheidende ist 
wahrscheinlich die emotionale Macht der beweg-
ten Bilder. Das prägt sich in die Erinnerung 
ein, weil unser Gedächtnis nun mal emotional 
funktioniert. Hinzu kommt, dass die Privatsender 
ihre Berichterstattung über Kriminalität stark 
ausgeweitet haben.  Die öffentlich-rechtlichen 
Sender berichten demgegenüber nur halb so oft 
über Kriminalität und haben zudem den darauf 
entfallenden Anteil der Sendezeit nicht erhöht. 

message: Ist denn die Häufigkeit der TV-
Berichterstattung das Hauptproblem?

Pfeiffer: Die Häufigkeit der Berichterstattung 
vermittelt natürlich einen Eindruck von der 
Häufigkeit von Straftaten. Das ZDF hat dazu eine 
klare Marschroute: In den aktuellen Richtlinien 
heißt es zur Darstellung von Kriminalitätshand
lungen, von Sucht, Laster, Gewalt oder Ver
brechermilieu: Es darf »nicht der Eindruck her-
vorgerufen werden, dass derartige Erscheinungen 
eine über das Maß der Wirklichkeit hinausgehen-

de Verbreitung haben«. Diese Selbstverpflichtung 
halten die öffentlich-rechtlichen Sender relativ 
gut ein. 

Die Privatsender fühlen sich solchen Regeln 
nicht verpflichtet. Ich hatte kürzlich eine Debatte 
mit einem RTL-Nachrichtenredakteur, der mir 
diese Mechanismen ganz offen und zynisch 
erklärte. Er sagte, wenn er einen Nachrich
tenblock beginnen lasse mit der Ankündigung 
eines Beitrags über ein wichtiges Thema, das uns 
alle angeht, nämlich über die Rente, dann zappe 
ein Drittel der Zuschauer weg. Das sei tödlich für 
die Sendung.

Wenn er dagegen ankündige: Wir kommen 
jetzt zum Thema Rente und dann kommen wir 
zu einem brutalen Mord, der sich gestern auf der 
Kindertoilette einer Schule ereignet hat – dann 
wisse er, die Leute bleiben dabei. Daran orientie-
re er sich. Aufgabe 
der Privatsender 
ist es eben, Quote 
und Umsatz zu 
machen, während 
die öffentlich-
rechtlichen Sender 
einen gesamtge-
sellschaftlichen Auftrag haben. Dazu gehört auch, 
den Zuschauern ein zutreffendes Bild der Krimina
litätsentwicklung zu vermitteln. 

message: Ist es nicht unrealistisch, eine 
Statistik als Maßstab für die Häufigkeit der 
Berichterstattung zu nehmen – und nicht den 
Nachrichtenwert des Einzelfalles?

 
Pfeiffer: Das verlangt niemand. Es geht ledig-
lich darum, den Einzelfall in einen Kontext zu 
stellen. Ich selbst trete auch oft genug als Experte 
im Fernsehen auf. Allerdings stelle ich den 
konkreten Fall bei meiner Kommentierung stets 
in den Zusammenhang der allgemeinen Krimina
litätsentwicklung. Das ist mein Vorwurf an die 
Privatsender: dass sie dieser Zusammenhang nur 
interessiert, solange er in ihr Alles-wird-schlim-
mer-Klischee passt.

message: Woran liegt es eigentlch, dass die 
Anzahl der Straftaten in den vergangenen zehn 
Jahren zurückgegangen ist?

Den größten Verzerrungseffekt hat 
der Konsum privaten Fernsehens. 
Die Menschen schätzen die Krimi-
nalitätsentwicklung völlig falsch ein.
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Geschätzte Entwicklung seit 1993 

Konsumenten öffentlich-rechtlicher Sender

Konsumenten kommerzieller Sender

Tatsächliche Entwicklung seit 1993 laut polizeilicher Kriminalstatistik

Straftaten 
insgesamt

+ 17,5%

+ 29,5%

- 2,6 %

Körper- 
verletzung

Mord

Sexual-
mord

Autodieb-
stahl

Konsumenten öffentlich-rechtlicher Sender

Konsumenten kommerzieller Sender

Tatsächliche Entwicklung laut polizeilicher Kriminalstatistik

Geschätzte Entwicklung 

-5,6 %

+14,1 %

+58,6  %

Geschätzte Entwicklung 

Konsumenten öffentlich-rechtlicher Sender

Konsumenten kommerzieller Sender

Tatsächliche Entwicklung laut polizeilicher Kriminalstatistik

+141,2 %

+170,2 ,%

-40,8 %

Geschätzte Entwicklung 

Konsumenten öffentlich-rechtlicher Sender

Konsumenten kommerzieller Sender

Tatsächliche Entwicklung laut polizeilicher Kriminalstatistik

+411 %

+469,4 %

-70,5 %

Geschätzte Entwicklung 

Konsumenten öffentlich-rechtlicher Sender

Konsumenten kommerzieller Sender

Tatsächliche Entwicklung laut polizeilicher Kriminalstatistik

+502,1 %

+1026,9 %

-37,5 %

Das Institut TNS Infratest befragte im Auftrag des Kriminologischen Forschungsinstituts Hannover eine repräsentative Stichprobe von 2.000 
Bundesbürgern nach ihrer Einschätzung der Kriminalitätsentwicklung zwischen 1993 bis 2003. Außerdem wurde ermittelt, aus welchen Quellen 
sich die Befragten über das Kriminalitätsgeschehen informieren. In diese Analyse gingen nur nicht-fiktionale Fernsehsendungen ein. Der Faktor 
»kommerzielle Sender« umfasst die Hauptnachrichten von Sat1, RTL, Pro7 sowie Boulevardmagazine und Gerichtsshows. Der Faktor »öffentlich-
rechtliche Sender« umfasst Heute und Heute Journal des ZDF sowie Tagesschau und Tagesthemen der ARD.

Die Zahlen der Grafiken weisen jeweils das Drittel der Befragten mit der höchsten Nutzungshäufigkeit öffentlich-rechtlicher beziehungsweise 
kommerzieller Sender aus. Anzumerken ist, dass die Tendenz dieser Befunde erhalten bleibt, wenn Merkmale wie das Bildungsniveau, Geschlecht 
und Alter kontrolliert werden. 
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Das Interview 
führte Martin 
Niggeschmidt.

Pfeiffer: Es gibt vier Faktoren. Den stärksten 
Effekt hat die Vergreisung der Republik. Es gibt 
immer weniger junge Männer zwischen 18 und 
30 Jahren – und das ist die Bevölkerungsgruppe, 
die am anfälligsten für Kriminalität ist. 

Der zweite Faktor ist die Stabilisierung der 
Migration. Die Einwanderung von Asylbewerbern, 
Aussiedlern und Flüchtlingen aus dem Bür
gerkriegsgebiet im ehemaligen Jugoslawien hat 
uns Anfang der 90er Jahre einen enormen Kri
minalitätsanstieg beschert. Das war eine Zuwan
derung von Armut in drei großen Gruppen, die 
wir sozial nicht auffangen konnten. Dann kam 
der Asylkompromiss. Gleichzeitig beruhigte sich 
die Lage im ehemaligen Jugoslawien und die 
Aussiedlerströme nahmen drastisch ab. All dies 
hatte eine kriminalitätsdämpfende Wirkung. 

Fast ebeso wichtig ist der dritte Faktor: Die 
Polizei wird immer besser, was in bestimmten 
Bereichen die Abschreckungswirkung deutlich 
erhöht hat. Wenn die Aufklärungsquote ins-
gesamt um ein Fünftel steigt – das war in den 
letzten zehn Jahren der Fall – dann hat dies einen 
Abschreckungseffekt. Es sind nicht harte Strafen, 
die abschrecken, sondern das Risiko, erwischt zu 
werden. Und schließlich dürfte eine Rolle spielen, 
dass sich inzwischen in mehr als 1.000 Städten 
und Landkreisen kommunale Präventionsräte 
konkret um die Verhütung von Kriminalität küm-
mern. 

message: Wird denn das Ausmaß der Aus
länderkriminalität von der Bevölkerung richtig 
eingeschätzt?

Pfeiffer: Nein, da gibt es gravierende Fehl
einschätzungen. Vor zehn Jahren waren 27 
Prozent der Tatverdächtigen Ausländer. Wir woll-
ten von den Menschen wissen: Wie ist es heute? 
Die Befragten schätzten im Durchschnitt, dass fast 
37 Prozent der Tatverdächtigen Ausländer sind. 
In Wirklichkeit sind es 19 Prozent. Der Stand der 
Ausländerkriminalität wird also fast doppelt so 
hoch eingeschätzt als er tatsächlich ist. 

message: Auch dies ein Versagen der Medien?

Pfeiffer: Ja, und mit einer sehr problematischen 
Konsequenz: Die Bestrafung von Ausländern 
wird immer härter. Die Mär von der steigenden 
Ausländerkriminalität steigert die Angst vor dem 
Fremden. Davon sind auch die Schöffen erfasst, die 
Staatsanwälte und die Richter. Das Ergebnis: Wir 
haben seit 1993 eine Zunahme der ausländischen 
Strafgefangenen um 70 Prozent – obwohl die Zahl 
der ausländischen Angeklagten in Strafprozessen 
um ein Fünftel zurückgegangen ist. Ausländer 
werden nach unserer Einschätzung erheblich 
härter bestraft als noch vor zehn Jahren. 

Das ist kein deutsches Phänomen, das finden 
Sie auch in Großbritannien, Frankreich oder den 
Niederlanden. Auch dort nimmt die Angst vor 
dem Fremden zu. 

message: Hat die Härte der Justiz insgesamt 
zugenommen?

Pfeiffer: Ausländer trifft es besonders hart, doch 
auch insgesamt wird das Strafbedürfnis der Gesell
schaft immer stärker. Seit 1992 gab es in fünf 
Reformgesetzen von kleinen Korrekturen abge
sehen nur noch Strafverschärfungen. Insgesamt 
hat der Gesetzgeber zu 40 Straftatbeständen die 
Strafandrohungen deutlich angehoben.

Und wir haben in den letzten zwölf Jahren 
schätzungsweise fünf Milliarden Euro zusätz-
lich für den Vollzug härterer Strafen ausgegeben. 
Eine Erklärung dafür findet sich in der negati-
ven Kettenreaktion, die durch die irreführende 
Kriminalitätsberichterstattung des Privatfernsehens 
in Gang gesetzt wird. 

Es ist nachzuweisen, dass der insgesamt deut-
lichste Einflussfaktor auf das Strafbedürfnis der 
Bevölkerung die vermutete Kriminalitätsentwick
lung ist. Wer einen hohen Anstieg von Straftaten 
vermutet, ist mit großer Wahrscheinlichkeit der 
Ansicht, die Justiz sei zu lasch und die verhängten 
Strafen zu gering. Die Politik reagiert auf diese 
Unsicherheitsgefühle immer häufiger mit einer 
populistischen Law-und Order-Strategie. 

Es gibt also deutliche Hinweise darauf, dass 
die notorische Fehleinschätzung der Krimina
litätsentwicklung für eine völlig irrationale 

Verschärfung der Rechtspre
chung verantwortlich ist.	 n
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Rekord–Schmerzensgeld für Carolines To
chter« (Spiegel Online vom 6. Oktober 
2004). Oder: Financial Times: Mundtod 

durch Millionenprozess?« (Journalist 11/2004, Sei
te 30): Solche Schlagzeilen erinnern Journalisten an 
die Haftungsseite ihrer Tätigkeit. Auch wenn der 
Bundesgerichtshof (BGH) der jüngsten Tochter von 
Prinzessin Caroline gerade eine Geldentschädigung 
in Höhe von rund 76.000 Euro zugesprochen hat, 
bleiben solche Urteile die Ausnahme. Der Fall 
zeigt beispielhaft, welche besonderen Sachverhalte 
derartigen Urteilen zugrunde liegen. 

Aus dem Hinterhalt aufgenommen
Worum es ging? Die Zeit schriften Die Aktuelle 
und Die Zwei hatten nach der Geburt des jüngsten 
Sprosses der Adelsfamilie Paparazzi-Aufnahmen 
veröffentlicht, die das Neugeborene auf dem Arm 
seiner Mutter beim Verlassen der Geburtsklinik 
zeigten. Ein weiteres Foto wurde von einem 
Paparazzo aufgenommen, der aus dem Hinterhalt 
auf dem Privatgrundstück der Familie in Österreich 
auf den Auslöser drückte. 

Caroline hielt sich dort – scheinbar unbeo-
bachtet – kurz mit ihrem Neugeborenen an der 
frischen Luft auf. Sie hatte sich für die Geburt 
ins ländliche Österreich zurückgezogen, um dem 
Medienrummel zu entgehen. Und sie hatte zahl-
reiche Vorkehrungen getroffen, um das Kind vor 
dem erwarteten Ansturm der Boulevardpresse 
abzuschirmen: Beim Verlassen des Krankenhauses 
wurde der Säugling zum Beispiel vollständig in 
Tücher verhüllt. 

Hinzu kam, dass Prinzessin Caroline bereits 
zuvor in zahlreichen Prozessen zugunsten Ihrer 

anderen Kinder deutlich gemacht hatte, dass 
sie ihren Nachwuchs konsequent vor Fotover
öffentlichungen schützen will und keine Ver
öffentlichungen duldet. In diesen Verfahren hatten 
deutsche Gerichte bis in die höchsten Instanzen 
entschieden, dass Kinder besonders gegen derarti-
ge Paparazzi-Aufnahmen geschützt sind. Ein Recht 
auf ungestörtes und unbeobachtetes Aufwachsen 
gilt auch für Promikinder. 

Bewusster Rechtsbruch ist teuer
Trotz Kenntnis dieser Rechtslage veröffentlichten 
beide Illustrierten die Fotos. In solchen Fällen 
gehen Richter von bewusstem Rechtsbruch aus. 
Sie sprechen deswegen besonders hohe Geld
entschädigungen zu, damit sich solche Persön
lichkeitsrechtsverletzungen auch für finanz-
kräftige Verlage nicht lohnen. Das ist auch der 
Grund, warum diese Entschädigungen bei gro-
ßen Verlagshäusern höher ausfallen, als bei klei-
nen Verlagen oder einzelnen Journalisten: Ein  
Kriterium zur Bemessung der Entschädigungshöhe 
ist die Finanzkraft des Verletzers, weshalb  Prozesse 
in aller Regel  gegen Verlage, nicht aber gegen 
Fotografen und Redakteure geführt werden. 

Es kann aber auch anders sein, wie der Fall 
der Schülerin Lisa Loch, die in der Sendung TV 
Total verunglimpft wurde, zeigt. Dieser Fall ver-
deutlicht, dass bei besonders gravierenden und 
rücksichtslosen Persönlichkeitsrechtsverletzun
gen nicht nur Promis hohe Geldentschädigungen 
zugesprochen werden. 

Das OLG Hamm (NJW – RR 2004, 919) ver-
urteilte den Sender Pro7, die Produzenten der 
Sendung TV Total und Moderator Stefan Raab 

Nicht alle Klagen wegen Verletzung des Persönlichkeitsrechts   
führen zum Erfolg. Ob Schmerzensgeld bezahlt werden muss, 
hängt von der »Bedeutung und Tragweite« des Eingriffs ab.

VON ENDRESS WANCKEL

Sex muss schon  
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zur Zahlung von 70.000 Euro an die Schülerin. 
Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig, weil alle 
Beteilgten im Revisionsverfahren vor dem BGH 
weiterstreiten.

Die Schülerin hatte sich an einem lokalen 
Schönheitswettbewerb beteiligt. Dabei entstan-
den Fernsehaufnahmen, in denen sie kurz in die 
Kamera sprach: »Mein Name ist Lisa Loch und 
ich bin 16 Jahre alt«. Raab machte sich in sei-
ner Sendung mehrfach wegen des verfänglichen 
Namens mit sexuellen Anspielungen über sie lustig. 
Dabei mutmaßte er unter anderem Lisa Loch sei 
nur ihr Künstlername und sie hieße in Wirklichkeit 
Petra Pussy. Dies sei ein toller Name, wenn man 
ins Pornogeschäft einsteigen wolle. 

Mehrere Monate später wurde die Schülerin 
in der Sendung erneut bloßgestellt. Im Zusam
menhang mit dem Parteitag der Grünen wurde 
wieder der kurze Filmausschnitt eingeblendet. 
Diesmal kommentiert von einem Off-Sprecher mit 
den Worten »Genau, der Name ist Programm«. 
Daraufhin wurde ein fiktives Wahlplakat für eine 
»Lisa-Loch-Partei« mit einem kopulierenden Paar 
als Logo gezeigt. 

Verantwortliche Redakteure zahlten
Nach einer Strafanzeige der Schülerin wegen 
Beleidigung wurde eine Geldbuße in Höhe von  
10.000 Euro an eine gemeinnützige Organisation 
gezahlt. Die Staatsanwaltschaft München stellte das 
Verfahren ein. Die verantwortlichen Redakteure von 
TV Total zahlten Geldbußen in Höhe von jeweils 
5.000 Euro, um das Strafverfahren zu erledigen. 

Neben diesen strafrechtlichen Schritten versuch-
te Lisa Loch zivilrechtlich eine Geldentschädigung 
in Höhe von 300.000 Euro wegen der Verletzung 
ihres Persönlichkeitsrechts einzuklagen. Vor dem 
Landgericht blieb diese Klage zum überwiegen-
den Teil erfolglos, denn das Gericht sprach ihr 
nur 22.000 Euro zu. Vor dem Oberlandesgericht 
wurde der Entschädigungsbetrag dann auf 70.000 
Euro erhöht. Das Gericht sah in den Beiträgen 
schwer wiegende Persönlichkeitsrechtsverletzun

gen. Die minderjährige Klägerin sei als sexuell ver-
fügbar dargestellt worden, ohne dass sie vorher in 
irgendeiner Weise durch ihr Verhalten Anlass für 
aggressive Schmähungen gegeben habe. Sie sei zur 
Belustigung der TV-Total-Zuschauer im Kernbereich 
ihrer Ehre und Würde verletzt worden. 

Auch wenn die zweite Veröffentlichung – wie 
von den Beklagten zur Verteidigung vorbebracht 

– als Satire auf das vorhandene Desinteresse jun-
ger Menschen an der Politik gemeint gewesen sei, 
rechtfertige dies 
nicht eine derar-
tige Verletzung 
der Persönlich
keitsrechte. Das 
OLG Hamm wand-
te die zuvor vom 
Bundesgerichtshof 
entwickelten Kri
terien zum Geldentschädigungsanspruch nach 
Persönlichkeitsrechtsverletzungen in Medien an. 

Ob eine schwer wiegende Verletzung des 
Persönlichkeitsrechts vorliegt, die die Zahlung 
einer Geldentschädigung erfordert, hängt ins-
besondere von der »Bedeutung und Tragweite« 
des Eingriffs ab, aber auch vom Anlass und 
Beweggrund des Handelnden und dem Grad sei-
nes Verschuldens. Im Fall »Lisa Loch« sei eine 
Minderjährige zu Unterhaltungszwecken gezielt 
herabwürdigend behandelt worden. Dadurch, 
dass die Angelegenheit ohne hinreichenden Anlass 
mehrere Monate später erneut aufgegriffen wurde, 
seien die Beleidigungen vertieft worden. 

Das OLG Hamm sieht die Persönlichkeits
rechtsverletzung als vorsätzlich und besonders 
hartnäckig an. In solchen Fällen habe von einer 
Geldentschädigung ein echter Hemmungseffekt für 
die Zukunft auszugehen. 

Dieser Grundsatz gilt immer, wenn die 
Verletzung der Persönlichkeitsrechte als Mittel zur 
Steigerung der Auflage oder Zuschauerquote und 
damit zur Verfolgung kommerzieller Interessen 
erfolgt. Ein Betrag von nur 22.000 Euro (wie 

im Spiel sein 

Gericht: Stefan Raab habe im Fall 
Lisa Loch eine Minderjährige zu 
Unterhaltungszwecken gezielt 
herabwürdigend behandelt. 
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Trotz fortlaufender gerichtlicher Aus
einandersetzungen wurden immer 

wieder Fotos veröffentlicht. Das 
kostete den Verlag 100.000 DM. 

von der ersten Instanz zugesprochen) bewege 
sich nur im symbolischen Bereich, wenn man 
die Finanzkraft des Senders und der Produktion 
berücksichtige. Er sei deshalb nicht ausreichend, 
einen echten Hemmungseffekt zu erzeugen. 

Das OLG Hamm begründete sein Urteil auch 
damit, dass die Schülerin nach der Ausstrahlung 
dem Gespött von Mitschülern ausgesetzt war und 
sich in therapeutische Behandlung begeben muss-
te. Eine konkrete Berechnung des zugesprochenen 
Betrages von 70.000 Euro blieb das Gericht schul-
dig. In den Urteilsgründen heißt es nur, eine Geld
entschädigung in dieser Höhe sei zwar fühlbar und 
angemessen, schränke aber die Grundrechte der 
Beklagten nicht unverhältnismäßig ein, weil sie 
deren wirtschaftliche Existenz nicht bedrohe. 

Sachverhalte mit sexuellem Bezug
Bisher ergangene Verurteilungen zu hohen Geld

entschädigungen 
sind häufig von 
Sachverhalten mit 
sexuellem Bezug 
oder besonderer 
Hartnäckigkeit ge
kennzeichnet: Das 
Landgericht Ham
burg sprach im 

Jahr 1998 dem Prinzen von Hannover 100.000 
DM zu. Der Verlag hatte 15 rechtswidrige eher 
harmlose Fotos in circa zwei Jahren veröffentlicht. 
Die Schwere der Persönlichkeitsrechtsverletzung
en ergab sich für das Gericht daraus, dass trotz 
fortlaufender juristischer Auseinandersetzungen 
und gerichtlicher Verbote immer wieder ähnliche 
Fotos veröffentlicht worden waren. 

Wenn blanke Busen blitzen, kann es eben-
falls teuer werden. Die Schriftstellerin Hera Lind 
erstritt vor dem Hamburger Landgericht 150.000 
DM wegen der Veröffentlichung einer Bildstrecke  
von 15 Paparazzi-Fotos in einer Illustrierten, die sie 
in teilweise unbekleidetem Zustand mit nacktem 
Busen bei einem privaten Badeaufenthalt am Fluss 
Merlezza (Schlagzeile: »Lago Amore«)zeigten. 

Für das Gericht mag dabei auch von Bedeutung 
gewesen sein, dass ein Teil der Fotos als Blickfang 
auf der Titelseite der rund 334.000 Exemplare star-
ken Auflage gedruckt wurde und die Klägerin im 
Prozess auf den Konzernumsatz in Millionenhöhe 

hingewiesen hatte. In Fällen dieser Art geht es 
nicht um die oftmals schwierig vor Gericht zu klä-
rende Frage der Wahrheit oder Unwahrheit von 
Äußerungen. Geldentschädigungen wegen unwah-
rer Tatsachenbehauptungen sind schwer einzukla-
gen und stattgebende Urteile selten:

n	Einem niederländischen Geschäftsmann wurde 
in einem Fernsehbericht vorgehalten, er finan-
ziere einen Auto-Rennstall mit Drogengeldern. 
Er war im Beitrag mit einem Foto gezeigt 
worden. Da diese strafrechtlich relevante 
Behauptung vom Sender nicht stichhaltig  
bewiesen werden konnte, wurde dem Mann 
vom Oberlandesgericht Hamburg 1996 eine 
Entschädigung von  50.000 DM zugesprochen. 

n	In einem anderen bekannten Fall wurde aufgrund 
einer Fotoverwechslung in einer bundesweit 
erscheinenden Zeitschrift einem katholischen 
Pfarrer der sexuelle Missbrauch Minderjähriger 
nachgesagt. Da die Verwechslung nur fahrlässig, 
aber nicht vorsätzlich erfolgte, sprach ihm das 
Oberlandesgericht Koblenz 1997 trotz des gra-
vierenden Vorwurfs lediglich 20.000 DM zu. 

n	Einem angeblichen Wunderheiler, der in einer 
Zeitschrift als Hochstapler beschrieben wurde, 
sprach das Oberlandesgericht Karlsruhe 10.000 
DM zu. Im Bericht war wahrheitswidrig sug-
geriert worden, er säße wegen des Verdachts 
der Hochstapelei in Untersuchungshaft. 
Hätte sich das Blatt darauf beschränkt, seine 
Wunderheilerkräfte mit sachlich richtigen Fakten 
kritisch zu bewerten, hätte eine Zahlungsklage 
keinen Erfolg gehabt.

Angedroht, aber nicht erhoben
Von der Geldentschädigung wegen Persönlichkeits
rechtsverletzungen nach unverhältnismäßigen 
Eingriffen in die Privat- oder Intimsphäre oder der 
ehrenrührigen Behauptung falscher Tatsachen sind 
echte Schadensersatzforderungen zu unterschei-
den. Grundsätzlich gilt im Medienrecht der allge-
meine Haftungsgrundsatz des Zivilrechts (BGB): 
Derjenige, der einen anderen durch eine vorsätz-
liche oder fahrlässige Falschbehauptung in seinem 
Eigentum oder Vermögen schädigt, muss den kon-
kret entstandenen Schaden ersetzen. 

Gerade darin liegt aber der Grund, weshalb echte 
Schadensersatzklagen häufig zwar angedroht, aber 
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Schmerzensgeld soll spürbar sein: 
Umsatzstarke Verlagshäuser 
müssen mehr zahlen als 
einzelne Journalisten. 

Dr. Endress Wanckel 
ist Rechtsanwalt 
in der Hamburger 
Medienrechtskanzlei 
Frömming & Partner.

nicht erhoben werden oder im Sande verlaufen. Der 
Nachweis des kausalen Zusammenhangs zwischen 
Falschberichterstattung und Vermögensschäden ist 
selten zu führen. Die Anforderungen der Gerichte 
sind hier sehr hoch. Und so reicht es in aller Regel 
nicht, darzulegen, dass Umsätze nach einem 
Bericht zurückgegangen sind. 

Umsatzrückgänge können viele Ursachen haben 
und lassen sich selten konkret einem Medienbeitrag 
zuordnen. In einer Klage muss jedoch konkret 
dargelegt und bewiesen werden, dass andere 
Faktoren, wie mangelhafte Qualität der Produkte, 
eine veränderte Konkurrenzsituation, weniger 
Werbeaktivitäten etc. mit Sicherheit ausgeschlos-
sen werden können. 

Dies ist oft unmöglich. Es erscheint schon aus 
diesem Grund wenig wahrscheinlich, dass zum 
Beispiel die britische Wertpapierhandelsfirma 
Collins Stewart die Financial Times im Ergebnis 
mit Erfolg auf Schadensersatz wegen Kursverlusten 
nach einem Artikel über angebliche Verfehlungen 
eines ehemaligen Mitarbeiters in Anspruch neh-
men kann. Nach Presseberichten geht es in diesem 
Rechtstreit um eine Forderung von 363 Millionen 
Euro (Journalist 11/2004).

Viele Anspruchsteller sehen von Klagen ab, weil 
sie ihre Vermögens- und Gewinnsituation nicht 
offen legen wollen. Für Verlage und Journalisten 
wäre dies eine willkommene Quelle, an sonst streng 
abgeschirmte Geschäftsgeheimnisse zu gelangen. 
Doch ohne Vorlage konkreter Zahlen, die die wirt-
schaftlichen Verhältnisse vor und nach dem angeb-
lich schädigenden Beitrag detailliert aufzeigen, lässt 
sich keine Schadensersatzklage führen.

Sorgfaltspflicht schützt vor Ansprüchen
Die Gefahr, Schadensersatz zahlen zu müssen, 
ist für alle, die die journalistische Sorgfaltspflicht 
einhalten und die Fakten gewissenhaft zusam-
mentragen, gering. Hierbei gilt ein gleitender 
Sorgfaltsmaßstab: Je schadensträchtiger eine 
Behauptung ist, umso tiefer muss recherchiert wer-
den, um Falschmeldungen auszuschließen. 

Trotzdem sollte das Restrisiko nicht ver-
drängt werden. Wenn die Voraussetzungen des 
Schadensersatzanspruches erfüllt sein sollten, ist 
die Höhe der Forderung nicht auf die finanzielle 
Leistungsfähigkeit des Beklagten begrenzt. Ersetzt 
werden muss vielmehr der konkret entstandene 

Schaden – auch wenn er den Verursacher in die 
Insolvenz treibt. Dieser harte Grundsatz wurde im 
Januar 2001 vom Bundesverfassungsgericht bestä-
tigt (NJW 2001, 1639).

Anders ist dies bei »Schmerzensgeld«, das 
nur nach besonders schweren Persönlichkeits
rechtsverletzungen wegen immaterieller Schäden 
zugesprochen wird. Dieser Anspruch soll zwar 
der Genugtuung des Verletzten dienen und den 
Verletzer vor weiteren Verletzungen gleicher Art 
abhalten. Er darf aber gleichzeitig die freie Presse 
nicht in ihrem Bestand gefährden. 

Große Verlagshäuser müssen deshalb mehr zah-
len als weniger finanzkräftige Gegner. Wenn – was 
die Ausnahme ist – ein Journalist in Anspruch 
genommen wird, kann bei ihm schon eine Zahlung 
in Höhe von wenigen tausend Euro »spürbar« sein. 
Bei selben Sachverhalt müsste die Entschädigung 
deutlich höher ausfallen, wenn ein umsatzstarker 
Verlag oder Sender 
verklagt wird. 

Auch unter 
diesem Aspekt 
sehr interessant 
ist die jetzt in 
Berlin anhängige 
Mi l l i onenk lage 
zwischen den 
langjährigen »Modern Talking«-Akteuren Bohlen 
und Anders. Anders hatte gegen das Bohlen-
Buch »Nichts als die Wahrheit« eine einstweilige 
Verfügung erwirkt, weil nach seiner Darlegung 
Bohlen und Co-Autorin Katja Kessler in dem 
Enthüllungsbuch nicht bei der Wahrheit blieben. 

Gelogen in »Nichts als die Wahrheit«?
Anders wurde im Buch sinngemäß vorgeworfen, 
er habe sich zu Unrecht und in krimineller Weise 
zum Nachteil von Bohlen bereichert. Die Leser der 
Bild-Zeitung durften die entsprechenden Passagen 
schon vor dem Verkaufsstart des Buches lesen, um 
auf den Geschmack zu kommen. Nun verklagt 
Anders den Verlag Random House und Bohlen 
auf eine Million Geldentschädigung. Der erste 
Verhandlungstermin ist im Februar 2005. Wenn 
die Klage in vollem Umfang Erfolg haben sollte, 
würde sie wohl weder für die Bertelmann-Tochter 
Random House noch für Musikmillionär Bohlen 
zur Insolvenz führen. 	 n
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Seit dem Urteil des Straßburger Gerichtshof für Menschenrechte 
(EGMR) vom 24.6.2004 wird diskutiert, welche Konsequenzen 
daraus zu ziehen sind. Der EGMR hatte entschieden: Die die deut-

sche Rechtsprechung zum Privatleben Prominenter ist unangemessen. 
Ihnen muss zukünftig mehr Schutz garantiert werden. 

Unter Juristen ist umstritten, ob der Richterspruch aus Strassburg 
für deutsche Gerichte in anderen Fällen verbindlich ist. Dazu hat sich 
nun das Bundesverfassungsgericht geäußert (Beschluss vom 14. Oktober 
2004 – 2 BvR 1481/04). Doch auch dieses Urteil lässt Fragen offen. 

Nur eingeschränkt gebunden
Es ging bei der Entscheidung nicht um den Fall Caroline oder eine 
andere medienrechtliche Angelegenheit, sondern um das Sorgerecht 
für ein uneheliches Kind. Hierzu hatte der EGMR mit Urteil vom 26. 
Februar 2004 entschieden, dass die deutschen Gerichte einem Vater den 
Umgang mit seinem Kind ermöglichen müssten. Ein Amtsgericht sprach 
ihm daraufhin ein Umgangsrecht zu. Die nächste Instanz hielt sich nicht 
an das Straßburger Urteil und hob die Entscheidung des Amtsgerichts 
wieder auf. Der Vater wandte sich an das Verfassungsgericht. Dieses gab 
ihm im Hinblick auf die Entscheidung des EGMR Recht. Gleichzeitig 
stellte das BVerfG aber klar, dass es sich nur eingeschränkt an die 
Straßburger Urteile gebunden fühle.

Der Grund: Die Europäische Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte (EMRK) sei von deutschen Gerichten bei der 
Interpretation des nationalen Rechts als »Auslegungshilfe« zu beachten 
und anzuwenden. Die deutsche Verfassung sei demnach möglichst so 
auszulegen, dass kein Konflikt mit völkerrechtlichen Verpflichtungen der 
Bundesrepublik Deutschland entsteht. 

Das Bundesverfassungsgericht stellte weiterhin fest, dass in 
Ausnahmefällen ein Verstoß der deutschen Souveränität gegen das 
Völkerrecht durchaus gerechtfertigt sei, wenn »tragende Grundsätze der 
Verfassung« das erforderten. Urteile des Gerichtshofs seien nur für die an 
dem Verfahren beteiligten Parteien verbindlich. 

Die Bindungswirkung einer Entscheidung des Gerichtshofs erstre-
cke sich dabei auf alle gesetzlichen Organe. Die seien grundsätzlich 
dazu verpflichtet, im Rahmen ihrer Zuständigkeit einen fortdauern-
den Konventionsverstoß zu beenden und einen konventionsgemä-
ßen Zustand herzustellen. Art und Weise der Bindungswirkung von 
Entscheidungen des EGMR hänge von zwei Dingen ab: zum einen vom 
Zuständigkeitsbereich der staatlichen Organe und zum anderen vom 

Spielraum, den vorrangig anwendbares Recht lässt. 
Zur Bindung von Verwaltungsbehörden und Gerichte an Gesetz 

und Recht gehöre nach Auffassung des Bundesverfassungerichts die 
Berücksichtigung der Gewährleistungen des EMRK. Ebenfalls seien die 
Entscheidungen des Gerichtshofs im Rahmen methodisch vertretbarer 
Gesetzesauslegungen zu beachten.

Gerichte müssen ein Urteil, das einen von ihnen bereits entschie-
denen Fall betrifft, dann befolgen, wenn sie in verfahrensrechtlich 
zulässiger Weise erneut über den Gegenstand entscheiden und dem 
Urteil ohne Verstoß gegen deutsche Gesetze Rechnung tragen kön-
nen. Vor allem im Familien- und Ausländerrecht sowie im Recht 
zum Schutz der Persönlichkeit kann es geboten sein, widerstreitende 
Grundrechtspositionen durch die Bildung von Fallgruppen und abge-
stufte Rechtsfolgen zu einem Ausgleich zu bringen, so das BVerfG. Es 
sei Aufgabe der nationalen Gerichte, eine Entscheidung des EGMR 
»schonend einzupassen«.

Nach dieser Stellungnahme des BVerfG ist nicht davon auszugehen, 
dass die Instanzgerichte das Straßburger Urteil zukünftig unberücksich-
tigt lassen: Die in Deutschland anzuwendenden Vorschriften aus dem 
KUG lassen eine Auslegung zu, die den Vorstellungen der Straßburger 
Richter entspricht. 

Sollten deutsche Gerichte zukünftig – entgegen dem Straßburger 
Caroline Urteil – am eingeschränkten Schutz der Privatsphäre von 
Prominenten festhalten, wäre der Gesetzgeber gefordert, einzugreifen. Er 
müsste schärfere Gesetze erlassen, weil die Menschenrechtskonvention 
alle Staatsgewalten – Judikative, Legislative, Exekutive – bindet. Nach 
dem Völkerrecht kommt es nur darauf an, dass im Ergebnis konventions-
gerechte Zustände hergestellt sind. 

Wirkung in ersten Instanzgerichten
Die Auswirkungen des Caroline-Urteils schlagen sich jetzt auch in ersten 
Urteilen der Instanzgerichte nieder: Das Kammergericht (KG) Berlin 
verbot mit Urteil vom 29.10.2004 Fotos, die Herbert Grönemeyer mit 
Freundin in Rom beim Bummeln und im Straßencafe zeigen. Das Gericht 
berief sich hierbei ausdrücklich auf den erweiterten Privatsphärenschutz 
von Prominenten und deren Begleitern nach dem Urteil des EGMR. 
Zuvor hatte das KG am 22.06.2004 noch ähnliche Fotos aus einem 
Londoner Straßencafe für zulässig gehalten.  

Endress Wanckel

ERSTe KONSeQUeNZeN DeS CARLONIe-URTeILS
Wie geht es nach der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) weiter? Das Bundes
verfassungsgericht sieht Urteile des EGMR als »Auslegungshilfe« an. Und ein Berliner Gericht änderte bereits seine 
Rechtsprechung: Es folgte in seiner Auslegung dem Straßburger Urteil. 
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Zur digitalen Spaltung der Gesellschaft
2005, 260 Seiten, broschiert
ISBN 3-89669-475-8, € (D) 29 / SFr 49,80

Marr diskutiert die digitale Spaltung der Gesell-
schaft. Seine Untersuchung macht deutlich, dass
Internetnutzer zwar besser informiert sind, aber ihr
Vorsprung keine Folge der Nutzung des Internets ist. 
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�1�V�C�M�J�[�J�T�U�J�L�X�J�T�T�F�O�T�D�I�B�G�U���V�O�E��
�š�G�G�F�O�U�M�J�D�I�F���,�P�N�N�V�O�J�L�B�U�J�P�O

Beiträge zur Reflexion der Fachgeschichte
2005, 348 Seiten, broschiert
ISBN 3-89669-477-4, € (D) 34 / SFr 58,90

100 Jahre Fachgeschichte an der Universität Zürich.
Mit Beiträgen von Hans Bohrmann (Dortmund),
Heinz Bonfadelli (Zürich), Susen Göppner (Leipzig),
Barbara Hänsli (Zürich), Kurt Imhof (Zürich), Otfried
Jarren (Zürich), Marie Luise Kiefer (Wien), Wolfgang
R. Langenbucher (Wien), Frank Marcinkowski (Zü-
rich), Peter Meier (Bern), Ulrich Saxer (Wien), Edzard
Schade (Dortmund), Gabriele Siegert (Zürich) und
Werner Wirth (Zürich).
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2005, 224 Seiten, broschiert
ISBN 3-89669-466-9, € (D) 29 / SFr 49,80 

Journalisten sind keine neutralen Informationsver-
mittler oder selbstlosen An wälte des Gemeinwohls,
die allenfalls an den Zwängen des Systems schei-
tern, sondern verfolgen eigene Interessen. Susanne
Fengler und Stephan Ruß-Mohl entwerfen entlang
des rational choice eine neue Perspektive der Jour-
nalismusforschung. 

Michael Beetz
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2005, 432 Seiten, broschiert
ISBN 3-89669-520-7, € (D) 44  / SFr 76

Beetz unterscheidet vier typische Einstellungs-
muster gegenüber der Öffentlichkeit: Autonomie, Va-
riation, Inklusion und Reproduktion und beschreibt
damit Mechanismen, die dem Abgleich gesell-
schaftlichen und individuellen Sinns dienen.
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F
rau X. Y., eine bürgerlich-politisch bewuss-
te Frau und Mutter von zwei Kindern in 
Zürichs Nobelquartier, war erst erstaunt, 
dann empört: Da lag die groß formatige und 

elegante Modezeitschrift Bolero, ein Produkt des 
Hauses Ringier, unverlangt im Briefkasten mit einer 
Fotostrecke mit sieben seitenfüllenden Bildern, die 
sie mehr als explizit fand. Ein kurzer Text unter 
dem Titel »Alarmstufe Rot« leitete die Serie 
ein; sieben teils renommmierte Fotografen waren 
eingeladen, ihre Vision zum Thema »Knallrote 
Lippen« zu gestalten. Der Einleitungstext pries 
die »umwerfende Signalwirkung« des eingefärb-

ten Munds und  Gegenstand mancher Gedichte.  
Gezeigt werde jetzt »der verführerische und sym-
bolische Furor roter Lippen«. Den zeigte Bolero 
in der Tat. 

Kinderpornografie?
Frau X. Y. wandte sich an den Presserat. Bolero 
habe nicht mehr zwischen Mode, Lifestyle und 
Kinderpornografie unterschieden. Sie beanstande-
te besonders drei Fotos. 

 1. Das Bild von Derek Stierli und Philip Schaub, 
Zürich, zeigte ein etwa 12-jähriges Mädchen, 
das sich – den Kopf gegen unten – auf einem 
Sofa räkelt. Es hält den Lippenstift in der Hand. 
Bildtext: »Wie heißt Ihr Bild? Lippenstift. ... Das 
Klicken beim Schließen des Deckels«.

 2. Joachim Baldauf, Hamburg, knipste das Bild 
eines etwa einjährigen Kleinkinds, den Mund mit 
Lippenstift verschmiert (oder – wahrscheinlicher 

– dem jemand den Kindermund beschmiert hatte). 
»Mamas Liebling. ... Rote Lippen schaffen eine 
Distanz, eine Erhöhung. Sex, der nicht zu bekom-
men ist ...«.

 3. Diana Scheuermann, London, bildete eine 
junge Frau mit verzücktem Gesichtsausdruck in 
sexy Unterwäsche frontal ab. Per Lippenstift ist ein 
ejakulierender Penis auf ihren Bauch gezeichnet. 
»Wie heißt Ihr Bild? Dickstick. .. Look at it.  … 
Lust auf Sex im weitesten Sinn…«.

Besonderer Schutz von Kindern
Der Presserat hat in zahlreichen Stellungnahmen 
begründet, dass Texte und Bilder zu heiklen, 
sensiblen Themen zurückhaltend und erst nach 
Interessenabwägung publiziert werden sollen 

Kinder bedürfen eines besonderen Schutzes. Grundsätzlich gilt: 
Bei der Darstellung von Kindern in den Medien ist Zurückhaltung 
geboten. Wo die endet, hat der Schweizer Presserat neu definiert.

VON PETER STUDER

Porno oder Kunst?

Mit Sicherung: Die Weltwoche (Nr. 46/2004) 
druckte pikante Fotos auf gefalzten Rohbogen, 
die aufgeschnitten werden müssen.

Im Grenzbereich: Über dieses in der Zeitschrift 
Bolero (Juni 2004) erschienene Foto beschwerte 
sich eine Leserin beim Schweizer Presserat.
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(www.presserat.ch, 2/98). Demnach bedürfen 
Kinder eines besonderen Schutzes. Und: Bei der 
medialen Darstellung von Delikten an Kindern ist 
Zurückhaltung geboten (Richtlinie 7. 4). 

Nur zwei der drei Fotos bilden Kinder ab. 
Weder das Foto mit dem halbwüchsigen Mädchen 
noch jenes mit dem – offenbar instrumentalisier-
ten – Säugling zeigen Kinder in einer Lage, die 
sie als besonders schutzbedürftig oder gar in ihrer 
Menschenwürde verletzt erscheinen ließe. 

Aber problematisch wirken die beiden 
Kinderbilder allemal. Titel und Einleitung laden  
die ganze Bildstrecke erotisch auf, noch bevor 
»etwas zu sehen« ist. Das Foto mit dem aufgemal-
ten Penis – allerdings kein Kinderporträt – proje-
ziert eine weitere hocherotische Komponente auf 
die ganze Fotoserie. Es drohen Missverständnisse. 
Dennoch würde es laut Presserat zu weit führen, 
beide Bilder als Kinderpornografie zu bezeichnen. 
Und beim dritten Bild mit dem aufgemalten Penis 
geht es nicht um ein Kind. 

Aber die Beschwerde beim Presserat von 
Frau X. Y. wirft noch eine andere Frage auf: 
Unterlaufen solch unerwartete Bilder in einer 
etablierten Modezeitschrift, die sich oft lange 
auf  Kaffeetischchen im Wohnzimmer hält, den 
gesetzlichen Kinder- und Jugendschutz? Der 
Presserat hat ja schon vor Jahren betont, dass die 
Verantwortung der Medienschaffenden nicht nur 
die Informationspflicht, sondern letztlich auch die 
Abwägung der möglichen Folgen einer Publikation 
umfasst (www.presserat.ch, Free-Base Herstellung, 
Stellungnahme 1991).

Kommentar- und Kunstfreiheit
Hier muss – noch gewichtiger als bei der Prüfung 
auf Kinderpornografie hin – zur Klärung des 
Sachverhalts noch ein weiteres Gut in die 
Abwägung einbezogen werden: Die Kommentar- 
und Kunstfreiheit. Die Pop- und Fotokunst hat seit 
den 1960er Jahren die Grenzen zwischen neutra-
lem oder aktuellem Porträt und erotisch suggesti-
ver Inszenierung stark ausgeweitet. Das hat unter 
anderem mit dem Trend der Gegenwartskunst zu 
tun, die letzten Tabus aufzuspüren und zu zerstö-
ren. 

Der Kunstfreund erinnert sich an Tom 
Wesselmanns gemalte phallische Lippenstifte, an 
die Fotoserien von Robert Mapplethorpe, Nan 

Goldin, Thomas Ruff und Bettina Rheims; letzte-
rer ist eines der Bolero-Bilder übrigens deutlich 
nachempfunden. Die im Fotomuseum Winterthur 
laufenden Ausstellung von Sachbildern führt 
den Lippenstift in der Sachbildgruppe »Fetische«. 
Offensichtlich beansprucht die Bolero-Serie auch 
die Freiheit künstlerischer Kommentierung. 

Überdies ist Bolero keine Zeitschrift für Kinder 
und Jugendliche. Dass sich Kinder und Jugendliche 
auf die Coffeetable-Zeitschrift stürzen, ist eine 
wenig wahrschein-
liche und nicht 
unbedingt mitzu-
bedenkende Folge 
der Publikation. 
Das gilt selbst 
bei unverlangter 
Zustellung. Ebenso 
wie bei Fernseh
sendungen ist es auch bei Printmaterialien Sache 
der Eltern zu prüfen, was sie ihren Kindern zumu-
ten.

Der Schweizer Presserat weist die Beschwerde 
ab und schließt seine »Stellungnahme« (Ent
scheidung) mit der Ermahnung, bei solchen 
Publikationsentscheiden die Interessenabwägung 
sorgfältig vorzunehmen (www.presserat.ch, 53 / 
2004). 

Scharf kalkulierter Gag oder Respekt?
Wenig später hat das renommierte Wochenmagazin 
Weltwoche gezeigt, wie man es anders machen 
kann: Unter dem Titel »Scharf kalkuliert« bringt 
es einen größeren Bericht über den hochgehandel-
ten amerikanischen Trash- und Punk-Fotografen 
Terry Richardson, um den sich derzeit »große 
Modehäuser und Magazine der Weltliga« reißen. 
Knallrot aufgedruckt steht  auf   dem Titel und 
zu Beginn der Fotostrecke im Heft:  »Warnung: 
Die folgende Doppelseite ist nicht jugendfrei«.  
Drucktechnisch sind die Fotoseiten, die in etwa 
die Brisanz der Scheuermann-Bilder in Bolero auf-
weisen, als gefalzter Rohbogen im Heft und am 
Rand nicht aufgeschnitten.   

War das ein »scharf kalkulierter« Gag der 
Weltwoche? Oder war das die letzte Regung 
von Respekt der weit verbreiteten Zeitschrift vor 
ihrem konservativeren Lesersegment und dessen 
Kindern? Lassen wir’s offen.	 n

Der Presserat weist die Beschwer
de ab. Es ist Sache der Eltern zu 
prüfen, was sie ihren Kindern an 
Printmaterialien zumuten. 

Dr. Peter Studer ist 
seit 2001 Präsident 
des Schweizer 
Presserates.
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W
enn Journalisten andere Menschen 
mit Ausdrücken kennzeichnen, die 
zwar volkstümlich, aber nicht gesell-
schaftsfähig, möglicherweise sogar 

ehrverletzend sind, steht der Presserat immer 
wieder vor der schwierigen Entscheidung einer 
Einordnung und Bewertung. 

Ziffer 9 des Pressekodex besagt: »Es wider-
spricht journalistischem Anstand, unbegründete 
Behauptungen und Beschuldigungen, insbeson-
dere ehrverletzender Natur, zu veröffentlichen.« 
Diesen Grundsatz in Richtlinien auszulegen, hat 
der Presserat bislang nicht für notwendig erach-
tet.

Sanktionen wurden in den letzten Jahren 
eigentlich nur in besonders gravierenden Fällen 
ausgesprochen, dann nämlich, wenn sich die 
Einordnung der Handelnden in bestimmte 
Kategorien aus dem Sachverhalt und der Sachnähe 
nicht herleiten ließ und wenn solchermaßen geäu-
ßerte Kritik am Verhalten des Betroffenen auf des-
sen Ansehen und Ehre zielte. 

MISSBILLIGUNGeN
Am 7. September 2004 schrieb die Südwest Presse 
in einem Kommentar zum Ausgang der saarländi-
schen Landtagswahlen: »Dass Oskar Lafontaine 
charakterlich gesehen ein LUMP  ist, hat sich 
herumgesprochen – nicht mal ein PDS-Anhänger 
würde noch ein Auto von ihm kaufen.«

Eine Leserin beschwerte sich daraufhin beim 
Deutschen Presserat: Mit dieser Beschimpfung 
sei eine Grenze überschritten. Diesem Fall seien 
schon etliche andere beleidigende Benennungen 

Lafontaines durch die Südwest Presse vorrausge-
gangen, darunter »Saar-Napoleon«, »Populist« und 
»Kameradenschwein«. 

Die Chefredaktion der Zeitung erklärte, man 
habe sich zu der Aussage berechtigt gefühlt, 
da – wie in dem Kommentar auch erwähnt 

– Lafontaine seine Partei schnöde im Stich gelas-
sen habe, mit seiner Stimmungsmache gegen 
die alten Mitstreiter Geld verdiene und seine 
politische Meinung so oft wechsele, wie es die 
politische Windrichtung erfordere. Man habe 
Lafontaine aber auch gegen die Vorwürfe der SPD 
in Schutz genommen, er sei an dem Ergebnis der 
Landtagswahl im Saarland schuld. 

Insgesamt ist die Chefredaktion der Ansicht, 
dass es sich hier um eine wenn auch harte, aber 
zulässige Meinungsäußerung handele. 

Dennoch sei der Autor des Kommentars 
angewiesen worden, bei der Wahl solcher 
Bezeichnungen künftig Zurückhaltung zu üben. 
Einem Menschen ausschließlich auf Grund sei-
nes politischen Verhaltens den Charakter eines 
»Lumpen« zu bescheinigen und diese Aussage 
mit dem Hinweis »Das weiß ein jeder« auch 
noch zu generalisieren, mochte der Presserat 
als Meinungsäußerung nicht mehr gelten las-
sen. Er bedachte diese Art von ehrverletzender  
Schmähkritik mit einer Missbilligung.

Ebenfalls missbilligt wurde im Jahr 2003 
eine Boulevardzeitung, die einen Lehrer ohne 
Rücksicht auf seine Identifizierbarkeit dreimal 
als LEHRER  FAUl  bezeichnet hatte. Die Klage 
des Mannes gegen ein Arbeitszeitmodell und die 
Absage einer Klassenfahrt zum Anlass zu neh-

Dürfen Journalisten Oskar Lafontaine als »Lump« bezeichnen? 
Oder Hartmut Engler als »Arschwarze«? Hier eine Auswahl von 
Schimpfwörtern, deren Zulässigkeit der Presserat geprüft hat. 

VON HORST SCHILLING

Sie! Wissen Sie,
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men, dem Betroffenen öffentlich einen persönli-
chen Charaktermangel zu unterstellen, ging dem 
Presserat eindeutig zu weit. 

Im Jahr 2000 bekam eine Boulevardzeitung 
eine Missbilligung des Presserats, weil sie einen 
psychisch angeschlagenen Mann, der eine Art 
Klagemauer errichtet hatte, als GAGA  bezeich-
nete. In Richtlinie 8.4 des Presserates heißt es, 
abwertende Bezeichnungen einer Krankheit seien 
zu vermeiden. 

RÜGeN
Die Bezeichnung eines afrodeutschen Mord
verdächtigen als K ONGO -K Ill ER rügte der Presse
rat im Jahr 2002. Damit seien alle Kongolesen dis-
kriminiert, hieß es in der Begründung. Täter oder 
Tätergruppen in Verbindung mit ihrer Nationalität 
zu nennen, sei nur dann gerechtfertigt, wenn es 
um einen erkennbaren Zusammenhang zwischen 
der Herkunft des Verdächtigen und dem ihm vor-
geworfenen Delikt gehe. 

Die Bezeichnung »Kongo-Killer« verstoße 
gegen das Diskriminierungsverbot in Ziffer 12 
des Pressekodex: »Niemand darf wegen seines 
Geschlechts oder seiner Zugehörigkeit zu einer 
rassischen, ethnischen, religiösen, sozialen oder 
nationalen Gruppe diskriminiert werden.«

1994 wurde eine Zeitschrift öffentlich gerügt, 
die in einer Kolumne Postbeamte als UNI fOR-
MIERTE  M ONSTER , GEISTIG  UNTERBElICH -
TETE  SCHMAROTZER  UND  DRÜCkEBERGER , 
INTEllEkTUEllE  N UllEN  UND  A NAlPHA

BETEN  MIT  DEM  A NSEHEN  EINES  BREIT
MAU lfROSCHES  beschimpft hatte. Bei der 
Telefonauskunft lümmelten sich T ElEfONMÄUSE  
und EIN  PAAR  PU llOVERSTRIC kENDE  W EIBER  
herum, so das Blatt. Der Beschwerdeausschuss 
sah in diesen Formulierungen eine generell gehal-
tene und ehrverletzende Beschuldigung aller 
Mitarbeiter der Postunternehmen. 

Ebenfalls mit einer Rüge endete 1999 das 
Beschwerdeverfahren gegen eine in Deutschland 
erscheinende türkische Zeitung, die den damali
gen italienischen Minis
terpräsidenten D’Ale
ma wegen dessen 
Stel lungnahme zur 
angeblichen Rückkehr 
des PKK-Führers Öcalan 
nach Italien einen DRE-
Ck IGEN  L ÜGNER  
genannt hatte. Während 
die Formulierung »Lügner« unter Umständen 
noch zulässig sein könne, ziele das Prädikat »dre-
ckig« auf eine Schmähung D’Alemas ab, begründe-
te der Presserat seine Entscheidung.

KeINe SANkTIONeN
1997 wurde eine Beschwerde gegen eine 
Boulevardzeitung zurückgewiesen, welche in 
ihrer Schlagzeile die Meinung eines Atomexperten 
zitiert hatte, der Sozialminister eines Bundeslandes 
sei ein LÜGNER . Bei seiner Entscheidung orientier-
te sich der Presserat am Urteil eines Landgerichts, 
das festgestellt hatte, der Minister habe in seiner 

was Sie sind?

Den Ausdruck »Lügner« darf 
man verwenden, wenn er von der 
Sachlage gedeckt ist – »dreckiger 
Lügner« hingegen wird gerügt.



112

Ein Wähler der Schill-Partei sah sich 
als »Ratte« verunglimpft, weil eine 
Lokalzeitung Haider und Schill als 
»Rattenfänger« bezeichnet hatte.

Antwort auf die große Anfrage der Opposition im 
Landtag bewusst einen falschen Eindruck erweckt 
und damit wesentliche Tatsachen verschwiegen. 
Insofern sei die Bezeichnung des Ministers als 
»Lügner« keine unbegründete Behauptung ehrver-
letzender Natur. 

Eine ähnliche Entscheidung musste im Jahr 
2000 auch der Oberbürgermeister einer Stadt hin-
nehmen, den die Zeitung am Ort gleichfalls einen 
»Lügner« genannt hatte, weil er einen umstrit-
tenen Briefwechsel mit einem Scientologen ver-
schwiegen hatte. Aufgrund der Sachlage sei diese 
Formulierung eine vertretbare Einschätzung der 
Redaktion, so der Presserat. 

Als überaus kri-
tisch, aber noch 
tolerierbar ordne-
te der Presserat 
im Jahre 2004 
die Bezeichnung 
R A ffk   E  für 
die freigestellte 

Personalratsvorsitzende einer Stadtverwaltung 
ein, die sich um das höher dotierte Amt einer 
Abteilungsleiterin beworben hatte, nach Angaben 
einer Boulevardzeitung den Job aber gar nicht antre-
ten, sondern nur monatlich 200 Euro mehr kassie-
ren wollte. Es müsse einer Redaktion erlaubt sein, 
Vorgänge zu bewerten und die daraus gezogenen 
Schlüsse auch in Form von Meinungsäußerungen 
wie die Bezeichnung »Raffke« wiederzugeben. 

2003 berichtete eine Boulevardzeitung 
über die Korruptionsvorwürfe gegen einen 
Entsorgungsunternehmer. Der SCHMIER GElD
GANGSTER  habe in seinem Bemühen, den 
Zuschlag für die Teilprivatisierung einer städti-
schen Müllverwertungsanlage zu bekommen, 
auch nicht massive Drohungen gegenüber der 
Oberbürgermeisterin gescheut. 

Die Rechtsvertretung des Betroffenen hatte an 
der Darstellung der Auseinandersetzung nichts 
zu beanstanden, hielt die Bezeichnung »Schmier
geldgangster« jedoch für eine Verunglimpfung, 
die über den Informationsauftrag der Presse weit 
hinausgehe. Ein Gangster sei ein Krimineller und 
nach dem Verständnis des Durchschnittslesers 
ein überführter Verbrecher. Ein Verdächtiger 

dürfe aber vor einem Urteil nicht als Schuldiger 
hingestellt werden. 

Der Presserat bezeichnete die Formulierung 
als eine zulässige Bewertung der Redaktion. Auf 
Grund des hinreichenden Tatverdachts gegen 
den Beschwerdeführer wegen Beihilfe zur 
Bestechlichkeit und Bestechung sowie wegen 
der selbst eingeräumten Verstrickungen des 
Betroffenen kam das Gremium zu dem Schluss, 
dass die Wahl dieser bewertenden, strafrechtlich 
nicht einschlägigen Bezeichnung vertretbar sei. 
Eine Vorverurteilung finde damit nicht statt.

Nicht der betroffene Künstler, sondern ein Leser 
beschwerte sich beim Presserat, als die taz  im Jahr 
2003 auf ihrer Satireseite »die wahrheit« unter der 
Überschrift »schleimen, bis die frauen brechen« 
den Leadsänger der Gruppe Pur, Hartmut Engler, 
als einen der hässlichsten Männer der Welt und 
als SCHw ÄBISCHE  A RSCHw ARZE  bezeichnete. 
Wenn das Kotzen einen neuen Namen bräuchte, 
schrieb das Blatt, könnte es Englern heißen. Ein 
dem Artikel beigestelltes Agenturbild des Sängers 
trug den Vermerk »Hässliches Foto«. Während 
der Leser die Menschenwürde des Sängers ver-
letzt sah, wertete der Presserat die satirischen 
Betrachtungen als zulässige Meinungsäußerung. 

Ein Wähler der Schill-Partei sah sich 2003 als 
»Ratte« verunglimpft, weil eine Lokalzeitung in 
Westdeutschland die Politiker Haider und Schill 
als RATTEN fÄNGER  bezeichnet hatte. Der 
Presserat wies die Beschwerde als unbegründet 
zurück. Der Ausdruck »Rattenfänger« sei ein 
Synonym dafür, dass jemand Menschen mit recht 
einfachen Formulierungen hinter sich schare. 
Dies könne man auch den Politikern Haider und 
Schill in einem Kommentar durchaus vorwerfen. 
Die Meinungsfreiheit erlaube einem Journalisten, 
auch Positionen einzunehmen, die nicht von 
jedermann geteilt werden. Eine Gleichsetzung 



113

Eine Faustregel für den journa-
listischen Alltag lässt sich aus 
der Spruchpraxis des Deutschen 
Presserates nur schwer ableiten. 

Horst Schilling, 
ehemaliger 
Chefredakteur der 
Rhein-Zeitung, 
verfolgt regelmä-
ßig die Sitzungen 
des Deutschen 
Presserates, dem er 
12 Jahre angehörte.

der Wähler mit Ratten liegt nach Meinung der 
Beschwerdekammer aber nicht vor.

Ein Informationsdienst für Insider des 
Kapitalmarktes warf im Jahr 2000 einem 
Anlagevermittler Zahlentrickserei vor, weil er 
glaube, ein inzwischen insolventes Unternehmen 
könne noch Renditen von zwei bis drei Prozent 
abwerfen. Wenn er diese weiter betreibe, dürfe 
er sich nicht wundern, wenn er plötzlich von der 
»grünen Minna« in Handschellen abgeführt werde. 
Im Text wurde der Betroffene zweimal als N ARR  
bezeichnet, in der Überschrift gar als N ARR  
DES JAHRES . Der Presserat stellte dazu fest, der 
Redaktion müsse erlaubt sein, aus Vorgängen und 
Unterlagen Schlüsse zu ziehen und die dabei 
gewonnenen Erkenntnisse auch in charakterisie-
rende Bezeichnungen umzusetzen. Eine solche 
Bezeichnung sei die Formulierung »Narr des 
Jahres«, mit der die Ehre des Beschwerdeführers 
nicht verletzt werde. 

Dem Jugendmagazin einer Tageszeitung sah das 
Gremium 1999 nach, dass es einen 14-jährigen 
Straftäter, der in die Türkei abgeschoben werden 
sollte, zweimal als A RSCHl OCH  bezeichnet hatte. 
Jugendliche bedienten sich heute einer wesentlich 
drastischeren Sprache als es in Erwachsenenkreisen 
normalerweise der Fall sei, so der Presserat. Wenn 
die Redaktion deshalb der Ansicht sei, die gleiche 
Sprache verwenden zu müssen, um ihre Leser zu 
erreichen, so könne dies aus der Sicht des Presserats 
nicht kritisiert werden.

1997 tolerierte das Gremium die Bezeichnung 
EkEl- PA kET. So hatte eine Boulevardzeitung 
einen Mann genannt, der mit sechs Familien in 
seiner Straße im Streit lag. Es handele sich hier 
nicht um eine Ehrverletzung, sondern eher um 
die persönliche Einschätzung des Autors, zu der 
dieser bei der Recherche über den Streit unter den 
Nachbarn gelangt sei. Sie sei zwar sehr kritisch, 
nach Ansicht des Presserats aber eine – noch – 
zulässige Wertung, die sich im Rahmen der grund-
gesetzlich geschützten Meinungsfreiheit bewege. 

Vom Vorwurf der Ehrverletzung sprach das 
Gremium 1997 auch eine Autozeitschrift frei, die 
einen Mann, der Falschparker der Polizei gemeldet 

hatte, als PETZER , W ICHTIGTUER , SCHRAT  
UND  DEUTSCH lANDS  OBER- A UTOHASSER  
charakterisiert hatte. Dass sich eine Zeitung mit 
seinen Verhaltensweisen beschäftige, müsse er 
akzeptieren. Die dabei benutzten Bezeichnungen 
und Attribute bewegten sich noch im Rahmen des 
Erlaubten. 

Zu einem Beschwerdeverfahren kam es 1991, 
als eine Boulevardzeitung über die zwielichtigen 
Geschäfte eines Immobilienhändlers in den neuen 
Bundesländern berichtete und den Betroffenen 
einen H OCH
STAP lER nannte. 
Da die Redaktion 
g l a u bw ü r d i g 
darlegen konnte, 
dass die in dem 
Artikel aufgestell
ten Behauptungen 
den Tatsachen 
entsprachen, hielt der Presserat die Bezeich
nung »Hochstapler« für erlaubt. Die Grenze zur 
Schmähkritik sei damit nicht überschritten.

In der Verwendung eines Spitznamens sah 
der Presserat keine Ehrverletzung im Sinne von 
Ziffer 9 des Pressekodex. 1994 hatte sich ein 
Bürgermeister darüber beschwert, dass eine Bou
levardzeitung ihn in ihrer Schlagzeile als GUllY-
U DO  bezeichnet hatte. Diese Wortwahl hielt 
der Beschwerdeausschuss für eine tolerierbare 
umgangssprachliche Anspielung darauf, dass der 
Bürgermeister im Rahmen der Stadtsanierung die 
Gullydeckel mit dem Stadtwappen hatte versehen 
lassen und versucht hatte, den Bürgern dafür zusätz
liche finanzielle Verpflichtungen aufzubürden.

Das Sammelsurium an Schimpfwörtern, das sich 
in der Spruchpraxis des Presserates findet, besteht 
aus schwer zu kategorisierenden Einzelfällen. 
Eine Faustregel für den redaktionellen Alltag lässt 
sich daraus nur schwer ableiten. Ein kritischer 
Journalist muss die Dinge beim Namen nennen. 
Die journalistische Fairness gebietet es jedoch, auf 
Schmähungen und persönliche Attacken zu ver-
zichten. Diese Gratwanderung im Nachhinein zu 
bewerten, erfordert immer auch die Beantwortung 
von Geschmacksfragen. 
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1.Willemsen, Roger: Gute Tage. Begeg-
nungen mit Menschen und Orten. 

Frankfurt am Main: S. Fischer 2004, 415 
Seiten, 19,90 Euro.

»Edelfeder« ist ein Etikett, das nicht jeder, der 
es verwendet, unbedingt positiv meint. Aber 
manchmal passt es: Wenn jemand so anspruchsvoll 
schreibt, journalistisch denkt und handelt, dann 
ist man einem Glücksfall dieser seltenen Gattung 
begegnet. 

Roger Willemsen ist ein mediales Multitalent. 
Hier sammelt er Kostproben seiner journalistischen 
Arbeit als Intellektueller, wie das einst die Kunst von 
Hilde Spiel (1911–1990) war; und dies überwie-
gend in der Form des Gespräches, des Interviews. 
Gedankenreich, analytisch, mit bewundernswerter 
Sensibilität wird hier u. a. von John Malkovich, 
Margaret Thatcher, Madonna, Michel Piccoli, Yassir 
Arafat, Jean Seberg, Mikis Theodorakis, Vivienne 
Westwood, Papa Wemba, John le Carré und einem 
Dutzend weiterer Personen erzählt. Immer gehört 
ein Ort dazu: der Dschungel Borneos, Australien, 
Kyoto, die Mir, Monte Carlo, Los Angeles ... Nie 

wird nur von flüchtigen Ereignissen, erzählt, son-
dern immer vom halben oder ganzen Leben, des-
sen Brüchen, Tragik, Symptomatik.

Willemsens Neugier auf Menschen kennt 
keine Grenzen. So sehr er sich einfühlt: Er lässt 
sich von den Stars nicht gefangen nehmen. Kurz: 
Intellektualismus als Journalismus – vom Feinsten.

2.Flottau, Heiko: Vom Nil bis an den 
Hindukusch. Der Nahe Osten und 

die neue Weltordnung. München: Droemer 
Knaur Verlag 2004, 364 Seiten, 19,90 Euro.

Dieses Buch ist kein Schnellschuß zum Thema 
Irakkrieg. Heiko Flottau arbeitet mit großer 
Kontinuität als Korrespondent der Süddeutschen 
Zeitung, Sitz Kairo. Die Zeitung ist es, die »auch in  
finanziell schwierigen Zeiten mit Reiseerlaubnissen 
nicht geizte und auf diese Weise dazu beitrug, 
Kenntnisse des Autors zu vertiefen«. Dennoch: Es 
ist das Medium Buch, das dem umfassenden jour-
nalistischen Wissen über die nicht nur aktuellen, 
sondern von langer Dauer geprägten Sachverhalte 
gerecht wird. Die Zeittafel am Ende des Buches 
beginnt 762 mit der Gründung Bagdads, den 
Massakern europäischer Kreuzritter 1099 in 
Jerusalem und endet 2003 mit der Invasion des 
Irak. Heiko Flottau wählt dezidiert eine nicht-
eurozentrische, sondern eine »Perspektive der 
anderen Seite der zivilisatorischen und kulturellen 
Trennungslinie«. 

Erst in der inhaltlichen Konzentration eines 
solchen Buches wird deutlich, welch schreck-
liche Vergangenheit die jahrhunderte lange 
Auseinandersetzung zwischen dem christli-
chen Westen und der muslimischen Welt dar-
stellte. Und wie viel Torheit und »Mangel an  
Differenzierung«.  

»Wenn man ohne Fernseher aufgewachsen ist, genießt man das Medium auf die 
schönste Art: verschämt, wenn nicht schuldhaft. Jedenfalls mit Konträrfaszination. 
(...) Fernsehen ist Völkerkunde. Man trägt einen Knochen durch die Nase und 
phallisches Drohen zur Schau. Man lebt in Stammeskulturen, die digital sprechen 
können, ihre Ja-Nein-Gut-Böse-Impulse müssen so sicher funktionieren wie der 
Wechsel von Rotz und Wasser, Blut und Samen, Hysterie und Herzzerreißen. Die 
Mittel des Mediums sind so durchsichtig wie seine Absichten, immer lüstern auf 
Massen, immer das gemeinsame Vielfache suchend, den kleinsten Nenner, das 
Massenindividuum in jedem Einzelnen. So bildet sich Öffentlichkeit.« 

(Willemsen, Roger: Gute Tage. Begegnungen mit Menschen und Orten. 
Frankfurt am Main: S. Fischer 2004, S. 265f.; Platz 1)

Top-Ten-Buch      journalisus
Waffenhersteller kontrollieren zwei Drittel der französischen 
Tagespresse. Das jüngste Beispiel Serge Dassault und Le Figaro 
zeigt: Ihr Einfluss auf die Redaktionen ist bereits spürbar.
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3.Brändle, Stefan: Mythos Frankreich. 
Das »alte Europa« verliert seine 

Illusionen. Zürich: Verlag Orell Füssli 2004, 
244 Seiten, 24 Euro. 

Der Korrespondent zeigt Haltung, der Titel 
ist Programm: Vom Mythos und »verlorenen 
Illusionen« (Balzac) ist die Rede, ein paar Seiten 
später dann gar von der »Mythendämmerung«. 

Stefan Brändle lebt seit 15 Jahren in Paris und 
schreibt u.a. für die Frankfurter Rundschau, den 
Tages-Anzeiger und den Standard. Er kennt die 
Stadt, das Land, forscht nach der Befindlichkeit 
von Wirtschaft und Politik, nach Wandelzeichen 
in der französischen Gesellschaft. Er beschreibt 
eine politische Kultur mit Anfälligkeit für 
Verschleierung und Korruption, Integrations- und 
Rassismusproblemen, eine Komplizenschaft des 
Journalismus mit politischen Eliten. Er beobachtet 
den ambivalenten Kurs, den das Land zwischen 
Globalisierung, Staatsgläubigkeit, Neoliberalismus 
und Börsenkritik steuert. Seine Skepsis und Distanz 
führt zu vielschichtigen Befunden. Brändle schreibt 
keine “runden Geschichten”, er fordert seine Leser 
und er nimmt sie ernst. Das lohnt!

Unser Spezialtipp: Fremdsprachiger Jour
nalismus in der Übersetzung: Bensedrine, 
Sihem: Besiegte Befreite: Eine arabische 
Journalistin erlebt den besetzten Irak. 
München: Kunstmann 2004, 126 Seiten, 
12,90 Euro.  

Sihem Bensedrine, im Hamburger Exil leben-
de Journalistin und Galionsfigur des tunesischen 
Widerstands, legt eine komplexe Erkundung vor.  
Souverän arbeitet sie mit Rückblenden, Vergleichen, 
variiert Genres, wechselt von Beobachtung, 
Erinnerung und Analyse.

Offen schildert sie ihre Lerngeschichte: 
Bensedrine besuchte seit 1991 mehrfach den Irak. Als  
Mitglied des tunesischen Unterstützungskomitees 
für das irakische Volk hatte sie der inszenierten 
Regime-Propaganda geglaubt. Erst Nazera, eine 
irakische Ingenieurin, die sie 1993 kennenlernt, 

korrigiert ihr Bild: sie erfährt von Massakern, 
Folterungen, Unterdrückung. 

2003 reist sie als Journalistin in den Irak – ohne 
Mission – und erlebt ein Land im Chaos ohne 
demokratische Perspektive, Institutionen und 
Zivilgesellschaft - ein von Befreiern besetztes Land. 
Der Alltag ist schwierig. Die Infrastrukturen sind 
zerstört, die Flüsse verseucht und die Eliten begin-
nen, sich wieder zu arrangieren. Vergeblich sucht 
sie Nazera, sie macht die Freundin zur Adressatin 
eines inneren Dialogs in Briefform und gibt so der 
Reportage die narrative Klammer. 	 n

PLATZ 4 BIS 10
4. Bisky, Jens: Geboren am 13. August. Berlin: 
Rowohlt 2004, 17,90 Euro.

5. Bischof, Werner: 1916 – 1954. Leben und Werk, 
Marco Bischof (Hg.). Bern: Benteli Verlag 2004, 255 
Seiten, 65 Euro. 

6. Reitschuster, Boris: Wladimir Putin. Wohin steu-
ert er Russland? Reinbek: Rowohlt Verlag 2004, 336 
Seiten, 19,90 Euro.

7. Tóth, Barbara: Reifeprüfung. Prag 1989 – 25 
Porträts. Wien: Czernin Verlag 2004, 184 Seiten, 
EUR 20,10.

8. Michael Lüders: Im Herzen Arabiens.  Stolz 
und Leidenschaft - Begegnung mit einer zerissenen 
Kultur   Freiburg/Br.: Herder Verlag, 2004, 224 
Seiten, 19,90 Euro.

9. Anette Bruhns/Peter Wensierski: Gottes heim-
liche Kinder. Töchter und Söhne von Priestern 
erzählen ihr Schicksal. Deutsche Verlags-Anstalt, 
2004, 250 Seiten, 19,90 Euro.

10. Thomas Schuler: Die Mohns. Die Familie hinter 
Bertelsmann. Frankfurt/New York: Campus Verlag, 
2004, 372 Seiten, 24,90 Euro.

Zusammengestellt 
von Prof. Dr. 
Hannes Haas  
und Prof. Dr. 
Wolfgang R. 
Langenbucher.

Wolfgang R. 
Langenbucher ist 
Beiratsmitglied 
von Message.

Top-Ten-Buch      journalisus
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Trennungsgrundsatz

DER TIEFERE
SINN GILT NOCH
Barbara Baerns (Hrsg.): Leitbilder von 
gestern? Zur Trennung von Werbung und 
Programm. Eine Problemskizze und Einfüh-
rung. Wiesbaden 2004. VS Verlag für Sozial-
wissenschaften, 292 Seiten. 34,90 Euro.

VON HARALD RAU

Wenn Barbara Baerns bei wissenschaftlichen 
Tagungen mit ihren Einwürfen oder ganz 
generell mit Beiträgen und Publikationen 

in Erscheinung tritt, dann ist es immer wieder auch 
der Zeitgeist kommunikationswissenschaftlicher 
Forschung, den sie dokumentiert, analysiert, gerne 
auch seziert. So wie sie unlängst (im November) 
bei der Tagung der Fachgruppe Medienökonomie 
der Deutschen Gesellschaft für Publizistik und 
Kommunikationswissenschaft in Jena mit ihren 
hartnäckigen Rückfragen immer wieder die 
Wahrnehmung der wachsenden Bedeutung hyb-
rider Werbeformen einforderte und damit einmal 
mehr die Aufweichung des Trennungsgrundsatzes 
von Werbung und Programm ins Blickfeld rückte, 
so nutzt sie auch in »Leitbilder von gestern?« 
ihr Skalpell, um chirurgisch unter die Haut der 
Kommunikationswissenschaften zu gehen. 

Ihr Einstieg in diesen Reader ist mit vielen 
(insbesondere auch spannenden historischen) 
Beispielen gewürzt. Nicht immer wird der 
Tiefgang, den der Baerns-Leser wohl im Grunde 
immer einzufordern geneigt ist, auf den folgen-
den Seiten gehalten – auch wenn es fraglos einige 
Beiträge gibt, die die nähere Auseinandersetzung 
verdienen. In jedem Falle geben sie einen adä-
quaten Überblick über die Rechtsprechung in 
Deutschland und Europa (man beachte dazu ganz 
besonders den sorgfältig edierten Anhang), über 
ethische Implikationen (mit spitzer Feder: Stephan 
Ruß-Mohl) und der eine oder andere empirische 
Zugang zur Trennung von Werbung und andern 
Medieninhalten. Bei einigen Beiträgen fällt indes 
auf, dass sie vielleicht zweiter Aufguss sind oder 
zumindest eine etwas längere Lagerzeit überste-
hen mussten. Warum eigentlich dauert es oft so 
lange, bis neue Erkenntnisse auch öffentlich, in 

diesem Fall als Buch, zugänglich sind? Wann end-
lich gestehen auch die Geisteswissenschaften einer 
Onlinepublikation Wert zu? 

Bei aller Kritik: Man sollte bis zum Ende dieses 
Buches durchhalten. Denn im letzten Beitrag entwi-
ckelt Joachim Westerbarkey – fast sind wir es vom 
Weitgereisten nicht anders gewohnt – einen wirk-
lich bedeutsamen Ansatz. »Die Assimilationsfalle, 
oder was eigentlich vorgeht« ist ein kompakter, 
deshalb nicht weniger beeindruckender Beitrag 
zur Theoriebildung, denn er zeigt uns (zu unse-
rer aller Erleichterung), dass die Trennung von 
Werbung und Programm auch heute noch ihren 
tieferen Sinn besitzt. Wer sich als Praktiker mit 
hybriden Werbeformen beschäftigt, sollte an Seite 
204 dieses Readers nicht vorbeilesen…

Dr. Harald Rau lehrt Journalistik an der 
Universität Leipzig und arbeitet als Journalist

und Medienberater in Schriesheim.

11. September 2001

WaHR IST NuR DaS 
»AuSGEbLENDETE«?
Marie-Luise Bernreuther: Made in USA. 
Realitätskonstruktionen nach dem 11. 
September. Frankfurt a. M. 2004. Verlags-
gruppe Peter Lang. 291 Seiten. 42 Euro.

VON HANS J. KLEINSTEUBER

Wie konnte es geschehen, dass der Kampf 
gegen den Terror in Bagdad endete? Wie 
gelang es, den Amerikahasser Bin Laden, 

der sich erfolgreich dem militärischen Zugriff 
entzog, durch den früheren Amerikafreund 
Saddam Hussein zu ersetzen und ihn zum zen-
tralen Feindbild zu erheben? Eine systematische 
Erforschung der Rolle der Medien in der Phase 
nach dem 11. September 2001 ist überfällig. 

Marie-Luise Bernreuther, in der Vergleichenden 
Literaturwissenschaft und Medienforschung an 
der Europa Universität Viadrina in Frankfurt/Oder 
tätig, widmet sich dieser Aufgabe – und bewältigt 
sie nur begrenzt. Ihr Buch ist unglaublich mate-
rialreich angelegt, es eignet sich über Strecken 
gut, um als Informations-Steinbruch zum Thema 
zu dienen. Aber theoretisch und methodisch ist 
es doch sehr simpel angelegt. Die Autorin stellt 
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zu jedem Themenkomplex jeweils »inszenier-
te« und »ausgeblendete Realitäten« gegenüber. 
Zuerst lesen wir von der Realitätskonstruktion 
des US-Präsidenten inklusive seiner Leute und 
darauf die eigentliche, die andere Wahrheit. Die 
Gegenüberstellung ist problematisch, schließlich 
inszeniert nicht nur der Präsident, vielmehr ist 
politische Kommunikation ohne Inszenierung 
undenkbar. Konstruktivisten betonen (deren 
Vokabular Bernreuther ohne Prüfung über-
nimmt), dass Realitäten zwangsweise konstruiert 
sind. Die »ausgeblendeten« Realitäten erscheinen 
der Autorin dagegen eigentümlich uninszeniert 
und unkonstruiert – was sie offensichtlich nicht 
sein können. Sie scheinen die Wahrheit zu trans-
portieren, die den Regierenden abgeht.

Zieht man die nirgends erklärte Begrifflichkeit 
einmal ab, so bleibt vor allem eine gigantische 
Materialsammlung übrig, die interessant ist, 
freilich ohne Systematik präsentiert wird: Eine 
Abfolge von  Einzelbeispielen ersetzt systema-
tische Analyse. Auch die inzwischen zahlrei-
chen US-Forschungen werden nur begrenzt zur 
Kenntnis genommen. Bedenklich ist, dass die 
Fakten nicht immer stimmen. Nur ein Beispiel: 
Im Jahre 2002 hat Time Warner natürlich 
nicht AT&T übernommen (S. 19). Dabei ist die 
These sicherlich bedenkenswert, dass die US-
Außenpolitik unter Kontrolle der Wirtschaft steht 
(Ölinteressen, Verteidigungsindustrie) und die 
Medien ihr Sprachrohr sind. Aber die Amerikaner 
wussten dies und wählten ihren Bush dennoch. 

Sicherlich ist wahr, dass »Kriegslügen« ver-
breitet wurden und Bedrohungsszenarien 
politisch ausbeutbare Angst erzeugten. Aber 
warum dann ein Rundumschlag mit immer 
neuen Detai l informat ionen ohne innere 
Struktur? Und dann noch die metaphorische 
Übernahme der Schöpfungsgeschichte (ers-
ter Schöpfungstag: Anthrax etc.), so als sei 
Präsident Bush der liebe Gott! Nein, dieses 
Buch ertrinkt in Einzelinformationen, der grö-
ßere Zusammenhang geht darin vollends unter. 
Das Buch zur Berichterstattung nach dem 11. 
September 2001 muss wohl noch geschrieben 
werden.

Dr. Hans Kleinsteuber ist Professor für 
Politische Wissenschaft an der Universität 

Hamburg und Beiratsmitglied von Message.

Medienjournalismus

REIFEPRÜFuNG 
EINES RESSORTS
Maja Malik: Journalismusjournalismus. 
Funktion, Strukturen und Strategien der 
journalistischen Selbstthematisierung. 
Wiesbaden 2004. VS Verlag für Sozial-
wissenschaften. 429 Seiten. 38,90 Euro. 

VON SUSANNE FENGLER

Eine wechselvolle Geschichte hat das 
Medienressort in Deutschland in den ver-
gangenen Jahren durchgemacht: Während 

des Medienbooms der späten Neunziger legten 
sich immer mehr Zeitungen und Zeitschriften 
»Medienseiten« zu – die dann im Gefolge der 
Medienkrise 2001/ 2002 nicht selten eilig wie-
der abgebaut oder ausgedünnt wurden. Manche 
Beobachter feierten Medienberichterstattung 
als wichtigen Beitrag zur Qualitätssicherung 
im Journalismus, andere warnten vor 
Selbstbespiegelung und Cross-Promotion. 

Wo steht der Medienjournalismus in Deutschland 
nach den »Ups and Downs« der vergangenen 
Jahre – und wie beschreiben Medienjournalisten 
heute ihre Rolle und die Restriktionen, unter 
denen sie tätig sind? Antworten auf diese Fragen 
gibt Maja Malik in ihrer Dissertation, für die sie 
23 Medienjournalisten bei führenden deutschen 
Zeitungen und Zeitschriften sowie Regional- und 
Boulevardzeitungen in einer innovativen qualitati-
ven Studie befragt hat. 

Das Ergebnis von Maliks Forschungsarbeit, für 
die sie 2004 mit dem Dissertations-Förderpreis 
der Deutschen Gesellschaft für Publizistik und Ko
mmunikationswissenschaft ausgezeichnet wurde: 
Viele Tabus und »blinde Flecken«, die beispielswei-
se Holger Kreitling in einer vergleichbaren Studie 
Mitte der 90er Jahre noch konstatierte, gibt es 
inzwischen nicht mehr – auch wenn sich interes-
santerweise damals wie heute keiner der Befragten 
als »Kritiker und Kontrolleur der Medienbranche« 
verstand. Malik konstatiert in vielerlei Hinsicht 
(Recherchepraxis, Thematisierung von 
Konkurrenzmedien etc.) eine Professionalisierung 
des deutschen Medienjournalismus – und 
seine Emanzipation von Begehrlichkeiten der 
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Medienmanager, aber auch der lieben Kollegen, 
die ja nicht selten zugleich wichtige Informanten 
sind. Fazit: Ein Ressort schafft die Reifeprüfung. 

Susanne Fengler ist Oberassistentin am 
Institut für Publizistikwissenschaft und 

Medienforschung der Universität Zürich.

Nachschlagewerk

ÜbERaLL LauERT 
DER KaPITaLISMuS
Dieter Prokop: Gegen Medien-Lügen. Das 
neue Lexikon der Kulturindustrie. Hamburg 
2004. VSA-Verlag. 528 Seiten. 39,80 Euro.

VON KNUT HICKETHIER

Auf über 500 Seiten versammelt dieses 
Lexikon 123 Stichworte, die teilweise 
weitere Unterstichworte enthalten. Von 

»Abstraktion« bis »Zielgruppen«, von »Gefühls-
Arbeit: Beben und Marschieren« über »Ich habe 
es geschafft! JA! JA!« bis zu »Techno« und »System, 
Komplexitätslüge« reicht das Spektrum. Nach 
manchen Stichworten (z.B. »Ich liebe dich«) wird 
man hier nicht suchen, bei anderen (»Cultural 
Studies«) wird man nur auf neue Stichworte 
verwiesen, die jedoch woanders hinführen. Wild 
ist die Zusammensetzung der Stichworte, wirr ist 
der Inhalt.

Es geht um Polemik gegen die »Medien-Lügen«, 
die der Autor überall am Werke sieht. Dabei hat ja 
vieles, was Prokop schreibt, durchaus einen rich-
tigen Kern, doch er schlägt alles mit einem allzu 
groben Beil zurecht. Differenzierende Sichtweisen 
sind ihm fremd, abweichende Meinungen 
werden nicht zugelassen. Überall sieht er den 
Kapitalismus, die Verwertungsmaschinerie, die 
Manipulation am Werke. Im Stichwort »Aktiv 
mitklatschendes Publikum« wird eine Nähe des 
Pop-Publikums zu der »in den Hitlergruß ausbre-
chenden Bevölkerung« (S.35) hergestellt. Kein 
Oberflächenereignis in den Medien ist ihm zu 
platt, um daraus nicht auf die Wirklichkeit des 
machtgierigen Medienkapitalismus zu schließen.

Je länger man in diesem Buch liest, umso uner-
freulicher wird es, weil Prokop Belege schuldig 
bleibt, holzschnittartig argumentiert, häufig auch 
nicht über Sachverhalte informiert. Für eine kriti-

sche Medienwissenschaft, die der Autor gern und 
oft für sich reklamiert, steht jedoch eine solche 
schlichte Argumentationsweise nicht. Unter dem 
Stichwort »Glück« ist der Satz zu lesen: »Die 
Medien sind nie das Wichtigste im Leben« (S.175). 
Vielleicht sollte der Autor diesen Satz beherzigen 
und auf das Schreiben eines weiteren Buches über 
Medien verzichten.

Dr. Knut Hickethier ist Professor für 
Medienwissenschaft am Institut für Germanistik 

der Universität Hamburg.

Bertelsman

IRRTÜMER uND FEHLER
Irrtümer und FehlerThomas Lehning: Das 
Medienhaus. Geschichte und Gegenwart 
des Bertelsmann-Konzerns. Paderborn 2004. 
Wilhelm Fink Verlag. 348 Seiten. 29,90 
Euro.

VON THOMAS SCHULER

Thomas Lehning schreibt in »Das Medienhaus«, 
Bertelsmann habe sich »bis ins Jahr 1999 
hinein als Unternehmen des christlichen 

Widerstands« dargestellt und die Neue Zürcher 
Zeitung (NZZ) habe schließlich im März 1999 
enthüllt, dass dies »nicht der Wahrheit entsprach«. 
In Wirklichkeit war es die Weltwoche, die den 
wichtigen Bericht veröffentlichte, und zwar bereits 
im Oktober 1998. 

Ein Fehler, über den man großzügig hinwegse-
hen sollte? Nun ja, das Problem ist, dass die NZZ tat-
sächlich 1999 über die Situation berichtete und sich 
deshalb ein Bericht im Archiv findet. Der Fehler ist 
für einen Außenstehenden nicht leicht als solcher 
zu erkennen, zumal Lehning verschweigt, dass 
Bertelsmann 1998 versuchte, weitere Berichte zu 
verhindern und erst im Dezember 1998 reagierte 
und dann eine so genannte Historikerkommission 
zur Aufklärung einsetzte. Bei einem Buch, das vor-
gibt, die Brüche und Widersprüche in der Darstellung 
eines Unternehmens aufzuzeigen, ist das kein 
kleiner Fehler – immerhin waren die Ereignisse 
1998 der bislang größte Bruch in der Geschichte 
von Bertelsmann. Lehnings zeitliche Darstellung 
impliziert unausgesprochen, dass Bertelsmann sich 

– statt sich dem öffentlichen Druck zu beugen – von 
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sich aus an die Spitze der Aufklärer gesetzt hat. Das 
wäre ein völlig falscher Eindruck. 

Der Fehler zeigt das größte Problem des Buches: 
Mangelnde Recherche. Lehning hat offenbar nicht 
einen Namen verwechselt, sondern kennt die 
Abläufe nicht. Er hat nicht mit den Beteiligten 
gesprochen. Der Autor verweist auf jeder der mehr 
als 300 Seiten in Fußnoten auf Artikel, doch nir-
gendwo findet sich ein Hinweis, dass er auch nur 
eine einzige Person befragt hat. Dabei haben Autor 
und Verlag einen hohen Anspruch. Lehning will 
das erste Buch über Bertelsmann auf medienwis-
senschaftlichem Niveau veröffentlicht haben. Da 
er nur bekannte Artikel wiedergibt, hat er inhalt-
lich nichts Neues zu bieten, sondern verlegt sich 
auf die Theorie der »Bertelsmannisierung« der 
Welt, die er jedoch nicht hinreichend belegt. Die 
mangelnde Recherche erklärt auch, warum der 
Autor keinen Weg durch das Dickicht des globalen 
Unternehmens gefunden hat. Denn dazu wären 
Gespräche unerlässlich gewesen. 

In der Darstellung vergibt er sich zudem die 
Chance, das Gebilde durch die Personen, die es 
kontrollieren, zu beschreiben. In Wirklichkeit spielt 
sich die Macht bei Bertelsmann in dem Dreieck 
zwischen Eigentümern, Stiftung und Management 
ab. Lehning übergeht einfach zwei dieser drei 
Faktoren: Die Eigentümerfamilie kommt bei ihm 
nicht vor; die Stiftung ebenso wenig. 

Wenn er sie doch einmal erwähnt, macht er 
Fehler: So schreibt er, der Vorstand werde von der 
Familie Mohn und der Stiftung kontrolliert. Dabei 
besitzt die Stiftung nur Kapitalrechte und hat dem 
Vorstand des Unternehmens eben gerade nichts 
zu sagen. Das zentrale Bertelsmann-Prinzip der 
Trennung von Kapital- und Stimmrechten scheint 
der Autor nicht verstanden zu haben.

Lehning leistet lediglich, was jeder Journalist als 
erste Stufe der Recherche machen muss: ins Archiv 
gehen und sich einen Überblick verschaffen. Doch 
wer eine rasche Orientierung sucht, dem ist mit 
»Die Bertelsmann Methode« (Ueberreuter, 2001) 
mehr geholfen. Wem an Analyse liegt, dem sei 
»Bertelsmann« von Fischler/Böckelmann empfoh-
len. Bertelsmann kann nur dechiffrieren, wer das 
Gebilde versteht. Lehning ist dies nicht gelungen. 

Thomas Schuler ist freier Journalist und Autor 
des Buches »Die Mohns. Die Familie hinter 

Bertelsmann« (Campus Verlag).

Recherche

EIN BRÜCkENSCHLaG
Sven Preger: Mangelware Recherche. Münster 
2004. LIT Verlag. 176 Seiten, 9.90 Euro.

VON MICHAEL HALLER

Zum Glück gibt es ein paar Handbücher, die das 
Handwerk des Recherchierens beschreiben. 
Auch existieren einige theoretische Elaborate 

darüber, wie man sich das »System Journalismus« 
denken soll. Doch zwischen beiden klafft die 
Lücke einer wissenschaftlich basierten Reflexion 
der Praxis: Warum sind die Verhältnisse so und wo 
lassen sich Angelpunkte finden, sie zu verändern?

Mit solch einer Frage beschäftigte sich Sven 
Preger: Warum sehen sich die meisten Journalis
ten lieber als Chronisten, Schönschreiber oder 
Meinungsmacher, warum haben sie ein so zwie
spältiges Verhältnis zur Recherche? Herausge
kommen ist eine (als Abschlussarbeit verfasste) 
Bestandsaufnahme der Hemmnisse, die dem 
Recherchierjournalismus im Wege stehen.

Sven Preger entschied sich für ein (systemtheore
tisch unterfüttertes) Analysemodell: a.) die histo-
risch gewachsene politische Kultur in Deutschland, 
b.) die Organisation des Mediensystems sowie 
c.) die Arbeitsbedingungen und -weisen in den 
Redaktionen.

In allen drei Dimensionen trägt  er Beschreibungen 
und Forschungsbefunde zusammen. Ihn interessiert 
dabei die Diskrepanz, die zwischen der grundrecht-
lich verankerten Verpflichtung zur Recherche und 
dem ignorantischen Journalistenalltag besteht.

Ob die beigebrachten Begründungen für das 
Recherchierdilemma alle zutreffen, ist eine andere 
Frage. Zum Beispiel der Trend zur Boulevardisierung: 
Der ist in Großbritannien, wo mehr recherchiert 
wird, ausgeprägter. Also muss er kein Hemmnis 
sein. Auch bietet die Redaktionsforschung zur 
Arbeitsorganisation inzwischen präzisere Daten, als 
es die pauschale Kritik Pregers glauben macht.

Insgesamt aber bietet er eine zutreffende Beschrei
bung des Wirkungszusammenhangs, der in die nicht 
ganz neue Erkenntnis mündet: »Recherche ist im 
deutschen Journalismus nicht verankert« (S. 126). 
Nun also wären die Angelpunkte der Veränderung 
zu finden. 
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E
r sei ein »englisch angehauchter deut-
scher Journalist« gewesen, resümierte der 
langjährige Monitor-Chef Claus-Hinrich 
Casdorff mit Blick auf seine berufliche 

Sozialisation beim Nordwestdeutschen Rundfunk. 
»Es gibt eine ganze Menge«, so Casdorff, »was 
wir damals von den Engländern gelernt haben. 
Zum Beispiel die Trennung von Kommentar 
und Nachricht, die Einsatzbereitschaft und die 
Arbeitsweise.«

Schon wenige Monate nach dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs waren es zehn, fünfzehn, 
dann zwanzig Journalisten, die in der Hamburger 
Rothenbaumchaussee arbeiteten. Sie brachten 
frischen Wind ins politische Wort-Programm, vor 
allem im viertelstündigen Echo des Tages zwi-
schen 19.30 und 19.45 Uhr, dem Flaggschiff im 
Programm des NWDR. 

Die britischen Controllers, die das unzerstörte 
Funkhaus im Mai 1945 in Besitz genommen hat-
ten, sorgten schon bald für den Bezug welt- und 
deutschlandpolitischer Nachrichten über die gro-

ßen Agenturen. Doch 
für Berichte aus der 
Hansestadt und aus 
den unterschiedli-
chen Regionen in 
der britischen Besat
zungszone mussten 
die Reporter aus
schwärmen – unter 
ihnen Jürgen Roland, 
Max Helmut Rehbein, 
Carsten Diercks, 
Günter Schwermer, 

Heinz-Werner Hübner, Heino Landrock und 
Hermann Rockmann.

Das kleine Team der politischen Journalisten 
zeigte erstaunlich schnell klares Profil. Es sorgte 
dafür, dass zum Überleben wichtige Hinweise 
ins Programm kamen. Mit Rückendeckung der 
britischen Controllers gab man beispielsweise die 
Fahrpläne von Kohlezügen bekannt. Indirekt war 
dies ein Aufruf, sich Briketts von den langsam fah-
renden Zügen zu holen. 

Oder die mehrfach kolportierte Geschichte über 
ein Torflager vor den Stadtgrenzen Hamburgs: 
Mit der Auskunft des wachhabenden britischen 
Soldaten, dieser Torf brenne nicht, gab sich der 
Zeitfunk-Reporter nicht zufrieden. Listig stellte er 
die Aussage auf die Probe und hielt sein Mikrofon 
offen, als sich ein kleines Feuer entfachte. Für eine 
Bevölkerung, die fror und jede Nacht Kältetote zu 
beklagen hatte, waren diese Themen von enormer 
Bedeutung.

Unbequeme Fragen
Dieser engagierte Einsatz machte auch vor deut-
schen Beamten nicht Halt. Warum bildete sich eine 
so lange Schlange vor der Tür des Arbeitsamtes? 
Warum ging es mit der Arbeitsvermittlung nicht 
vorwärts? In der Überzeugung, hier gleichsam als 
Anwalt der Hörer zu handeln, bat Jürgen Roland 
spontan die Feuerwehr um Unterstützung und 
kletterte mit deren Leiter vor das Fenster des 
Behördenchefs, um seine unbequemen Fragen zu 
stellen. 

Kein Wunder also, dass die Reporter des NWDR 
in den Rathäusern und Amtsstuben alles andere 
als gern gesehene Gäste waren.

Nach 1945 entwickelte sich im NWDR ein forscher Journalismus- 
stil, der sich an englischen Vorbildern orientierte. Prompt versuch-
ten die Parteien, den Sender unter ihre Kontrolle zu bekommen.

VON HANS-ULRICH WAGNER

Antidemokrati

NWDR-Übertragungswagen von 1946 (Privatfoto)

Auf dieser Seite berichten 
Journalistik-Fachleute 
über Umbrüche und 

Sternstunden, die den Journalis
mus nachhaltig verändert und 
zum Berufsbild des Journalisten 
beigetragen haben. 
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Nur wenige Monate zuvor waren nicht wenige 
Mitarbeiter des NWDR noch ganz selbstverständ-
lich als Frontberichterstatter in den Dienst der 
Propagandakompanien eingebunden gewesen. Für 
viele war dieses neue Selbstverständnis eine Art 
Befreiung. »Mit einem Mal waren wir in der Lage, 
uns über Dinge, die uns politisch bewegten, frei 
zu äußern«, schilderte Carsten Diercks und führte 
sicherlich generationstypisch aus: »Das haben wir 
natürlich ausgenutzt.«

Unter Druck
Die erstaunliche und so offensiv vertretene 
Anwaltschaft für das Publikum blieb nicht unan-
gefochten. Am 1. Oktober 1946 übernahm der 
neue »Chief Controller« Hugh Carleton Greene 
die Aufgabe, das Rundfunkwesen in der britischen 
Besatzungszone neu zu ordnen. Der ehemalige 
Leiter des deutschsprachigen Dienstes der BBC 
wollte die Unabhängigkeit des Rundfunks sicher-
stellen: »Ich meine die Unabhängigkeit gegenüber 
den einzelnen politischen Parteien und gegenüber 
etwaiger zukünftiger Regierungsstellen.« Doch 
schon wenige Monate später überschlugen sich 
die Ereignisse.

Greenes Gegner wurden die deutschen 
Parteien, die sich als einzige legitimierte Vertreter 
der Bevölkerung verstanden. Als im Frühjahr 
1947 durchsickerte, dass eine ganze Reihe 
von Mitarbeitern des NWDR-Hamburg wegen 
Fälschung ihrer biografischen Angaben angeklagt 
war, Greene sich jedoch weigere, die Namen 
bekannt zu geben, geriet der Chief Controller 
unter Druck. Zwischen 12. Mai und 9. Juni 1947 
äußerten die Vertreter der vier stärksten Parteien  
SPD, CDU, KPD und FDP massive Kritik am »anti-
demokratischen« Kurs des NWDR und forderten 
die Einrichtung politscher Kontrollgremien.

Die ansonsten liberale britische Personalpolitik 
kannte bei denjenigen, die bewusst falsche Angaben 
über ihre NS-Vergangenheit in ihrem Fragebogen 
gemacht hatten, kein Pardon. Bis Ende 1947 wur-
den insgesamt 22 Mitarbeiter des NWDR entlas-

sen – ohne dass es des Muskelspiels der deutschen 
Parteien bedurft hätte. Die Fragebogen-Affäre war 
jedoch der Anlass für eine Auseinandersetzung, 
bei der es um mehr ging: nämlich um den Versuch 
der Politiker, den Sender unter ihre Kontrolle zu 
bringen. Greene reagierte mit dem süffisanten 
Kommentar, dem von ihm geleiteten Sender 
werde offenbar sowohl marxistische als auch natio
nalsozialistische 
Unterwanderung 
unterstellt. 

Vor allem die 
Sozialdemokraten 
setzten publizis-
tisch nach. Wahr
scheinlich war es 
der später führen-
de SPD-Politiker Herbert Wehner, der in der SPD-
Tageszeitung Hamburger Echo die NWDR-Sendung 
Echo des Tages als »Brutstätte antidemokratischer 
Hetze« bezeichnete. Wie sehr journalistische 
und satirische Kritik in den Nachkriegsjahren als 
destruktiv empfunden wurde, faßte die von der SPD 
in Hannover 1948 vorgelegte »Denkschrift über 
Verfassung und Programmgestaltung des NWDR« 
zusammen. Ihr medienpolitisches Bekenntnis lau-
tete: »Die Grundlagen der Demokratie sind aber 
die Parteien [...]. Mögen sie Fehler haben, so ist 
das eine Angelegenheit, die überwunden werden 
muss; man kann aber die Arbeit nicht damit begin-
nen, dass man von Anfang an nur mit den Fingern 
auf die Fehler weist. Ein solches Verfahren unter-
miniert die Arbeit, die doch gerade im Interesse 
der Öffentlichkeit geschieht.« 

Als am 1. Januar 1948 die Militärverordnung 
Nr. 118 in Kraft trat und der NWDR somit als 
erste öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalt in 
Deutschland seinen Programmbetrieb verantworten 
konnte, standen sich unterschiedliche Modelle von 
Öffentlichkeit gegenüber – ein Zündstoff für wei-
tere, erbittert geführte Auseinandersetzungen über 
den Einfluss der Parteien auf den Rundfunk.	n

www.nwdr-geschichte.de

sche Hetze?

Dr. Hans-Ulrich 
Wagner ist Medien
wissenschaftler am 
Hans-Bredow-Institut 
in Hamburg, wo er 
ein Forschungspro
jekt zur Geschichte 
des Rundfunks in 
Norddeutschland 
bearbeitet.

Meldungen über die Fahrpläne 
der Kohlezüge waren wichtig für 
eine Bevölkerung, die fror und jede 
Nacht Kältetote zu beklagen hatte. 
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Der Cartoonist Steve Breen wurde am 26. April 1970 in Los Angeles geboren. 1998 gewann er  den 
Pulitzer-Preis in der Kategorie Editorial Cartooning. Seit Juli 2001 arbeitet er für die San Diego Union-
Tribune. Frühere Arbeiten von Steve Breen finden sich im Netz unter www.injersey.com/breen, aktuelle 
Cartoons unter www.signonsandiego.com/news/features/breen.

Über zwanzig Jahre stand der CBS-Nachrichtenmoderator Dan Rather für Qualitätsjournalismus, bis ihn 
die Präsentation gefälschter Dokumente über George W. Bushs Dienst bei der Nationalgarde zum Rücktritt 
zwang. Die am 21. September 2004 in der San Diego Union-Tribune abgedruckte Karikatur schlägt als 
Krisenmanagement für CBS vor, zu alten journalistischen Standards – wie sie unter Walter Cronkite Realität 
waren – zurückzukehren. 

Dr. Thomas Knieper ist Kommunikationswissenschaftler an der Universität München.
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�µ�µ�µ�µ�µ�µ�µ�µ�µ�µ�µ�µ�µ�µ�Ñ�>�L� �›�›�‹�i�Å�Ó�µ�Ñ���i�Å�Ñ�*�Å�i�‹�È�Ñ�L�i�Ó�Å�B�€�Ó�Ñ�w�á�Å�Ñ
�È�i�V�ˆ�È�Ñ���Þ�È�€�>�L�i�›�Ñ�•�B�ˆ�Å�’�‹�V�ˆ�Ñ�� �Ñ�}�Î�]�í�Û�Ñ�²�ë�ë�€�’�µ�Ñ�� �Ñ�Î�]�§�}�Ñ
�6�i�Å�È�>�›�`�³�µ�Ñ�7�i�›�›�Ñ�‹�V�ˆ�Ñ�›�‹�V�ˆ�Ó�Ñ�È�i�V�ˆ�È�Ñ�7� �V�ˆ�i�›�Ñ�ä� �Å�Ñ
�
�›�`�i�Ñ�`�i�È�Ñ�	�i�ë�Þ�€�È�ë�i�‹�Ó�Å�>�Þ�–�È�Ñ�‘�á�›�`�‹�€�i�]�Ñ�ä�i�Å�’�B�›�Š
�€�i�Å�Ó�Ñ�È�‹�V�ˆ�Ñ�`�>�È�Ñ���L� �Ñ�Þ�–�Ñ�i�‹�›�Ñ�å�i�‹�Ó�i�Å�i�È�Ñ���>�ˆ�Å�µ�Ñ

�8�J�E�F�S�S�V�G�T�H�B�S�B�O�U�J�F����
���‹�i�È�i�Ñ�	�i�È�Ó�i�’�’�Þ�›�€�Ñ�‘�>�›�›�Ñ�‹�V�ˆ�Ñ�‹�›�›�i�Å�ˆ�>�’�L�Ñ�ä� �›�Ñ
�ë�i�ˆ�›�Ñ�/�>�€�i�›�Ñ�`�Þ�Å�V�ˆ�Ñ�È�V�ˆ�Å�‹�w�Ó�’�‹�V�ˆ�i�Ñ���‹�Ó�Ó�i�‹�’�Þ�›�€�Ñ
�>�›�Ñ�¾�7�‹�Å�Ó�È�V�ˆ�>�w�Ó�È�•� �Þ�Å�›�>�’�‹�È�Ó�¿�]�Ñ�V�Ð� �Ñ���i�`�‹�i�›�Š
�w�>�V�ˆ�ä�i�Å�’�>�€�Ñ�"�L�i�Å�>�Þ�i�Å�]�Ñ�*� �È�Ó�w�>�V�ˆ�Ñ�§�§�y�Û�]�Ñ�n�Õ�Õ�n�§�Ñ
���Å�i�‹�’�>�È�È�‹�›�€�]�Ñ�å�‹�`�i�Å�Å�Þ�w�i�›�µ�Ñ�<�Þ�Å�Ñ���Å�‹�È�Ó�å�>�ˆ�Å�Þ�›�€�Ñ
�€�i�›�á�€�Ó�Ñ�`�‹�i�Ñ�Å�i�V�ˆ�Ó�ë�i�‹�Ó�‹�€�i�Ñ���L�È�i�›�`�Þ�›�€�µ�l

�%�J�F���O�F�V�F��
�;�F�J�U�T�D�I�S�J�G�U���G�•�S��
�8�J�S�U�T�D�I�B�G�U�T��
�K�P�V�S�O�B�M�J�T�U�F�O

�8�B�D�I�T�F�O�E�F���7�F�S�S�P�I�V�O�H�����7�i�’�V�ˆ�i�Ñ
��� �Þ�Å�›�>�’�‹�È�Ó�i�›�Ñ�È�‹�›�`�Ñ�w�á�Å�Ñ�-�‹�i�Ñ�å�‹�V�ˆ�Š
�Ó�‹�€�»�Ñ�7�i�’�V�ˆ�i�Ñ�,�i�`�>�‘�Ó�‹� �›�i�›�»�Ñ�7�‹�i�Ñ
�L�i�å�i�Å�Ó�i�›�Ñ�-�‹�i�Ñ�`�‹�i�Ñ�+�Þ�>�’�‹�Ó�B�Ó�Ñ�`�i�Å�Ñ
�7�‹�Å�Ó�È�V�ˆ�>�w�Ó�È�L�i�Å�‹�V�ˆ�Ó�Ñ�i�Å�È�Ó�>�Ó�Ó�Þ�›�€�»�Ñ
���>�È�Ñ�å� �’�’�Ó�i�›�Ñ�å�‹�Å�Ñ�i�Å�›�i�Þ�Ó�Ñ�ä� �›�Ñ�`�i�›�Ñ
��� �–�–�Þ�›�‹�‘�>�Ó�‹� �›�È�V�ˆ�i�w�Ñ�`�i�Å�Ñ�€�Å� �•�i�›�Ñ
�`�i�Þ�Ó�È�V�ˆ�i�›�Ñ�1�›�Ó�i�Å�›�i�ˆ�–�i�›�Ñ�å�‹�È�È�i�›�Ñ
�r�Ñ�Þ�›�`�Ñ�i�Å�ˆ�‹�i�’�Ó�i�›�Ñ�å�‹�i�`�i�Å�Ñ�á�L�i�Å�Å�>�È�V�ˆ�i�›�Š
�`�i�Ñ���›�Ó�å� �Å�Ó�i�›�µ

�'�S�P�O�U�B�M���H�F�H�F�O���E�F�O���'�F�M�T�������ˆ�›�Ñ�Ó�Å�>�w�i�›�Ñ
�-�V�ˆ�‹�V�‘�È�>�’�È�È�V�ˆ�’�B�€�i�]�Ñ�`�‹�i�Ñ�w�á�Å�Ñ�`�Å�i�‹�Ñ
���i�L�i�›�Ñ�Å�i�‹�V�ˆ�Ó�i�›�\�Ñ�<�å�i�‹�Ñ�
�ˆ�i�w�Å�>�Þ�i�›�Ñ
�ä�i�Å�’� �Å�Ñ�"�,���Š�-�Ó�>�Å�–� �`�i�Å�>�Ó� �Å�Ñ�7�>�’�Ó�i�Å�Ñ
�-� �›�›�’�i�‹�Ó�›�i�Å�Ñ�`�Þ�Å�V�ˆ�Ñ���Å�i�L�È�]�Ñ�i�‹�›�Ñ�`�Å�‹�Ó�Ó�i�È�Ñ
���>�’�Ñ�Ó�Å�>�w�Ñ�`�‹�i�Ñ���Å�>�›�‘�ˆ�i�‹�Ó�Ñ�‹�ˆ�›�Ñ�È�i�’�L�È�Ó�µ�Ñ
���L�i�Å�Ñ�&�È�Ó�i�Å�Å�i�‹�V�ˆ�È�Ñ�L�i�‘�>�›�›�Ó�i�È�Ó�i�Å�Ñ
�7�‹�Å�Ó�È�V�ˆ�>�w�Ó�È�•� �Þ�Å�›�>�’�‹�È�Ó�Ñ�ˆ�>�Ó�Ñ�›� �V�ˆ�Ñ�i�‹�›�Ñ
�°�>�>�Å�Ñ�,�i�V�ˆ�›�Þ�›�€�i�›�Ñ� �w�w�i�›�µ

�%�J�F���E�S�F�J���1�S�P�C�M�F�N�[�P�O�F�O�����Û�í�í�y�Ñ�å�‹�Å�`�Ñ�w�á�Å�Ñ
�`�‹�i�Ñ���Å�Þ�›�i�Å�Ñ�¸�Ñ���>�ˆ�Å�Ñ�7�‹�Å�Ó�È�V�ˆ�>�w�Ó�È�°�Å�i�È�È�i�Ñ
�i�‹�›�Ñ���>�ˆ�Å�Ñ�`�i�Å�Ñ�6�i�Å�B�›�`�i�Å�Þ�›�€�Ñ�r�Ñ�–�>�’�Ñ
�å�‹�i�`�i�Å�µ�Ñ

�6�O�U�F�S���E�F�N���H�M�F�J�D�I�F�O���(�F�T�F�U�[�����*�i�Ó�i�Å�Ñ
���’� �Ó�ë�Ñ�á�L�i�Å�Ñ�`�>�È�Ñ�6�i�Å�ˆ�B�’�Ó�›�‹�È�Ñ�ä� �›�Ñ
��� �Þ�Å�›�>�’�‹�È�–�Þ�È�Ñ�Þ�›�`�Ñ�1�›�Ó�i�Å�›�i�ˆ�–�i�›�È�Š
�‘� �–�–�Þ�›�‹�‘�>�Ó�‹� �›�µ

�%�F�O���&�J�O�T�U�J�F�H���F�S�M�F�J�D�I�U�F�S�O�������‹�i�Ñ
���i�`�‹�i�›�L�Å�>�›�V�ˆ�i�Ñ�i�›�Ó�`�i�V�‘�Ó�Ñ�`�>�È�Ñ
���>�›�>�€�i�–�i�›�Ó�È�Ó�Þ�`�‹�Þ�–�µ�Ñ���‹�i�Ñ�6�i�Å�’�>�€�i�Ñ
�È�i�Ó�ë�i�›�Ñ�`�>�L�i�‹�Ñ�ä� �Å�Ñ�>�’�’�i�–�Ñ�>�Þ�w�Ñ�`�‹�i�Ñ
���>�–�L�Þ�Å�€�Ñ���i�`�‹�>�Ñ�-�V�ˆ� � �’�µ

��

�8�J�M�M�L�P�N�N�F�O

�A�B�O�W�J�I�N�H�A�L�T���������������I�N�D�D�������� �������������������������������������������5�H�R
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